Soziale Sicherung im Uberblick



Einleitung

Einleitung

»Die Bundesrepublik Deutschland ist ein
demokratischer und sozialer Bundesstaat”

Artikel 20, Abs.1des Grundgesetzes

Unser Land ist stark, weil es sozial ist. Unsere sozialen Sicherungssysteme gehéren zu den leistungsfdhigsten der Welt.
Sie sind ein Standortfaktor, denn sie starken unsere Wirtschaftskraft. Und sie verbessern die Teilhabechancen vieler
Biirgerinnen und Biirger.

Das soziale Netz haben Frauen und Manner tiber viele Generationen hinweg gekniipft. Damit es fest und dicht bleibt,
missen wir es immer wieder erneuern und verdnderten Bedingungen anpassen.

Der Sozialstaat, die soziale Marktwirtschaft gehoren zu den gro3en Traditionen Deutschlands. Der Sozialstaat macht
unser Land lebenswerter und hat in der Welt einen guten Klang. Ich will, dass das auch in Zukunft so bleibt.

Ursido o ded =

Dr. Ursula von der Leyen
Bundesministerin fiir Arbeit und Soziales
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Kindergeld, Bundeserziehungsgeld

Kindergeld, Bundeserziehungsgeld

Elternzeit, Unterhaltsvorschuss, Kinderzuschlag, Bundeselterngeid

Kinder machen Freude - nattirlich. Aber Kinder kosten auch Geld. Lebensmittel, Kleidung, Ausbildung, Spielzeug — all das
miissen die Eltern erst einmal bezahlen. Dabei hilft ihnen das Kindergeld. Das als Steuervergtitung gezahlte Kindergeld dient
dabeli in erster Linie dem Ziel, die verfassungsrechtlich gebotene Steuerfreistellung von Einkommen in Héhe des Existenz-
minimums eines Kindes sicherzustellen. Ein dartiber hinausgehender Teil des Kindergeldes dient der Forderung der Familie.

lhre Rechte

Wer Kinder hat und in Deutschland wohnt, hat Anspruch auf Kindergeld. Dies gilt auch fiir Auslénder, wenn sie eine
giiltige Niederlassungserlaubnis oder Aufenthaltserlaubnis zu bestimmten Zwecken besitzen. Kindergeld kénnen
jedoch auch Véater und Miitter erhalten, die - etwa aus beruflichen Griinden - fiir einige Zeit im Ausland leben. Aller-
dings zahlt der Staat das Kindergeld nur fiir Kinder, die im Bundesgebiet oder einem Mitgliedstaat der EU oder der
Schweiz leben (wobei es auch hier, wie tiberall, Ausnahmen gibt).

Wichtig:
Fir jedes Kind erhédlt nur eine Person Kindergeld. Eltern kdnnen grundsatzlich frei wahlen, wer von ihnen das Kindergeld fir
die Kinder erhalt, die zu ihrem Haushalt gehoéren.

Leben die Eltern getrennt oder sind sie geschieden, so wird das Kindergeld an denjenigen gezahlt, bei dem das Kind lebt.
Aber was ist mit Kindern, die nicht bei den Eltern leben? Dann erhalt im allgemeinen derjenige das Kindergeld, in dessen
Haushalt die Kinder leben oder der den tiberwiegenden Unterhalt fir sie trégt.

Fiir welche Kinder erhalten Sie Kindergeld?

Kindergeld erhalten Sie auch fiir

m  Kinder des Ehegatten, wenn sie in Ihrem Haushalt leben,

m Pflegekinder, wenn sie in Ihrem Haushalt leben, fiir ldangere Zeit zu Ihrer Familie geh6ren und nicht mehr unter der
Obhut und Pflege ihrer Eltern stehen,

m Enkelkinder, wenn Sie sie in Ihren Haushalt aufgenommen haben. Trifft eines dieser Kriterien auf Sie zu? Dann
erhalten Sie in jedem Fall Kindergeld fiir Kinder, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Sie bekommen
jedoch unter bestimmten Umstédnden weiterhin Kindergeld, wenn das Kind &lter ist als 18 Jahre.

Die Altersgrenze liegt bei 25 Jahren, wenn der junge Mensch

s noch zur Schule geht oder einen Beruf erlernt und seine Einkiinfte und Beziige nicht mehr als 8.004 EUR im
Kalenderjahr betragen. Von den Einkiinften und Beziigen sind besondere Ausbildungskosten abzuziehen. Hierzu
zdhlen u.a. Aufwendungen fiir Wege zwischen Wohnung und Ausbildungsstétte, fiir bei der Ausbildung benétigte
Biicher und Arbeitsmittel und fiir Studiengebiihren. Da wdahrend des gesamten Kalenderjahres Einkiinfte und
Beziige bis insgesamt 8.004 EUR ohne Verlust des Kindergeldanspruchs erzielt werden kénnen, haben Einkiinfte
von Studenten wahrend der Semesterferien in vielen Fillen keine Auswirkung. Zur Ausbildung zéhlt auch eine kurz-
fristige Ubergangszeit zwischen zwei Ausbildungsabschnitten.

= einfreiwilliges soziales oder 6kologisches Jahr nach den jeweiligen Forderungsgesetzen oder einen Freiwilligen-
dienstim Aktionsprogramm ,Jugend in Aktion“ der EU oder einen anderen Dienstim Ausland im Sinne von § 14b
des Zivildienstgesetzes oder einen entwicklungspolitischen Freiwilligendienst ,,weltwérts“ im Sinne der Richtlinie
des Bundesministeriums fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom 1. August 2007 leistet oder
einen Freiwilligendienst aller Generationen im Sinne von § 2 Abs. 1a des Siebten Buches Sozialgesetzbuch.
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=» eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatzes nicht beginnen oder fortsetzen kann.
= biszum vollendeten 21. Lebensjahr wird ein Kind beriicksichtigt, das ohne Beschéftigung und bei einer Agentur fur
Arbeit als Arbeitssuchender gemeldet ist. Auch hier gilt der Grenzbetrag von 8.004 EUR.

Regelungen fiir Sonderfille

Unter bestimmten Voraussetzungen erhalten Eltern auch dann noch Kindergeld, wenn ihre Kinder élter sind als

25 Jahre.

Wie kommen Sie an das
Kindergeld?

Um Kindergeld zu
bekommen, miissen Sie
einen Antrag stellen.

Die Familienkassen

bei den Agenturen fir
Arbeit (bei 6ffentlichen
Arbeitgebern deren
Familienkassen) helfen
Ihnen gerne weiter.

Die Bundesagentur fir
Arbeit hatinihrem
Internetangebot
www.Bundesagentur-
fuer-Arbeit.de eine
Vielzahl von Formularen
und die einzelnen Stand-
orte der Kindergeld-
kassen angegeben.

So wird Kindergeld fiir iiber 25-jdhrige S6hne gezahlt, die noch in der Ausbildung sind und den
gesetzlichen Grundwehr- oder Zivildienst geleistet haben. Fur sie erhoht sich die Altersgrenze von
25 Jahren um den Zeitraum, die der Dauer des gesetzlichen Grundwehr- oder Zivildienstes ent-
spricht. Beispiel: Hat der Sohn z.B. 9 Monate Grundwehrdienst geleistet, kdnnen die Eltern das
Kindergeld erhalten, bis er 25 Jahre und neun Monate alt ist, falls die Einkiinfte und Beziige nicht
mehr als 8.004 EUR jahrlich betragen.

Fiir behinderte Kinder, die wegen ihrer Behinderung au8erstande sind, sich selbst zu unterhalten,
erhalten die Eltern iber das 25. Lebensjahr hinaus Kindergeld, falls die Behinderung vor diesem
Zeitpunkt eingetreten war.

Vollwaisen erhalten fiir sich selbst 184 EUR Kindergeld in Monat, wenn fiir sie keine andere Person
Anspruch auf Kindergeld oder eine vergleichbare Leistung hat. Das gilt auch fiir Kinder, die den
Aufenthaltsort ihrer Eltern nicht kennen.

Gesetze

Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Einkommensteuergesetz und im Bundeskindergeld-
gesetz.

Information

Haben Sie weitere Fragen zum Kindergeld? Bitte wenden Sie sich an die Familienkassen bei den
Agenturen fir Arbeit.

Der Kinderfreibetrag und der Freibetrag fiir Betreuung und Erziehung oder Ausbildung

Wird mit der Zahlung des Kindergeldes das Existenzminimum des Kindes nicht steuerlich freigestellt, sind ein
Kinderfreibetrag (4.368 EUR im Jahr) und der Freibetrag fiir Betreuung und Erziehung oder Ausbildung (2.640 EUR im
Jahr) vom Einkommen abzuziehen. Das bereits erhaltene Kindergeld wird mit der steuerlichen Auswirkung der Frei-
betrdage verrechnet. Ob das Kindergeld zu der verfassungsrechtlich gebotenen Steuerfreistellung ausreicht, wird bei
der Veranlagung zur Einkommensteuer gepriift.
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Die Kinderzulage

Die Kinderzulage (frither Baukindergeld) erhalten Anspruchsberechtigte, die eine eigene Wohnung oder ein Haus
gebaut oder gekauft haben, bis zu acht Jahre lang zusétzlich zum normalen Kindergeld im Rahmen der Eigenheim-
zulage. Sie betragt fiir selbst genutzte Wohnungen, bei denen der Kaufvertrag vor dem 1. Januar 2004 abgeschlossen
wurde oder bei denen mit der Herstellung durch die Anspruchsberechtigten vor dem 1. Januar 2004 begonnen wurde
767 EUR je Kind und Jahr. Haben die Anspruchsberechtigten bis zum 31. Dezember 2005 mit der Herstellung begonnen
oder den Kaufvertrag abgeschlossen, erhalten sie einen Férderbetrag von 800 EUR. Da zum 1. Januar 2006 die Eigen-
heimzulage abgeschafft wurde, wird fiir neue Objekte auch die Kinderzulage nicht mehr gewahrt. Anspruchsbe-
rechtigte, die bisher bereits Eigenheimzulage erhalten haben, wird die Kinderzulage fiir den verbleibenden Forderzeit-

raum weitergezahlt.

Die Elternzeit

Die Elternzeit setzt ein bestehendes Arbeitsverhaltnis voraus.

Die Eltern kénnen, wenn sie wollen, die bis zu dreijdhrige Elternzeit fir
ein Kind ganz oder zeitweise auch gleichzeitig nehmen. Elternzeit
kann aber auch nur fiir die Partnermonate des Elterngeldes genutzt
werden. Bei gleichzeitiger Inanspruchnahme der Elternzeit durch
beide Elternteile ist zu beachten, dass dadurch kein Sozialhilfe-
anspruch entsteht, d.h. die Eltern miissen in dieser Zeit selbst fiir die
Sicherung ihres Lebensunterhalts aufkommen. Mit Zustimmung des
Arbeitgebers ldsst sich auBBerdem bis zu ein Jahr der Elternzeit tiber-
tragen auf die Zeit zwischen dem 3. und 8. Geburtstag des Kindes.
Jeder Elternteil, der Elternzeit nimmt, kann bei Vorliegen folgender
Voraussetzung bis zu 30 Stunden woéchentlich arbeiten. Ein Anspruch
auf Teilzeitarbeit mit 15-30 Wochenstunden besteht, wenn das Arbeits-
verhdltnis bereits ldnger als 6 Monate besteht, im Unternehmen
regelmédBig mehr als 15 Mitarbeiter beschéftigt sind, die Teilzeit

15-30 Wochenstunden betrdgt und keine dringenden betrieblichen
Griinde entgegenstehen. Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer hat
das Recht, nach der Elternzeit zu der Arbeitszeit zuriickzukehren, die
vor Beginn der Elternzeit galt. Fiir die Elternzeit gilt eine Anmeldefrist
von 7 Wochen gegentiber dem Arbeitgeber. Der Anspruch auf Ver-
ringerung der Arbeitszeit muss spatestens 7 Wochen vor geplanter
Aufnahme der Teilzeittatigkeit mitgeteilt werden.

Der Kiindigungsschutz beginnt mit der Anmeldung der Elternzeit,
frithestens jedoch acht Wochen vor ihrem Beginn und gilt bis zum
Ende der angemeldeten Elternzeit.

Wie hoch ist das Kindergeld?

Sie erhalten pro Monat

—fiirdie ersten beiden Kinder jeweils 184 EUR,
—fiir das dritte Kind 190 EUR,

—fiir das vierte und jedes weitere Kind 215 EUR.

Kindergeld wird unabhangig vom Elterneinkommen
gezahlt. Im Familienleistungsausgleich kommt ent-
weder das Kindergeld in Form einer Steuervergtitung
oder der Kinderfreibetrag sowie der Freibetrag fir
Betreuung und Erziehung oder Ausbildung zur Anwen-
dung. Im laufenden Jahr wird Kindergeld gezahlt. Bei
derVeranlagung zur Einkommensteuer wird von Amts
wegen geprift, ob mit dem Kindergeld die
verfassungsgemafRe Besteuerung sichergestellt wird
(mit anderen Worten: ob nicht von den Eltern zuviel
gezahlte Steuer damit zuriickgezahlt wurde). Ist dies
nicht der Fall, wird der Kinder- sowie der Freibetrag fir
Betreuung und Erziehung oder Ausbildung vom
Einkommen abgezogen und das gezahlte Kindergeld
verrechnet. Beim Kindergeld verbleibt es, wenn das fiir
die Eltern glinstiger ist.

Das Kindergeld wird von den Familienkassen der Agen-
turen fiir Arbeit oder der 6ffentlichen Arbeitgeber aus-
gezahlt.
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Gesetze

Die Grundlagen zum Erziehungsgeld und zur Elternzeit finden Sie in der Broschiire , Elterngeld und Elternzeit®.
Weitere Auskiinfte erteilen die Mitarbeiter des Service-Telefons des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 7.00 bis 18.00 Uhr unter der Telefonnummer 01801-907050.

Der Unterhaltsvorschuss

Leistungen/Voraussetzungen

Als besondere Hilfe fiir Alleinerziehende sichert das Unterhaltsvorschussgesetz (UVG) aus 6ffentlichen Mitteln den Min-
destunterhalt von Kindern abziiglich des Kindergeldes fiir ein erstes Kind, wenn die Kinder keinen oder keinen
regelméBigen Unterhalt vom anderen Elternteil erhalten.

Unterhaltsvorschuss wird bis zu einem Kindesalter von 12 Jahren und ldngstens fiir insgesamt 72 Monate geleistet.
Unterhaltsvorschuss bedeutet: den gesetzlichen Mindestunterhalt geméf § 1612a Abs.1BGB minus des fiir ein erstes
Kind zu zahlenden Kindergeldes. Danach betrdgt der Unterhaltsvorschuss je nach Alter des Kindes ab 01.01.2010 monat-
lich

s flrKinder unter 6 Jahren 133 EUR,

m firéltere Kinder bis unter 12 Jahren 180 EUR.

Wichtig:

Der Anspruch auf Unterhaltsvorschuss ist ausgeschlossen, wenn der/die Alleinerziehende keine Auskiinfte Giber den
anderen Elternteil gibt oder bei der Feststellung der Vaterschaft oder des Aufenthaltsorts des anderen Elternteils nicht mit-
wirkt. Das gleiche gilt, wenn beide Elternteile zusammenleben oder der/die Alleinerziehende heiratet.

Der Kinderzuschlag

Eltern haben fiir ein in ihrem Haushalt lebendes, unter 25-jdhriges unverheiratetes Kind Anspruch auf einen Kinderzu-

schlag, wenn

m siefiirdieses Kind Kindergeld beziehen,

= ihr Einkommen die Mindesteinkommensgrenze von 900 EUR brutto fiir Paare und 600 EUR brutto fir
Alleinerziehende erreicht,

= mitdem Einkommen die Hochsteinkommensgrenze nicht tiberschritten wird und

m durchden Kinderzuschlag Hilfebediirftigkeit im Sinne des SGB II vermieden wird.

Der Kinderzuschlag betragt maximal 140 EUR monatlich je Kind und deckt zusammen mit dem Kindergeld in Héhe von
monatlich 184 EUR den durchschnittlichen Bedarf von Kindern. Hinsichtlich des Wohnbedarfs ist das bei gegebener
Einkommenshodhe zustehende Wohngeld zu berticksichtigen.
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Bei einem Einkommen oder Vermdgen der Eltern in Hohe ihres eigenen Mindestbedarfs ist der Kinderzuschlag in voller
Hohe zu zahlen. Die Einkommensanrechnung beginnt bei Erreichen der Bemessungsgrenze. Bei Einkommen, die
zwischen der Minidesteinkommensgrenze und der Bemessungsgrenze liegen, wird der Kinderzuschlag grundsatzlich
in voller Hohe gezahlt. Ab dem Erreichen der Bemessungsgrenze wird tibersteigendes Einkommen auf den
Kinderzuschlag angrechnet; Erwerbseinkommen zu 50 Prozent, iibrige Einkommen zu 100 Prozent. In welcher Héhe
Einkommen bzw. Vermdégen zu beriicksichtigen sind, richtet sich grundsétzlich nach den fiir das ALG Il ma3geblichen
Bestimmungen.

Kindeseinkommen ist immer als bedarfsmindernd in voller Hohe auf den Kinderzuschlag anzurechnen.

Die gesetzlichen Regelungen finden Sie im Bundeskindergeldgesetz. Beim Publikationsversand
der Bundesregierung,

Haben Sie weitere Fragen zum Kinderzuschlag? Bitte wenden Sie sich an die Familienkassen bei Postfach 481009,

den Agenturen fiir Arbeit. 18132 Rostock erhalten Sie

die kostenlose Broschiire
»Elterngeld und Eltern-

Gesetze zeit“, die auch Informa-

tionen zum Erziehungs-
Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Bundeskindergeldgesetz (BKGG) in derFassung der geld erhdlt.
Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBI. 1S.142, 3177), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Weitere Informationen
Gesetzes vom 22. Dezember 2009 (BGBI.IS. 3950). unter www.bmfsfj.de
Information

Informationen erhalten Sie bei den Familienkassen der Bundesagentur fiir Arbeit. Hier miissen Sie auch Ihren Antrag
stellen. Das Merkblatt ,,Kinderzuschlag*® ist kostenlos beim Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, 53107 Bonn, erhéltlich.

Das Bundeselterngeld

Elterngeld kénnen die Eltern in den ersten 14 Lebensmonaten ihres Kindes erhalten.

Kernelement des Elterngeldes ist die dynamische Leistung in Ankniipfung an das durchschnittliche bereinigte Netto -
erwerbseinkommen der letzten zwolf Kalendermonate vor der Geburt des Kindes. Es ersetzt 67 Prozent des nach der Ge-
burt wegfallenden Erwerbseinkommens und betragt maximal 1.800 EUR. Den Mindesbetrag von 300 EUR bekommen
alle anspruchsberechtigten Eltern auch, wenn sie vor der Geburt nicht erwerbstitig waren.

Ein Elternteil kann mindestens zwei und hochstens zwolf Monatsbetrdge in Anspruch nehmen. Gemeinsam stehen den
Eltern grundsétzlich zwolf Monatsbetrage zu, die fiir Lebensmonate des Kindes gezahlt werden. Zwei weitere
Monatsbetrdge kommen hinzu, wenn beide Eltern das Elterngeld nutzen und sich fiir zwei Bezugsmonate das Erwerbs-
einkommen mindert (Partnermonate).
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Leistungen und Voraussetzungen

Anspruch auf Elterngeld haben Miitter und Véter,

m dieihre Kinder nach der Geburt selbst betreuen und erziehen,

s nicht mehrals 30 Stunden in der Woche erwerbstétig sind,

s mitihren Kindern in einem Haushalt leben und

= einen Wohnsitz oder ihren gewohnlichen Aufenthalt in Deutschland haben.

Auch die Ehe- oder Lebenspartnerinnen und -partner, die das Kind nach der Geburt betreuen - auch wenn es nicht ihr
Eigenes ist, kbnnen unter denselben Voraussetzungen Elterngeld erhalten.

Fiirangenommene Kinder und mit dem Ziel der Annahme aufgenommener Kinder gibt es ebenfalls Elterngeld fiir die
Dauer von bis zu 14 Monaten. Die 14-Monats-Frist beginnt, wenn das Kind in den Haushalt aufgenommen wird. Der
Anspruch besteht nicht mehr, sobald das Kind das achte Lebensjahr vollendet hat. Bei schwerer Krankheit, schwerer
Behinderung oder Tod der Eltern haben Verwandte bis dritten Grades (UrgroBeltern, GroBeltern, Onkel und Tanten
sowie Geschwister) und ihre Ehegattinnen einen Anspruch auf Elterngeld.

Staatsangehorige von Mitgliedstaaten der EU und der Schweiz haben ebenso wie Deutsche nach dem Recht der EU in
der Regel dann einen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie in Deutschland erwerbstétig sind oder, falls sie nicht
erwerbstétig sind, in Deutschland wohnen.

Andere Ausldnderinnen und Ausldnder haben einen Anspruch, wenn ihr Aufenthalt in Deutschland nach der Artihres
Aufenthaltstitels und ihres Zugangs zum Arbeitsmarkt voraussichtlich dauerhaft ist. Wer eine Niederlassungserlaubnis
besitzt, erfiillt diese Voraussetzungen ohne Weiteres. Wer eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, erfiillt die Anspruchsvor-
aussetzungen nur dann, wenn sie oder er auch zur Erwerbstétigkeit in Deutschland berechtigt ist oder hier schon
erlaubt gearbeitet hat. Erst nach einem Aufenthalt in Deutschland von drei Jahren und bei Bestehen eines Arbeitsver-
héltnisses oder Bezug von Arbeitslosengeld kann Elterngeld erhalten, wer eine Aufenthaltserlaubnis in Harteféllen,
zum voriibergehenden Schutz, bei Aussetzung der Abschiebung oder wegen des Bestehens von Ausreisehindernissen
besitzt.

Finanzielle Grundlagen

Die Elterngeldleistung betrdgt prozentual mindestens 67 Prozent des entfallenden durchschnittlich bereinigten Netto-
einkommens, absolut mindestens 300 Euro und hochstens1.800 EUR (67 Prozent von maximal 2.700 EUR, die als Ein-
kommen bertiicksichtigt werden) fiir mindestens zwolf Lebensmonate des Kindes.

Ist das durchschnittliche bereinigte Nettoeinkommen vor der Geburt geringer als 1.000 EUR monatlich, wird die Ersatz-
rate von 67 Prozent auf bis zu 100 Prozent angehoben. Fir je 2 EUR, die das Einkommen unter 1.000 EUR liegt, steigt die
Ersatzrate um 0,1 Prozent.

Mehrkindfamilien kénnen einen Geschwisterbonus in Héhe von 10 Prozent des zustehenden Elterngeldes, mindestens
aber 75 EUR im Monat erhalten. Bei Mehrlingsgeburten erhoéht sich das Elterngeld um je 300 EUR fir jedes zweite und
weitere Mehrlingskind.
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Information

Zustandig fir die Ausfithrung des Gesetzes sind die von den Landesregierungen bestimmten
Stellen:

m inBaden-Wirttemberg die Landeskreditbank,

= inBayerndasZentrum Bayern Familie und Soziales,

= in Mecklenburg-Vorpommern, Hessen die Versorgungsamter,

= inBerlin, Rheinland-Pfalz, Thiringen die Jugendamter,

= inBrandenburgdie Landkreise,

s in Hamburg die Bezirksdmter,

= inBremen das Amt fiir Soziale Dienste,

m inBremerhaven das Amt fiir Familie und Jugend,

m in Niedersachsen die Gemeindeverwaltungen,

= in Nordrhein-Westfalen die Kreise und kreisfreien Stédte,

= inSachsen-Anhalt das Landesverwaltungsamt, Ref. Bundeserziehungsgeldgesetz,
» inSachsen die Amter fiir Familie und Soziales,

= imSaarland das Landesamt fiir Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz,
= inSchleswig-Holstein die AuBBenstellen des Landesamtes fiir Soziale Dienste.

Die Grundlagen zum
Elterngeld und zur Eltern-
zeit finden Sie in der
Broschiire ,Elterngeld
und Elternzeit“. Weitere
Auskiinfte erteilen Mit-
arbeiter des Service-
Telefons des Bundes-
ministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und
Jugend von Montag bis
Donnerstag in der Zeit
von 9.00 bis18.00 Uhr
unter der Telefonnummer
01801-907050.

Weitere Informationen tiber das Elterngeld enthdlt auch die Broschiire , Elterngeld und Elternzeit®. Diese Broschire
konnen sie kostenlos bestellen beim Publikationsversand der Bundesregierung, Postfach 481009, 18132 Rostock. E-Mail:

publikationen@bundesregierung.de
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Wie kénnen eine schwangere Arbeitnehmerin und ihr Kind vor Gefahren, Uberforderung und Gesundheitsschidigung am
Arbeitsplatz geschiitzt werden? Antworten auf diese Frage gibt das Mutterschutzgesetz, das ein wesentlicher Bestandteil des
gesetzlichen Arbeitsschutzes ist. Gemeinsam mit dem Bundeselterngeld und der Elternzeit bildet der Mutterschutz einen
wichtigen Beitrag zur Familien- und Gesellschaftspolitik.

Mutterschutz im Uberblick

Als werdende Mutter genief3en Sie, wenn Sie Arbeitnehmerin sind, einen besonderen Schutz vor Gefahren am Arbeits-
platz sowie einen besonderen Kiindigungsschutz vom Beginn der Schwangerschaft an bis zum Ablauf von vier
Monaten nach der Entbindung. Die Mutterschutzfristen von sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Entbindung
ermoglichen es Ihnen, sich v6llig unbelastet von einer beruflichen Arbeitsleistung auf Ihr Kind einzustellen und sich zu
erholen. Bei Friih- und Mehrlingsgeburten verlangert sich die Mutterschutzfrist auf 12 Wochen nach der Entbindung.
Im Falle einer vorzeitigen Entbindung verldngert sich die Schutzfrist nach der Geburtin jedem Fall entsprechend um
den verlorenen Fristanteil der Schutzfrist vor der Entbindung.

Wahrend dieser Zeit erhalten Sie unter bestimmten Voraussetzungen Mutterschaftsgeld; dabei kommt es auf Art und
Umfang Ihrer Krankenversicherung an. Ab Geburt ds Kindes kénnen die Eltern Elterngeld beantragen und Elternzeit
(auf Wunsch auch gleichzeitig) beanspruchen. Ndhere Informationen zu diesem Thema finden Sie im Kapitel , Kinder-
geld, Bundeselterngeld, Elternzeit, Unterhaltsvorschuss, Kinderzuschlag®.

Mit Ausnahme des Mutterschaftsgeldes und dem Zuschuss des Arbeitgebers zum Mutterschaftsgeld beginnen die
gesetzlichen Sozialleistungen fiir das Kind erst mit seiner Geburt. Wenn Sie als werdende Mutter vor der Geburt in Not
geraten, kénnen Sie von der ndchstgelegenen Schwangerenberatungsstelle Hilfen aus Mitteln der Bundesstiftung
»~Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens® erhalten. (Voraussetzung: Der Antrag auf Mittel der
Bundesstiftung wird vor der Geburt gestellt.)

Was leistet das Mutterschutzgesetz?

Kindigungsschutz

Wahrend der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von vier Monaten nach der Entbindung kann Ihr Arbeitgeber Ihr
Arbeitsverhdltnis grundsétzlich nicht kiindigen.

Ausnahmsweise ist in besonderen Féllen eine Kiindigung moglich, wenn vorher die zustdndige Aufsichtsbehorde (in
der Regel das Gewerbeaufsichtsamt bzw. das Amt fiir Arbeitsschutz) zugestimmt hat.

Seit1997 gilt der Kiindigungsschutz uneingeschrankt auch fiir alle Hausangestellten.

Sie selbst haben jedoch das Recht, wahrend der Schwangerschaft und der Schutzfrist nach der Entbindung zum Ende
der Schutzfrist zu kiindigen. Eine Frist miissen Sie dabei nicht einhalten.

Den Kiindigungsschutz genief3en Sie weiter, wenn Sie nach der Schutzfrist die Elternzeit in Anspruch nehmen. Der
Arbeitgeber darf das Arbeitsverhéltnis ab dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit verlangt worden ist, hochstens jedoch
acht Wochen vor Beginn der Elternzeit und wéhrend der Elternzeit nicht kiitndigen. In besonderen Féllen sind Aus-
nahmen zuléassig. Sie selbst haben zwei Méglichkeiten, das Arbeitsverhéltnis zu kiindigen:
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= mitdreimonatiger Kiindigungsirist zum Ende der Elternzeit oder aber

= zueinem anderen Zeitpunkt wdhrend sowie nach Ende der Elternzeit, wobei Sie gesetzliche bzw. tarifvertragliche

oder einzelvertragliche Kiindigungsiristen einhalten miissen.

Gestaltung des Arbeitsplatzes

Als werdende oder stillende Mutter haben Sie Anspruch auf einen Arbeitsplatz, an dem Sie und Ihr
Kind vor Gefahren fiir Leben und Gesundheit ausreichend geschiitzt sind. Das bedeutet, dass Ihr
Arbeitgeber Ihren Arbeitsplatz einschlieBlich der Maschinen, Werkzeuge und Geréte ent-
sprechend einzurichten hat und dort, wo es notwendig ist, gesonderte MaBnahmen treffen muss,
damit Ihr Leben und Ihre Gesundheit geschiitzt sind.

Verrichtet z.B. eine werdende oder stillende Mutter Arbeiten, bei denen sie stdndig stehen muss,
schreibt das Mutterschutzgesetz vor, dass der Arbeitgeber eine Sitzgelegenheit zum kurzen Aus-
ruhen zu schaffen hat. Andererseits ist einer werdenden oder stillenden Mutter, die ihre Arbeiten
stdndig im Sitzen verrichtet, eine Gelegenheit zu kurzen Unterbrechungen einzurdumen.

Mutterschutz hat Vorrang

Als werdende oder stillende Mutter diirfen Sie wahrend Ihrer Schwangerschaft und der Stillzeit
bestimmte Tatigkeiten nicht ausiiben.

Im Gesetz sind daher allgemeine Beschéftigungsverbote genannt:

Grundsatzlich dirfen werdende und stillende Miitter

m nichtschwer kérperlich arbeiten.

= nicht mit Tétigkeiten beschéaftigt werden, bei denen sie schidlichen Einwirkungen von gesund-
heitsgefdhrdenden Stoffen, Strahlen, Staub, Gasen, Ddmpfen, Hitze, Kélte, Nésse, Erschiitterung
oder Larm ausgesetzt sind.

= nichtim Akkord arbeiten.

= Kkeine sonstigen Arbeiten verrichten, bei denen sie durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein ho-
heres Entgelt erzielen konnen.

m nichtam FlieBband mit vorgeschriebenem Arbeitstempo arbeiten.

m nicht mit Arbeiten beschéaftigt werden, bei denen
-sieregelmaBig Lasten tiber 5 Kilogramm oder gelegentlich Lasten von mehr als 10 Kilogramm

ohne mechanische Hilfsmittel von Hand bewegen oder beférdern missen,
- sie sich hdufig erheblich strecken oder beugen miissen,
- sie dauernd hocken oder sich gebtiickt halten miissen,
- sie ausgleiten, fallen oder abstiirzen kénnten und dadurch einem erh6hten Unfallrisiko ausge-
setztsind,

- sie der Gefahr einer Berufskrankheit ausgesetzt sind,

= nichtan Gerdten oder Maschinen arbeiten, bei denen sie den FuB stark beanspruchen miissen,
um sie zu bedienen (z.B. durch FuBantrieb).

= nicht mehrals maximal 8,5 Stunden pro Tag oder 90 Stunden innerhalb von zwei aufeinander
folgenden Wochen arbeiten;

m nichtnachts (zwischen 20 Uhr und 6 Uhr) arbeiten;

Wer hat Anspruch auf
Mutterschutz?

Das Mutterschutzgesetz
giltfiralle Frauen, diein
einem Arbeitsverhaltnis
stehen, also fiir:

- Vollzeitbeschéftigte,

- Teilzeitbeschaftigte,

- Arbeitnehmerinnenin
Familienhaushalten (seit
1997 voller Mutter-
schutz),

- Heimarbeiterinnen,

- Angestellte und Arbeite-
rinnen im 6ffentlichen
Dienst,

- Auszubildende.

Welche Staatsangehdrig-

keit Sie besitzen, spielt

dabei keine Rolle. Ledig-
lich Ihr Arbeitsort muss in

Deutschland liegen.

Keinen Anspruch auf Leis-

tungen nach dem Mutter-

schutzgesetz haben

Hausfrauen und Selbstan-

dige (diese kdnnen einen

Anspruch auf Mutter-

schaftsgeld in Hohe des

Krankengeldes haben,

wenn sie freiwillig in der

gesetzlichen Kranken-
kasse versichert sind).

Allerdings kdnnen sie sehr

wohl Elterngeld erhalten

(siehe Kapitel ,,Kinder-

geld, Bundeselterngeld,

Elternzeit, Unterhaltsvor-

schuss, Kinderzuschlag*®).

Fir Beamtinnen gelten

besondere Regelungen.
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= nichtan Sonn-und Feiertagen beschéftigt werden;
= vom Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit gibt es aber begrenzte Ausnahmen (siehe bei Sonderregelungen).

Wenn der dritte Schwangerschaftsmonat voriiber ist, sind regelméaBige Arbeiten auf Beférderungsmitteln verboten.
Beispielsweise diirfen Sie dann keinen Omnibus oder LKW lenken, aber auch kein Taxi. Bei Verkaufsfahrerinnen gilt das
Verbot zumindest dann, wenn die Fahrzeit mehr als die Hélfte der Beschaftigungszeit ausmacht. Werdende Miitter
dirfen nicht nach Ablauf des flinften Monats der Schwangerschaft mit Arbeiten, bei denen sie stdndig stehen missen,
beschéftigt werden, soweit diese Beschéaftigung téglich vier Stunden tiberschreitet.

Es kann fiir Sie auch ein individuelles Beschédftigungsverbot gelten: Wenn ein Arzt bei einer Untersuchung feststellt,
dass Sie oder Ihr Kind - unabhéngig von den oben genannten Verboten - gesundheitlich gefdhrdet sind, falls Sie Ihre
Tatigkeit unverandert weiter ausiiben, diirfen Sie so nicht weiter beschéaftigt werden. Moglich wére dann, dass Ihr
Arbeitgeber Sie - zum gleichen Entgelt — an einen anderen Arbeitsplatz umsetzt. Im Einzelfall konnte auch die Verrin-
gerung der Arbeitszeit ausreichen.

Dieses Beschéftigungsverbot unterscheidet sich von einer Krankschreibung. Sie brauchen bei keinem dieser Beschéfti-
gungsverbote Einkommensverluste zu befiirchten, da Sie Mutterschutzlohn (zu unterscheiden vom Mutterschaftsgeld
wahrend der Mutterschutzfristen) in den meisten Féllen in Hohe Ihres durchschnittlichen Nettolohns erhalten.

Sonderregelungen zu den Beschaftigungsverboten

Einen besonderen Schutz haben werdende und stillende Miitter unter 18 Jahren: Sie diirfen tdglich nur héchstens acht
Stunden oder 80 Stunden innerhalb von zwei aufeinander folgenden Wochen arbeiten.

Vom Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit gibt es zeitlich begrenzte Ausnahmen, wenn die werdende oder stillende
Mutter

= inbestimmten Gewerbezweigen tétig ist, zum Beispiel im Gaststdttengewerbe,

m ineinem Krankenhaus oder Heim arbeitet,

= alsKiinstlerin bis 23.00 Uhr auftritt.

Falls eine Sonn- und Feiertagsarbeit ausnahmsweise zuldssig ist, besteht eine besondere Ruhezeit: Die werdende oder
stillende Mutter muss sich dann in jeder Woche mindestens 24 Stunden im Anschluss an eine Nachtruhe ununter-
brochen ausruhen kénnen.

Schutzfrist

Die Schutzfrist beginnt sechs Wochen vor der Entbindung. Wéhrend dieser Zeit diirfen Sie nur noch dann beschéftigt
werden, wenn Sie selbst es ausdriicklich wiinschen.

Wichtig:
Die Entscheidung, wahrend der sechs Wochen vor der Entbindung zu arbeiten, kdnnen Sie jederzeit wieder riickgangig -
machen.
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Waiéhrend der Schutzfrist nach der Entbindung diirfen Sie hingegen iiberhaupt nicht beschéftigt werden (Ausnahme:
Beim tragischen Fall des Todes des Kindes kann die Mutter auf ihren ausdriicklichen Wunsch wieder vorzeitig arbeiten
friithestens ab der dritten Woche nach der Entbindung, wenn nach érztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht). Diese
Frist dauert normalerweise acht Wochen ab dem Tag der Entbindung, bei Friith- oder Mehrlingsgeburten zwolf Wochen
(bei vorzeitigen Entbindungen noch linger; siehe ,Mutterschutz im Uberblick®.

Mutterschutzlohn

Es kann vorkommen, dass Sie wegen Ihrer Schwangerschaft oder Mutterschaft auch au8erhalb der normalen Schutz-
fristen eingeschrénkt oder gar nicht beschéftigt werden dirfen. In diesem Fall erhalten Sie in den meisten Féllen Ihr bis-
heriges durchschnittliches Arbeitsentgelt weiter als Mutterschutzlohn.

Mutterschaftsgeld

Wahrend der Schutzfristen vor und nach der Entbindung kénnen Sie Mutterschaftsgeld erhalten. Dazu miissen aller-
dings bestimmte Voraussetzungen erfiillt sein (siehe dazu auch den Abschnitt ,,Voraussetzungen fiir das Mutterschafts-
geld®).

Arztliche Pflege und Betreuung

Sind Sie in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert bzw. mitversichert? Dann haben Sie tiber die bisher
genannten Leistungen hinaus auch Anspruch auf:
m regelmaBige drztliche Vorsorgeuntersuchungen,
m drztliche Betreuung und Hilfe durch eine Hebamme,
m Arznei-, Verband- und Heilmittel,
m stationdre Entbindung und Pflege in einem Krankenhaus oder
Entbindungsheim,
= hdusliche Pflege und Haushaltshilfe.

Voraussetzungen fiir das Mutterschaftsgeld

Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Krankenversicherung erhalten Sie, wenn Sie

= beiBeginn der Schutzfrist eigenstdndiges Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse sind (unabhéngig davon, ob es
sich um eine Pflichtmitgliedschaft oder eine freiwillige Mitgliedschaft handelt) und

= mit Anspruch auf Krankengeld versichert sind oder

= ineinem Arbeitsverhéltnis stehen, Ihnen jedoch wegen der Schutzfrist kein Arbeitsentgelt gezahlt wird.

Héhe der Leistungen

Wie hoch das Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Krankenkasse ist, richtet sich nach Ihrem durchschnittlichen Netto-
Arbeitsentgelt der letzten drei Kalendermonate bzw. der letzten 13 Wochen vor Beginn der Schutzfrist (vor der Ent-
bindung). Es betrdgt jedoch héchstens 13 EUR fiir jeden Kalendertag.



Wichtig:
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In den meisten Fallen war der vorherige Nettoverdienst hoher. Dann besteht Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuss als
Differenz zwischen dem Sockelbetrag von 13 EUR taglich und dem entsprechenden téglichen Nettoverdienst.

Falls Sie in keinem Arbeitsverhéltnis stehen, aber in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind und
Anspruch auf Krankengeld haben - etwa als Selbstédndige -, so entspricht das Mutterschaftsgeld der Hohe des Kranken-

geldes.

Wenn Sie arbeitslos sind und Arbeitslosengeld I nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch beziehen, berechnet sich das
Mutterschaftsgeld wie das Krankengeld.

Sind Sie Bezieherin von Arbeitslosengeld II, sind Sie in der gesetzlichen Krankenversicherung ohne Anspruch auf
Krankengeld versichert. Ein Krankengeldanspruch ist in diesem Fall nicht erforderlich, da der Anspruch auf
Arbeitslosengeld Il auch wéhrend der Arbeitsunfahigkeit weiter besteht. Das Mutterschaftsgeld sowie das Krankengeld
haben Entgeltersatzfunktion. Auf Grund der Tatsache, dass Arbeitslosengeld II-Bezieher diese Leistung im Falle von
Krankheit oder Mutterschaft weiter gezahlt bekommen, bedarf es keines Anspruchs auf eine Entgeltersatzleistung.

Wenn Sie privat, gar nicht krankenversichert oder in der gesetzlichen Krankenversicherung familienversichert sind,
jedoch zu Beginn der Schutzfrist in einem Arbeitsverhdltnis stehen oder in Heimarbeit beschéftigt sind, so gilt eine
besondere Regelung: In diesem Fall erhalten Sie Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes, hochstens jedoch insgesamt
210 EUR. Das Mutterschaftsgeld wird in diesen Féllen vom Bundesversicherungsamt in Bonn gezahlt (Telefon 0228/619-
1888). Sie erreichen dann nicht Ihr bisheriges Nettoeinkommen; der Arbeitgeberzuschuss entspricht auch in diesem
Fall der Differenz zwischen dem Sockelbetrag von 13 EUR téglich und dem entsprechenden Nettoverdienst.

Wichtig:

Fir das Mutterschaftsgeld brauchen Sie keine Steuern und Sozialabgaben zu zahlen.

Wéhrend Sie Mutterschaftsgeld beziehen, bleiben Sie beitragsfrei in der gesetzlichen Renten- und Krankenversiche-
rung - vorausgesetzt, Sie waren dort schon vorher pflichtversichert und haben keine weiteren beitragspflichtigen Ein-
nahmen. Als freiwilliges Mitglied der gesetzlichen Krankenkasse bleiben Sie beitragspflichtig. Wenn Sie privat
versichert sind, miissen Sie Ihre Versicherungsprédmien weiter selbst tragen.

Beim Publikationsversand
der Bundesregierung,
Postfach 481009,

18132 Rostock erhalten Sie
die kostenlose Broschiire
»Leitfaden zum
Mutterschutz“. Weitere
Informationen unter
www.bmfsfj.de

Gesetze

Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Mutterschutzgesetz sowie in der Reichsversicherungs -
ordnung. Auch das Gesetz tiber die Krankenversicherung der Landwirte enthélt Regelungen tiber
das Mutterschaftsgeld. Ob und wie diese Gesetze angewendet und umgesetzt werden, iiberwachen
die zustédndigen Aufsichtsbehorden.
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Information

Fragen zum Mutterschutz, insbesondere zu den Schutzfristen und zum Mutterschaftsgeld, beantwortet Ihnen Ihre
Krankenkasse. Dariiber hinaus erteilen die Mitarbeiter des Service-Telefons des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend unter der Telefonnummer 01801/907050 von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 9.00
bis 18.00 Uhr Auskiinfte zum Mutterschutzgesetz.

Wenn Sie nicht versichert sind, wenden Sie sich bitte an das Bundesversicherungsamt in Bonn, Friedrich-Ebert-Allee 38,
53113 Bonn, Telefon 0228/619-1888.

Wenn Sie arbeitslos sind, steht Ihnen die Agentur fiir Arbeit mit Rat und Auskunft zur Verfiigung.

Entsprechend Ihrer Einkommenssituation kénnen Sie sich auch nach dem Beratungshilfegesetz beim Amtsgericht
Rechtsbeistand holen.
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Sozialgesetzbuch Ill - Arbeitsforderung

In der Bundesrepublik sollen méglichst viele Frauen und Mdnner beschiftigt sein. Mit dem Arbeitsforderungsrecht (Drittes
Buch Sozialgesetzbuch - SGB I1I) sollen deshalb die Erwerbschancen Arbeitsloser verbessert und der Ausgleich auf dem
Arbeitsmarkt erleichtert werden. Die Bundesagentur fiir Arbeit in Niirnberg mit ihren Agenturen fiir Arbeit setzt das SGB Il in
die Praxis um.

Aufgaben und Leistungen

Die Bundesagentur fiir Arbeit hat u. a. folgende wesentliche Aufgaben:
m Berufsberatung und -orientierung,

= Vermittlung von Arbeits- und Ausbildungsplétzen,

= Hilfen zur Verbesserung der Beschéftigungschancen,

= sonstige Férderung der beruflichen Eingliederung,

= Entgeltersatzleistungen,

m Arbeitgeberberatung.

Die Bundesagentur fiir Arbeit wendet sich mit ihren Leistungen sowohl an Arbeitnehmer als auch an Arbeitgeber.

Leistungen gibt es

m firArbeitslose und Arbeitsuchende,

m beiderBerufswahl,

m beider Suche nach Arbeits- und Ausbildungsplédtzen bzw. Arbeitskraften und Auszubildenden, zur Erhaltung und
Schaffung von Arbeitsplétzen,

= zur beruflichen Aus- und Weiterbildung,

= zur Vermittlungsunterstiitzung,

m zur Teilhabe am Arbeitsleben,

m zur Bekdmpfung der Langzeitarbeitslosigkeit,

m zur Aufnahme einer selbststdndigen Tatigkeit,

m beiZahlungsunféhigkeit des Arbeitgebers.

Einige Leistungen der Bundesagentur fiir Arbeit kénnen Sie in jedem Fall in Anspruch nehmen, unabhéngig davon, ob
Sie vorher Beitrdge gezahlt haben oder nicht. Dazu gehoren die Berufsberatung und -orientierung oder die Vermitt-
lung von Arbeits- und Ausbildungsplédtzen. Um andere Leistungen - beispielsweise Arbeitslosengeld - zu erhalten,
miissen Sie zuvor bei einem Arbeitgeber versicherungspflichtig beschéftigt gewesen sein.

Berufsorientierung

Eine systematische Berufsorientierung kann die Vorbereitung auf die Berufswahl und somit den beruflichen Lebens-
weg von Jugendlichen und Erwachsenen positiv beeinflussen. Sie kann zudem den Beratungsprozess erleichtern, in
dem tiber Fragen der Berufswahl, iiber die Berufe sowie Anforderungen und Aussichten, iiber Wege und Forderung der
beruflichen Bildung und tiber beruflich bedeutsame Entwicklungen in den Betrieben, Verwaltungen und auf dem
Arbeitsmarkt umfassend unterrichtet wird.
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Hierzu dienen u. a. die Schulbesprechungen in den Abgangs- bzw. Vorabgangsklassen oder die Berufsorientierungs-
veranstaltungen in den Berufsinformationszentren (BIZ) aber auch die von der Bundesagentur fiir Arbeit (BA) zur Ver-
fiigung gestellten Digital- und Printmedien. Die Agenturen fiir Arbeit kdnnen dariiber hinaus Schilerinnen und
Schiiler allgemein bildender Schulen durch vertiefte Berufsorientierung und Berufswahlvorbereitung férdern.

Berufsberatung

Berufsberatung richtet sich an Jugendliche und Erwachsene. Sie umfasst die Erteilung von Rat und Auskunft ins-
besondere zur Berufswahl, iiber die Berufe und ihre Anforderungen, tiber Wege der Férderung der beruflichen Bil-
dung, Giber bedeutsame Entwicklungen in der Berufswelt, tiber die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und zur
Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuche.

Fiir Jugendliche, die ein Studium anstreben, wird von den Agenturen fiir Arbeit ein spezielles Beratungsangebot vor-
gehalten: In Fragen rund um die Themen Studienwahl, Zugangsvoraussetzungen und Anforderungen in den Studien-
gangen, Beschéftigungsperspektiven und Finanzierung informieren beispielsweise die Berufsberater/innen fiir
Abiturienten der Agenturen fiir Arbeit. Sie erarbeiten gemeinsam mit interessierten Jugendlichen und jungen Erwach-
senen Zielvorstellungen sowie berufliche Moglichkeiten und Alternativen.

Arbeitsmarktberatung

Die Arbeitsmarktberatung der Agentur fiir Arbeit richtet sich an Arbeitgeber und soll dazu beitragen, die Arbeitgeber
bei der Besetzung von Ausbildungs- und Arbeitsstellen zu unterstiitzen. Hierbei werden Arbeitgeber insbesondere zur
Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes und der Berufe, zur Gestaltung von Arbeitsplidtzen, Arbeitsbedingungen
und der Arbeitszeit, zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung und zur Eingliederung férderungsbedurftiger Auszu-
bildender und Arbeitnehmer beraten.

Ausbildungs- und Arbeitsvermittlung

Jeder, der eine Arbeitsstelle sucht, weil er oder sie arbeitslos ist bzw. wird oder sich beruflich verandern mochte, kann
die Vermittlung der Agentur fiir Arbeit in Anspruch nehmen. Junge Menschen, die eine Ausbildung suchen, erhalten
ebenfalls Unterstiitzung. Die Vermittlung ist die Kernaufgabe der Agenturen fiir Arbeit. Die tibrigen Leistungen und
Hilfen der Arbeitsférderung werden nur gewédhrt, wenn ohne sie die dauerhafte Eingliederung in den Arbeitsmarkt
oder Ausbildungsmarkt nicht gelingen kann.

Sobald Sie Kenntnis tiber das Ende Ihres Beschaftigungsverhaltnisses haben, sind Sie schon im Vorhinein verpflichtet,
sich personlich bei der Agentur fir Arbeit arbeitsuchend zu melden. Diese Meldung muss spétestens drei Monate vor
dem Beendigungszeitpunkt erfolgen. Ist der Zeitraum zwischen der Kenntnis iiber das Ende des Beschéftigungsverhalt-
nisses und dem tatsédchlichen Ende kiirzer als drei Monate, miissen Sie sich innerhalb von drei Tagen nach Kenntnis des
Beendigungszeitpunkts bei der Agentur fiir Arbeit melden. Zur Wahrung der Frist reicht eine fernmiindliche Meldung
aus, wenn die persénliche Meldung nach terminlicher Vereinbarung nachgeholt wird.
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Insbesondere wenn dadurch die berufliche Eingliederung erleichtert werden kann, kénnen die Agenturen fiir Arbeit
Trédger mit MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung beauftragen. Arbeitslose, die langer als sechs
Monate arbeitslos sind, haben einen Anspruch auf Teilnahme an einer solchen MaBnahme. Unter bestimmten Voraus-
setzungen haben Arbeitslose einen Anspruch auf einen Vermittlungsgutschein, der die Beauftragung eines privaten
Arbeitsvermittlers - finanziert durch die Agentur fiir Arbeit - erméglicht.

Vermittlungsunterstiitzende Leistungen
Vermittlungsbudget

Ausbildungsuchende, von Arbeitslosigkeit bedrohte Arbeitsuchende und Arbeitslose konnen aus dem Vermittlungs-
budget der Agentur fiir Arbeit bei der Anbahnung und Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschéftigung unter-
stiitzt werden.

Die vermittlungsunterstiitzenden Leistungen aus dem Vermittlungsbudget sollen flexibel, zielgerichtet und bedarfs-
orientiert unterschiedliche Hemmnisse beseitigen und dabei den spezifischen Bediirfnissen der Arbeit- und Ausbil-
dungsuchenden Rechnung tragen. Das Vermittlungsbudget bietet damit einen gro3en Spielraum fiir eine individuelle
Férderung, um verschiedene Hilfestellungen im Einzelfall gewdhren zu konnen. Der Gesetzgeber hat daher darauf ver-
zichtet, detaillierte Vorgaben zu Férdermdoglichkeiten zu machen. Mit den Vermittlungs- und Beratungskréften ist im
Einzelfall der konkrete Unterstiitzungsbedarf und die individuelle Hilfe aus dem Vermittlungsbudget zu klédren, die
beantragt werden soll.

Voraussetzung ist, dass die Férderung zur Beseitigung eines konkreten Hemmnisses bei der Anbahnung oder Auf-
nahme einer Beschéftigung notwendig ist und der Arbeitgeber gleichartige Leistungen nicht gewéhrt. Die Hohe der
Férderung muss zudem angemessen sein.

Die Férderung kann auch fiir die Anbahnung oder die Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschéiftigung in
einem Mitgliedstaat der Europdischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens iiber den Européischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz gewahrt werden. Voraussetzung ist, dass die Beschdftigung mindestens 15 Stunden
wochentlich ausgeiibt werden soll.

MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung

Hierunter versteht man MaBnahmen, die geeignet und angemessenen sind, die Eingliederungsaussichten von
Ausbildungsuchenden, von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeitsuchenden und Arbeitslosen zu unterstiitzen. Sie kdnnen
auch dazu eingesetzt werden, um die Teilnehmer an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt heran zu fithren, Vermitt-
lungshemmnisse festzustellen, zu verringern oder zu beseitigen, in eine sozialversicherungspflichtige Beschéftigung
zu vermitteln, an eine selbstdndige Tatigkeit heran zu fithren oder die Beschéftigungsaufnahme zu stabilisieren.

Die Férderung umfasst die Ubernahme der angemessen Kosten fiir die Teilnahme an der MaBnahme. Wihrend der Teil-
nahme an der MaBnahme wird das Arbeitslosengeld weiter gewéhrt, sofern ein Anspruch besteht.



Arbeitsférderung

Die Dauer der MafBnahmen missen ihrem Zweck und ihren Inhalten entsprechen. Die MaBnahmen kénnen auch ganz
oder teilweise von Arbeitgebern durchgefiihrt werden, dies ist jedoch auf die Dauer von vier Wochen je Arbeitgeber
begrenzt.

Die Teilnahme an den MaBnahmen erfolgt auf Vorschlag bzw. mit Einwilligung der 6rtlich zustdndigen Agentur fiir
Arbeit.

Forderung der Aufnahme einer selbstandigen Tatigkeit
Griitndungszuschuss

Die Forderung von Existenzgriindungen aus Arbeitslosigkeit wurde grundsétzlich neu ausgestaltet. Im August 2006
wurden die bisherigen Férderinstrumente - der Existenzgriindungszuschuss (sog. "Ich-AG") und das Uberbriickungs-
geld durch ein einheitliches Forderinstrument, den Griitndungszuschuss, ersetzt.

Forderungsvoraussetzungen

Arbeitnehmer, die durch die Aufnahme einer selbsténdigen hauptberuflichen Tatigkeit ihre Arbeitslosigkeit beenden,
haben zur Sicherung des Lebensunterhaltes und zur sozialen Sicherung in der Zeit nach der Existenzgriindung
Anspruch auf einen Griindungszuschuss.

Der Griindungszuschuss wird geleistet, wenn der Arbeitnehmer bei Aufnahme einer selbstédndigen Tatigkeit noch iiber
einen Restanspruch auf das Arbeitslosengeld von mindestens 90 Tagen verfiigt. Um die Férderung zu erhalten, miissen
Griinder die notwendigen Kenntnisse und Fahigkeiten zur Austibung der selbststdndigen Tatigkeit darlegen. Zudem
missen sie der Arbeitsagentur eine Stellungnahme einer fachkundigen Stelle tiber die Tragfdhigkeit der Existenzgriin-
dung vorlegen. Die Tragfidhigkeitsbescheinigungen kénnen unter anderem die Industrie- und Handelskammern,
Handwerkskammern, Fachverbdnde oder Kreditinstitute ausstellen.

Grindungszuschuss kann nicht gewédhrt werden, solange Ruhenstatbesténde nach den §§ 142 -144 SGB 11l vorliegen
oder vorgelegen hétten. Geférderte Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, haben vom Beginn des fol-
genden Monats an keinen Anspruch auf einen Griitndungszuschuss. Ausgeschlossen ist die Féorderung auch, wenn nach
Beendigung einer Férderung der Aufnahme einer selbststdndigen Tatigkeit nach dem SGB III noch nicht 24 Monate ver-
gangen sind.

Hohe und Dauer der Férderung

Der Griindungszuschuss wird in zwei Phasen geleistet. Fiir neun Monate erhalten Griinder pro Monat einen Zuschuss in
Hohe des zuletzt bezogenen Arbeitslosengeldes zur Sicherung des Lebensunterhaltes und 300 EUR zur sozialen
Absicherung. Fiir weitere sechs Monate kénnen 300 EUR pro Monat zur sozialen Absicherung geleistet werden, wenn
eine intensive Geschéftstatigkeit und hauptberufliche unternehmerische Aktivitdt dargelegt wird.
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Einstiegsgeld

Hilfebediirftige, die Arbeitslosengeld Il nach dem SGB Il beziehen, kénnen fiir den Schritt in die Selbstdndigkeit, aber
auch bei Aufnahme einer Arbeit, von dem fiir sie 6rtlich zustdndigen Tréger (Arbeitsgemeinschaft | Kommune) ein sog.
"Einstiegsgeld" erhalten.

Forderungsvoraussetzungen

Das Einstiegsgeld kann bei Aufnahme einer abhéngigen oder selbstédndigen Tatigkeit als Zuschuss zum Arbeitslosen-
geld Il gewéhrt werden. Dariiber hinaus kénnen zuséatzliche Existenzgrindungshilfen (z.B. fiir die Anschaffung von
Betriebsmitteln) gewdhrt werden, wenn dies fiir die erfolgreiche Eingliederung in das Erwerbsleben erforderlich ist.
Der personliche Fallmanager, der die individuelle Situation des Arbeitsuchenden am besten beurteilen kann, kann das
Einstiegsgeld in Form eines flexiblen Zuschusses sowie weitere Leistungen zur Eingliederung in Arbeit bewilligen,
wenn er dies fiir notwendig hélt. Voraussetzung ist, dass die abhédngige Beschéaftigung oder der Start mit einem
eigenen Unternehmen auf Dauer die Abhdngigkeit von Hilfeleistungen beenden kann.

Hohe und Dauer der Forderung

Beider Hohe des Einstiegsgeldes ist der Fallmanager an keine gesetzlichen Vorgaben gebunden. Sie orientiert sich an
der Arbeitslosigkeitsdauer und der Grée der Bedarfsgemeinschaft des Arbeitsuchenden. Auf das Einstiegsgeld besteht
kein Rechtsanspruch.

Forderung der Berufsausbildung
Foérderung nach dem Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III)

Eine (erste) qualifizierte Berufsausbildung wird fiir den Arbeitsmarkt immer wichtiger, weil zunehmend mehr Arbeits-
pldtze fir un- oder angelernte Arbeitskrifte wegfallen. Das Arbeitsférderungsrecht sieht deshalb vielfaltige Moglich-
keiten zur Férderung von jungen Menschen vor, die eine Ausbildung anstreben:

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)
Voraussetzungen

Um eine betriebliche oder auBerbetriebliche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf einschlieBlich der
Ausbildung nach dem Altenpflegepflegegesetz des Bundes zu ermdglichen, férdert die Agentur fiir Arbeit Auszu-
bildende mit Berufsausbildungsbeihilfe, wenn sie wdhrend der Ausbildung nicht bei den Eltern wohnen kénnen, weil
der Ausbildungsbetrieb vom Elternhaus zu weit entfernt ist. Auszubildende, die tiber 18 Jahre alt sind, verheiratet sind
oder waren oder mindestens ein Kind haben, konnen auch Berufsausbildungsbeihilfe erhalten, wenn sie nicht im
Elternhaus leben.
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In besonders gelagerten Féllen ist die Forderung mit Berufsausbildungsbeihilfe wdhrend einer Zweitausbildung nach
pilichtgeméBem Ermessen moglich. Vereinzelt fehlt jungen Menschen trotz erfolgreich abgeschlossener Berufsaus-
bildung im erlernten Beruf eine Perspektive. Eine zweite Ausbildung, die erst berufliche Perspektiven schafft, darf in
diesen Fillen aber nicht daran scheitern, dass dem Auszubildenden trotz bestehenden Bedarfs die finanziellen Mittel
fehlen, um seinen Lebensunterhalt zu bestreiten.

Seitdem 1. Januar 2009 kénnen auBBerdem geduldete Ausldnder, die ihren Wohnsitz im Inland haben, wiahrend einer
betrieblich durchgefiihrten beruflichen Ausbildung geférdert werden, wenn sie sich seit mindestens vier Jahren
ununterbrochen rechtmaésig, gestattet oder geduldetim Bundesgebiet aufhalten.

Artund Umfang der Férderung

Die Hohe der Berufsausbildungsbeihilfe richtet sich nach der Art der Unterbringung, der Hohe der Ausbildungsver-
giitung des Auszubildenden und dem Jahreseinkommen der Eltern und des Ehegatten bzw. Lebenspartners. Dabei wird
der Bedart fiir den Lebensunterhalt, fiir Fahrkosten, fiir Kinderbetreuungskosten sowie fiir Kosten fiir Lernmittel und
Arbeitskleidung teilweise pauschaliert beriicksichtigt.

Dartiber hinaus wird mit Berufsausbildungsbeihilfe die Teilnahme an einer berufsvorbereitenden Bildungsmafnahme
gefordert. Bei berufsvorbereitenden BildungsmaBnahmen werden Lehrgangskosten, Fahrkosten, Kinderbetreuungs-
kosten, Kosten fiir Lernmittel und Arbeitskleidung unabhéngig vom Einkommen tibernommen.

Berufsvorbereitende BildungsmafBnahmen (BvB)

Jugendliche, die aus den verschiedensten Griinden noch keine Berufsausbildung aufnehmen konnten, konnen durch
die Agenturen fir Arbeit in berufsvorbereitenden BildungsmafBnahmen geférdert werden. Sie dienen der beruflichen
Orientierung, der Berufsfindung oder der gezielten Vorbereitung auf eine Ausbildung.

Im Rahmen von BvB besteht ein Rechtsanspruch auf Férderung der Vorbereitung auf den nachtrédglichen Erwerb des
Hauptschulabschlusses.

Einstiegsqualifizierung

Mit der Férderung von Einstiegsqualifizierungen wird die Zusage der Spitzenverbdnde der Wirtschaft im Ausbildungs-
pakt flankiert, jdhrlich 40.000 Plétze fiir betrieblich durchgefiihrte Einstiegsqualifizierungen bereitzustellen.

Voraussetzungen

Einstiegsqualifizierungen eréffnen insbesondere solchen Jugendlichen, die aus individuellen Griinden eingeschriankte
Vermittlungsaussichten haben, durch den Erwerb erster berufspraktischer Erfahrungen Zugang zu betrieblichen Aus-
bildungsangeboten. Aber auch fiir Jugendliche, die noch nicht in vollem Ma@e iber die erforderliche Ausbildungs-
befédhigung verfiigen oder lernbeeintrachtigt bzw. sozial benachteiligt sind, wird eine Briicke zum Einstieg in eine Aus-
bildung geschaffen.
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Artund Umfang der Forderung

Der Arbeitgeber erhdlt bis zu 212 EUR monatlich zuziiglich des pauschalierten Gesamtsozialversicherungsbeitrags von
der zustédndigen Agentur fiir Arbeit, wenn er fiir 6 - 12 Monate einem Jugendlichen einen Platz fiir eine Einstiegsquali-
fizierung bietet.

Ausbildungsbonus

Viele junge Menschen schaffen den Ubergang von der Schule in den Beruf nicht direkt in dem Jahr, in dem sie die
Schule verlassen. Sie suchen erfolglos nach einer Lehrstelle. Dies sind vor allem Schiilerinnen und Schiiler, die einen
Hauptschul- oder gar keinen Schulabschluss haben. Um diesen jungen Menschen eine neue Perspektive auf dem
Arbeitsmarkt zu bieten, wurde befristet der Ausbildungsbonus eingefiihrt: ein einmaliger, pauschaler Zuschuss fir
Unternehmen, die zusédtzliche Ausbildungsplétze fiir férderungsbedirftige Jugendliche schaffen.

Voraussetzungen

Arbeitgeber, die auf einem zusédtzlich angebotenen Ausbildungsplatz einen Altbewerber ohne Schulabschluss, mit
einem Sonderschulabschluss oder einem Hauptschulabschluss betrieblich ausbilden, haben einen Anspruch auf den
Ausbildungsbonus. Auch fur die zusétzliche Ausbildung eines lernbeeintrachtigten oder sozial benachteiligten jungen
Menschen, der im Vorjahr oder frither die allgemein bildende Schule verlassen hat, erhélt der Arbeitgeber den
Ausbildungsbonus.

Dartiber hinaus kénnen Arbeitgeber den Ausbildungsbonus als Ermessensleistung erhalten, wenn sie zusétzliche
betriebliche Ausbildungspldtze mit einem Altbewerber besetzen, der tiber einen mittleren Schulabschluss verfiigt. Der
Ausbildungsbonus kann auch fiir Auszubildende mit hoheren Schulabschliissen gezahlt werden, wenn sich diese
bereits seit mehr als zwei Jahren erfolglos um eine berufliche Ausbildung bemiiht haben. Au8erdem kénnen Arbeit-
geber einen Ausbildungsbonus erhalten, wenn sie Auszubildende zusétzlich ausbilden, deren Ausbildungsvertrag
wegen einer Insolvenz, Stilllegung oder SchlieBung des fritheren Ausbildungsbetriebes beendet worden ist.

Artund Umfang der Férderung

Der Bonus betrdgt4.000, 5.000 oder 6.000 Euro. Seine Hohe ist abhéngig von der fiir das erste Ausbildungsjahr tariflich
vereinbarten oder ortstiblichen Ausbildungsvergiitung. Fir behinderte und schwerbehinderte junge Menschen erh6ht
sich der Bonus um 30 %. Damit soll die betriebliche Ausbildung behinderter junger Menschen in besonderem MaSe
unterstiitzt werden. Der Bonus wird in zwei Teilbetrdgen ausgezahlt: 50 % nach Ablauf der Probezeit, die restlichen 50 %

nach Anmeldung des Auszubildenden zur Abschlusspriifung.

Der Ausbildungsbonus ist bis Ende des Jahres 2010 befristet.

Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)

Waéhrend einer betrieblichen Ausbildung kénnen Auszubildende unter bestimmten Voraussetzungen zuséatzliche
Unterstiitzung in Form von Stiitzunterricht oder sozialpddagogischer Begleitung erhalten.
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Berufsausbildung in auBBerbetrieblichen Einrichtungen(BakE)

Junge Menschen, die aufgrund individueller Schwierigkeiten keine betriebliche Ausbildung absolvieren, kénnen eine
Ausbildung in einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf in einer auBerbetrieblichen Einrichtung beginnen und
ggf. auch bis zum Abschluss fortfiithren.

Ubergangshilfen

Nach Abbruch oder erfolgreicher Beendigung einer Ausbildung kénnen Auszubildende zusétzliche Lernunterstiitzung
erhalten. Diese Leistung wird ab dem 1. August 2009 in die ausbildungsbegleitenden Hilfen integriert.

Aktivierungshilfe (bis 31. Juli 2009)

Gefordert werden Angebote im Vorfeld von Ausbildung, Qualifizierung und Beschéftigung, die Jugendliche, die auf
andere Weise nicht erreicht werden kénnen, fiir eine berufliche Qualifizierung motivieren.

Sozialpadagogische Begleitung und organisatorische Unterstiitzung

Klein- und Mittelbetriebe kdnnen administrative und organisatorische Unterstiitzung fiir die Ausbildung von sozial
benachteiligten oder lernbeeintrdchtigten Auszubildenden erhalten. Diese Unterstiitzung sowie eine sozialpada-
gogische Begleitung gibt es auch fiir Jugendliche, die im Rahmen einer Einstiegsqualifizierung oder Berufsausbil-
dungsvorbereitung nach dem Berufsbildungsgesetz im Betrieb lernen.

Berufseinstiegsbegleitung

Ein nahtloser Ubergang von der Schule in eine Ausbildung ist der beste Einstieg in das Berufsleben. Damit moglichst
viele Jugendliche diesen Ubergang besser meistern, hat die Bundesregierung nach dem Vorbild bestehender ehren-
amtlicher Initiativen die "Berufseinstiegsbegleitung“ entwickelt, die zunéchst als Modellversuch erprobt wird. An
1.000 allgemeinbildenden Schulen werden hauptberufliche Berufseinstiegsbegleiterinnen und -begleiter Jugendliche
auf ihrem Weg von der Schule in die Ausbildung unterstiitzen. Es konnen MaBBnahmen geférdert werden, die bis zum
31.Dezember 2011 beginnen.

Die Berufseinstiegsbegleitung beinhaltet die individuelle Unterstiitzung beim Schulabschluss, bei der Berufswahl und
bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz. Der Betreuungszeitraum beginnt zwei Jahre vor dem Schulabschluss

und endet in der Regel ein halbes Jahr nach Beginn einer beruflichen Ausbildung. Ziel ist es, mehr Schiilerinnen und
Schiilern zu einem Abschluss zu verhelfen und die Quote der Ausbildungsabbriiche deutlich zu senken.
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Forderung der beruflichen Weiterbildung
Voraussetzungen

Arbeitnehmer kénnen bei Teilhabe an beruflichen WeiterbildungsmaBnahmen durch Ubernahme der

Weiterbildungskosten geférdert werden, wenn

m die Weiterbildung fiir eine berufliche Eingliederung bei bestehender Arbeitslosigkeit oder deshalb notwendig ist,
um eine drohende Arbeitslosigkeit abzuwenden, oder wenn die Notwendigkeit der Weiterbildung wegen
fehlenden Berufsabschlusses anerkannt ist,

m die Agentur fiir Arbeit den Arbeitnehmer vor Weiterbildungsbeginn beraten hat und

m die WeiterbildungsmaBnahme sowie der Trdger fiir die Férderung zugelassen sind.

Artund Umfang der Férderung

Forderungsberechtigte Personen erhalten einen so genannten Bildungsgutschein. Der Gutschein wird im Regelfall fiir
ein bestimmtes Bildungsziel und einen bestimmten rdumlichen Geltungsbereich ausgestellt. Mit diesem Bildungs-
gutschein kénnen die Weiterbildungsinteressierten frei unter den zugelassenen Bildungstrdgern und -mafnahmen
wahlen. Die Agentur fir Arbeit informiert iiber Angebote (z.B. Giber die Internet Datenbank KURS). Die Auswahl des
Bildungsanbieters obliegt jedoch allein dem Gutscheininhaber selbst. Der Bildungsgutschein ist dem Bildungstrager
auszuhdndigen, der die Kosten unmittelbar mit der Agentur fir Arbeit abrechnet.

Bei Teilnahme an einer Weiterbildung kénnen folgende Kosten von der Agentur fiir Arbeit iibernommen werden:

m Lehrgangskosten (Lehrgangsgebiihren einschlieBlich der Kosten fiir erforderliche Lernmittel, Arbeitskleidung,
Priifungsgebiihren fiir gesetzlich geregelte oder allgemein anerkannte Zwischen-/Abschlussprifungen, Priisfungs-
stiicke) sowie etwaige im Vorfeld der Teilnahme anfallende Kosten fiir eine Eignungsfeststellung (z.B. Gesundheits-
prifung).

= Fahrkosten

s Kosten fiir auswértige Unterbringung und Verpflegung sowie

m Kinderbetreuungskosten (130 EUR monatlich je Kind).

Dartiber hinaus gibt es zur Férderung der beruflichen Weiterbildung von beschéftigten Arbeitnehmern spezielle
Férderprogramme:

Weiterbildung geringqualifizierter und beschéftigter Alterer in Unternehmen (WeGebAU)

Gefordert werden kénnen

m geringqualifizierte Mitarbeiter ohne Berufsabschluss oder mit Abschluss, die seit mindestens vier Jahren eine an-
oder ungelernte Téatigkeit verrichten und ihre erlernte Tatigkeit nicht mehr ausiiben kdénnen.

m dltere Mitarbeiter, wenn sie das45. Lebensjahr vollendet haben und in einem Betrieb mit weniger als 250 Arbeit-
nehmern beschéftigt sind.

Dabei konnen solche Weiterbildungen unterstiitzt werden,

m die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt verwertbare Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln,

= zueinem anerkannten Berufsabschluss fiithren oder

m iteiner zertifizierten Teilqualifikation oder einem verbands- oder brancheniibergreifenden Zertifikat
abschlieBen.
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Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten fiir die Férderung einen Bildungsgutschein. Damit konnen sie
unter zugelassenen Weiterbildungsangeboten wéhlen.

Die Agentur fiir Arbeit erstattet dem Arbeitnehmer bzw. dem Bildungstréger die vollen Lehrgangskosten und einen
Zuschuss zu den notwendigen tibrigen Weiterbildungskosten. Der Arbeitgeber erhilt fiir weiterbildungsbedingte Aus-
fallzeiten einen Zuschuss zum Arbeitsentgelt und zu den Sozialversicherungsbeitrdgen.

Qualifizierung wéhrend der Kurzarbeit

Voraussetzung fir eine Foérderung ist der Bezug von Kurzarbeitergeld. Bei der Férderung wird zwischen gering qualifi-
zierten und nicht gering qualifizierten Mitarbeitern unterschieden. Die Dauer der Weiterbildung sollte dabei die vor-
aussichtliche Dauer der Kurzarbeit nicht Giberschreiten. Die Forderhohe richtet sich nach der Art der Qualifizierung,
der Betriebsgro8e und dem geforderten Personenkreis.

Konkretere Informationen zu diesen Férderprogrammen geben die Arbeitgeber-Services der ¢rtlichen Agenturen fir
Arbeit.

Zudem koénnen Auslédnder bzw. andere Personen mit Migrationshintergrund ein besonderes Beratungs- und Informati-
onsangebotim Rahmen des bundesweiten Netzwerkes "IQ-Beratung durch Qualifizierung" in Anspruch nehmen, das
uber spezielle Moglichkeiten der beruflichen Integration informiert. Weiterfithrende Informationen erteilt die zustan-
dige Agentur fiir Arbeit bzw. finden Sie im Internet unter www.intqua.de.

Forderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben

Behindert im Sinne des SGB III sind Menschen, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzuhaben oder weiter teilzuhaben,
wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) nicht nur
voriibergehend wesentlich gemindert sind und die deshalb Hilfen zur Teilhabe am Arbeitsleben benétigen, einschlies3-
lich lernbehinderter Menschen. Behinderten Menschen stehen Menschen gleich, denen eine Behinderung mit den
genannten Folgen droht. Gemé#B § 2 Abs. 1SGB IX sind Menschen behindert, wenn ihre kérperliche Funktion, geistige
Fahigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate von dem fiir das Lebensalter
typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintréchtigt ist. Sie sind von
Behinderung bedroht, wenn die Beeintrachtigung zu erwarten ist.

Zu den Leistungen gehéren die Unterstiitzung der Beratung und Vermittlung, die Verbesserung der Eingliederungs-
aussichten, die Férderung der Aufnahme einer Tatigkeit, die Férderung der Aufnahme einer selbstindigen Beschafti -
gung, die Férderung der Berufsausbildung sowie die Férderung der beruflichen Weiterbildung. Die Berufsausbildung
und die berufliche Weiterbildung werden auch in besonderen Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation erbracht.
Nach dem SGBIII erfolgt auch eine Férderung im Eingangs- und Berufsbildungsbereich einer Werkstatt fiir behinderte
Menschen.

Leistungen an Arbeitgeber zur Eingliederung von behinderten und schwerbehinderten Menschen:

=» Eingliederungszuschiisse ( siehe im Abschnitt Eingliederungszuschiisse) und Zuschiisse zur Ausbildungsvergiitung
m Probebeschéftigung behinderter Menschen

= Arbeitshilfen.
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Mit dem Gesetz zur Einfiihrung Unterstiitzter Beschéftigung steht ab 01.01.2009 ein neues Instrument zur Férderung
behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben zur Verfiigung:

Menschen, fiir die behinderungsbedingt eine Ausbildung - auch bei Ausschépfen aller Hilfen und Nachteilsausgleiche
—-nicht méglich ist, kann die Unterstiitzte Beschdftigung zu einem Arbeitsverhéltnis fiihren. Bei der Unterstiitzten
Beschéftigung werden fiir behinderte Menschen mit besonderem Unterstiitzungsbedarf entsprechend ihren Fahig-
keiten und Neigungen neue Beschéftigungsmaoglichkeiten in einem Unternehmen erschlossen. Nach dem Grundsatz
Jerst platzieren, dann qualifizieren“ werden sie dort eingearbeitet und unterstiitzt, mit dem Ziel der Ubernahme durch
den Betrieb. Das erdffnet neue Perspektiven auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

Die Leistungen des neuen § 38a SGB IX umfassen die individuelle betriebliche Qualifizierung und die Berufsbegleitung.
Die individuelle betriebliche Qualifizierung ist fiir die Dauer von bis zu zwei, maximal drei Jahren moglich. Die Vermitt-
lung von berufsiibergreifenden Lerninhalten und Schlisselqualifikationen sowie Ma3nahmen zur Entwicklung der
Personlichkeit sind wesentliche Bestandteile der Qualifizierung. Die Teilnehmenden sind sozialversichert. Zustandig
sind die Rehabilitationstréger, meist die Agentur fiir Arbeit. Bleibt nach einer Integration in sozialversicherungspflich-
tige Beschéftigung eine weitergehende Unterstiitzung erforderlich, wird diese in der Regel durch die Integrations-
amter in Form der Berufsbegleitung erbracht.

Entgeltersatzleistungen
Arbeitslosengeld

Anspruch auf Arbeitslosengeld haben Sie,

= wenn Sie beschéftigungslos sind,

= sich personlich arbeitslos gemeldet,

m die Anwartschaftszeit erfiillt haben und

= aktiveine neue Arbeit suchen und hierzu auch den Vermittlungsbemithungen der Agenturen fiir Arbeit zur Verfii-
gung stehen.

Beschéftigungslos ist, wer nicht oder nur in einem Umfang von weniger als 15 Stunden woéchentlich beschaftigt oder
selbststdndig tétig ist.

Eine personliche Arbeitslosmeldung erfordert, dass der Arbeitslose selbst bei der Agentur fiir Arbeit vorspricht und den
Eintritt der Arbeitslosigkeit anzeigt; eine telefonische oder schriftliche Meldung geniigt nicht.

Die Anwartschaftszeit hat erfiillt, wer innerhalb der letzten zwei Jahre vor der Arbeitslosmeldung (Rahmenfrist)
mindestens 12 Monate (360 Tage) aufgrund einer Beschéftigung oder aus sonstigen Griinden (z.B. Bezug von Kranken-
geld) versicherungspflichtig zur Bundesagentur fiir Arbeit war.

Seit 1. Februar 2006 wird fiir Personen, die einen Angehdérigen pflegen, fiir Personen, die eine selbstédndige Tatigkeit von
mindestens 15 Stunden wochentlich oder fiir Arbeitnehmer, die eine Beschdftigung im Ausland auB3erhalb der Euro-
pdischen Gemeinschaft (EU) oder assoziierten Staaten ausiiben, die Moglichkeit der freiwilligen Weiterversicherung in
der Arbeitslosenversicherung angeboten. Damit wird diesen Personengruppen, die nicht kraft Gesetzes der Versicher-
tengemeinschaft angehoren, die Moglichkeit erdffnet, durch freiwillige geringe Beitragszahlung ihren Versicherungs-
schutz in der Arbeitslosenversicherung aufrechtzuerhalten. Vorausgesetzt ist allerdings die vorherige Zugehorigkeit
der Antragsteller zur Versichertengemeinschaft.
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Die Hohe des Arbeitslosengeldes richtet sich grundsétzlich nach dem versicherungspflichtigen Entgelt, das der Arbeits-
lose im Durchschnitt des letzten Jahres vor der Entstehung des Leistungsanspruchs (Bemessungszeitraum) erhalten hat.

Das Bruttoentgelt, das sich danach ergibt (Bemessungsentgelt), wird um pauschalierte Abziige vermindert. Solche
Abziige sind eine Sozialversicherungspauschale in H6he von 21 Prozent des Bemessungsentgelts, die Lohnsteuer sowie
der Solidaritédtszuschlag.

Von dem sich danach ergebenden pauschalierten Nettoentgelt (Leistungsentgelt) erhélt ein Arbeitsloser, der mindes-
tens ein Kind im Sinne des Steuerrechts hat, als Arbeitslosengeld 67 Prozent, die tibrigen Arbeitslosen 60 Prozent.

Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld richtet sich grundsétzlich nach der versicherungspflichtigen
Beschaftigung innerhalb der um drei Jahre erweiterten Rahmenfrist und dem Lebensalter, das der Arbeitslose bei
der Entstehung des Anspruchs vollendet hat.

Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld betragt
nach Versicherungspflichtverhaltnissen und nach Vollendung ... Monate

mit einer Dauer von insgesamt des ... Lebensjahres
mind. ... Monaten

12 6
16 8
20 10
24 12
30 50. 15
36 55. 18
48 58. 24

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld erlischt, wenn der Arbeitslose die Anwartschaftszeit erneut erfillt hat. Ein noch
bestehender Restanspruch wird dem neuen Anspruch auf Arbeislosengeld bis zur jeweiligen altersmaRigen Héchst-
grenze hinzugerechnet.

Fiir Zeiten des Bezuges von Arbeitslosengeld entrichtet die Agentur fiir Arbeit fiir den Arbeitslosen Beitrdge zur gesetz-
lichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Das Arbeitslosengeld wird regelméBig monatlich nachtréglich auf
das von dem Arbeitslosen angegebene Konto tiberwiesen.

Kurzarbeitergeld
Wenn Betriebe z.B. aus wirtschaftlichen Griinden die Arbeitszeit voriibergehend verringern und Kurzarbeit anzeigen,

zahlt die Agentur fiir Arbeit nach den gesetzlichen Bestimmungen Kurzarbeitergeld. Grundlegende Voraussetzung fir
die Zahlung von Kurzarbeitergeld ist, dass hierdurch die Arbeitsplétze der betroffenen Arbeitnehmer erhalten bleiben.
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Kurzarbeitergeld konnen Sie beziehen,

wenn

m Siewegen des Arbeitsausfalls ein vermindertes oder gar kein Arbeitsentgelt erhalten,

m der Arbeitsausfall erheblich ist,

m diebetrieblichen und persénlichen Voraussetzungen erfiillt sind sowie

m der Arbeitsausfall der Arbeitsagentur vom Arbeitgeber oder Betriebsrat angezeigt worden ist.

Der Arbeitsausfall ist erheblich, wenn er voriibergehend und nicht vermeidbar ist sowie in einem Kalendermonat min-
destens ein Drittel der im Betrieb beschéftigten Arbeitnehmer von einem Entgeltausfall von jeweils mehr als 10 Prozent
ihres monatlichen Bruttoentgelts betroffen ist. Im Hinblick auf die Auswirkungen der Finanzmarktkrise auf die Wirt-
schaft wurde die Erheblichkeitsschwelle abgesenkt. Bis zum 31. Dezember 2010 ist ein Arbeitsausfall auch dann erheb-
lich, wenn in dem betreffenden Monat weniger als ein Drittel der Beschéftigten vom einem Entgeltausfall betroffen
sind, soweit dieser jeweils mehr als zehn Prozent ihres monatlichen Bruttoentgelts betrifft.

Kurzarbeitergeld wird in der Regel durch den Betrieb ausgezahlt und auf Antrag des Arbeitgebers oder des Betriebs-
rates von der zustdndigen Arbeitsagentur erstattet.

Kurzarbeitergeld wird auf der Grundlage des Differenzbetrages zwischen dem Brutto-Kurzlohn bei Arbeitsausfall und
dem Bruttolohn bei Vollarbeit und der sich hieraus ergebenen Nettoentgeltdifferenz ermittelt.

Sie erhalten
m 67 Prozent, wenn Sie mindestens ein Kind im Sinne des Steuerrechts haben und
m 60 Prozent, wenn Sie kein Kind im Sinne des Steuerrechts haben.

Bis zum 31. Dezember 2010 werden dem Arbeitgeber die von ihm allein zu tragenden Sozialversicherungsbeitrage fiir
die Kurzarbeit auf Antrag zur Hélfte erstattet. Fiir Zeiten der Qualifizierung von Kurzarbeiten werden die Sozialver-
sicherungsbeitrédge fiir die Kurzarbeit auf Antrag komplett erstattet.

Insolvenzgeld

Insolvenzgeld wird gezahlt, wenn der Arbeitgeber zahlungsunféhig ist und der Arbeitnehmer ihm zustehende Arbeits-
entgelte nicht erhalten hat. Anspruch auf Insolvenzgeld hat der Arbeitnehmer fiir Arbeitsentgeltanspriiche aus den
letzten drei Monaten des Arbeitsverhaltnisses vor Insolvenzeréffnung oder Abweisung des Antrags auf Er6ffnung des
Insolvenzverfahrens mangels Masse oder vollstdndiger Beendigung der Betriebstétigkeit, wenn ein Antrag auf
Eroffnung des Insolvenzverfahrens nicht gestellt worden ist und ein Insolvenzverfahren mangels Masse nicht in
Betracht kommt.

Das Insolvenzgeld entspricht in der Hohe dem riicksténdigen Nettoentgelt, wenn das Bruttoeinkommen die Beitrags-
bemessungsgrenze (2008: monatlich 5.300 EUR/West, 4.550 EUR/Ost) nicht tibersteigt. Die Agentur fiir Arbeit zahlt fir
die letzten drei Monate auch die noch offenen Pflichtbeitrdge zur gesetzlichen Kranken-, Renten- und Pflegever-
sicherung sowie Beitrage zur Bundesagentur fiir Arbeit.

Das Insolvenzgeld muss spatestens 2 Monate nach Insolvenzeréffnung, Abweisung des Antrags auf Eréffnung des Insol-
venzverfahrens mangels Masse oder Beendigung der Betriebstétigkeit beantragt werden.
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Saison-Kurzarbeitergeld

In Betrieben des Bauhauptgewerbes, des Dachdeckerhandwerks und des Garten- und Landschaftsbaus kann infolge
von Arbeitsausfdllen wegfallendes Arbeitsentgelt in der Schlechtwetterzeit (1. Dezember bis 31. Mérz) mit Hilfe des aus
Mitteln der Arbeitslosenversicherung finanzierten Saison-Kurzarbeitergeldes ersetzt werden. Die Hohe des Saison-
Kurzarbeitergeldes entspricht der Héhe des Kurzarbeitergeldes.

Aus der Winterbeschéftigungs-Umlage, die von gewerblichen Arbeitnehmern und Arbeitgebern gemeinsam finanziert

wird, kénnen folgende ergdnzende Leistungen gezahlt werden:

= Angewerbliche Arbeitnehmer das Mehraufwands-Wintergeld in Héhe von 1,00 EUR (netto) pro tatséchlich geleis-
teter Arbeitsstunde in der Zeit vom 15. Dezember bis zum letzten Februartag.

m Angewerbliche Arbeitnehmer das Zuschuss-Wintergeld in Héhe von 2,50 EUR (netto) fiir jede aus Arbeitszeitgut-
haben ausgeglichene Ausfallstunde.

= AnArbeitgeber die Erstattung der von ihnen verauslagten Sozialversicherungsbeitrége fiir die Saison-Kurzarbeiter-
geldbezieher. Damit werden Arbeitgeber von dem GroBteil der Kosten fiir die Weiterbeschéftigung ihrer Arbeit-
nehmer in den Wintermonaten entlastet.

Saison-Kurzabeitergeld und die ergénzenden Leistungen werden in der Regel durch den Betrieb ausgezahlt und auf
Antrag des Arbeitgebers oder des Betriebsrates von der zustdndigen Agentur fiir Arbeit erstattet.

Fiir das Geriistbauerhandwerk gelten die Regelungen der fritheren Winterbauférderung aufgrund einer Ubergangs-
regelung bis zum 31. Mdrz 2010 weiter.

Transferleistungen
Transferkurzarbeitergeld

Anspruch auf Transferkurzarbeitergeld haben Arbeitnehmer, wenn und solange sie auf Grund einer Betriebsdnderung
von einem dauerhaften unvermeidbaren Arbeitsausfall mit Entgeltausfall betroffen sind, in ihrem Betrieb die Betriebs-
dnderung Personalanpassungsmafnahmen nach sich zieht, die betroffenen Arbeitnehmer in einer betriebsorganisa-
torisch eigenstédndigen Einheit (meist sog. Transfergesellschaft) zusammengefasst und aus dem Produktionsprozess
ausgegliedert werden, die geforderten persénlichen Voraussetzungen vorliegen und der dauerhafte Arbeitsausfall der
Agentur fiir Arbeit vom Betrieb oder dem Betriebsrat angezeigt wird. Ziel ist der Transfer der Arbeitnehmer von der
bestehenden Beschéftigung in eine Anschlussbeschéftigung ohne zwischenzeitliche Arbeitslosigkeit.

Die Hohe des Transferkurzarbeitergeldes entspricht der Héhe des Kurzarbeitergeldes. Die Bezugsfrist betrégt langstens
12 Monate. Wahrend des Bezugs von Transferkurzarbeitergeld hat der Arbeitgeber den Arbeitnehmern Vermittlungs-
vorschldge zu unterbreiten und bei Qualifikationsdefiziten MaBnahmen zur Verbesserung der Eingliederungsaus-
sichten anzubieten. Soweit Mittel zur Verfiigung stehen, kénnen Qualifizierungskosten aus Mitteln des Europdischen
Sozialfonds durch die Agenturen fiir Arbeit bezuschusst werden.

Transferkurzarbeitergeld wird in der Regel durch den Betrieb ausgezahlt und auf Antrag des Arbeitgebers oder des
Betriebsrates von der zustdndigen Agentur fiir Arbeit erstattet.
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TransfermaBnahmen

Arbeitnehmer, die auf Grund von Betriebsdnderungen oder im Anschluss an die Beendigung eines Berufsausbildungs-
verhéltnisses von Arbeitslosigkeit bedroht sind, haben Anspruch auf Férderung der Teilnahme an Transfermas-
nahmen, wenn

m die MaBnahme von einem Dritten durchgefiihrt wird,

= sichder Arbeitgeber angemessen an der Finanzierung beteiligt,

m dievorgesehene Maf3nahme der Eingliederung des Arbeitnehmers in den Arbeitsmarkt dienen soll und

= ein Qualitdtssicherungssystem zur Anwendung kommt.

Ziel von TransfermafBnahmen ist es, Anreize fiir den Arbeitgeber zu setzen, sich an der Finanzierung sinnvoller Einglie-
derungsmaBnahmen wéahrend der laufenden Kiindigungsfrist zu beteiligen.

Die MaBnahmekosten werden von der Agentur fir Arbeit zur Hélfte bezuschusst; der Zuschuss betréagt hdchstens
2.500 EUR je geforderten Arbeitnehmer.

Eingliederung von Arbeitnehmern
Eingliederungszuschiisse
Férderungsvoraussetzungen

Arbeitgeber kénnen zur Eingliederung von Arbeitnehmern mit Vermittlungshemmnissen Zuschisse zu den Arbeits-
entgelten erhalten, wenn deren Vermittlung wegen in der Person liegender Umstdnde erschwert ist. Diese Zuschtisse
richten sich nach dem Umfang der Minderleistung des Arbeitnehmers und nach den jeweiligen Eingliederungs-
erfordernissen.

Die Eingliederungszuschiisse werden auf die vom Arbeitgeber regelméafig gezahlten tariflichen oder ortsiiblichen
Lohne und die pauschalierten Anteile an den Sozialversicherungsbeitrdgen gewéhrt. Ein Arbeitsentgelt, das einmalig
gezahlt wird, ist nicht bertiicksichtigungsfahig. Eingliederungszuschiisse kénnen auch an Arbeitgeber gezahlt werden,
die Personen einstellen, die bereits bis zu drei Monaten oder nicht versicherungspflichtig bei ihnen beschéftigt waren.

Hohe und Dauer der Férderung

Der Eingliederungszuschuss darf 50 % des berticksichtigungsfdhigen Arbeitsentgelts einschlieSlich des Arbeitgeber-
anteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht tibersteigen und langstens fiir eine Férderdauer von zwolf
Monaten erbracht werden.

= Firschwerbehinderte oder sonstige behinderte Menschen kann die Férderhéhe bis zu 70 % des berticksichtigungs-
fdhigen Arbeitsentgelts einschlieBlich des Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag und die
Forderdauer bis zu 24 Monaten betragen. Nach Ablauf von zwo6lf Monaten wird der Eingliederungszuschuss bei
anhaltender Férderung entsprechend der zunehmenden Leistungsfdhigkeit um mindestens 10 Prozentpunkte
verringert.

m Fir Arbeitnehmer, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, kann ein Eingliederungszuschuss geleistet werden,
dessen Forderdauer bis zu 36 Monate betrdgt. Nach Ablauf von zwolf Monaten wird der Eingliederungszuschuss um
zehn Prozentpunkte jahrlich vermindert. Auf die Weiterbeschéftigungs- und Riickzahlungspflicht im Anschluss an
die Férderung wird verzichtet. Diese Regelung fiir dltere Arbeitnehmer gilt befristet bis zum 31. Dezember 2009.
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Eingliederungszuschuss fiir besonders betroffene schwerbehinderte Menschen

Férderungsvoraussetzungen

Arbeitgeber kdnnen fiir die Einstellung von besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen im Sinne des § 104
Abs.1Nr. 3 Buchstabe a-d SGB IX einen Eingliederungszuschuss erhalten. Auch fiir die nach § 2 Abs. 3 SGB IX von den
Agenturen fir Arbeit gleichgestellte behinderte Menschen kénnen Eingliederungszuschiisse fiir besonders betroffene
schwerbehinderte Menschen erbracht werden.

Die Gewdahrung des Eingliederungszuschusses ist auch nach einer geférderten befristeten Vorbeschéftigung beim
Arbeitgeber (z.B. ABM) moglich.

Hohe und Dauer der Forderung

Die Férderung betrdgt hochstens 70 % des beriicksichtigungsfahigen Arbeitsentgelts und darf 36 Monate nicht tiber-
steigen. Bei besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, kann die
Forderdauer bis zu 60 Monate betragen, bei besonders betroffenen dlteren schwerbehinderten Menschen, die das
55. Lebensjahr vollendet haben, darf die Forderdauer 96 Monate nicht tibersteigen.

Bei der Entscheidung tiber die Forderdauer soll eine geférderte befristete Vorbeschéaftigung beim Arbeitgeber ange-
messen beriicksichtigt werden. In die Entscheidung tiber Hohe und Dauer der Férderung flie3t ebenso ein, ob der
schwerbehinderte Mensch ohne gesetzliche Verpflichtung oder tiber die Beschéaftigungspflicht nach dem Teil 2 SGB IX
hinaus eingestellt und beschéftigt wird. Nach Ablauf von zwolf Monaten (bei besonders betroffenen dlteren schwer-
behinderten Menschen nach 24 Monaten) wird der Eingliederungszuschuss entsprechend der zu erwartenden
Zunahme der Leistungsfahigkeit des Arbeitnehmers um mindestens zehn Prozentpunkte jahrlich vermindert. Fiir
Arbeitnehmer, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, entféllt die Pflicht des Arbeitgebers zur Riickzahlung von
Forderungsbetrdgen und zur Nachbeschéftigung.

Eingliederungszuschuss fiir jingere Arbeitnehmer

Fiir jingere Arbeitnehmer unter 25 Jahren mit Berufsabschluss kann der Eingliederungszuschuss fiir maximal zwolf
Monate gewdhrt werden. Die Férderh6he darf 25 % des berticksichtigungsfadhigen Arbeitsentgeltes nicht unter- und
50 % nicht iberschreiten; das beriicksichtigungsfédhige Arbeitsentgelt wird auf max. 1.000 EUR begrenzt.

Der Qualifizierungszuschuss fir jiingere Arbeitnehmer ist ebenfalls fiir Arbeitgeber gedacht, die jingere Arbeitnehmer
unter 25 Jahren einstellen, die nicht tiber einen Berufsabschluss verfiigen und bereits langer als ein halbes Jahr arbeits-
los sind. Der Zuschuss betrdgt 50 % des berticksichtigungsfdhigen Arbeitsentgeltes; dieses betrédgt auch hier maximal
1.000 EUR. Der Gesamtzuschuss setzt sich zusammen aus einem Zuschuss zu den Arbeitsentgeltkosten und einem
Zuschuss fiir die Qualifizierung des Arbeitnehmers. Mindestens 15 Prozentpunkte miissen fiir eine Qualifizierung ver-
wendet werden. Die Forderdauer richtet sich nach den Eingliederungserfordernissen des Arbeitnehmers und darf
zwolf Monate nicht iberschreiten. Zu beachten ist, dass Leistungen nach dem SGBI1I, die auf einen beruflichen
Abschluss zielen, Vorrang vor dem Qualifizierungszuschuss haben. Der Qualifizierungszuschuss erméglicht es, die tag-
liche Arbeitim Betrieb mit einer Qualifizierung zu kombinieren.

Férderungen durch den Eingliederungszuschuss fiir jiingere Arbeitnehmer sowie den Qualifizierungszuschuss fiir
Jingere gelten bis zu einem Beginn des Arbeitsverhéltnisses bis zu 31.12.2010.
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Eingliederungsgutschein fiir dltere Arbeitnehmer

Zum 1. Januar 2008 wurde der Eingliederungsgutschein fiir éltere Arbeitnehmer eingefiihrt. Der Eingliederungsgut-
schein kann an tiber 50-jdhrige Arbeitnehmer ausgegeben werden, die einen Anspruch auf Arbeitslosengeld von
mindestens 12 Monaten haben (Férdervolumen 30-50% fiir 12 Monate). Bei einer Arbeitslosigkeit von mehr als einem
Jahr besteht ein Rechtsanspruch (Férdervolumen 50% fiir 12 Monate).

Férderung von ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen (ABM)

Die Bundesagentur fiir Arbeit kann Trdger von ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen fiir die Beschédftigung zugewiesener
Arbeitnehmer férdern, wenn diese zusétzliche und im 6ffentlichen Interesse liegenden Arbeiten ausiiben, die nicht zu
einer Beeintrachtigung der Wirtschaft fithren.

Uber die Férderung und Zuweisung der Arbeitnehmer entscheiden die Agenturen fiir Arbeit grundsétzlich eigenver-
antwortlich. Geférdert werden die zwischen Trdger und Arbeitnehmer geschlossenen sozialversicherungspflichtigen
Beschéftigungsverhéltnisse (ohne Versicherungspflicht zur Arbeitslosenversicherung) durch pauschalierte Zuschiisse
zu den Lohnkosten und den weiteren Kosten des Arbeitgebers.

Eine Vermittlung in eine ABM ist bei vorliegender Arbeitslosigkeit moglich, wenn allein durch die Férderung in der
MaBnahme eine Beschéftigungsaufnahme erfolgen kann und die Voraussetzungen fir Entgeltersatzleistungen bei
Arbeitslosigkeit oder bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erfiillt sind.

Unter bestimmten Voraussetzungen kénnen auch Arbeitnehmer geférdert werden, die die genannten Forderkriterien
nichterfiillen, z.B. Arbeitslose unter 25 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung, fiir die Durchfithrung von ABM
notwendige Anleiter und Betreuer sowie Schwerbehinderte, wenn diese nur durch die ABM-Teilnahme beruflich
stabilisiert oder qualifiziert werden kénnen.

Dartiber hinaus gibt es die so genannte 10-Prozent-Quote, d.h. zusétzlich sind Ausnahmen von den genannten Forder-
kriterien fiir 10 Prozent der pro Jahr zugewiesenen Teilnehmer in ABM moglich.

Bevorzugt gefordert werden Ma3nahmen, wenn damit zu rechnen ist, dass die Eingliederungsaussichten der in der
MaBnahme zugewiesenen Arbeitnehmer erheblich verbessert werden.

ABM-Tréger erhalten fiir die zugewiesenen Arbeitnehmer Lohnkostenzuschiisse. Diese Zuschiisse werden in pauscha-
lierter Form erbracht. Die Hohe des Zuschusses bemisst sich nach der Art der Tatigkeit des geférderten Arbeitnehmers
in der MaBBnahme. Der monatliche Zuschuss betrédgt bei Téatigkeiten, fiir die in der Regel erforderlich ist

m eine Hochschul- oder Fachhochschulausbildung héchstens 1.300 EUR,

= eine Aufstiegsfortbildung hochstens1.200 EUR,

m eine Ausbildung in einem Ausbildungsberuf héchstens1.100 EUR,

m  keine Ausbildung hdchstens 900 EUR.

Die Agentur fur Arbeit kann den pauschalierten Zuschuss zum Ausgleich regionaler und in der Tatigkeit liegender
Besonderheiten um bis zu 10 Prozent erhéhen.
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Ergénzend dazu kénnen, fir die in der ABM anfallenden Sachkosten, die pauschalierten Beitradge oder Beitragsanteile
des Arbeitgebers und die Qualifizierung der zugewiesenen Arbeitnehmer, Zuschiisse in Hohe von bis zu 300 EUR pro
Arbeitnehmer und Férdermonat erbracht werden, wenn die Finanzierung einer MaBnahme auf andere Weise nicht
erreicht werden kann und an der Durchfiihrung ein besonders arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht.

Die Férderungsdauer betrdgt in der Regel 12 Monate. Sie darf bis zu 24 Monaten dauern, wenn an der Durchfithrung der
Arbeiten ein besonders arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht oder der Tréager die Verpflichtung tibernimmt, dass
die zugewiesenen Arbeitnehmer in ein Dauerarbeitsverhéltnis iibernommen werden. Bei dlteren Arbeitnehmern, die
das 55. Lebensjahr vollendet haben, ist eine Erweiterung der Férderdauer auf bis zu 36 Monaten moglich.

Entgeltsicherung fiir dltere Arbeitnehmer

Fiir Personen ab dem vollendeten 50. Lebensjahr wird mit der Entgeltsicherung ein zusétzlicher Anreiz geboten,
moglichst frith aus Arbeitslosigkeit in eine ungeforderte Beschéftigung zu gehen oder die Arbeitslosigkeit zu
vermeiden.

Ist die neue Beschéftigung mit finanziellen Einbufen im Vergleich zum Arbeitsentgelt aus einer fritheren Tatigkeit
verbunden, so wird die Nettoentgeltdifferenz durch einen zeitlich befristeten Zuschuss teilweise ausgeglichen. Im
gleichen Zeitraum werden auch die Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung aufgestockt, um die mit der neuen
Beschéftigung geringere Altersicherung abzumildern.

Fiir die Leistungen der Entgeltsicherung muss ein Antrag bei der Agentur fiir Arbeit gestellt werden. Dieser Antrag
muss rechtzeitig vor der Aufnahme einer neuen Beschéftigung erfolgen.

Férderungsvoraussetzungen

Einen Anspruch auf die Entgeltsicherung haben dltere Arbeitnehmer,

m diedas50. Lebensjahr vollendet haben,

m dieals Arbeitslose einen Anspruch auf Arbeitslosengeld - der noch mindestens 180 Tage betrdgt - haben oder die als
von Arbeitslosigkeit Bedrohte (Kiindigung liegt vor oder Ende eines befristeten Arbeitsvertrags steht bevor) einen
Anspruch tiber mindestens die gleiche Dauer hétten,

m dieinder neuen Beschiftigung einen Anspruch auf eine tarifliche oder ortsiibliche Entlohnung haben.

Die neue Beschéftigung darf kein Minijob mit einem Arbeitsentgelt bis zu 400 EUR monatlich sein, sondern muss in
allen Zweigen der Sozialversicherung versicherungspflichtig sein. Eine Férderung ist ausgeschlossen, wenn die Arbeits-
aufnahme bei einem fritheren Arbeitgeber erfolgt, bei dem der éltere Arbeitnehmer schon einmal wihrend der letzen
vier Jahre mehr als drei Monate versicherungspflichtig beschéftigt war; dieser Férderauschluss gilt nicht bei fritherer
befristeter Beschaftigung von schwerbehinderten und diesen gleichgestellten Menschen. Weiterhin kénnen keine Leis-
tungen der Entgeltsicherung gewédhrt werden, wenn es sich bei der neuen Beschiftigung um eine ABM handelt oder
die dlteren Arbeitnehmer in einer Personal-Service-Agentur eingestellt werden. Diese Beschdftigungen werden bereits
durch andere Leistungen der Arbeitsforderung unterstiitzt.

Die Entgeltsicherung fur &ltere Arbeitnehmer ist zeitlich befristet. Die Forderung kann nur gewéhrt werden, wenn der
Anspruch auf Arbeitslosengeld bis einschlief3lich 31. Dezember 2007 entstanden ist. Die Leistungen kénnen langstens
bis 31. Dezember 2009 bezogen werden.
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Hohe und Dauer der Forderung

Der Zuschuss zum Arbeitsentgelt gleicht die Nettoentgeltdifferenz zwischen der vorherigen Beschéftigung und der
neuen Beschéftigung zur Hélfte aus. Die Entgeltsicherung wird nicht gewéhrt, falls diese Nettoentgeltdifferenz
weniger als 50 EUR betrdgt. Der Zuschuss zum Arbeitsentgelt ist steuerfrei und wird jeweils monatlich nachtraglich
ausgezahlt.

Der zusétzliche Beitrag zur Rentenversicherung ergédnzt die Beitrdge aus der neuen Beschéaftigung und hebt somit die
Alterssicherung auf das Niveau, das auf etwa 90 % des damaligen Bruttoentgelts vor der Arbeitslosigkeit entrichtet
worden ist. Ermittelt wird er aus der Differenz von 90 % des Bemessungsentgelts fiir das Arbeitslosengeld und dem
Bruttoarbeitsentgelt aus der neuen Beschéftigung. Der zusétzliche Beitrag zur Rentenversicherung (Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberanteil) wird direkt von der Bundesagentur fiir Arbeit an den zustindigen Rentenversicherungstrédger
gezahlt.

Unterschiedliche Arbeitszeiten in der alten und neuen Beschéftigung werden bei der Berechnung der Leistungen der
Entgeltsicherung berticksichtigt.

Beide Leistungen der Entgeltsicherung werden fiir den Zeitraum gezahlt, fiir den bei Bezieherinnen und Beziehern von
Arbeitslosen ein (Rest-) Anspruch von noch mindestens 180 Tagen besteht. Die von Arbeitslosigkeit bedrohten Arbeit-
nehmer haben Anspruch fiir die Dauer, wie lange der Anspruch auf Arbeitslosengeld betragen wiirde.

Der Férderanspruch auf Entgeltsicherung fiir dltere Arbeitnehmer entsteht aus einem Anspruch auf Arbeitslosengeld
nur einmal. Die Leistungen der Entgeltsicherung kénnen aber nach Unterbrechungen der Beschéftigung, z.B. wegen
Wechsels des Arbeitsgebers, Auslaufen von Befristung oder anderer Beendigung der neuen Beschéftigung erneut fiir
die urspriinglich zustehende Restdauer in Anspruch genommen werden.

Finanzielle Grundlagen

Die Bundesagentur fiir Arbeit finanziert sich tiberwiegend aus Beitrdgen. Weitere Einnahmen erhélt sie aus Mitteln, die
im Umlageverfahren von Arbeitgebern bzw. Berufsgenossenschaften aufgebracht werden. Beitragspflichtig sind
sowohl Arbeitnehmer (Angestellte, Arbeiter, zu ihrer Berufsausbildung Beschéftigte und Heimarbeiter) als auch Arbeit-
geber. Sie teilen sich die Beitrdge entsprechend dem jeweils giiltigen Beitragssatz (2009: 2,8 Prozent des Bruttolohns
oder -gehalts). Die Hohe des Beitrages wird durch die Beitragsbemessungsgrenze begrenzt. 2009 liegt sie in den alten
Bundesldndern bei 5.400 EUR und in den neuen Bundesldndern bei 4.550 EUR pro Monat.

Gesetze
Die rechtlichen Grundlagen finden Sie im SGB III.
Die Durchfiihrung iibernimmt die Bundesagentur fiir Arbeit in Niirnberg mit den zugehdérigen Regionaldirektionen,

den Agenturen fiir Arbeit und sonstigen Dienststellen. Die Bundesagentur ist eine Kdérperschaft des 6ffentlichen Rechts
mit Selbstverwaltung.



Arbeitsférderung

Bendétigen Sie weitere Informationen?

Bei weiteren Fragen wenden Sie sich bitte an die zustdndige Agentur fir Arbeit. Auch im Internet finden sie unter
http://[www.arbeitsagentur.de umfangreiche Informationen.

Altersteilzeitgesetz

Die Altersteilzeit soll einen gleitenden Ubergang vom Erwerbsleben in den Ruhestand erméglichen. Hier gilt das
Prinzip der freien Vereinbarung, d. h. der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber entscheiden gemeinsam, ob eine
Altersteilzeitvereinbarung abgeschlossen werden soll. Nach MaBgabe von Tarifvertrdgen kann allerdings ein Rechts-
anspruch des Arbeitnehmers auf Abschluss einer Altersteilzeitvereinbarung bestehen.

Wer in Altersteilzeit geht, macht einen (Teil-)Arbeitsplatz fiir einen Arbeitnehmer frei, der sonst arbeitslos wéare. Wenn
der Arbeitgeber den freiwerdenden Arbeitsplatz mit einem Arbeitslosen wiederbesetzt, erhélt er einen Teil der Aufwen-
dungen, die er zur Finanzierung der Altersteilzeit erbringt, von der Agentur fiir Arbeit erstattet. Wiederbesetzer kann
auch ein Arbeitnehmer nach Anschluss einer Ausbildung sein. Kleinunternehmer kénnen stattdessen auch einen
Auszubildenden einstellen. Die Férderung durch die Agentur fiir Arbeit ist auf Altersteilzeitarbeit beschrankt, mit der
spétestens ab 31. Dezember 2009 begonnen wird.

Altersteilzeit bedeutet die Reduzierung der bisherigen Arbeitszeit um die Hélfte. Dies kann sowohl durch Vermin-
derung der téglichen Arbeitszeit als auch durch Aufteilung der verbleibenden Arbeitszeit bis zur Rente in eine
Vollarbeitsphase und eine Freistellungsphase geschehen. Solche Phasen kénnen je bis zu eineinhalb Jahre dauern.
Wenn ein entsprechender Tarifvertrag besteht, konnen sich diese Abschnitte auf langere Zeitrdume erstrecken.

Die Firmenzugehorigkeit bleibt erhalten. Der Arbeitgeber ist gesetzlich verpflichtet, zusétzliche Rentenbeitrédge auf
der Grundlage von mindestens 90 % des bisherigen Gehalts zu entrichten und muss dem Arbeitnehmer wéhrend der
gesamten Altersteilzeit das regelméBig gezahlte Teilzeitarbeitsentgelt (= Regelarbeitsentgelt) um mindestens 20 % auf-
stocken. Bei Entgelterhéhungen werden die Beziige angepasst. Der Arbeitgeber kann auch hohere als die genannten
Betrage zahlen.

Fir die Altersteilzeit miissen folgende wesentliche Voraussetzungen erfiillt werden:

m Frauen und Méanner miissen mindestens 55 Jahre alt sein, wenn sie in Altersteilzeit gehen wollen.

= Die Altersteilzeitvereinbarung muss sich zumindest auf die Zeit erstrecken, bis eine Rente wegen Alters bean -
sprucht werden kann.

m Die Arbeitszeit muss auf die Hélfte der bisherigen Arbeitszeit vermindert werden (siehe oben).

m Siemiissen innerhalb der letzten fiinf Jahre vor Beginn der Altersteilzeit mindestens drei Jahre lang einer ver-
sicherungspflichtigen Beschaftigung nachgegangen sein oder entsprechende der versicherungspflichtigen
Beschéftigung gleichgestellte (Versicherungs-)Zeiten nachweisen konnen.

m Dartiber hinaus darf kein Anspruch auf eine ungeminderte gesetzliche Altersrente bestehen.

Leistungen

Als Arbeitnehmer kénnen Sie frei entscheiden, ob Sie in Altersteilzeit oder weiter im bisherigen Umfang arbeiten
mochten - niemand kann Sie zwingen, Ihre Arbeitszeit zu verringern. Falls Sie in Altersteilzeit arbeiten wollen, missen
Sie mit Ihrem Arbeitgeber einen Vertrag schlieen. Ohne Ihre Unterschrift unter einem solchen Dokument kann es
keine Altersteilzeitarbeit fiir Sie geben.
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Moglicherweise ist der Arbeitgeber verpflichtet, mit Ihnen Altersteilzeit zu vereinbaren, falls ein Tarifvertrag, eine
Betriebsvereinbarung oder eine entsprechende kirchenrechtliche Regelung dies vorsieht.

Als Arbeitnehmer sind Sie durch eine Reihe von Einzelregelungen besonders sozial gesichert, falls Sie in Altersteilzeit
arbeiten méchten. Beispielsweise darf Ihnen der Arbeitgeber nicht kiindigen, weil Sie berechtigt sind, die Altersteilzeit-
arbeit in Anspruch zu nehmen. Die Méglichkeit zur Altersteilzeitarbeit darf auch bei der Sozialauswahl im Rahmen von
Kindigungsverfahren nicht zu Ihrem Nachteil berticksichtigt werden.

Falls Sie arbeitslos werden, erhalten Sie als Arbeitnehmer in Altersteilzeitarbeit selbstverstdndlich Arbeitslosengeld.
Diese Leistung wird nach dem Arbeitsentgelt bemessen, das Sie erzielt hitten, wenn Sie Ihre Arbeitszeit nicht vermin-
dert hétten. Das gilt bis zum Erreichen des Rentenalters.

(Siehe auch im Kapitel Rentenversicherung unter "Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit").

Gesetze

Grundlage fiir die Altersteilzeitarbeit ist das Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996 (BGBI.IS.1078), das zuletzt durch
Artikel 26a des Gesetzes vom 20. Dezember 2007 (BGBI. I S. 3150) gedndert worden ist. Weitere Regelungen enthalten
u.a. das Erste, Dritte, Vierte und Sechste Buch Sozialgesetzbuch.

Informationen

Falls Sie eine ausfiihrliche Beratung iber die Méglichkeiten der Altersteilzeitarbeit wiinschen, wenden Sie sich bitte an
die fir Sie zustdndige Agentur fir Arbeit oder den zustdndigen Rentenversicherungstréger. Die Tarifvertragsparteien
zahlreicher Branchen haben auf der Basis des geltenden Rechts tarifvertragliche Regelungen fiir den gleitenden Uber-
gang in den Ruhestand gefunden.

Detaillierte Informationen wiber die Altersteilzeitarbeit enthélt auch die Broschiire "ALTERSTEILZEIT ab 55". Diese
Broschiire konnen Sie kostenlos bestellen beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales. Dariiber hinaus hat das
BMAS eine kostenlose DVD mit einem Berechnungsprogramm zur Altersteilzeit erstellt.
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Grundsicherung fir Arbeitsuchende
(Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld)

Zum 1. Januar 2005 sind die leistungsrechtlichen Regelungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II), das die
Zusammenfiihrung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zur ,,Grundsicherung fiir Arbeitsuchende*beinhaltet, in Kraft
getreten. Mit der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ist erstmals eine einheitliche Leistung fiir alle erwerbsfdhigen Menschen
geschaffen worden, die hilfebediirftig sind, weil sie entweder keine Arbeit haben oder kein ausreichendes Einkommen oder
Vermdgen besitzen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten.

Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende sind die Bundesagentur fiir Arbeit und die kreisfreien Stadte und Kreise

(kommunale Trager).

m Die kommunalen Trager sind insbesondere fiir die Leistungen fiir Unterkunft und Heizung, fiir Kinderbetreuungs-
leistungen, Schuldner- und Suchtberatung und psychologische Betreuung zusténdig.

m Die Bundesagentur fiir Arbeit ist insbesondere fiir alle Leistungen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt und die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschlielich der Beitrdge zur Sozialversicherung zusténdig.

m Die 69 zugelassenen kommunalen Tradger haben im Rahmen der Experimentierklausel auch die den Agenturen fir
Arbeit obliegenden Aufgaben tibernommen.

Arbeitsgemeinschaften (ARGEN)

Nach geltendem Recht (§ 44b SGBII) soll fiir die Zusammenarbeit der Agenturen fiir Arbeit mit den Kommunen die
Bildung von ARGEn der Regelfall sein. In der Arbeitsgemeinschaft arbeiten die Arbeitsagentur und der kommunalen
Trédger zusammen und erbringen die ihnen obliegenden Aufgaben aus einer Hand.

Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht am 20. Dezember 2007 entschieden, dass es sich bei den Arbeitsgemein-
schaften um eine Mischverwaltung handelt, die mit dem Grundgesetz nicht vereinbar ist. Es hat dem Gesetzgeber
einen Ubergangszeitraum bis Ende des Jahres 2010 eingerdumt, um einen verfassungskonformen Zustand herzu-
stellen. Fiir Bezieher der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ergeben sich keine Verdnderungen.

Zugelassene kommunale Trager

Das BMAS hat mit Rechtsverordnung die 69 kommunalen Trédger mit Wirkung ab 1. Januar 2005 als Tréger der Leis-
tungen nach SGB Il zugelassen. Die Zulassung erstreckt sich auf den Zeitraum bis 31. Dezember 2010.

Grundsatz ,,fordern und fordern*

Ziel der Grundsicherung firr Arbeitsuchende ist es, die Eigenverantwortung von erwerbsfahigen Hilfebediirftigen und
Personen, die mitihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, zu stdrken und dazu beizutragen, dass sie ihren Lebens-
unterhalt aus eigenen Mitteln und Kréften bestreiten kénnen. Sie soll erwerbsféhige Hilfebediirftige bei der Aufnahme
oder Beibehaltung einer Erwerbstédtigkeit unterstiitzen und den Lebensunterhalt sichern, soweit sie ihn nicht auf
andere Weise bestreiten konnen. Die erwerbsfdhigen Hilfebedirftigen erhalten in der ,,Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende” aus einer Hand Zugang zu erforderlichen Beratungs-, Vermittlungs- und Integrationsleistungen. Den
Beziehern von Arbeitslosengeld Il stehen die wesentlichen Eingliederungsleistungen des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch (SGBIII) zur Verfiigung sowie spezielle Leistungen fiir Bezieher von Leistungen nach dem SGB I, wie das Einstiegs-
geld oder die Leistungen zur Eingliederung Selbsténdiger, die auf die besondere Situation dieses Personenkreises
zugschnitten sind. Die Betreuung durch persénliche Ansprechpartner tragt dazu bei, dass personenbezogene
Dienstleistungen zur Aktivierung der Hilfebediirftigen umfassend greifen kdnnen. Mit einer Eingliederungsverein-
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barung werden mit dem Arbeitsuchenden verbindliche Festlegungen iiber die gemeinsamen Bemiithungen um die Ein-
gliederung getroffen, wobei die besonderen Lebensumstdnde des Hilfebedirftigen und seiner Angehérigen zu bertick-
sichtigen sind.

Das Arbeitslosengeld I wird aus Steuern, d.h. aus Mitteln der Allgemeinheit, finanziert. Deshalb besteht ein Interesse
an bestmoglichen Eingliederungshilfen, aber auch ein Anspruch auf konsequente Eigeninitiative und aktive Mit-
wirkung der Arbeitsuchenden selbst. Férdern und Fordern gehen gleichberechtigt Hand in Hand.

Von den Bezieherinnen und Beziehern des Arbeitslosengeldes Il wird erwartet, dass sie selbst alles tun, um die
Abhéngigkeit von staatlicher Hilfe - und damit die finanzielle Belastung der Gemeinschaft - so schnell wie méglich zu
beenden.

Wer erhdlt Arbeitslosengeld I1?

Erwerbsféhige Hilfebediirftige zwischen 15 und unter 65 Jahren erhalten Arbeitslosengeld II. Erwerbsfdhig ist, wer
unter den tiblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden téglich arbeiten kann.
Hilfebediirftig ist, wer seinen notwendigen Lebensunterhalt und den seiner mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft
lebenden Angehdorigen weder aus eigenen Mitteln (Einkommen und Vermdgen) und Kréften (Einsatz der Arbeitskraft)
noch mit Hilfe anderer bestreiten kann.

Nicht erwerbsfdhige Hilfebedirftige, die mit Arbeitslosengeld II-Berechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben,
erhalten Sozialgeld.

Beide Leistungen (Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld), die in ihren Grundbestandteilen einander entsprechen, werden
monatlich im Voraus erbracht und in der Regel fiir jeweils sechs Monate bewilligt.

Haben Jugendliche Anspruch auf Grundsicherung fir Arbeitsuchende?

Jugendliche unter 25 Jahren erhalten eine besondere Betreuung, damit jeder eine Chance fiir den Einstieqg in die Berufs-
welt bekommt. Wer unter 25 Jahre altist und einen Antrag auf Arbeitslosengeld II stellt, ist umgehend in eine Aus-
bildung, eine Arbeit, ein Praktikum, eine Qualifizierung, eine berufsvorbereitende MaBnahme oder eine Arbeits-
gelegenheit zu vermitteln.

Hilfebedirftigkeit vorausgesetzt, erhalten erwerbsféhige Jugendliche ab Vollendung des 15. Lebensjahres Arbeits-
losengeld Il als Leistung zum Lebensunterhalt. Bei der Beurteilung der Erwerbsfahigkeit (siehe oben) kommt es nicht
darauf an, ob der Jugendliche z.B. wegen Schulbesuchs keine Erwerbstétigkeit verrichten kann, sondern ob er
theoretisch imstande ist, eine solche Arbeit zu verrichten.
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Muss jede Arbeit angenommen werden?

Grundsatzlich ist die Aufnahme jeder Arbeit zumutbar. Dies ist in § 10 SGB II geregelt. Ausnahmen gelten zum Beispiel,
wenn der Beschéftigung korperliche, geistige oder seelische Griinde entgegenstehen oder wenn Beschéftigungen
wegen zu geringer Bezahlung als sittenwidrig anzusehen wéren. Auch die Betreuung von Kindern unter drei Jahren
oder die Pflege von Angehorigen kdnnen Griinde fiir die Ablehnung einer Arbeit sein. AuBerdem kénnen sonstige
wichtige Griinde geltend gemacht werden - insbesondere der Besuch einer allgemeinbildenden Schule.

Wer eine Arbeit, eine Ausbildung, eine Arbeitsgelegenheit, ein Praktikum oder eine EingliederungsmafBnahme
ablehnt, obwohl diese zumutbar ist, muss mit Kiirzungen und im Wiederholungsfalle ggf. mit dem Wegfall des Arbeits-
losengeldes Il rechnen.

Fiir drei Monate kénnen in einer ersten Stufe die Geldleistungen um etwa 100 EUR gekiirzt werden. Kommt es inner-
halb eines Jahres drei Mal zu einer Pflichtverletzung, entféllt der vollsténdige Leistungsanspruch auf das Arbeits-
losengeld II. Auch der befristete Zuschuss, der beim Ubergang von Arbeitslosengeld zum Arbeitslosengeld IT gezahlt
wird, entféllt bei einer Kiirzung bzw. dem Wegfall des Arbeitslosengeldes II.

Bei Jugendlichen unter 25 Jahren gelten verstérkte Sanktionsmoglichkeiten, da das Arbeitslosengeld Il bereits bei der
zweiten Pflichtverletzung vollstdndig gekiirzt wird. Erklért sich der erwerbsféhige Hilfsbediirftige nachtrédglich bereit,
seinen Verpflichtungen nachzukommen, kénnen unter Beriicksichtigung aller Umstdnde des Einzelfalls wieder
Leistungen fiir Unterkunft und Heizung erbracht werden. Unter Berticksichtigung aller Umstdnde des Einzelfalls kann
der Sanktionszeitraum auch auf sechs Wochen verkiirzt werden.

Héhe, Dauer und Auszahlung des Arbeitslosengeldes Il

Bei der Leistungsbemessung des Arbeitslosengeldes Il ist grundsétzlich zu berticksichtigen, dass es sich hierbei - im
Gegensatz zur friheren Arbeitslosenhilfe - nicht um eine Lohnersatzleistung mit Fiirsorgecharakter, sondern vielmehr
um eine staatliche bedarfsorientierte und bediirftigkeitsabhédngige reine Fiirsorgeleistung handelt. Dementsprechend
orientiert sich das Niveau der neuen Geldleistung ALG II auch nicht an der Hohe des zuletzt bezogenen Nettoentgelts
aus Erwerbstétigkeit, sondern an dem konkreten Bedarf des betroffenen erwerbsfdhigen Hilfebediirftigen und der mit
ihm in Bedarfsgemeinschaft zusammenlebenden Angehérigen (Ehe/Partner sowie Kinder bis zur Vollendung des

25. Lebensjahres).

Erwerbsféhige Hilfebediirftige erhalten als Arbeitslosengeld II Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes ein-
schlieBlich der angemessenen Kosten fiir Unterkunft und Heizung.

Das zu berticksichtigende Einkommen und Vermodgen mindert die Geldleistung.

Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes fiir erwerbsféhige Hilfebediirftige umfasst neben dem Bedarf
an Erndhrung, Kérperpflege, Hausrat und den Bediirfnissen des tdglichen Lebens auch Beziehungen zur Umwelt und
Teilnahme am kulturellen Leben. Die Regelleistung deckt laufende und einmalige Bedarfe ab. Auch Ausgaben fiir
Strom, Warmwasserbereitung, Bus oder Pkw mitissen davon beglichen werden.

Anspruch auf die volle Regelleistung (100 Prozent) haben allein Stehende, allein Erziehende sowie Personen, deren
Partner minderjéhrig ist.

Den Leistungsberechtigten wird hiermit eine pauschalierte Geldleistung fiir alle zum notwendigen Bedarf gehérenden
Giiter zur Verfiigung gestellt.
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Zusatzliche Aufwendungen (Mehrbedarf), die nicht von der Regelleistung abgedeckt sind, kénnen unter bestimmten
Umstédnden iibernommen werden
m flrwerdende Miitter ab der 13. Schwangerschaftswoche

fur allein Erziehende abhingig vom Alter und der Anzahl der Kinder
bei behinderten Menschen zur Teilhabe am Arbeitsleben

m firErndhrung (wenn eine kostenaufwéndige Erndhrung aus medizinischen Griinden nachweislich erforderlich ist).

Die Summe der Mehrbedarfe zum Lebensunterhalt darf die Hohe der jeweils maB3gebenden Regelleistung nicht

ubersteigen.

Die monatliche Geldleistung stellt ein Budget dar, mit dem selbstdndig und damit auch eigenverantwortlich gewirt-

schaftet werden muss. Soweit Leistungen dennoch nicht ausreichen, kénnen ergdnzende Darlehen in Betracht
kommen. Uber die Regelleistung hinaus konnen zudem gesondert Leistungen erbracht werden fiir

1. dieErstausstattung fiir die Wohnung einschlieSlich Haushaltsgeréten,

2. dieErstausstattung fiir Bekleidung und Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt sowie

3. mehrtdgige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

Anspruch auf einmalige Leistungen besteht auch dann, wenn wegen fehlender Hilfebediirftigkeit keine Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhaltes gezahlt werden, das Einkommen aber nicht ausreicht, um den einmaligen Bedarf

abzudecken.

Kosten der Unterkunft: Ein Antrag auf Wohngeld muss mit dem Arbeitslosengeld Il nicht mehr gestellt werden. Die
angemessenen Kosten der Unterkunft sowie die Heizkosten werden von den Kommunen fiir die gesamte Bedarfs-

gemeinschaft im Rahmen des Arbeitslosengeldes II/Sozialgeldes iibernommen. Dazu gehéren auch die Kosten fiir
Kaltwasser und Abwasser. Auch Mietschulden kénnen in Form eines Darlehens iibernommen werden, wenn ansonsten
Wohnungslosigkeit einzutreten droht. Uber die Angemessenheit entscheiden die Kommunen in eigener Zustindig-

keit.

Wer in einer unangemessen grof3en oder teuren Wohnung lebt, bekommt die Kosten zunéchst fiir maximal sechs

Monate bezahlt, wenn es nicht moglich oder zumutbar ist, vorher umzuziehen oder die Mietkosten z.B. durch Unter-
vermietung zu senken. Nach Ablauf der sechs Monate ist im Einzelfall zu entscheiden, ob nur noch der angemessene
Anteil der Kosten gezahlt wird.

Das Birgertelefon des
Bundesministeriums fur
Arbeit und Soziales infor-
miert von Montag bis
Donnerstag von 8.00 bis
20.00 Uhr Gber die
Arbeitsmarktpolitik und
-férderung unter 01805-
6767-12 fiir 14 Cent/Min.
aus dem deutschen Fest-
netz.

In einzelnen Féllen kann die Kommune auch auf einem Umzug bestehen. Dann wird sie aber auch
die Kosten des Umzugs, die Wohnungsbeschaffungskosten sowie die Mietkaution iibernehmen.
Dies gilt auch dann, wenn der Umzug aus anderen Griinden notwendig ist und eine Unterkunft
sonst nicht in einem angemessenen Zeitraum gefunden werden kann.

Zur Abfederung finanzieller Hirten beim Ubergang vom Arbeitslosengeld in die Grundsicherung
fur Arbeitsuchende wird ein auf zwei Jahre befristeter Zuschlag gezahlt. Dieser Zuschlag bertick-
sichtigt, dass der ehemalige Arbeitslosengeldempfdnger durch haufig langjahrige Erwerbstétig-
keit vor dem Leistungsbezug in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende einen Anspruch in der
Arbeitslosenversicherung erworben hat.

Der befristete Zuschlag betrégt zwei Drittel der Differenz aus dem zuletzt bezogenen Arbeitslosen-
geld zuziiglich Wohngeld und dem ArbeitslosengeldlIl/Sozialgeld (ohne Zuschlag).
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Der Zuschlag betrédgt im ersten Jahr:
= flirallein Stehende hochstens 160 EUR,

s flrnicht getrenntlebende (Ehe-)Partner insgesamt héchstens 320 EUR,
m firKinder, die mit dem Zuschlagsberechtigten zusammen leben, héchstens 60 EUR pro Kind.

Im zweiten Jahr wird der Zuschlag halbiert und entféllt mit Ablauf des zweiten Jahres nach dem Ende des Bezuges von

Arbeitslosengeld ganz.

Die Regelleistungen

Alleinstehende|r
Alleinerziehende/r

Kinder bis
zur Vollendung
des 14. Lebensjahres

jeweils
100 % 60 % RL
351€ 211 €

RL=Regelleistung

Beitrdge zur Sozialversicherung

Sonstige Angehorige der
Bedarfsgemeinschaft

Kinder ab Beginn
des 15. bis zur Vollendung
des 25. Lebensjahres

jeweils

80 %RL
281€

Partner ab Beginn
des 19. Lebensjahres

jeweils

90 % RL
316 €

Erwerbsfdhige Hilfebediirftige werden in der gesetzlichen Krankenversicherung und in der sozialen Pflegever-
sicherung pflichtversichert, soweit fiir sie nicht bereits im Rahmen einer Familienversicherung Versicherungsschutz
besteht. Bezieherinnen und Bezieher von Sozialgeld sind in der Regel als Familienversicherte kranken- und pflegever-

sichert.

Erwerbsféhige Hilfebediirftige werden in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert. Bezieher von Arbeits-
losengeld I1, die von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit sind, erhalten einen
Zuschuss zu den Beitrdgen, die fiir die Dauer des Leistungsbezugs freiwillig an die gesetzliche Rentenversicherung oder

eine private Altersvorsorge gezahlt werden.



Grundsicherung fir Arbeitsuchende

Vermeidung von Hilfebediirftigkeit durch den Kinderzuschlag

Eltern mit geringem Einkommen waren fiir den Lebensunterhalt ihrer Kinder friher oft auf ergénzende Sozialhilfe
angewiesen. Jetzt kdnnen Eltern, die mit ihrem Einkommen oder Vermégen zwar grundsétzlich ihren eigenen
Unterhalt sicherstellen kdnnen, nicht aber den Unterhalt fiir ihre Kinder, den so genannten Kinderzuschlag fir diese
erhalten, wenn durch den Kinderzuschlag verhindert wird, dass die Familie allein wegen des Unterhalts der Kinder
Arbeitslosengeld II/Sozialgeld beantragen miisste. Anspruch auf Kinderzuschlag haben Eltern, die mit ihrem vorhan-
denen Einkommen, dem Kinderzuschlag sowie gegebenenfalls ergdnzendem Wohngeld den Gesamtbedarf der
Familie sicherstellen kénnen. Das zu berticksichtigende Einkommen muss mindestens 900 Euro (bei Paaren) oder
600 Euro (bei Alleinerziehenden) betragen.

Der Zuschlag kann pro Kind bis zu 140 EUR pro Monat betragen. Er wird bei der Familienkasse beantragt, die auch das
Kindergeld auszahlt. Bis zu welchem Einkommen Familien den Kinderzuschlag erhalten kénnen, hédngt von der Hohe
der Miete und ggf. vorhandenen Ansprichen auf Mehrbedarfe ab.

Ubersteigt das Einkommen der Eltern den eigenen Bedarf, bleibt von dem iibersteigenden Einkommen 50 Prozent
anrechnungsfrei. Das verbleibende Einkommen mindert den Kinderzuschlag. Der Kinderzuschlag wird in der Regel fiir
jeweils sechs Monate bewilligt. Folgebewilligungen sind bei Vorliegen der Voraussetzungen moglich. Auf der Home-
page des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist ein Kinderzuschlagrechner abrufbar.
(http://www.bmisfj.de/Kinderzuschlagrechner).

Weitergehende Informationen enthaélt die Broschiire ,,Grundsicherung fiir Arbeitsuchende - Fragen und Antworten -
SGBII“ des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales.



Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

Arbeitsrecht

Arbeitnehmer sind wirtschaftlich und - im Rahmen des Arbeitsvertrags - persénlich vom Arbeitgeber abhdngig. Deshalb
bendtigen sie Schutz, den ihnen das Arbeitsrecht gewdhrt. Dieses Sonderrecht gilt fiir alle Arbeitnehmer - sprich: Arbeiter und
Angestellte. Fiir in Heimarbeit Beschdftigte, die in besonderem MalSe wirtschaftlich von ihren Auftraggebern abhdngigq sind,
gelten die arbeitsrechtlichen Vorschriften entsprechend - teilweise kraft besonderer gesetzlicher Regelung, teilweise analog.
Dabei unterscheidet man zwischen zwei Unterformen des Arbeitsrechts: Das Individual-Arbeitsrecht regelt das Verhdltnis
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Das kollektive Arbeitsrecht regelt das Recht der Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbdnde auf betrieblicher und vor allem iiberbetrieblicher Ebene.

Was leistet das Individual-Arbeitsrecht?

Im Mittelpunkt des Individual-Arbeitsrechts steht das einzelne Arbeitsverhéltnis, das sich aus dem Arbeitsvertrag
ergibt, den Sie und Ihr Arbeitgeber miteinander abgeschlossen haben.

Der Arbeitsvertrag gibt in erster Linie Antworten auf zwei wichtige Fragen: Welche Arbeitsleistung miissen Sie
erbringen, und welches Entgelt steht Ihnen dafiir zu?

Dartiber hinaus kann der Arbeitsvertrag weitere Rechte und Pflichten festlegen, die die Arbeitsbedingungen ins-
gesamtregeln. Diese Rechte und Pflichten kénnen sowohl Sie als Arbeitnehmer als auch Ihren Arbeitgeber betreffen.
Bestimmte Mindestrechte haben Sie als Arbeitnehmer durch verschiedene gesetzliche Regelungen. Dazu gehéren
neben dem Bundesurlaubsgesetz beispielsweise auch das Entgeltfortzahlungsgesetz, durch das Sie bei Krankheit fiir
bis zu sechs Wochen Anspruch auf finanzielle Absicherung durch Ihren Arbeitgeber haben, oder die Regelungen des
Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) und des Pflegezeitgesetzes. Das TzBfG rdumt Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern unter bestimmten Voraussetzungen die Moglichkeit der Arbeitszeitreduzierung ein. Teilzeitbeschéftig-
te dirfen nach dem TzBfG nicht schlechter behandelt werden als Vollzeitbeschéftigte, es sei denn, es gibt fiir eine unter-
schiedliche Behandlung einen sachlichen Grund. Das Pflegezeitgesetz bietet Beschéftigten unter bestimmten
Voraussetzungen die Moglichkeit, pflegebediirftige nahe Angehérige in huslicher Umgebung bis zu sechs Monaten
zu pflegen und damit die Vereinbarkeit von Beruf und familidrer Pflege zu verbessern.

Durch den Arbeitsvertrag - oder auch durch einen Tarifvertrag (siehe ,Tarifvertragsrecht“) - konnen diese gesetzlichen
Mindestrechte verbessert werden. Zum Beispiel konnen mehr Urlaubstage festgelegt werden.

Gesetzlich geregelt sind auch die Kiindigungsfristen. Die Grundkiindigungsfrist - die Arbeitnehmer und Arbeitgeber
einhalten miissen - betrdgt vier Wochen zumn 15. oder zum Ende eines Kalendermonats. Je ldnger ein Arbeitnehmer
einem Betrieb angehort, desto ldnger ist auch die Kiindigungsfrist, die der Arbeitgeber einhalten muss. So betriagt die
vom Arbeitgeber einzuhaltende Kiindigungsfrist einen Monat zum Ende eines Kalendermonats, wenn der Arbeit-
nehmer bereits zwei Jahre in einem Betrieb arbeitet. Sie erh6ht sich nach 5-, 8-, 10-,12- und 15-jdhriger Betriebszuge-
horigkeit um jeweils einen Monat. Nach 20-jéhriger Betriebszugehoérigkeit betrdgt die Kiindigungsfrist sieben Monate
zum Ende eines Kalendermonats.

Abweichend vom Gesetz kénnen im Arbeitsvertrag langere und im Tarifvertrag ldngere oder kiirzere Kiindigungs-
fristen vereinbart werden.



Arbeitsrecht

Eine ordentliche (fristgeméBe) Kiindigung ist nach dem Kiindigungsschutzgesetz (KSchG) sozial gerechtfertigt und
rechtswirksam, wenn sie durch Griinde, die in der Person oder in dem Verhalten des Arbeitnehmers liegen oder durch
dringende betriebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschéftigung des Arbeitnehmers im Betrieb entgegenstehen,
bedingtist. Ob das Kiindigungsschutzgesetz auf ein Arbeitsverhéltnis Anwendung findet, hdngt von der Grée des
Betriebes (oder der Verwaltung) und vom Beginn des Arbeitsverhéltnisses ab.

= Hatdas Arbeitsverhdltnis am 1. Januar 2004 oder danach begonnen, findet das Kiindigungsschutzgesetz Anwen-
dung, wenn in dem Betrieb in der Regel mehr als zehn Arbeitnehmer beschéftigt sind.

m Hatdas Arbeitsverhdltnis bereits am 31. Dezember 2003 bestanden, findet das Kiindigungsschutzgesetz Anwen-
dung, wenn in dem Betrieb am 31. Dezember 2003 in der Regel mehr als fiinf Arbeitnehmer beschéaftigt waren, die
zum Zeitpunkt der Kiindigung des Arbeitsverhéltnisses noch im Betrieb beschéftigt sind. Arbeitnehmer, die nach
dem 31. Dezember 2003 neu eingestellt worden sind, werden hierbei nicht mitgezéhlt.

Anspruch auf Jahresurlaub

1880 -
1903 3 Tage nur Metallindustrie, Brauereien
1930 3 -15 Tage nach Dauer der Betriebszugehdrigkeit in
verschiedenen Branchen
1946 12 Werktage gesetzlicher Mindesturlaub
1963 15 - 18 Werktage gesetzlicher Mindesturlaub
1974 18 Werktage gesetzlicher Mindesturlaub
seit1995 24 Werktage gesetzlicher Mindesturlaub

*) In den Altlandern der Bundesrepublik

Bei der Berechnung der Arbeitnehmerzahl werden Teilzeitbeschéftigte anteilig, Auszubildende nicht berticksichtigt.

Die Anwendung des Kiindigungsschutzgesetzes setzt auch voraus, dass das Arbeitsverhdltnis des Arbeitnehmers zum
Zeitpunkt der Kiindigung in dem Betrieb oder Unternehmen ununterbrochen ldnger als sechs Monate bestanden hat
(Wartezeit).

Liegt ein wichtiger Grund vor, kann ein Arbeitsverhéltnis auch auerordentlich (fristlos) gekiindigt werden.

Will ein Arbeitnehmer geltend machen, dass eine Kiindigung sozial ungerechtfertigt oder aus anderen Griinden
rechtsunwirksam ist, muss er innerhalb von drei Wochen nach Zugang der schriftlichen Kiindigung Klage beim zustan-
digen Arbeitsgericht erheben.

Die Voraussetzungen fiir die Befristung von Arbeitsvertrdgen und die Rechtsfolgen bei unwirksamer Befristung sind im
Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) geregelt. Ein befristeter Arbeitsvertrag endet, ohne dass es einer Kiindigung
bedarf, mit Ablauf der vereinbarten Zeit oder mit Erreichen des Zwecks. Eine fristgeméfBe Kiindigung des befristeten
Arbeitsvertrages vor Ablauf der vereinbarten Zeit ist zuldssig, wenn die Kiindigungsmaoglichkeit im Arbeitsvertrag oder
anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist. Innerhalb von drei Wochen nach dem vereinbarten Ende eines befristeten
Arbeitsvertrages muss der Arbeitnehmer Klage beim Arbeitsgericht erheben, wenn er die Rechtsunwirksamkeit der
Befristung eines Arbeitsvertrages geltend machen will.



Arbeitsrecht

Die Schriftform von Kiindigungen, Auflésungsvertrdgen sowie der Befristung von Arbeitsvertrédgen ist Voraussetzung

fir deren Wirksamkeit.

Was leistet das kollektive Arbeitsrecht?

Das kollektive Arbeitsrecht gliedert sich in zwei Ebenen:

m Das Tarifvertragsrecht, auf dessen Ebene sich Gewerkschaften, Arbeitgebervereinigungen und einzelne Arbeit-

geber begegnen.
m DasBetriebsverfassungsrecht, auf dessen Ebene sich Arbeitgeber
und Belegschaft im einzelnen Betrieb treffen.

Das Tarifvertragsrecht

Die Tarifautonomie gehért zum verfassungsrechtlich geschiitzten
Betdtigungsrecht von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbdnden. Sie
berechtigt die Tarifpartner zum Abschluss von Tarifvertrdgen in
eigener Verantwortung.

Fiir die meisten Arbeitsverhdltnisse sind tarifvertragliche Arbeits-
bedingungen mafgeblich. Allein diese Tatsache verdeutlicht schon,
welche tiberragende Bedeutung die Tarifautonomie bei uns hat.

Ein Tarifvertrag wird zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
einigungen (auch Koalitionen genannt) oder auch zwischen Gewerk-
schaften und einem einzelnen Arbeitgeber abgeschlossen. Er ist das
wichtigste Instrument, das die Tarifpartner haben, um die Interessen
ihrer jeweiligen Mitglieder zu férdern und die Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen zu gestalten. Tarifvertrége erfiillen drei wesent-
liche Funktionen:
1. Schutzfunktion
Der Tarifvertrag schiitzt Sie als Arbeitnehmer davor, dass Ihre
Arbeitsbedingungen einseitig durch den Arbeitgeber festgelegt
werden - denn: Der Arbeitsvertrag darf die im Tarifvertrag fest-
gelegten Arbeitsbedingungen nicht unterschreiten (Mindest-
arbeitsbedingungen).
2. Ordnungsfunktion
Der Tarifvertrag gibt wéahrend seiner Geltungsdauer allen Arbeits-
verhéltnissen, die von ihm erfasst werden, einen bestimmten
Inhalt.
3. Friedensfunktion
Solange ein Tarifvertrag gilt, diirfen die Arbeitnehmer nicht
streiken, um neue Forderungen hinsichtlich der tarifvertraglich
vereinbarten Gegenstdnde durchzusetzen.

Was miissen Sie tun?

Zwar dient das Arbeitsrecht vor allem dazu, Sie als
Arbeitnehmer zu schiitzen. Dennoch sind damit auch
Pflichten verbunden.

Die wichtigste Pflicht (die sich aus dem Individual-
Arbeitsrecht ergibt): Sie miissen eine bestimmte Arbeit
leisten. Der Arbeitgeber ist seinerseits verpflichtet,
Ihnen dafiir ein bestimmtes Entgelt zu zahlen.

Dartiber hinaus kénnen sich aus dem Arbeitsvertrag
weitere Pflichten fir Arbeitnehmer und Arbeitgeber
ergeben.

Wenn Sie Ihr Arbeitsverhdltnis kiindigen méchten,
missen Sie sich auch als Arbeitnehmer an bestimmte
Fristen halten.

Die gesetzliche Grundkiindigungsfrist betragt vier
Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats.
Ein Tarifvertrag kann eine langere oder kiirzere Frist
festlegen. Im Arbeitsvertrag kann - abgesehen von der
vereinbarten Anwendung einer tarifvertraglichen
Kindigungsfrist - grundsatzlich nur eine langere
Kindigungsfrist vereinbart werden. Einzelvertraglich
kannin den ersten drei Monaten einer Aushilfstatigkeit
auch eine kiirzere Kiindigungsfrist vereinbart werden.
In Kleinbetrieben mit nicht mehr als 20 Arbeitnehmern
kann einzelvertraglich die 4-wochige Grundkiindi-
gungsfrist ohne festen Kiindigungstermin vereinbart
werden (also nicht nur zum 15. oder zum Ende eines
Kalendermonats). Die Kiindigungsfrist darf jedoch fiir
den Arbeitnehmer nicht Ianger sein als fiir den Arbeit-
geber.




Beispiele fiir tarifvertragliche Regelungen sind:
die Hohe des Arbeitsentgeltes,

die Arbeitszeit,
die Dauer des Urlaubs,
Kindigungsfristen.

Arbeitsrecht

Einen Anspruch auf die tarifvertraglich geregelten Arbeitsbedingungen, also z.B. auf den tariflichen Lohn, haben Sie
nicht automatisch. Er besteht nach dem Tarifvertragsgesetz nur dann,
wenn sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer den Verbdnden (Arbeitgeberverband, Gewerkschaft)

angehoren, die den Tarifvertrag miteinander schlieBen (falls nicht bei einem so genannten Firmentarifvertrag der
Arbeitgeber selbst Tarifvertragspartei ist), oder
wenn der Tarifvertrag fiir allgemein verbindlich erklart worden ist. Voraussetzung ist dabei natiirlich, dass das
betreffende Arbeitsverhéltnis unter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallt.

Davon abgesehen kdnnen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einem Einzelarbeitsvertrag vereinbaren, dass tarifvertrag-
liche Regelungen angewendet werden; dem steht es gleich, wenn die Anwendung von tarifvertraglichen Regelungen
betriebsiiblich ist.

Tarifliche Wochenarbeitszeit nach Arbeitsklassen

Arbeitszeit
in Stunden

35

36

36,5

37

37,5

38

38,5

39

39,5

40

41

4,5

42

42,5

43

44

45
Durchschnittliche
Arbeitszeit (Stunden)

2008

19,7
2,7
0,5
6,0
13,0
10,9
21,9
14,3
0,2
8,6
0,2

37,59

2007

20,1
2,7
0,4
6,8
12,3

10,6

22,4
13,2
0,2
8,9
0,2

37,57

2005

20,5
2,8
0,4
6,8
12,5
1,0
22,7
13,4
0,7
9,0
0,2

37,64

% der Arbeitnehmer

1998

19,8
2,3
0,6
6,8
12,7
10,0
21,1
17,0
0,2
9,2
0,2

37,65

1985

18,8
0,9
0,3
9,0
12,6
6,9

20,6
18,3
0,2
12,3
0,1

37,80

1980

94,0
1,4

3,5
0,4
0,7
2,7

40,12

1975

90,6
1,6
0,7
1,5
0,4
1,6

0.9

40,27



Arbeitsrecht

Das Betriebsverfassungsrecht

Das Betriebsverfassungsrecht regelt innerbetrieblich das Verhéltnis zwischen Belegschaft und Arbeitgeber. Der Grund-
gedanke ist dabei, dass Arbeitgeber und Betriebsrat gemeinsam mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften und
Arbeitgebervereinigungen vertrauensvoll zusammenarbeiten - zum Wohle der Arbeitnehmer und des Betriebs.

Der Betriebsrat wird von der Belegschaft gewdhlt. Er nimmt zunédchst einmal eine Reihe allgemeiner Aufgaben wahr.
Beispielsweise wacht er dariber, dass die zugunsten der Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallver-
hitungsvorschriften, Tarifvertrage und Betriebsvereinbarungen auch eingehalten bzw. durchgefiihrt werden.

Daneben muss der Betriebsrat bei sozialen, personellen und wirtschaftlichen Angelegenheiten beteiligt werden.
Diese Beteiligungsrechte gliedern sich nach ihrer Stérke in

m  Mitbestimmungsrechte und
»  Mitwirkungsrechte.

Die Mitbestimmung ist die starkste Form der Beteiligung. Hat der Betriebsrat ein solches Mit- Das Birgertelefon des
bestimmungsrecht, kann der Arbeitgeber nur dann entscheiden und handeln, wenn der Betriebs- Bundesministerium fiir
rat zustimmt. Aber was geschieht, wenn der Betriebsrat seine Zustimmung verweigert? Dann Arbeit und Soziales infor-
entscheidet die Einigungsstelle. Sie hat einen neutralen Vorsitzenden und ist je zur Hélfte mit miert von Montag bis
Vertretern des Arbeitgebers und des Betriebsrates besetzt. Donnerstag von 8.00 bis
20.00 Uhr iiber das
Wenn der Betriebsrat lediglich ein Mitwirkungsrecht hat, muss der Arbeitgeber den Betriebsrat Arbeitsrecht unter 01805
entweder informieren, ihn anhéren oder die entsprechenden Angelegenheiten mit ihm beraten. 6767-13 fiir 14 Cent/Min.
aus dem deutschen Fest-
Néaheres zum Betriebsverfassungsrecht lesen Sie imn Kapitel ,Betriebsverfassung®. netz.
Gesetze

Das Arbeitsrecht ergibt sich aus einer Reihe von Einzelgesetzen. Dazu gehdren beispielsweise

= Biirgerliches Gesetzbuch, m Teilzeit- und Befristungsgesetz,

» Kindigungsschutzgesetz, = Betriebsverfassungsgesetz,

= Bundesurlaubsgesetz, m Sprecherausschussgesetz,

m  Mutterschutzgesetz, = Montan-Mitbestimmungsgesetz,

=» Entgeltfortzahlungsgesetz, m Drittelbeteiligungsgesetz,

m Nachweisgesetz, = Mitbestimmungsgesetz,

m Arbeitszeitgesetz, m Pflegezeitgesetz,

= Jugendarbeitsschutzgesetz, m Arbeitnehmer-Entsendegesetz,

m Gewerbeordnung, = Mindestarbeitsbedingungengesetz.

m Tarifvertragsgesetz,

Wichtig:
Fir den 6ffentlichen Dienst gelten die Personalvertretungsgesetze des Bundes und der Lander anstelle des Betriebsver-
fassungsgesetzes




Betriebsverfassung

Betriebsverfassung

In welchem MafRe konnen der einzelne Arbeitnehmer und die betriebliche Arbeitnehmervertretung mitwirken und mit-
bestimmen? Welche Rechte haben die Gewerkschaften im Rahmen der Betriebsverfassung? Diese Fragen beantwortet das
Betriebsverfassungsgesetz. Es regelt die innerbetriebliche Ordnung.

Zusammensetzung des Betriebsrats

Wie groR der Betriebsrat ist, richtet sich nach der
Anzahl derim Betrieb Beschéaftigten. So wahlen:
= Betriebe mit 5 bis 20 wahlberechtigten Arbeit-
nehmern=1Person
m Betriebe mit 21bis 50 Wahlberechtigten =
3 Mitglieder
m Betriebe mit 51bis 100 Wahlberechtigten =
5 Mitglieder

GroRere Betriebe haben mehr Betriebsratsmitglieder.

Wenn es in einem Unternehmen mehrere Betriebsrate
gibt, muss ein Gesamtbetriebsrat gebildet werden.
Bestehen in einem Konzern mehrere Gesamtbetriebs-
rate, kann ein Konzernbetriebsrat gebildet werden.
Entsprechendes gilt fir mehrere Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen.

In Unternehmen mit mehr als 100 Beschaftigten, in
denen ein Betriebsrat besteht, muss ein Wirtschafts-
ausschuss gebildet werden. Der Wirtschaftsausschuss
hat umfangreiche Unterrichtungs- und Beratungs-
rechte in wirtschaftlichen Fragen. Seine Mitglieder
werden vom Betriebsrat bestimmt.

Das Geschlecht, das in der Belegschaftin der Minder-
heit ist, muss mindestens entsprechend seinem zahlen-
maRigen Verhaltnis im Betriebsrat vertreten sein. Diese
so genannte ,Mindest-Klausel“ gilt fiir alle Betriebsrate
mit mindestens drei Mitgliedern.

Besteht der Betriebsrat aus neun oder mehr Mitglie-
dern, bildet er einen Betriebsausschuss, der die laufen-
den Geschafte fihrt.

An den Sitzungen des Betriebsrats kbnnen unter
bestimmten Voraussetzungen auch Beauftragte der
Gewerkschaften teilnehmen, die im Betriebsrat vertre-
tensind.

Das Betriebsverfassungsgesetz Idsst die Arbeitnehmer an Entscheidungen
im Betrieb teilhaben. Die Beteiligungsrechte der Beschdftigten erstrecken
sich praktisch auf das gesamte betriebliche Geschehen und betreffen so-
ziale, personelle und wirtschaftliche Angelegenheiten. So schafft das
Gesetz demokratische Verhdltnisse in den Betrieben und erweitert die
Mdglichkeiten, das Arbeitsleben humaner zu gestalten.

Mit dem Gesetz zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes wurde im Jahr
2001 die betriebliche Mitbestimmung den Bedingungen der Arbeits- und
Wirtschaftswelt von heute angepasst. Es sorgt dafiir, dass die betriebliche
Mitbestimmung auch weiterhin ein tragfdhiges Modell zum Nutzen der
Sozialpartner darstellt. Die Neuerungen haben moderne und anpassungs-
fdhige Betriebsratsstrukturen geschaffen. Sie erleichtern die Bildung von
Betriebsrdten, beziehen besondere Beschdftigungsformen wie Leiharbeit-
nehmer in die betriebliche Mitbestimmung ein, verbessern die Arbeits-
bedingungen des Betriebsrats und der Jugend- und Auszubildenden-
vertretung, stdrken die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats im Bereich
Beschdftigungssicherung und Qualifizierung, vereinfachen das Wahl-
verfahren in Betrieben mit bis zu 50 (bzw. 100 im Konsens mit dem Arbeit-
geber) wahlberechtigten Arbeitnehmern, treiben die Gleichstellung von
Frauen und Mdnnern im Betrieb voran und geben die (iberholte Unter-
scheidung zwischen Arbeitern und Angestellten auf.

Rechte

Als Arbeitnehmer haben Sie viele fest umrissene Rechte. Beispielsweise
haben Sie in Fragen, die sich unmittelbar auf Ihren persénlichen
Arbeitsplatz beziehen, Informations- und Anhérungsrechte. So
konnen Sie

u verlangen, dass Sie dariiber unterrichtet werden, wie sich neue
Techniken auf Ihren Arbeitsplatz auswirken,

[ Ihre Personalakte einsehen,

n sich Ihre Leistungsbeurteilung erldutern lassen oder

n sich erklédren lassen, wie sich Ihr Arbeitsentgelt zusammensetzt.

Wenn Sie sich ungerecht behandelt oder benachteiligt fithlen, kénnen
Sie sich beschweren - auf Ihren Wunsch mit Unterstiitzung des
Betriebsrats, der Ihre Interessen gegentiber dem Arbeitgeber vertritt.



Betriebsverfassung

Betriebsrat und Arbeitgeber sollen vertrauensvoll zusammenarbeiten - zum Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs.
Dabei sollen sie mit den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbédnden kooperieren.

In welchen Betrieben gibt es einen Betriebsrat?

Wenn in einem Betrieb der privaten Wirtschaft wenigstens fiinf Arbeitnehmer tiber 18 Jahre beschéftigt sind, konnen
sie einen Betriebsrat wihlen. Allerdings miissen drei der Arbeitnehmer mindestens ein halbes Jahr zum Betrieb
gehoren (nur dann sind sie wahlbar).

Arbeitnehmer unter 18 Jahren sowie Auszubildende unter 25 Jahren kénnen eine Jugend- und Auszubildenden-
vertretung wéhlen.

Gehoren zu einem Unternehmen mehrere Betriebe, die (iber einen Betriebsrat verfiigen, ist ein Gesamtbetriebsrat zu
bilden; auf Konzernebene kann ein Konzernbetriebsrat errichtet werden.

Keinen Betriebsrat gibt es in Verwaltungen und Betrieben des Bundes, der Lander und der Gemeinden sowie in
sonstigen Institutionen des 6ffentlichen Rechts. Fiir sie gelten statt des Betriebsverfassungsgesetzes das Personalver-
tretungsgesetz des Bundes bzw. - fiir den Bereich der Ldnder - die verschiedenen Landespersonalvertretungsgesetze.

Leitende Angestellte — etwa Prokuristen oder vergleichbare Angestellte in hervorgehobener Position - werden nicht
vom Betriebsrat vertreten. Gibt es mindestens zehn leitende Angestellte im Betrieb, kénnen sie einen Sprecheraus-
schuss nach dem Sprecherausschussgesetz wéhlen. Auf Unternehmensebene kann ein Gesamt- oder ein Unter-
nehmenssprecherausschuss gewdhlt werden. Daneben ist die Errichtung eines Konzernsprecherausschusses moglich.

Besonderheit:
Die leitenden Angestellten kénnen nur einen Sprecherausschuss wahlen, wenn sich bei der ersten Wahl die Mehrheit von
ihnen dafiir ausspricht.

Wer ist fiir den Betriebsrat wahlberechtigt?

Alle Arbeitnehmer, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, diirfen den Betriebsrat wéahlen. Seit dem Inkrafttreten des
Gesetzes zur Reform des Betriebsverfassungsgesetzes diirfen auch Leiharbeitnehmer bei Betriebsratswahlen im Ent-
leiherbetrieb ihre Stimme abgeben, wenn sie ldnger als drei Monate im Entleiherbetrieb eingesetzt werden. Betriebs-
ratsmitglied kénnen allerdings nur diejenigen Arbeitnehmer werden, die seit mindestens sechs Monaten im Betrieb
beschéftigt sind. Dazu zéhlen jedoch auch die Zeiten, die sie in einem anderen Betrieb desselben Unternehmens oder
Konzerns gearbeitet haben.

Nach der im Juli 2009 in Kraft getretenen Anderung des § 5 Betriebsverfasungsgesetzes (BetrVG) gelten Beamte, Arbeit-
nehmer des 6ffentlichen Dienstes und Soldaten kiinftig generell als Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsverfassungs-
gesetzes, wenn sie in Betrieben privatrechtlich organisierter Unternehmen tétig sind. Auch die Regelung zur Ein-
stufung als leitende Angestellte des § 5 Absatz 3 BetrVG wird entsprechend fiir in privatrechtlich organisierten
Unternehmen tiatige Beamte und Soldaten angewandt. Damit wurde eine generelle Regelung fir das aktive und
passive Wahlrechtvon in privatrechtlich organisierten Unternehmen tdtigen Beamten und Arbeitnehmern des 6ffent-
lichen Dienstes zum Betriebsrat, Aufsichtsrat und Sprecherausschuss eingefiihrt.
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Aufgaben des Betriebsrats

Der Betriebsrat soll u. a. darauf achten, dass die fir die Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen und Unfallver-
hiitungsvorschriften sowie die abgeschlossenen Tarifvertrdge und Betriebsvereinbarungen eingehalten werden.

In einer Reihe von sozialen Angelegenheiten hat der Betriebsrat mitzubestimmen:

= wenn esum Fragen der Betriebsordnung und des Verhaltens der Arbeitnehmer geht;

= wenn betriebliche Arbeitszeitfragen geregelt oder Kurzarbeit oder Mehrarbeit eingefiihrt werden sollen;

= wenn allgemeine Urlaubsgrundséatze und der Urlaubsplan aufgestellt werden sowie festgelegt wird, wann der
einzelne Arbeitnehmer seinen Urlaub nimmt, sofern sich Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Einzelfall nicht einigen
kénnen;

m beider Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das
Unternehmen oder den Konzern beschranktist;

= wenn technische Einrichtungen eingefiihrt oder angewendet werden sollen, die das Verhalten oder die Leistung
der Arbeitnehmer tiberwachen;

= im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften bei Regelungen, die Arbeitsunfélle und Berufskrankheiten verhiiten
sollen oder Fragen des Gesundheitsschutzes betreffen;

»  wenn Werkmietwohnungen zugewiesen oder gekiindigt werden sollen;

= wenn esum Fragen der Lohngestaltung geht, Grundsétze fiir die Entlohnung aufgestellt oder Akkord- und
Pramiensatze sowie vergleichbare Leistungsentgelte festgelegt werden;

m beider Festlegqung von Grundsétzen iiber die Durchfiihrung von Gruppenarbeit.

Dartiber hinaus wirkt und bestimmt der Betriebsrat weitgehend mit

m beider Gestaltung von Arbeitsplédtzen, -abldufen und -umgebung,
= beider Personalplanung sowie

= inFragen der Berufsbildung.

Dain der heutigen Zeit Beschéaftigungssicherung und Qualifizierung wichtige Themen sind, wurde der Betriebsrat
insoweit mit mehr Gestaltungsmaoglichkeiten ausgestattet. Der Betriebsrat kann dem Arbeitgeber zum Beispiel
Vorschlédge zur flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit, der Forderung von Teilzeitarbeit und Altersteilzeit sowie der
betriebliche Qualifizierung von Arbeitnehmern, aber auch zu neuen Formen der Arbeitsorganisation und Anderungen
von Arbeitsverfahren und Arbeitsabldufen machen.

Bei Betriebsdnderungen (z.B. Einschréankung, Stilllequng oder Verlegung des Betriebs) kann der Betriebsrat unter
bestimmten Voraussetzungen einen Sozialplan durchsetzen, der die wirtschaftlichen Nachteile der betroffenen Arbeit-
nehmer ausgleicht oder mildert.

In wesentlichen wirtschaftlichen Angelegenheiten hat der Unternehmer den Wirtschaftsausschuss frithzeitig zu unter-
richten und die Angelegenheiten mit ihm zu beraten. Dazu zéhlt auch eine geplante Ubernahme des Unternehmens,
wenn damit der Erwerb der Kontrolle tiber das Unternehmen verbunden ist. Besteht kein Wirtschaftsausschuss ist im
Fall der Unternehmensiibernahme der Betriebsrat zu beteiligen.

In Unternehmen mit mehr als 20 wahlberechtigten Beschéftigten muss der Arbeitgeber bei allen personellen
EinzelmaBBnahmen die Zustimmung des Betriebsrats einholen. Dazu gehéren

= Einstellungen,

= Eingruppierungen,

s Umgruppierungen,

m Versetzungen.
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Der Betriebsrat kann seine Zustimmung verweigern, wenn bestimmte, gesetzlich geregelte Voraussetzungen erfullt
sind. Falls der Betriebsrat eine MaBBnahme ablehnt und der Arbeitgeber sie dennoch durchfiihren will, muss das Arbeits-
gericht entscheiden.

Wichtig:
Auch vor jeder Kindigung muss der Arbeitgeber den Betriebsrat anhéren —anderenfalls ist die Kiindigung unwirksam.

Dartiber hinaus hat der Betriebsrat das Recht, bei ordentlichen Kiindigungen zu widersprechen. Das bedeutet: Wenn
ein ordentlich gekiindigter Arbeitnehmer es verlangt, muss ihn der Arbeitgeber grundsétzlich weiterbeschéftigen,
sofern der Betriebsrat der Kiindigung aus einem der gesetzlich geregelten Griinde widersprochen und der Arbeit-
nehmer Kiindigungsschutzklage erhoben hat. Nur das Arbeitsgericht kann in diesem Fall den Arbeitgeber von der
Weiterbeschaftigungspflicht entbinden.

Ein begriindeter Widerspruch des Betriebsrats starkt die Position des Arbeitnehmers auch im Kiindigungsschutz-
prozess erheblich.

Alle im Betrieb tdtigen Menschen miussen nach den Grundsitzen von Recht und Billigkeit behandelt werden. Dariiber
haben Arbeitgeber und Betriebsrat zu wachen. Sie mussen vor allem darauf achten, dass niemand im Betrieb aus
Griinden seiner Rasse oder wegen seiner ethnischen Herkunft, seiner Abstammung oder sonstigen Herkunft, seiner
Nationalitét, seiner Religion oder Weltanschauung, seiner Behinderung, seines Alters, seines Geschlechts, seiner
sexuellen Identitét oder seiner politischen oder gewerkschaftlichen Betdtigung oder Einstellung anders behandelt
wird als seine Kollegen. So haben z.B. der Betriebsrat sowie die Jugend- und Auszubildendenvertretung das Recht, MaB3-
nahmen zur Bekdmpfung ausldnderfeindlicher Tendenzen im Betrieb zu beantragen. Au3erdem darf kein Arbeit-
nehmer benachteiligt werden, weil er bestimmte Altersstufen tiberschritten hat. Schlielich miissen Arbeitgeber und
Betriebsrat die freie Entfaltung der Personlichkeit der im Betrieb beschéftigten Arbeitnehmer schiitzen und férdern.

Der Betriebsrat muss einmal in jedem Kalendervierteljahr eine Betriebsversammlung einberufen. Sie dient der Aus-
sprache zwischen dem Betriebsrat und den Arbeitnehmern des Betriebs. Dabei muss der Betriebsrat jeweils tiber seine
Tatigkeiten berichten. Die Arbeitnehmer kénnen sich wihrend der Betriebsversammlung zu den Beschliissen des
Betriebsrats d&u8ern und Antrage stellen.

Betriebliche Mitbestimmung in Europa

Mit dem Gesetz tiber Européische Betriebsrédte wurde 1996 die EU-Richtlinie "Européische Betriebsrate" in deutsches
Recht umgesetzt. Es ermoglicht eine grenziibergreifende Unterrichtung und Anhoérung der Beschéftigten in gemein-
schaftsweit tatigen Unternehmen und Konzernen, die in zwei oder mehr Mitgliedsstaaten der Europdischen Union
bzw. des Europdischen Wirtschaftsraumes tétig sind. Der Anwendungsbereich des Gesetzes erstreckt sich auf solche
Unternehmen und Konzerne mit Sitz in Deutschland, die in den Mitgliedsstaaten mindestens 1000 Arbeitnehmer ins-
gesamt und davon jeweils mindestens 150 Beschéftigte in zwei Mitgliedstaaten beschéftigten.

Der Europdische Betriebsrat (EBR) ist ein transnationales Arbeitnehmervertretungsorgan zur Unterrichtung und
Anhorung der Arbeitnehmer in grenziiberschreitend tdtigen Unternehmen und Unternehmensgruppen. Er ergénzt
die nationalen Interessenvertretungen (Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat, Konzernbetriebsrat), ohne sie in ihren
Kompetenzen zu beschneiden.
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Die Errichtung des EBR und die Ausgestaltung der grenziibergreifenden Unterrichtung und Anhoérung der Arbeit-
nehmer ist vorrangig der zentralen Leitung und dem besonderen Verhandlungsgremium, bestehend aus Arbeit-
nehmervertretern der jeweiligen Mitgliedstaaten, durch den Abschluss freiwilliger Vereinbarungen tiberlassen.
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite wird mit der Richtlinie groBtmaogliche Freiheit der unternehmensspezifischen
Ausgestaltung aller Detailfragen eines EBR gegeben. Richtlinie und Gesetz geben jedoch einen Katalog von Regelungs-
gegenstanden als Orientierungshilfe an die Hand. Danach sollen die Vereinbarungen insbesondere Regelungen iiber
die Zustdndigkeiten und Aufgaben des EBR sowie das Verfahren zu seiner Unterrichtung und Anhérung, iiber Ort,
Héaufigkeit und Dauer der Sitzungen sowie die zur Verfiigung stehenden finanziellen und sachlichen Mittel enthalten.

Erst wenn feststeht, dass keine Vereinbarung tiber die Errichtung eines EBR erzielt wird, schreiben Richtlinie und
Gesetz die Errichtung eines EBR kraft Gesetzes vor und legen den Aufgabenbereich und die Regeln zur Unterrichtung
und Anhorung fest.

Die Mindestvorschriften fiir einen EBR kraft Gesetzes sehen vor, dass eine Unterrichtung und Anhérung des EBR einmal
in jedem Kalenderjahr iiber die Entwicklung der Geschéftslage und die Perspektiven des Unternehmens (Unterneh-
mensgruppe) zu erfolgen hat. Dazu gehort insbesondere die wirtschaftliche und finanzielle Lage, die voraussichtliche
Entwicklung der Geschéfts-, Produktions- und Absatzlage, die Beschaftigungslage, Investitionen, Produktionsver-
lagerungen, Fusionen, Einschrdnkungen oder Stilllegung von Unternehmen, Betrieben oder wesentlichen Betriebs-
teilen sowie Massenentlassungen. Dies entspricht im wesentlichen den wirtschaftlichen Angelegenheiteni.S.d. § 106
Abs. 3 BetrVG.

AuBlerhalb dieses turnusméBigen Treffens ist der EBR immer tiber au3erordentliche grenziibergreifende Manahmen
zu unterrichten und auf Verlangen anzuhoren, sofern sich diese auf die Beschéftigungslage auswirken und die
Interessen der Arbeitnehmer erheblich beriihren (z. B. Betriebsstattenverlagerung, BetriebsschlieBung, Massenent-
lassungen). D. h., treten auBergewohnliche Umsténde ein, hat die zentrale Leitung den EBR unter Vorlage der erforder-
lichen Unterlagen unverziiglich zu unterrichten und auf Verlangen so rechtzeitig anzuhoren, dass seine Vorschldge
oder Bedenken noch bertucksichtigt werden kénnen, bevor eine unternehmerische Entscheidung getroffen wird.

Die Richtlinie tiber Européische Betriebsréte ist 2009 unter intensiver Einbeziehung von Gewerkschaften und Arbeit-
geberverbdnden neugefasst worden. Neu sind unter anderem die Definitionen der Unterrichtung und Anhérung, die
sicherstellen, dass in landeriibergreifenden Umstrukturierungsfillen zukiinftig der EBR rechzeitig vor der Unter-
nehmensentscheidung beteiligt wird. In den Hauptteil der Richtlinie aufgenommen wurde die Zustandigkeit des EBR
furlanderiibergreifende Themen. Dazu kommen z. B. die Klarstellung, dass der EBR die erforderlichen Mittel erhalten
muss, damit er die Belegschaft im Rahmen der Richtlinie kollektiv vertreten kann, eine Neuverhandlungspilicht der
EBR-Vereinbarung bei wesentlichen Umstrukturierungen des Unternehmens oder der Unternehmensgruppe und die
Gewihrung erfoderlicher Schulungen fiir EBR-Mitglieder. Die Anderungen sind am 5. Juni 2009 in Kraft getreten und
bis 5. Juni 2011 in nationales Recht umzusetzen.

Gesetze

Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie

m im Betriebsverfassungsgesetz,

= im Bundespersonalvertretungsgesetz, in den verschiedenen Landespersonalvertretungsgesetzen
m im Sprecherausschussgesetz

sowie

s im Europdische Betriebsrite-Gesetz.

Die Unterstiitzung des Betriebsrats durch die Gewerkschaften wird durch eine Reihe von gesetzlichen Vorschriften
ermoglicht.
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Mitbestimmung

Gleichgiiltig, ob es um die Absatzplanung, neue Produkte, Investitionen oder um RationalisierungsmalSnahmen geht: Fast
jede betriebliche oder unternehmerische Entscheidung wirkt sich auf die beschdftigten Arbeitnehmer aus. Deshalb haben
sie Mitbestimmungsrechte. Das bedeutet: Sie sind durch ihre Vertreter an der Willensbildung im Betrieb oder Unternehmen

beteiligt.

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist ein tragendes Element unserer Gesellschaftsordnung. Sie beruht auf einer grund-
sdtzlichen Uberzeugung: Demokratische Prinzipien diirfen nicht auf den Staat beschrénkt bleiben, sondern miissen in allen

gesellschaftlichen Bereichen verankert werden.

Mitbestimmung bedeutet auch: Die Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften sind bereit, Mitverantwortung zu tibernehmen.
Damit haben sie in den vergangenen Jahrzehnten bis heute die Gesellschaftsordnung in der Bundesrepublik Deutschland

mitgeprdgt und stabilisiert.

Rechte

Sind Sie Arbeitnehmer in einem mittleren oder groBen Unternehmen,
das die Rechtsform einer Aktiengesellschaft, Gesellschaft mit
beschrankter Haftung, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Genossen-
schaft oder eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit hat? Dann
kénnen Sie die Unternehmenspolitik durch Ihre Vertreter im Auf-
sichtsrat beeinflussen.

Diese Mitbestimmung beschrankt sich nicht auf soziale Angelegen-
heiten, sondern umfasst alle Bereiche unternehmerischen Handelns.

So kann der Aufsichtsrat beispielsweise

s die Mitglieder der Unternehmensleitung (=Vorstand) bestellen
oder auch abberufen (au3er bei Kommanditgesellschaften auf
Aktien),

= sichiiber alle Angelegenheiten des Unternehmens umfassend
informieren lassen,

= wichtige unternehmerische Entscheidungen, beispielsweise tiber
groBere Investitionen oder Rationalisierungsmafnahmen, von
seiner Zustimmung abhédngig machen.

Mitbestimmung in groBeren Unternehmen nach dem
Mitbestimmungsgesetz

Kapitalgesellschaften au8erhalb der Montanwirtschaft (Bergbau und
Stahlindustrie), die selbst oder zusammen mit abhédngigen Tochter-

unternehmen mehr als 2.000 Arbeitnehmer beschéftigen, fallen unter

Zusammensetzung des Aufsichtsrats

Die Mitglieder der Aufsichtsrate von mitbestimmten

Unternehmen sind zu gleichen Teilen Vertreter der

Anteilseigner und der Arbeitnehmer. Ihre Zahl betréagt

= inUnternehmen mit bis zu10.000 Arbeitnehmern
jeweils sechs,

= inUnternehmen mit mehrals 10.000 und bis zu
20.000 Arbeitnehmern jeweils acht,

m in Unternehmen mit mehr als 20.000 Arbeit-
nehmern jeweils zehn.

Die Satzung des Unternehmens kann in folgenden
Fallen eine VergroRerung des Aufsichtsrates festlegen:
Wenn dem Aufsichtsrat nach dem Gesetz zwolf Mit-
glieder angehéren sollen, kann ihre Zahl auf 16 oder 20
erhéht werden. Ist ein Aufsichtsrat aus 16 Mitgliedern
zu bilden, kann ihre Zahl kraft Satzung auf 20 Vertreter
erhéht werden.

Die im Unternehmen (bzw. im Konzern) vertretenen

Gewerkschaften kdnnen einen Teil der Aufsichtsrats-

sitze der Arbeitnehmer beanspruchen, und zwar

m 2Sitzein Unternehmen mit einem 12- oder 16k6pfi-
gen Aufsichtsrat,

m 3Sitzein Unternehmen mit einem 20kopfigen Auf-
sichtsrat.

das Mitbestimmungsgesetz von 1976. Dem Aufsichtsrat gehdren nach diesem Gesetz zu gleichen Teilen Vertreter der
Anteilseigner und der Arbeitnehmer an. Dennoch haben die Anteilseigner ein leichtes Ubergewicht - denn: Falls sich
bei Entscheidungen im Aufsichtsrat wiederholt eine Stimmengleichheit ergibt, kann der Aufsichtsratsvorsitzende — der
in der Praxis immer die Anteilseigner vertritt - eine zweite Stimme abgeben und so eine Mehrheitsentscheidung

herbeifiihren. AuBerdem ist ein Sitz auf der Arbeitnehmerbank fiir einen leitenden Angestellten vorgesehen. Bei der
Bestellung des Arbeitsdirektors haben die Vertreter der Arbeitnehmer - anders als in der Montanindustrie - kein

Vetorecht.
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Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer

Alle Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer werden je nach Arbeitnehmerzahl durch Urwahl oder durch Delegierte
gewdhlt-unabhdngig davon, ob sie dem Unternehmen angehéren oder externe Vertreter der Gewerkschaft sind.
Wahl der Vertreter der Anteilseigner

Wie die Vertreter der Anteilseigner (=Kapitalvertreter) im Aufsichtsrat gewahlt werden, hdngt von der Unternehmens-
form ab. Bei Aktiengesellschaften werden sie von den Aktionédren in der Hauptversammlung gewéhlt, in einer GmbH
von den Gesellschaftern in der Gesellschafterversammlung.

Wahl des Vorsitzenden

In der jeweils ersten, also konstituierenden Sitzung des Aufsichtsrats wédhlen dessen Mitglieder den Vorsitzenden und
dessen Stellvertreter. Um gewdhlt zu sein, benétigt ein Kandidat jeweils eine Zwei-Drittel-Mehrheit der Stimmen.

Wichtig:

Wenn ein Kandidat die erforderliche Mehrheit nicht erreicht, findet ein zweiter Wahlgang statt. Hier wahlen die Vertreter
der Anteilseigner den Vorsitzenden und die Vertreter der Arbeitnehmer den Stellvertreter, jeweils mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen.

Der Vorstand

Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vorstands — und kann sie auch wieder abberufen.

Wichtig:
Auch Kandidaten fiir den Vorstand bendétigen zu ihrer Bestellung eine Zwei-Drittel-Mehrheit im Aufsichtsrat. Sollte diese
Mehrheit nicht zustande kommen, wird ein Vermittlungsausschuss gebildet.

Dem Vorstand gehort als gleichberechtigtes Mitglied der Unternehmensleitung ein Arbeitsdirektor an. Er erhélt ein
eigenes Ressort mit Aufgaben vor allem im Personal- und Sozialbereich.
Mitbestimmung in kleineren Unternehmen nach dem Drittelbeteiligungsgesetz

Bei Kapitalgesellschaften mit 501 bis 2.000 Arbeitnehmern muss der Aufsichtsrat zu einem Drittel mit Vertretern der
Arbeitnehmer besetzt sein.
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Keine Mindestzahlen fiir Arbeitnehmer gelten dagegen bei Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf
Aktien, die vor dem 10. August 1994 gegriindet wurden und keine Familiengesellschaften sind. Das bedeutet: Der
Aufsichtsrat muss dort auch dann zu einem Drittel mit Vertretern der Arbeitnehmer besetzt sein, wenn die Gesellschaft
weniger als 500 Beschéftigte hat. Zwar haben die Arbeitnehmer bei dieser Drittelbeteiligung kaum die Méglichkeit mit
zu entscheiden. Sie erhalten jedoch wichtige Informationen.

Mitbestimmung in der Montanindustrie

Die Montan-Mitbestimmung ist nicht nur die élteste Form der Mitbestimmung im Unternehmen - sie geht auch am
weitesten. Sie gilt fiir Kapitalgesellschaften des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie mit mehr als
1.000 Arbeitnehmern.

Hier setzt sich der Aufsichtsrat ebenfalls aus einer jeweils gleichen Zahl von Vertretern der Anteilseigner und der
Arbeitnehmer zusammen. Hinzu kommt jedoch ein ,,neutrales” Mitglied. Normalerweise haben die Aufsichtsréate in
Montan-Unternehmen 11 Mitglieder. Bei gréBeren Unternehmen kann ihre Zahl auf 15 oder 21 erhht werden.

Die Mitglieder des Vorstands werden vom Aufsichtsrat bestellt und abberufen. Dem Vorstand muss ein Arbeitsdirektor
angehoren. Wenn die Mehrheit der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat dagegen ist, kann der Arbeitsdirektor nicht
bestellt oder abberufen werden. Die Arbeitsdirektoren geniefen also in jedem Fall das Vertrauen der Arbeitnehmer-
vertreter.

Besonderheit:
Wenn eine Kapitalgesellschaft zwar selbst kein Montanunternehmen ist, aber grofte montanmitbestimmte Unternehmen
beherrscht, gilt fir diese Konzernobergesellschaft eine abgeschwachte Form der MontanMitbestimmung.

Gesetze

Die gesetzlichen Grundlagen fiir die Montan-Mitbestimmung finden Sie im Montan-Mitbestimmungsgesetz von 1951
und im Mitbestimmungsergdnzungsgesetz von 1956.

Mitbestimmung in der Europdischen Gesellschaft nach dem SE-Beteiligungsgesetz (SEBG)

Durch das Gesetz zur Einfiihrung der Européischen Gesellschaft (SEEG) sind die europdische Verordnung tiber das
Statut der SE und die ergdnzende Richtlinie iiber die Beteiligung der Arbeitnehmer in deutsches Recht iibertragen
worden. Die Europdische Gesellschaft (Societas Europaea, kurz: SE) tritt als neue européische Rechtsform neben die
bekannten nationalen Rechtsformen der Aktiengesellschaft und GmbH. Mit Einfiihrung der SE sollen grenziiberschrei-
tende Unternehmenszusammenschliisse innerhalb der Europdischen Gemeinschaft erleichtert werden. Die Griindung
einer SE kann auf vier verschiedene Arten erfolgen: Durch Umwandlung, Verschmelzung, Griitndung einer Holding-
oder einer Tochtergesellschaft.
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Organisationsstrukturen

Die SE kann mit Vorstand, Aufsichtsrat und Hauptversammlung dualistisch oder aber — nach dem Vorbild vieler unserer
Nachbarstaaten - monistisch organisiert sein. Im Unterschied zum dualistischen System, wo das Aufsichtsorgan den
Vorstand tiberwacht, werden Leitungs- und Aufsichtsorgan im monistischen System in einem Verwaltungsorgan
zusammengefasst. Das monistische System ist fiir das deutsche Gesellschaftsrecht neu.

Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE

Die Beteiligung der Arbeitnehmer in der SE ist im SE-Beteiligungsgesetz (SEBG) normiert. Das SEBG basiert - ebenso wie

die SE-Richtlinie - auf folgenden grundlegenden Strukturen:

= Dieinden Griindungsgesellschaften vorhandene Beteiligung der Arbeitnehmer soll sich grundsétzlich auch in der
SE wieder finden (Vorher-NachherBetrachtung).

m DieBeteiligung der Arbeitnehmer wird inhaltlich unterschieden in Informations- und Konsultationsrechte sowie
die Mitbestimmung in Unternehmensorganen. Dies entspricht im Wesentlichen der deutschen Unterscheidung
von betrieblicher Mitbestimmung und Unternehmensmitbestimmung.

m Uber die Ausgestaltung der Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer in der SE wird zwischen Arbeitgeberseite und
Arbeitnehmerseite verhandelt. Fiir die Arbeitnehmer verhandelt ein ,,besonderes Verhandlungsgremium® (BVG).

m  BeiScheitern der Verhandlungen greift eine gesetzliche Auffangregelung. Damit sollen in den Griindungsunter-
nehmen bestehende Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer weitgehend gesichert werden.

Verhandlungsverfahren

Auch im Bereich der Mitbestimmung wird durch die SE Neuland betreten, denn die Beteiligung der Arbeitnehmer wird
in einer SE grundsétzlich im Verhandlungswege festgelegt. Die Verhandlungsldsung gibt den Beteiligten weitgehende
Verhandlungsfreiheit.

Die Verhandlungen werden auf Unternehmerseite von den Leitungs- oder Verwaltungsorganen der Grindungsgesell-
schaften gefiihrt. Auf Arbeitnehmerseite ist das BVG zu errichten, das die Arbeitnehmer aller Grindungsgesellschaften
vertritt. Dabei steht nach den Vorgaben der Richtlinie den Arbeitnehmern in jedem Mitgliedstaat je angefangene 10%
der Gesamtarbeitnehmerzahl ein Sitz im BVG zu. Um den Aufwand fiir die Bestellung der Mitglieder des BVG gering zu
halten, sieht das SEBG fiir die auf Deutschland entfallenden Mitglieder des BVG keine generelle Urwahl oder Delegier-
tenwahl vor, sondern eine Wahl durch ein Wahlgremium, das die vorhandenen Betriebsratsstrukturen nutzt. Die
gewdhlten Arbeitnehmervertreter auf der jeweils obersten Ebene (Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat, Konzernbetriebsrat)
sollen tiber die Mitglieder aus dem Inland im BVG entscheiden. Sind mehrere Unternehmensgruppen beteiligt, bilden
deren Vertretungen gemeinsam das Wahlgremium. Hochstgrenze: 40 Mitglieder. Nur ausnahmsweise, wenn Arbeit-
nehmervertretungen nicht vorhanden sind, wéhlen die Arbeitnehmer die Mitglieder des BVG aus dem Inland unmittel-
bar.

Auffangregelung
Wird keine Vereinbarung tiber die Arbeitnehmerbeteiligung geschlossen, kommt eine gesetzliche Auffangregelung

zur Anwendung. Diese besteht aus zwei Teilen, die im Wesentlichen der deutschen Unterscheidung von betrieblicher
und unternehmerischer Mitbestimmung entspricht:
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SE-Betriebsrat

Die grenziiberschreitende Information und Konsultation der Arbeitnehmer in einer SE wird durch Errichtung eines
SE-Betriebsrats sichergestellt. Das Vertretungsorgan setzt sich proportional aus Vertretern der Mitgliedstaaten
zusammen, in denen die Arbeitnehmer der SE beschéftigt sind. Die aus Deutschland kommenden Mitglieder des
SE-Betriebsrats werden durch ein Wahlgremium bestimmt.

Mitbestimmung im Aufsichts- oder Verwaltungsorgan

Bei der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen der SE folgt die gesetzliche Auffangregelung
der so genannten ,Vorher-Nachher-Betrachtung®. Der Anteil der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- oder Verwal-
tungsrat der SE bemisst sich nach dem hdchsten Anteil an Arbeitnehmervertretern, der bei einer (oder mehreren) der
Griindungsgesellschaften bestanden hat. Dies gilt im Griindungsfall der Verschmelzung, wenn mindestens 25 % der
Arbeitnehmer der Griindungsgesellschaften und ihrer Tochtergesellschaften Mitbestimmungsrechte zustanden. Soll
eine Holding-SE oder eine Tochter-SE gegriindet werden, miissen mindestens 50 % der Arbeitnehmer der beteiligten
Gesellschaften und Tochtergesellschaften Mitbestimmungsrechte haben. Bei Griindung einer SE durch Umwandlung
besteht die bisherige Mitbestimmung fort. Werden die genannten Prozentschwellen nicht erreicht, ist fiir die Geltung
des hochsten Anteils an Arbeitnehmervertretern, der bei einer (oder mehreren) der Griindungsgesellschaften
bestanden hat, ein besonderer Beschluss des BVG erforderlich.

Die aus Deutschland kommenden Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsrats werden wiederum durch ein Wahl-
gremium bestimmt.

Mitbestimmung in der Europdischen Genossenschaft (SCE) nach dem SCE-Beteiligungs-
gesetz (SCEBG)

Das SCE-Ausfiihrungsgesetz (SCEAG) und das SCEBG setzen die européischen Vorgaben der Européischen Genossen-
schaft um. Mit dem SCEBG wird die Beteiligung der Arbeitnehmer in einer SCE geregelt.

Die SE war Vorbild fiir die SCE. Struktur und Regelungsinhalt beider Rechtstexte sind tiberwiegend identisch. Die
wesentlichen Grundsétze der Sicherung der Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer (,,Vorher-Nacher-Prinzip“, Verhand-
lungs-/Auffanglésung) sind auch auf die SCE anwendbar. Die Umsetzungsgesetze enthalten vielfach dieselben
Bestimmungen (dies giltinsbesondere fiir das Wahlgremium, die Zusammensetzung des BVG und das
Verhandlungsverfahren), so dass auf die Ausfithrungen zum SEBG verwiesen werden kann.

Der wesentliche Unterschied zwischen SE und SCE besteht in den Griindungsmaoglichkeiten. Eine SCE kann - abwei-
chend vom SE-Recht - auch unter Beteiligung oder ausschlieBlich von natiirlichen Personen gegriindet werden.
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Mitbestimmung bei einer grenziiberschreitenden Verschmelzung von Kapitalgesellschaften
aus verschiedenen Mitgliedstaaten nach dem Gesetz iiber die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer bei einer grenziiberschreitenden Verschmelzung (MgVG)

Das MgVG setzt den arbeitsrechtlichen Teil der Richtlinie tiber die grenziiberschreitende Verschmelzung von Kapital-
gesellschaften (10. Richtlinie) in nationales Recht um. Damit ist neben der Européischen Gesellschaft (SE) und der
Europdischen Genossenschaft (SCE) ein weiterer wichtiger Baustein fiir die Modernisierung europdischen Mitbe-
stimmungsrechts geschaffen worden. Die Umsetzung des gesellschaftsrechtlichen Teils ist durch eine Anderung des
Umwandlungsrechts erfolgt.

Nicht nur die Struktur des MgVG ist mit der des SEBG und des SCEBG vergleichbar, sondern es sind auch zahlreiche vom
SEBG und SCEBG bekannte Regelungen wortlich oder jedenfalls inhaltsgleich in das MgVG iibernommen worden. Dies
giltinsbesondere fiir die Bildung und Zusammensetzung des BVG und das Verhandlungsverfahren. Insoweit wird auf
die Ausfithrungen zur SE und zur SCE verwiesen.

Trotz zahlreicher Gemeinsamkeiten ist auf folgende Unterschiede zu den Regelungen der SE und SCE hinzuweisen:

Regelungsgegenstand Unternehmensmitbestimmung

Anders als bei der SE und SCE regeln die 10. Richtlinie und das MgVG nur die Beteiligung der Arbeitnehmer an Unter-
nehmensentscheidungen. Nicht erfasstist die grenziiberschreitende Information und Konsultation der Arbeitnehmer,
die bei der SE und SCE Regelungsgegenstand ist.

Sitzstaatsrecht oder Verhandlungslésung

Da das Ergebnis einer grenziiberschreitenden Verschmelzung nach der 10. Richtlinie keine neue européische Rechts-
form, sondern eine nationale Gesellschaft ist, gilt der Grundsatz, dass sich die Mitbestimmung der Arbeitnehmer nach
den nationalen Mitbestimmungsgesetzen richten soll. Allerdings soll stets dann die Mitbestimmung der Arbeitnehmer
im Verhandlungsweg oder iiber die Auffangregelung gesichert werden, wenn einer der folgenden Ausnahmetat-
bestdnde vorliegt:

m einederander grenziiberschreitenden Verschmelzung beteiligten Gesellschaften ist mitbestimmt und beschaf-
tigte in den sechs Monaten vor der Verdffentlichung des Verschmelzungsplans in der Regel mehr als 500 Arbeit-
nehmer, oder

m dasinnerstaatliche Recht, das fiir die aus der grenziiberschreitenden Verschmelzung hervorgehende Gesellschaft
grundsatzlich maBgeblich ist, gewéhrleistet nicht mindestens den gleichen Umfang an Mitbestimmung, wie er in
den jeweiligen an der Verschmelzung beteiligten Gesellschaften bestand, oder

m dasfirdie aus der grenziiberschreitenden Verschmelzung hervorgehenden Gesellschaft maBgebende innerstaat-
liche Recht gewdhrt Arbeitnehmern in Betrieben anderer Mitgliedstaaten nicht den gleichen Anspruch auf Aus-
iibung von Mitbestimmungsrechten wie denjenigen Arbeitnehmern, die am Sitzstaat der Gesellschaft beschéaftigt
sind.

Eine dieser Voraussetzungen - vornehmlich die dritte Ausnahmeregelung - wird regelméagig vorliegen, so dass im
Ergebnis tiber die Mitbestimmung der Arbeitnehmer Verhandlungen stattfinden.
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Modifizierte Auffangregelung

Bei Scheitern der Verhandlungen greift auch hier zur Sicherung bestehender Mitbestimmungsrechte eine gesetzliche
Auffangregelung.

Allerdings ist im Griindungsfall der Verschmelzung der Schwellenwert, ab dem die Auffangregelung bei der SE und SCE
automatisch eingreift, im Rahmen der 10. Richtlinie auf ein Drittel erhdht worden. Dies bedeutet, dass mindestens
einem Drittel aller Arbeitnehmer vor der Eintragung der aus einer grenziiberschreitenden Verschmelzung hervor-
gehenden Gesellschaft Mitbestimmungsrechte im Unternehmensorgan zugestanden haben miissen. Bei Unter-
schreiten dieser Schwelle kann das BVG durch einen besonderen Beschluss die Mitbestimmung in der aus der grenz-
iiberschreitenden Verschmelzung hervorgehenden Gesellschaft kraft Gesetzes herbeifiihren.

Anwendung der Auffangregelung ohne vorherige Verhandlung

Die gesetzliche Auffangregelung kommt nach dem Recht der SE zur Anwendung, wenn die Parteien dies vereinbaren
oder wenn die Verhandlungen iiber die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmer gescheitert sind. Das MgVG eroffnet im
Einklang mit dem europdischen Recht eine weitere Moglichkeit fiir die Anwendung der Auffangregelung. Danach
konnen die Leitungen der an der grenziiberschreitenden Verschmelzung beteiligten Gesellschaften entscheiden, die
Regelungen tiber die Mitbestimmung kraft Gesetzes ohne vorhergehende Verhandlung unmittelbar ab dem Zeitpunkt
der Eintragung anzuwenden. Dieses einseitige Bestimmungsrecht der Leitung kennt das Recht der SE und der SCE
nicht.

Sicherung der Mitbestimmung bei nachfolgenden innerstaatlichen Verschmelzung

Das Grundprinzip der Sicherung erworbener Rechte gilt fiir die aus der grenziiberschreitenden Verschmelzung hervor-
gehenden Gesellschaft auch tiber die Phase dieser Verschmelzung hinaus, wenn der grenziiberschreitenden
Verschmelzung zu einem spéteren Zeitpunkt eine oder mehrere innerstaatliche Verschmelzungen nachfolgen. Diese
Sicherung der Mitbestimmung endet in jedem Fall drei Jahre nach Eintragung der grenziiberschreitenden
Verschmelzung. Ist dieser Zeitraum verstrichen, greifen die nationalen Mitbestimmungsregelungen.

Gesetze

Die gesetzlichen Grundlagen fir die Unternehmensmitbestimmung finden Sie in folgenden Gesetzen:
Mitbestimmungsgesetz 1976
Drittelbeteiligungsgesetz
Montan-Mitbestimmungsgesetz
Mitbestimmungserganzungsgesetz
SE-Beteiligungsgesetz
SCE-Beteiligungsgesetz und
Gesetz Uiber die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei einer grenziiberschreitenden Verschmelzung (MgVG).
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Mindestiohn

In welchem Umfang kénnen einzelne Arbeitnehmer aufgrund gesetzlicher Vorschriften Mindestentgeltanspriiche gegen ihren
Arbeitgeber geltend machen? Diese Frage beantworten das Arbeitnehmer-Entsendegesetz und das
Mindestarbeitsbedingungengesetz. Beide Gesetze ermdglichen die Festsetzung branchenspezifischer Mindesti6hne. 2009
wurde das Arbeitnehmer-Entsendegesetz neu gefasst und das Mindestarbeitsbedingungengesetz modernisiert.

Rechte

Als Arbeitnehmer bestimmter Branchen kdnnen Sie einen Anspruch gegen ihren Arbeitgeber auf Zahlung eines
Mindestlohns haben. Die Hohe des Mindestlohns kann nach der Art der ausgetibten Tatigkeit, der Qualifikation und
dem regionalen Einsatz unterschiedlich sein.

Arbeitnehmer- Entsendegesetz

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz bietet einen Rechsrahmen, um branchenspezifische Mindestlohne fiir alle Arbeit-
nehmer einer Branche verbindlich zu machen, unabhédngig davon, ob der Arbeitgeber bzw. Verleiher seinen Sitz im
In- oder Ausland hat.

Mindestléhne auf der Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gibt es nur in den Branchen, die in das Gesetz
einbezogen sind.

Diese sind:

m Bauhaupt- und Baunebengewerbe,

m  Gebdudereinigung,

= Briefdienstleistungen,

m Sicherheitsdienstleistungen,

m Bergbauspezialarbeiten auf Steinkohlebergwerken,

m  Waischereidienstleistungen im Objektkundengeschéft,

= Abfallwirtschaft einschlieBlich Stra3enreinigung und Winterdienst,

= Aus-und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch und
= Pflegebranche (Altenpflege und ambulante Krankenpflege).

Weitere Voraussetzung ist, das ein entsprechender Mindestlohntarifvertrag abgeschlossen und dieser staatlich
erstreckt worden ist. Die Erstreckung kann durch eine sog. Allgemeinverbindlicherkldrung oder durch eine Rechtsver-
ordnung erfolgen.

Mindestléhne in der Pflegebranche konnen auf Empfehlung einer aus acht Branchenvertretern bestehenden
Kommission durch Rechtsverordnung festgelegt werden.

Die Mindestlohnregelungen gelten nur fiir Betriebe und selbstdndige Betriebsabteilungen, die iiberwiegend die
branchenspezifischen Leistungen erbringen. Ob der Betrieb oder die selbstdndige Betriebsabteilung bestimmte
Leistungen iberwiegend erbringt, richtet sich danach, ob der tiberwiegende Anteil der kalenderjahrlichen Gesamt-
arbeitszeit der Arbeitnehmer auf die Erbringung dieser Leistungen entféllt. Weitere Einschrdnkungen kann der
erstreckte Tarifvertrag vorsehen.
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Mindestarbeitsbedingungengesetz

Auf der Grundlage des Mindestarbeitsbedingungengesetzes kénnen Mindestlohne in Branchen festgesetzt werden, in
denen die Tarifbindung unter 50 Prozent betrégt. Ob in einer Branche Mindestléhne geschaffen werden sollen, ent-
scheiden die Expertinnen und Experten des vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales errichteten Hauptaus-
schusses fiir Mindestarbeitsentgelte. Die Hohe der Mindestléhne bestimmt ein sich aus Vertretern der Branche
zusammensetzender Fachausschuss. Die vom Fachausschuss beschlossenen Mindestlohne kénnen auf Vorschlag des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung der Bundesregierung fiir alle Arbeitgeber sowie
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Branche verbindlich gemacht werden.

In welchen Branchen gibt es Mindestl6hne?

Die Hohe der geltenden Mindestl6hne ergibt sich nicht aus den Gesetzen, sondern aus den darauf basierenden Rechts-
verordnungen bzw. Allgemeinverbindlicherkldrungen. Die entsprechenden Mindestlohnsitze werden regelmafig auf
den Seiten des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales (www.bmas.de) und der Zollbehdrden (www.zoll.de)
aktualisiert.

Wie kénnen Arbeitnehmer den Mindestlohn geltend machen?

Die Arbeitnehmer kénnen ihren Mindstlohn gegeniiber dem Arbeitgeber geltend machen. Im Streitfall kénnen Arbeit-
nehmer eine Lohnzahlungsklage vor den Arbeitsgerichten erheben.

Wie lange kéonnen Arbeitnehmer den Mindestlohn geltend machen?

Fir Anspriiche aus dem Arbeitsverhéltnis gilt die regelméaBige Verjdhrungsirist von drei Jahren. Der Anspruch auf
Zahlung des Mindestlohns kann nicht verwirkt werden. Ein Verzicht ist nur durch gerichtlichen Vergleich zulassig. Aus-
schlussfristen fiir die Geltendmachung des Anspruchs sind bei Mindestldhnen nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz
nur zuléssig, wenn sie in dem zugrunde liegenden Tarifvertrag zugelassen sind und mindestens sechs Monate
betragen; bei Mindestlohnen nach dem Mindestarbeitsbedingungengesetz sind sie unzuléssig.

Wird die Einhaltung der Mindestléhne kontrolliert?

Die Behorden der Zollverwaltung sind berechtigt zu priifen, ob Arbeitgeber die Arbeitsbedingungen nach dem Arbeit-
nehmer-Entsendegesetz und dem Mindestarbeitsbedingungengesetz einhalten. Verstée gegen die Verpflichtung zur
Zahlung des Mindestlohns kénnen als Ordnungswidrigkeit mit einem Buf3geld von bis zu 500.000 EUR geahndet
werden.

Gesetze
Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie in folgenden Gesetzen:

m Arbeitnehmer-Entsendegesetz
m Mindestarbeitsbedingungengesetz.
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Arbeitsschutz, Unfallverhiitung

Beschdftigte brauchen Sicherheit. Ihr Leben und Ihre Gesundheit sollen vor Gefahren geschiitzt sein, die bei der Arbeit oder
durch die Arbeit entstehen. Dafiir gibt es den Arbeitsschutz.

Verantwortlich fiir den Arbeitsschutz im Betrieb ist Ihr Arbeitgeber. Er muss u.a. Arbeitsstdtten, Arbeitsmittel, Gerdte,
Anlagen usw. so einrichten und unterhalten sowie den gesamten Betrieb so organisieren, dass Sie als Arbeitnehmerin oder
Arbeitnehmer gegen Gefahren fiir Leben und Gesundheit geschiitzt sind. Er muss MaSnahmen durchfiihren, die Unfdlle bei
der Arbeit und arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren verhiiten und zu einer menschengerechten Gestaltung der Arbeit fiihren.
Dazu verpflichten die staatlichen Arbeitsschutzvorschriften, insbesondere das Arbeitsschutzgesetz, und Unfallverhiitungs-
vorschriften der Unfallversicherungstrdger.

Der Arbeitsschutz betrifft folgende Bereiche, die ineinander greifen:
m Arbeitsstdtten einschliellich Betriebshygiene,

m Arbeitsmittel, Gerdte und technische Anlagen,

m  Gefahrstoffe,

m Arbeitszeitregelungen,

m Schutz bestimmter Personengruppen,

m Arbeitsschutzorganisation im Betrieb,

m Arbeitsmedizinische Vorsorge,

m Lastenhandhabung,

m  Biologische Arbeitsstoffe.

Leistungen/Voraussetzungen

Die Bestimmungen des Arbeitsschutzes sind auf alle Beschéftigten — iibrigens auch in der Landwirtschaft und im
offentlichen Dienst - anwendbar.

Kinder und Jugendliche sind durch das Jugendarbeitsschutzgesetz besonders geschiitzt. Grundsétzlich diirfen nur
Jugendliche, d.h. Personen, die 15 aber noch nicht 18 Jahre alt sind, arbeiten.

Arbeitnehmer sind bei einem Tréger der gesetzlichen Unfallversicherung gegen Arbeitsunfélle und Berufskrankheiten
versichert (siehe auch Kapitel ,,Unfallversicherung®). Bei den meisten Beschéftigten sind dafiir die gewerblichen Berufs-
genossenschaften zustdndig. Mitglieder der Berufsgenossenschaften sind die Unternehmen.

Die Berufsgenossenschaften haben Technische Aufsichtsdienste eingerichtet. Sie wachen gemeinsam mit den staat-
lichen Arbeitsschutzbehorden der Lander dariiber, dass alle Vorschriften des Arbeitsschutzes beachtet und alle
bestehenden Schutzvorrichtungen angewendet werden.

Rechtsgrundlagen

Arbeitsschutzbestimmungen finden Sie in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen des Staates sowie in den Unfall-
verhiitungsvorschriften der Berufsgenossenschaften.
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Schutzvorschriften konnen sich sowohl auf einzelne Gewerbezweige und Berufe als auch auf bestimmte Fabrikations-
anlagen, die Gestaltung von Arbeitsplatzen usw. beziehen. AuBerdem gibt es beispielsweise

= Vorschriften Giber den Einsatz und die Beschaffenheit von Arbeitsmitteln und Geréaten;

= Vorschriften Giber den Einsatz bestimmter Stoffe, die in der Produktion verwendet werden;

m Vorschriften, die fiir bestimmte Personengruppen gelten, usw.

Information

Haben Sie Fragen zum Arbeitsschutz und zur Unfallverhiitung? Sie kdnnen sich an mehrere Stellen

wenden:

In den Bundesldndern gibt es besondere Arbeitsschutzbehorden: die Amter fiir Arbeitsschutz oder

Gewerbeaufsichtsamter.

Die Unfallversicherungstrager verfiigen tiber eigene technische Aufsichtsdienste.

Die Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin forscht, berdt und qualifiziert auf dem

Gebiet des Arbeitsschutzes.

Service-Telefon der
Bundesanstalt fur Arbeits-
schutz und Arbeits-
medizin zu den Themen
»Sicherheit und Gesund-
heit bei der Arbeit“ von
Montag bis Freitag von
8.00 bis16.30 Uhr fur

9 Cent/Min. aus dem
deutschen Festnetz der
Deutschen Telekom unter
0180 3214321.

Typische Arbeitsschutzvorschriften

Arbeitszeitgesetz

Das Arbeitszeitgesetz begrenzt die tégliche Hochstarbeitszeit und legt
Mindestruhepausen wahrend der Arbeitszeit sowie Mindestruhezeiten
nach der Arbeit fest. Damit sichert es den Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer. Besonders geschiitzt sind Nachtarbeiter, und zwar
unabhéngig von ihrem Geschlecht. Es besteht ein grundsétzliches
Arbeitsverbot an Sonn- und Feiertagen, von dem unter besonderen
Voraussetzungen Ausnahmen zul&ssig sind.

Jugendarbeitsschutzgesetz

Dieses Gesetz schiitzt Kinder und Jugendliche vor Uberlastungen. So
regelt es beispielsweise, wie alt ein junger Mensch mindestens sein
muss, um arbeiten zu diirfen, wie lange er maximal arbeiten darf und
wie viel Jahresurlaub er erhalten muss. Die Kinderarbeitsschutzver-
ordnung konkretisiert die nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz fiir
Kinder ab 13 Jahre und Vollzeit schulpflichtige Jugendliche ausnahms-
weise zuldssigen leichten und fir sie geeigneten Arbeiten.

Was miissen Sie tun?

Nicht alle Gefahrenstellen und -quellen lassen sich
durch technische und organisatorische MaRnahmen
restlos beseitigen oder vermeiden. Daher werden in
einem Betrieb immer Gefahren bleiben. Hier sind Sie als
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer gefordert: Sie ms-
sen sich sicherheitsbewusst verhalten und den Arbeit-
geber bei seinen SchutzmaRnahmen unterstiitzen.
Dazu verpflichtet Sie das Arbeitsschutzgesetz.

Auch Unfallverhitungsvorschriften beinhalten Ver-
haltensregeln fiir alle Beschaftigten, die mit den
Arbeitsmitteln, Geraten und technischen Anlagen
umgehen. Dariiber hinaus miissen Sie als Arbeitnehmer
oder Arbeitnehmerin auch solche Verhaltensvor-
schriften einhalten und beachten, die Ihr Arbeitgeber
speziell auf Ihren Betrieb hin festgelegt und ausge-
richtet hat. Bei gesundheitlichen Problemen am
Arbeitsplatz kdnnen Sie die arbeitsmedizinische Vor-
sorge beanspruchen.




Arbeitsschutz, Unfallverhiitung

Mutterschutzgesetz

Es legt fest, wie eine im Arbeitsverhaltnis stehende schwangere Frau und ihr Kind vor Gefahren, Uberforderung und
Gesundheitsschddigung am Arbeitsplatz geschiitzt werden.

Arbeitsschutzgesetz

Es verpflichtet Ihren Arbeitgeber, die Gesundheitsgefahren am Arbeitsplatz zu beurteilen und entsprechende Schutz-
mafBnahmen zu treffen. Dariiber muss der Arbeitgeber Sie unterrichten. Er muss Vorkehrungen fiir besonders geféhr-
liche Arbeitsbereiche und Arbeitssituationen treffen sowie ggf. arbeitsmedizinische Vorsorge erméglichen. Bei unmit-
telbarer erheblicher Gefahr sind Sie berechtigt, Ihren Arbeitsplatz zu verlassen, ohne Nachteile fiir Ihr Arbeitsverhaltnis
befiirchten zu miissen. Das Gesetz gibt Ihnen das Recht, Vorschlédge zu allen Arbeitsschutzfragen im Betrieb zu machen.
AuBlerdem konnen Sie sich bei den Aufsichtsbehérden tiber unzureichende Arbeitsschutzzusténde im Betrieb ohne
Nachteil beschweren, wenn Sie sich zuvor deswegen an Ihren Arbeitgeber gewandt haben und dieser keine Abhilfe
geschaffen hat.

Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge

Die arbeitsmedizinische Vorsorge dient der individuellen Aufkldrung und Beratung der Beschéftigten iiber Wechsel-
wirkungen zwischen ihrer Arbeit und Gesundheit und stellt eine wichtige Ergdnzung der technischen und organisa-
torischen ArbeitsschutzmaBBnahmen dar. Sie dient der Verhiitung arbeitsbedingter Erkrankungen und dem Erhalt der
individuellen Beschiftigungsfiahigkeit. Die Verordnung regelt Pflichten von Arbeitgebern und Arzten, gewéhrleistet
die Datenschutzrechte der Beschéftigten, schafft Transparenz iiber die Anlésse fir Pflicht- und Angebotsunter-
suchungen und starkt den Anspruch der Beschéftigten auf Wunschuntersuchungen. Sie schreibt die grundsétzliche
Trennung arbeitsmedizinischer Vorsorgeuntersuchungen von Eignungsuntersuchungen, deren Zulédssigkeit sich nach
arbeitsrechtlichen Grundsédtzen beurteilt, vor. Durch die neue Verordnung sollen Verbesserungen in noch nicht aus-
reichend beachteten Bereichen, z.B. Muskel-Skelett-Erkrankungen, angestoBen werden. Der Ausschuss fiir Arbeits-
medizin ibernimmt dabei eine zentrale Rolle.

Zu den Aufgaben des Ausschuss fiir Arbeitsmedizin gehért die Entwicklung von Regeln, die dem Stand der Arbeits-
medizin entsprechen, sowie von Empfehlungen zur betrieblichen Gesundheitsvorsorge und die Konkretisierung der
Verordnung.

PSA-Benutzungsverordnung
Die wesentlichen Elemente der PSA-Benutzungsverordnung sind die Regelungen fiir die Auswahl, Bereitstellung und

Benutzung von persénlichen Schutzausriistungen (PSA) fiir alle Tatigkeitsbereiche. Es ist von Seiten der Arbeitgeber
auch dafiir zu sorgen, dass die Beschéftigten darin unterwiesen werden, wie sie PSA sicherheitsgerecht benutzen.
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Lastenhandhabungsverordnung

Die Lastenhandhabungsverordnung enthélt Bestimmungen zur Sicherheit und zum Gesundheitsschutz bei manuellen
Lastenhandhabungen, die eine Gefdhrdung fiir die Beschéftigten, insbesondere der Lendenwirbelsdule, mit sich
bringen. Grundsétzlich sind die Arbeitgeber angehalten, solche Lastenhandhabungen zu vermeiden. Ist dies nicht
moglich, hat der Arbeitgeber die Arbeit so zu gestalten, dass diese Tatigkeiten moéglichst sicher und mit moglichst
geringer Gesundheitsgefdhrdung der Beschéftigten vonstatten gehen. Dazu erfolgt eine Bewertung der Arbeits-
bedingungen, um daraus abgeleitet geeignete Ma3nahmen des Arbeitsschutzes zu treffen.
Baustellenverordnung

Die Instrumente der Verordnung tiber Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen (Baustellenverordnung) sollen
mafgeblich dazu beitragen, die im Baubereich im Vergleich zu anderen Wirtschaftsbereichen besonders hohen Unfall-
und Gesundheitsrisiken zu reduzieren und die Sicherheit und Gesundheit der Beschéftigten zu verbessern.
Kernelemente der Ver-ordnung sind die nach MaB3gabe der Verordnung zu tibermittelnde Vorankiindigung, der
Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan und die Bestellung eines Koordinators. Alle diese Elemente sind geeignet, den
Bauablauf besser zu planen und zu koordinieren, so dass Gefdhrdungen fiir die Beschéftigten frithzeitig erkannt und
beseitigt werden kénnen.

Bildschirmarbeitsverordnung

Durch die Bildschirmarbeitsverordnung werden notwendige Schutzbestimmungen fiir die Beschéftigten bei der Arbeit
an Bildschirmgerédten zusammen gefasst und alle Arbeitgeber zu ihrer Beachtung verpflichtet. Dies betrifft Mindest-
anforderungen an das Bildschirmgerét selbst, den Arbeitsplatz und die Arbeitsumgebung sowie hinsichtlich der
Softwareausstattung und der Arbeitsorganisation. Auch das Angebot der fachkundigen Augenuntersuchung gehort
dazu.

Betriebssicherheitsverordnung

Beider Benutzung von Arbeitsmitteln diirfen die Sicherheit und die Gesundheit der Beschéftigten nicht gefdhrdet
werden. Die Betriebssicherheitsverordnung enthalt daher entsprechende Schutzziele und Bestimmungen. Ferner
regelt sie umfassend die SchutzmafBnahmen fiir Beschéftigte und Dritte beim Betrieb tiberwachungsbedirftiger
Anlagen. Zu den iberwachungsbediirftigen Anlagen zéhlen beispielsweise Dampfkesselanlagen, Druckbehélter-
anlagen und Aufzugsanlagen.

Arbeitsstattenverordnung

Sie bestimmt, wie Fabriken, Werkstétten, Biiros und Verwaltungen, Lager und Laden eingerichtet und betrieben
werden miissen, damit von ihnen keine Gefdhrdungen fiir die Sicherheit und die Gesundheit der Beschéftigten
ausgehen. Das betrifft unter anderem die Abmessungen, die Beliiftung und Beleuchtung und die Temperatur, um nur
einige wenige Beispiele zu nennen.
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Gerdte- und Produktsicherheitsgesetz

In Deutschland dirfen nur Produkte angeboten und verkauft werden, die sicherheitstechnisch einwandfrei sind. Dafiir
sorgen dieses Gesetz und die hierzu erlassenen Rechtsverordnungen. Es ist auch die nationale Grundlage européischer
Vorschriften, die nur sicheren Produkten den freien Warenverkehr in der Gemeinschaft erlauben.

Von Verbraucherprodukten und technischen Arbeitsmitteln diirfen keine Unfallgefahren ausgehen. Diese Verpflich-
tung trifft alle, die Produkte in den Verkehr bringen, Hersteller, Importeure und auch Héndler. Sie haben dafiir Sorge zu
tragen, dass die von ihnen hergestellten und vermarkteten Produkte die Sicherheit und Gesundheit der Verwender
nicht gefédhrden.

Gefahrstoffverordnung

Mitder im Jahr 2005 in Kraft getretenen und auf der Basis des EG-Rechts novellierten ,,Verordnung zum Schutz vor
Gefahrstoffen® (Gefahrstoffverordnung) steht ein modernes, flexibel anwendbares Instrumentarium zum Schutz der
Beschéftigten bei Tatigkeiten mit Gefahrstoffen, also insbesondere gefdhrlichen Chemikalien, zur Verfiigung.

Die Verordnung gibt dem Arbeitgeber zusétzliche Gestaltungsspielrdume fiir konkrete, betriebsbezogene Schutzmas-
nahmen, da nur er die Bedingungen in seinem Betrieb im Einzelnen kennt. Regelungen zur Beurteilung der Geféhr-
dung und ein Schutzstufenkonzept in der Verordnung leiten den Arbeitgeber im Hinblick auf seine Entscheidungs-
findung an. Die stirkere Ubertragung der Verantwortung auf den Arbeitgeber ist begleitet von klar formulierten
Vorgaben zum Vorgehen. In den Féllen, in denen eine Prézisierung der Verordnungsvorgaben erforderlich erscheint,
nimmt der pluralistisch zusammen gesetzte Ausschuss fiir Gefahrstoffe (AGS) diese Prazisierung im Rahmen von
»~Technischen Regeln fiir Gefahrstoffe“ (TRGS) vor. Die Technischen Regeln entfalten die so genannte Vermutungs-
wirkung. Dies bedeutet, dass bei Einhaltung der entsprechenden Regeln von einer Ubereinstimmung mit der Ver-
ordnung ausgegangen werden kann. Trotzdem steht es dem Arbeitgeber frei, sich fiir andere als in einer Technischen
Regel festgelegte Mafinahmen zu entscheiden, sofern diese geeignet und angemessen sind. Der Grundsatz der unter-
nehmerischen Verantwortung gilt somit auch fiir das Technische Regelwerk.

Mehrere Anhdnge runden die Verordnung ab, in denen recht konkrete Regelungen fiir Spezialbereiche getroffen
werden, denen aus Arbeitsschutzsicht besonderes Augenmerk geschenkt werden muss.

Biostoffverordnung

Die Biostoffverordnung schafft einen Branchen tibergreifenden rechtlichen Rahmen fiir den Schutz der Beschéftigten
bei Tatigkeiten mit biologischen Arbeitsstoffen, d.h. mit krankheitserregenden Mikroorganismen. Auf der Grundlage
der Klassifizierung biologischer Arbeitsstoffe in 4 Risikogruppen werden gefdhrdungsabhéngige Schutzmafnahmen
zum Schutz vor Infektionen, sensibilisierenden oder toxischen Wirkungen festgelegt.
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Anwendung finden diese Regelungen fir schatzungsweise 5 Millionen Beschéftigte, die bei ihrer beruflichen Tatigkeit
in der Forschung, in der biotechnischen Produktion, der Nahrungsmittelproduktion, der Landwirtschaft, der Abfall-
und Abwasserwirtschaft und im Gesundheitsdienst mit biologischen Arbeitsstoffen in Kontakt kommen. Um diese
unterschiedlichen Anwendungsbereiche in einer Verordnung regeln zu kénnen, basiert sie auf dem Grundgedanken,
durch einheitliche und klare Grundvorschriften den Arbeitgebern die Méglichkeit zu eréffnen, die notwendigen MaB-
nahmen zum Schutz der Beschéftigten entsprechend der konkreten betrieblichen Gefdhrdungssituation festzulegen
und zu gestalten. Die Verordnung wird durch die vom Ausschuss fiir biologische Arbeitsstoffe (ABAS) erarbeiteteten
Technischen Regeln (TRBA) konkretisiert.

Mit Themen wie der Vogelgrippe oder der Neuen Grippe (HIN1, "Schweinegrippe") ist auch der Schutz der Beschéfi-
tigten bei Tatigkeiten mit diesen Erregern in den Mittelpunkt des Tagesgeschehens geriickt.

Gesetz liber Betriebsidrzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkrafte fir
Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz)

Dieses Gesetz verpflichtet den Arbeitgeber Fachleute zu bestellen, die ihn in allen Fragen des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes einschlieBlich der menschengerechten Gestaltung der Arbeit unterstiitzen. Zu den Aufgaben der Arbeits-
schutzexperten gehort es beispielsweise, den Arbeitgeber im gesamten Spektrum der sicherheits- und gesundheits-
relevanten Faktoren bei der Arbeit umfassend zu beraten. Dies beginnt bei der Planung von Betriebsanlagen, betrifft
die Beschaffung von Arbeitsmitteln sowie die Gestaltung der Arbeitsplédtze und umfasst auch die Beratung des Arbeit-
gebers bei der Beurteilung der Arbeitsbedingungen. Den Betriebsérzten ist unter anderem die Aufgabe zugewiesen,
die Arbeitnehmer arbeitsmedizinisch zu untersuchen und zu beraten. Das Arbeitssicherheitsgesetz wird durch Unfall-
verhiitungsvorschriften der Trager der gesetzlichen Unfallversicherung (z.B. die Berufsgenossenschaften fiir den
gewerblichen Bereich) konkretisiert. Mit der neuen Unfallverhiitungsvorschrift ,,Betriebsarzte und Fachkréfte fiir
Arbeitssicherheit” (BGV A 2) konnten flexible, praxisnahe und am tatsédchlichen Gefdhrdungspotential orientierte
Regelungen fir Klein- und Kleinstbetriebe geschaffen werden. In einer aktuellen Ausschlussreform werden die
Vorschriften fiir groere Betriebe optimiert; gleichzeitig sollen die Regelungen im 6ffentlichen Bereich (GUV-V A 2) ein-
bezogen werden, so dass hier die erste gemeinsame Unfallverhiitungsvorschrift fiir alle Mitglieder der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung entstehen kann.

Modellprogramm des BMAS zur Bekdampfung arbeitsbedingter Erkrankungen

Das BMAS schreibt jahrlich Férderschwerpunkte zu aktuellen Arbeitsschutzthemen aus, die es im Rahmen des Modell-
programms zur Bekdmpfung arbeitsbedingter Erkrankungen mit Bundeszuwendungen férdert. Die Ergebnisse der
Modellprojekte unterstiitzen die Arbeitgeber und Beschéftigten bei der praktischen Umsetzung des Arbeitsschutzes
und der Gestaltung der Arbeitsbedingungen im Betrieb. Durch die Veréffentlichung und Verbreitung der gewonnenen
Erkenntnisse tragen die Projekte dazu bei, am Standort Deutschland in Produktion, Handwerk und Dienstleistung
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und Erkrankungen zu verhiiten und die Wettbewerbsfdhigkeit der Betriebe zu
verbessern. Fiir das Jahr 2009 wurden die Férderschwerpunkte Arbeitszeitberatung und Pflege ausgew&hlt. Es werden
modellhafte Losungen fiir den Erhalt und die Férderung der Arbeits- und Beschéftigungsfahigkeit von Arbeit-
nehmerInnen entwickelt, erprobt und nachhaltig als Praxismodelle implementiert werden. Mit den Instrumenten
"Modellprogramm zur Bekdmpfung arbeitsbedingter Erkrankungen" und der "Initiative Neue Qualitét der Arbeit"
(INQA) wird ein wesentlicher Beitrag zur Umsetzung des im Kabinettsbeschluss von Meseberg verankerten Programms
fir eine Humanisierung der Arbeitswelt Arbeit geleistet.
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Larm und Vibrationen am Arbeitsplatz

Mit der Verordnung zu Vibrationen und Larm an Arbeitsplédtzen (Ldrm-VibrationsArbSchV) werden die EU-Arbeits-
schutz-Richtlinien zu Larm (RL 2003/10/EG) und Vibrationen (RL 2002/44/EG) sowie das ILO-Ubereinkommen Nr. 148
zu Ldrm in nationales Recht umgesetzt. Die Verordnung dient der Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes der Beschéftigten bei der Arbeit.

Mit der Verordnung sollen einerseits der Lirmschwerhorigkeit — einer der hdufigsten Berufskrankheiten — andererseits
den Muskel- und Skeletterkrankungen sowie neurologischen Stérungen, die durch starke und langandauernde
Vibrationen hervorgerufen werden kénnen, begegnet werden.

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch

Es verpflichtet die Berufsgenossenschaften, mit allen geeigneten Mitteln fiir die Verhiitung von Arbeitsunféllen,
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren und fiir eine wirksame Erste Hilfe in den Betrieben und
Verwaltungen zu sorgen. Die Berufsgenossenschaften erlassen aufgrund des Gesetzes nach einer vorgeschriebenen
Bedarfspriifung Vorschriften zur Unfallverhiitung, die fiir ihre Mitglieder (Unternehmen) und die Versicherten rechts-
verbindlich sind. Technische Aufsichtspersonen wachen dartiber, dass die Unfallverhiitungsvorschriften eingehalten
werden, und beraten die Unternehmer und die Versicherten.

Meldepflichtige Arbeitsunfille - absolut und je 1000 Vollarbeiter
-von 1960 bis 2008 -
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1) Durch die Veréanderung der Schatzung der Vollarbeiterzahlen bei den landwirtschaftlichen Berufs-
genossenschaften ab dem Jahr 2008 kommt es zur erheblichen Veranderungen bei den Unfallquoten.
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Unfallversicherung

Die gesetzliche Unfallversicherung besteht bereits seit 1884. Durchgefiihrt wird sie von den gewerblichen und landwirtschaft-
lichen Berufsgenossenschaften sowie von den Unfallversicherungstrdgern der 6ffentlichen Hand (Unfallkassen, Landes-
unfallkassen, Gemeindeunfallversicherungsverbdnde).

Wer ist versichert?

Als Arbeitnehmer sowie als Auszubildender sind Sie kraft Gesetzes unfallversichert - unabhéngig davon, wie hoch Ihr
Arbeitsentgeltist.

Durch die gesetzliche Unfallversicherung geschiitzt sind dartiber hinaus:

s Landwirte,

» Kinderin Kindertagesstdtten oder bei geeigneten Tagespflegepersonen,
= Schiler,

m Studierende,

m Helfer bei Ungliicksféllen,

s Zivil-und Katastrophenschutzhelfer,

m  Blut-und Organspender,

= bestimmte ehrenamtlich tétige Personen.

Unternehmer, Selbststdndige und Freiberufler konnen sich und ihre mitarbeitenden Ehepartner freiwillig versichern,
sofern sie nicht schon kraft Gesetzes oder aufgrund von Satzungsbestimmungen pflichtversichert sind. Fiir Beamte
gelten besondere Vorschriften zur Unfallfiirsorge.

Leistungen/Voraussetzungen

Die gesetzliche Unfallversicherung schiitzt Sie und Ihre Familie vor den Folgen von Versicherungsféallen (Arbeits-
unféllen und Berufskrankheiten), die bei der Verrichtung Ihrer beruflichen Tatigkeit eintreten kénnen.

Daneben sorgt sie auch fiir die Verhiitung von Arbeitsunféllen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheits-
gefahren.

Nach Eintritt von Arbeitsunféllen oder Berufskrankheiten erbringt sie

s umfassende Heilbehandlungsmaf3nahmen,

m Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (dazu gehort auch eine Umschulung, wenn sie nétig ist),
m Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und ergdnzende Leistungen,

m Geldleistungen an Versicherte und Hinterbliebene.

Wichtig:

Wer an einem Arbeitsunfall schuld ist, spielt keine Rolle — die gesetzliche Unfallversicherung erbringt ihre Leistungen in
jedem Fall. Sie tritt in die zivilrechtliche Haftung des Unternehmers und der Betriebsangehérigen untereinander ein. (Man
nennt das auch Ablésung der Unternehmerhaftpflicht).
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Versicherungsschutz genieB3en Sie grundsétzlich, solange Sie die versicherte Tatigkeit ausiiben. Dazu gehort auch der
Hin- und Riickweg zur und von der Arbeitsstelle. Grundsétzlich versichert sind zudem Fahrgemeinschaften auf dem
Weg von und zur Arbeit - auch dann, wenn Umwege von und zur Arbeitsstitte notwendig werden.

Als Versicherter haben Sie u.a. Anspruch auf:
Heilbehandlung

Die Unfallversicherung iibernimmt nach einem Versicherungsfall die Kosten fiir Ihre &rztliche Behandlung, fiir die
erforderlichen Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmittel sowie fiir Aufenthalte im Krankenhaus bzw. in einer Rehabili-
tationseinrichtung. Dabei spielt es keine Rolle, wie lange Sie die Leistungen in Anspruch nehmen miissen.

Zuzahlungen zu Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln sowie Praxisgebiihr miissen nicht entrichtet werden.

Verletztengeld

Das Verletztengeld, das Sie wéhrend der Zeit der Arbeitsunfahigkeit erhalten, betragt 80 Prozent des entgangenen
Bruttoentgelts bis maximal zur Hohe Ihres Nettolohns, soweit und solange kein Arbeitsentgelt fortgezahlt wird. Die
Leistungsdauer betragt héchstens 78 Wochen.

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Wenn Sie nach einem Unfall oder wegen einer Berufskrankheit Ihre Tatigkeit nicht mehr wie bisher ausiiben kénnen,
besteht Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Diese umfassen in erster Linie Leistungen zur Erhaltung
des alten Arbeitsplatzes oder zur Erlangung eines neuen Arbeitsplatzes. Sollten diese Leistungen nicht zum Erfolg
fihren, kdnnen Sie sich umschulen oder in einem anderen Beruf anlernen lassen. Wahrend dieser Ausbildungszeit
besteht ein Anspruch auf Ubergangsgeld. Sofern gleichzeitig Arbeitsentgelt gezahlt wird, ist dieses anzurechnen.

Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und ergdnzende Leistungen

Diese Leistungen sind insbesondere Kraftfahrzeug- und Wohnungshilfe, Haushaltshilfe, psychosoziale Betreuung und
Rehabilitationssport. Sie werden gleichwertig neben der Heilbehandlung und den Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben erbracht, soweit Art und Schwere der Verletzungsfolgen dies erforderlich machen.

Rente an Versicherte

Eine Versichertenrente erhalten Sie, wenn Ihre Erwerbsfdhigkeit durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit um
mindestens 20 Prozent iiber 26 Wochen nach Eintritt des Versicherungsfalls hinaus gemindert wird. (Ausnahme: bei
landwirtschaftlichen Unternehmern, ihren Ehegatten | Lebenspartnern sowie im Betrieb mitarbeitenden Familien-
angehorigen muss die Minderung der Erwerbsfahigkeit mindestens 30 Prozent betragen). Wie hoch die Rente ist, rich-
tet sich danach, wie sehr Ihre Erwerbsfédhigkeit gemindertist und wieviel Sie in den vollen zwolf Kalendermonaten vor
dem Versicherungsfall verdient haben.
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Wichtig:
Die Renten aus der Unfallversicherung werden — ebenso wie die Rentenleistungen aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung - jahrlich angepasst.

Pflegegeld

Sollten Sie infolge eines Versicherungsfalls pflegebediirftig werden, erhalten Sie neben der Unfallrente auch Pflegeleis-
tungen oder ein Pflegegeld, ggf. auch eine Heimpflege.

Sterbegeld

Fihrt ein Versicherungsfall zum Tod des Versicherten, erhalten die Hinterbliebenen ein Sterbegeld. Es betragt den
siebten Teil der im Zeitpunkt des Todes geltenden Bezugsgrof3e (die BezugsgroBe entspricht dem Durchschnittsentgelt
der gesetzlichen Rentenversicherung).

Hinterbliebenenrente

Sollte Ihr Ehepartner durch einen Versicherungsfall sterben, zahlt Ihnen die Unfallversicherung eine Hinterbliebenen-
rente bis zu einer evtl. Wiederheirat. Wie hoch diese Rente ist, richtet sich nach Ihrem Alter, Ihrer Erwerbs- bzw. Berufs-
fahigkeit und der Zahl Ihrer Kinder. So betrégt Ihre jahrliche Hinterbliebenenrente 40 Prozent des Jahresarbeitsver-
dienstes des Verstorbenen, wenn Sie

m  45]ahre oder élter sind und der Todesfall vor dem 1. Januar 2012 liegt oder

m erwerbsgemindert, erwerbs- oder berufsunfédhig sind oder

= mindestens ein waisenrentenberechtigtes Kind erziehen.

Bei Todesféllen nach dem 31. Dezember 2011 wird die Altersgrenze von 45 Jahren schrittweise auf 47 Jahre angehoben;
die Anhebung richtet sich nach der Anhebung der Altersgrenzen fiir Hinterbliebenenrenten in der gesetzlichen
Rentenversicherung.

Falls Sie jinger als 45 (bzw. 47) Jahre sind und zum Zeitpunkt des Todesfalls kein Kind haben, erhalten Sie fiir die Dauer
von zwei Jahren jahrlich 30 Prozent des Jahres-arbeitsverdienstes des Verstorbenen. Fiir Ehepaare, die bereits vor dem
1. Januar 2002 verheiratet waren und von denen mindestens einer zu diesem Zeitpunkt mindestens 40 Jahre alt war,
wird die Rente iber 2 Jahre hinaus unbegrenzt gezahlt bis zu einer evtl. Wiederheirat.

Wichtig:

Haben Sie als Hinterbliebener eigenes Einkommen (z.B. weil Sie selbst arbeiten oder andere Renten beziehen), so wird es
mit 40 Prozent auf die Hinterbliebenenrente angerechnet, wobei ein dynamisierter Freibetrag (der sich fir jedes waisen-
rentenberechtigtes Kind erhéht) abgezogen wird.
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Waisenrente

Sollte ein Versicherter durch einen Versicherungsfall sterben und Kinder unter 18 Jahren zurticklassen, so erhalten sie

eine Waisenrente. Bei Halbwaisen zahlt die Versicherung 20 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes des Verstorbenen, bei

Vollwaisen 30 Prozent. Die Waisenrente wird iber das 18. Lebensjahr der Waisen hinaus bis zum 27. Lebensjahr gezahlt,

wenn

m dasKind eine Schul- oder Berufsausbildung absolviert oder

= einfreiwilliges soziales oder ein freiwilliges 6kologisches Jahr imn Sinne des Jugendfreiwilligendienstgesetzes leistet
oder

= sich wegen einer korperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung nicht selbst unterhalten kann.

Haben Waisen iiber 18 Jahre ein eigenes Einkommen, so wird es - wie bei der Hinterbliebenenrente — mit 40 Prozent auf
die Waisenrente angerechnet, wobei ein dynamisierter Freibetrag abgezogen wird.

Wichtig:
Witwen- und Waisenrente diirfen zusammen maximal 80 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes des Verstorbenen erreichen,
anderenfalls werden sie anteilig gekiirzt.

Rentenabfindung

Sofern nicht zu erwarten ist, dass Ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit (MdE) wesentlich sinkt, konnen Sie die Abfin-
dung Ihrer Unfallrente beantragen. Unterschieden wird zwischen der Abfindung sog. ,.kleiner” Renten mit einer MdE
bis zu 40 Prozent und der Abfindung sog. ,groBer” Renten ab einer MdE von 40 Prozent. Die Abfindung der ,kleinen®
Renten erfolgt grundsétzlich auf Lebenszeit, d.h.: Die Rentenzahlung ist durch eine einmalige Abfindung vollstdndig
abgegolten. Sie erhalten dann keine Rente mehr, es sei denn, Ihr Gesundheitszustand verschlechtert sich aufgrund der
Unfallfolgen so sehr, dass Sie einen Anspruch auf eine héhere als die abgefundene Rente haben. Das Abfindungskapital
wird unter Berticksichtigung Ihres Alters und des seit dem Unfall vergangenen Zeitraums mittels einer von der Bundes-
regierung erlassenen Kapitalwertverordnung berechnet.

Wenn Ihre Erwerbsfahigkeit als Verletzter um 40 Prozent oder mehr gemindert ist und Sie das 18. Lebensjahr vollendet
haben, kann auf Antrag die halbe Rente als Abfindung fiir 10 Jahre ausgezahlt werden. Ein besonderer Verwendungs-
nachweis ist nicht erforderlich. Die Abfindung kann maximal neunmal so hoch sein wie die halbe Jahresrente. In
diesem Fall erhalten Sie neben der Abfindung fiir einen Zeitraum von 10 Jahren weiterhin die Hélfte Ihrer Rente. Mit
Beginn des 11. Rentenjahres zahlt die Unfallversicherung dann wieder die volle Rente.

Finanzielle Grundlagen

Die Berufsgenossenschaften als Trager der gesetzlichen Unfallversicherung im gewerblichen und landwirtschaftlichen
Bereich finanzieren sich aus den Beitrdgen der Unternehmer; die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften
erhalten einen Bundeszuschuss. Wie hoch diese Beitrédge sind, richtet sich nach der Héhe der jahrlichen Arbeitsentgelt-

zahlungen und nach dem Grad der Unfallgefahr.

Sie selbst zahlen als Arbeitnehmer, Schiiler, Studierende etc. keine Beitrdge.
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Rechtsgrundlagen

Grundlage fir die gesetzliche Unfallversicherung ist das Siebte Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII).
Dartiber hinaus finden weitere Gesetze und Verordnungen Anwendung, beispielsweise

m dasSozialgesetzbuch IX (SGB IX) oder

m die Berufskrankheiten-Verordnung.

Information

Weitere Informationen erhalten Sie bei den Berufsgenossenschaften und den Unfallversicherungs-
tragern der 6ffentlichen Hand (z.B. den Unfallkassen). Als Service bieten die Berufsgenossen-
schaften eine bundesweit einheitliche Rufnummer fiir allgemeine Informationen an. Unter
01805/188088 (0,14 EUR/Min.) werden von Montag bis Donnerstag zwischen 8 und 18 Uhr und
freitags zwischen 8 und 17 Uhr Fragen zu Arbeitsunféllen, Wegeunféllen und Berufskrankheiten
beantwortet.

Sie konnen sich auBerdem von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8 bis 20 Uhr unter 01805/
676711 (0,14 EUR/Min. aus dem deutschen Festnetz) an das Biirgertelefon des Bundesministeriums
far Arbeit und Soziales wenden.

Im Internet finden Sie Informationen u.a. unter:
www.dguv.de

Uber Unfallversicherungsschutz im Allgemeinen sowie fiir ehrenamtlich t4tige Personen infor-
miert die Broschiire ,Zu Ihrer Sicherheit — Unfallversichert im Ehrenamt®, die das Bundesmini-
sterium fiir Arbeit und Soziales, Referat Information, Publikation, Redaktion, Postfach 500, 53107
Bonn, herausgibt (Best.-Nr. A 329).

Was miissen Sie tun?

Sollten Sie bei der Arbeit
oder auf dem Weg dort-
hin einmal einen Unfall
haben, sollten Sie ihn
sofort Ihrem Arbeitgeber
melden.

Unfélle von Kindern,
Schilern und Studenten
sollten sofort der ent-
sprechenden Stelle, also
Kindergarten, Schule,
Hochschule etc., ange-
zeigt werden. Die Unter-
nehmer sind zur Anzeige
des Arbeitsunfalls an den
zustandigen Unfallver-
sicherungstrager ver-
pflichtet, wenn Ver-
sicherte getdtet oder so
verletzt sind, dass sie
mehr als drei Tage
arbeitsunfahig werden.
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Rehabilitation und Teilhabe von
behinderten Menschen

Rehabilitation - das sind alle Leistungen, die dazu dienen, behinderte Menschen in die Gesellschaft einzugliedern. In der
Bundesrepublik soll sich niemand ausgeschlossen fiihlen. Deshalb stehen Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe allen

Menschen zu, die behindert oder von einer Behinderung bedroht sind und deshalb besondere Hilfen bendtigen. Dabei spielt es

Das Biirgertelefon des
Bundesministeriums fir
Arbeit und Soziales infor-
miert von Montag bis
Donnerstag von 8.00 bis
20.00 Uhr tiber das
Thema Behinderung
unter 01805 6767-15,
Gehorlosen/Horgescha-
digtenservice 01805
6767-16 (Schreibtelefon)
fiir 14 Cent/Min. aus dem
deutschen Festnetz. An
den gleichen Tagen, aber
in der Zeit von 14.00 bis
18.00 Uhr, steht Ihnen
auch das Gebarden-
telefon zur Verfiigung.
Fir die Kommunikation
bendtigen Sie entweder
ein VolIP- und video-
fahiges Endgerat, das mit
dem Signalisierungs-
protokoll SIPumgehen
kann (IP-Video-Telefon)
oder einen PC mit einer
entsprechenden Soft-
ware (Softclient bzw.
Softphone).

keine Rolle, welche Ursachen die (mdgliche) Behinderung hat. Die Hilfe kann bei den Folgen eines Kriegs-
leidens ebenso notwendig sein wie nach Verkehrs- oder Arbeitsunfdllen. Auch Menschen, die durch
Krankheit oder VerschleiBerscheinungen aus ihrem bisherigen Beruf herausgerissen werden, bendtigen
mdglicherweise Hilfen - und nattirlich auch jene Menschen, die von Geburt an behindert sind.

Das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch SGB IX — Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen —ist am
1. Juli 2001 in Kraft getreten. Es beendet die rechtliche Uniibersichtlichkeit, indem die Vorschriften, die
flir mehrere Sozialleistungsbereiche gelten, zusammengefasst werden. Dadurch ist das SGB IX in dhn-
licher Weise bereichstibergreifend wirksam wie bereits zuvor die Regelungen des Ersten, des Vierten und
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. Im Mittelpunkt stehen bei Behinderten und von Behinderung
bedrohten Menschen nicht mehr allein Fiirsorge und Versorgung, sondern ihre selbstbestimmte Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben und die Beseitigung von Hindernissen, die ihrer Chancengleichheit ent-
gegenstehen.

Deswegen sind die Bestimmungen des SGB IX darauf ausgerichtet, dieses Ziel mit medizinischen, beruf-
lichen und sozialen Leistungen schnell, wirkungsvoll, wirtschaftlich und auf Dauer zu erreichen. Ent-
sprechend dieser Zielsetzung wurden die Leistungen als ,,Leistungen zur Teilhabe“ zusammengefasst.
Behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen wird es ermdglicht, ihre eigenen Belange so
weitgehend wie mdglich selbst und eigenverantwortlich zu bestimmen.

Leistungen/Voraussetzungen

Wenn Sie korperlich, geistig oder seelisch behindert oder von einer solchen Behinderung bedroht

sind, haben Sie ein Recht auf Hilfe. Diese Hilfe kann etwa notwendig sein,

] um die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen oder zu mindern, oder

[ um zu verhiiten, dass sich die Behinderung verschlimmert, oder um ihre Folgen zu mildern,
und zwar unabhéngig davon, welche Ursache die Behinderung hat.

Diese Hilfe soll Ihnen einen angemessenen Platz in der Gemeinschaft sichern. Das giltinsbesondere
fir einen Platz im Arbeitsleben, der Ihren Neigungen und Fiahigkeiten entspricht.

Leistungen zur Teilhabe

Folgende Hilfen kommen in Betracht:

Leistungen zur medizinischen Rehabilitation

Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation umfassen insbesondere:

m drztliche und zahnérztliche Behandlung;

= Arznei-und Verbandsmittel;

m Heilmittel einschlieBlich physikalischer, Sprach- und Beschéftigungstherapie;



Rehabilitation und Teilhabe von behinderten Menschen

» Hilfsmittel, einschlieBlich der notwendigen Anderung, Instandhaltung und Ersatzbeschaffung sowie der Aus-
bildung im Gebrauch der Hilfsmittel;
m Belastungserprobung und Arbeitstherapie.

Die Leistungen zur medizinischen Rehabilitation werden ambulant oder stationar durch Rehabilitationsdienste und
-einrichtungen ausgefiihrt und schlieBen bei Bedarf die erforderliche Unterkunft und Verpflegung ein.

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen insbesondere:

= Hilfen, um einen Arbeitsplatz zu erhalten oder zu erlangen, einschlieBlich Leistungen zur Beratung und Vermitt-
lung, TrainingsmaBnahmen und Mobilitatshilfen;

= Berufsvorbereitung einschlieBlich einer Grundausbildung, die wegen der Behinderung erforderlich ist (z.B. fir
blinde Menschen);

= berufliche Anpassung, Ausbildung, Weiterbildung einschlieBlich eines schulischen Abschlusses, der erforderlich
ist, um an einer beruflichen Weiterbildung teilzunehmen;

m sonstige Hilfen zu Férderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um behinderten Menschen eine angemessene und
geeignete Beschéftigung oder eine selbsténdige Tatigkeit zu erméglichen und zu erhalten.

Bei der Auswahl der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben miissen die Eignung, Neigung und die bisherige Tatigkeit
des behinderten Menschen berticksichtigt werden, aber auch die Lage und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. Zu den
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gehort auch, dass die Kosten fiir die Unterkunft und Verpflegung tiber-
nommen werden - vorausgesetzt, dass der behinderte Mensch auBerhalb des eigenen oder des elterlichen Haushalts
untergebracht werden muss, um an der MaB3nahme teilnehmen zu konnen. Das kann notwendig sein, wenn Art und
Schwere der Behinderung oder die Sicherung des Erfolgs der Leistungen zur Teilhabe dies erfordern.

Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft

Hierzu zahlen beispielsweise:

m Heilpddagogische Leistungen fiir Kinder, die noch nicht eingeschult sind,
= Hilfen zur Foérderung der Verstdndigung mit der Umwelt,

= Hilfen zu selbstbestimmtem Leben in betreuten Wohnmadoglichkeiten,

s Hilfen zur Teilhabe am gemeinschaftlichen und kulturellen Leben.

Unterhaltssichernde und andere ergédnzende Leistungen

Zur Sicherung Ihres Lebensunterhaltes erhalten Sie wéhrend der Leistungen zur medizinischen Rehabilitation in der
Regel entweder Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder Ubergangsgeld, je nachdem, welcher
Leistungstrager zustdndig ist. Das Krankengeld betrédgt 70 Prozent des Arbeitsentgeltes und -einkommens, das der Bei-
tragsberechnung zugrunde liegt. Dabei darf es 90 Prozent des Nettoarbeitsentgelts nicht tibersteigen. In der Renten-
versicherung wird anstelle des Krankengeldes ein Ubergangsgeld gezahlt, das abhingig von den familiiren Verhalt-
nissen regelmaéBsig 75 oder 68 Prozent des letzten Nettoarbeitsentgelts betrégt.
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Bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten Sie in der Regel ein Ubergangsgeld in gleicher Hohe. Ist die
Bundesagentur fiir Arbeit zusténdig, leistet sie Unterhalts- oder Ubergangsgeld, wenn bestimmte Versicherungszeiten
in der Arbeitslosenversicherung nachgewiesen werden. Dartiiber hinaus leistet die Bundesagentur fiir Arbeit im
Rahmen der beruflichen Erstausbildung behinderter Jugendlicher und junger Erwachsener unter bestimmten Voraus-
setzungen ein Ausbildungsgeld. Erwerbsféhige, hilfebediirftige behinderte Menschen erhalten Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach den Bestimmungen des SGBI1.

Persénliches Budget

Damit behinderte und pflegebediirftige Menschen in der Lage sind, ein méglichst selbststdndiges und selbstbestimm-
tes Leben zu fiihren, kénnen sie statt einzelner Sachleistungen auf Antrag auch regelméBige oder einmalige Geld-
zahlungen oder Gutscheine zur eigenen Verfiigung erhalten, mit denen sie benoétigte Leistungen selbst organisieren
und bezahlen konnen. Das Personliche Budget kann auch trageriibergreifend als Gesamtbudget aller in Betracht
kommenden Leistungen gezahlt werden. Nach Ablauf einer Erprobungsphase, in der die Leistungstréger tiber Person-
liche Budgets im Rahmen ihres Ermessens entscheiden konnten, besteht seit dem 1. Januar 2008 ein Rechtsanspruch.

Einrichtungen
Berufsbildungswerke

Das sind iberbetriebliche und iiberregionale Einrichtungen, die MaBnahmen zur Berufsvorbereitung sowie Berufsaus-
bildung fiir junge Menschen mit Behinderungen anbieten. Jugendliche, die der besonderen Hilfe bediirfen, werden in
den Berufsbildungswerken von fachkundigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und von begleitenden Diensten (z. B.
Arzte, Psychologen und Pddagogen) bei ihrer personlichen und beruflichen Entwicklung unterstiitzt. Bundesweit
besteht ein Netz von 52 Berufsbildungswerken mit rund 15.000 Ausbildungspldtzen und einer Vielzahl von Angeboten
invorbereitenden Ma3nahmen.

Berufsforderungswerke

Das sind Uiberbetriebliche und tiberregionale Einrichtungen, in denen erwachsene Menschen mit Behinderungen, die
ihren erlernten Beruf oder ihre bisherige Tatigkeit nicht weiter ausiiben kénnen, beruflich umgeschult und fort-
gebildet werden. Als soziale Dienstleistungsunternehmen vermitteln und stérken sie mit fachkundigen Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern und begleitenden Diensten (z. B. Arzte, Psychologen) berufliche und personliche Kompe-
tenzen. Bundesweit besteht ein Netz von 28 Berufsforderungswerken mit insgesamt 13.000 Platzen.

Berufliche Trainingszentren

Berufliche Trainingszentren sind Spezialeinrichtungen zur Teilhabe psychisch behinderter Menschen am Arbeits
leben. Ziel ist die Abklarung einer realistischen beruflichen Perspektive, die Wiedereingliederung der Teilnehmer in
den Arbeitsmarkt oder die Stabilisierung fiir eine anzuschlieBende Umschulung/Ausbildung bzw. fiir einen Wieder-
einstieqg in das Berufsleben. Die Beruflichen Trainingszentren verfiigen tiber Trainingsplétze, die den betrieblichen
Bedingungen und Anfoderungen entsprechen. Zur Zeit gibt es in den Bundesldndern zwolf Berufliche Trainings-
zentren mit insgesamt 900 Platzen.
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Einrichtungen der medizinisch-beruflichen Rehabilitation

Das sind besondere Rehabilitationszentren fir spezielle Krankheits- oder Behinderungsarten, in denen in einem
nahtlos ineinander greifenden Verfahren Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben erbracht werden (sog. Phase II). Zur Zeit gibt es in den Bundesldndern 23 Einrichtungen, die Mitglied
in der Bundesarbeitsgemeinschaft der medizinisch-beruflichen Rehabilitationseinrichtungen e.V. (Phase II) sind. In
ihnen stehen insgesamt 1.410 Betten/Platzen fiir die Leistungen der medizinisch-beruflichen Reha-bilitation zur Ver-
figung.

Werkstatten fiir behinderte Menschen

Behinderte Menschen, die wegen der Art oder Schwere ihrer Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt titig sein konnen, erhalten hier eine angemessene berufliche Bildung und eine
Beschéftigung. Die Werkstédtten ermdoglichen es ihnen, ihre Leistungsfahigkeit zu entwickeln, zu erh6hen oder wieder-
zugewinnen und ein Arbeitsentgelt zu erzielen. In Deutschland gibt es 701 anerkannte Werkstatten mit rund 280.000
Beschéftigten.

Wichtig:
Wenn behinderte Menschen in einer Werkstatt fiir behinderte Menschen tétig sind, besteht fiir sie Versicherungsschutzin
der Kranken-, Unfall-, Pflege- und Rentenversicherung.

Sonderregelungen fiir schwerbehinderte Menschen

Wenn bei Ihnen ein Grad der Behinderung (GdB) von wenigstens 50 festgestellt wird (in der Regel durch das Versor-
gungsamt), sind Sie am Arbeitsplatz besonders geschitzt.

Der besondere Schutz am Arbeitsplatz gilt vor allem hinsichtlich der Kiindigung durch den Arbeitgeber. AuBerdem
haben Sie als schwerbehinderter Mensch Anspruch auf zusitzlichen bezahlten Urlaub (in der Regel fiinf Arbeitstage).

Alle 6ffentlichen und privaten Arbeitgeber mit mindestens 20 Arbeitsplédtzen sind verpflichtet, fiinf Prozent der Arbeits-
plétze mit schwerbehinderten Menschen zu besetzen. Bei 6ffentlichen Arbeitgebern des Bundes gilt teilweise eine
Beschéftigungspflichtquote von 6 Prozent. Bei der Berechnung der Zahl der Pflichtarbeitsplédtze zdhlen Stellen, auf
denen Auszubildende beschéftigt werden, nicht mit. Schwerbehinderte Auszubildende werden auf zwei Pflichtplatze
angerechnet. Dariiber hinaus kann die Arbeitsagentur einen schwerbehinderten Menschen auf bis zu drei Pflichtplétze
anrechnen, wenn seine Eingliederung in das Arbeitsleben besonders schwierig ist.

Fiir jeden nicht mit einem schwerbehinderten Menschen besetzten Pflichtplatz muss eine Ausgleichsabgabe gezahlt
werden, deren Hohe wie folgt gestaffelt ist:

m monatlich 105 EUR bei einer Erfiillungsquote von 3% bis unter 5%,

= monatlich 180 EUR bei einer Erfiillungsquote von 2% bis unter 3%,

= monatlich 260 EUR bei einer Erfiillungsquote von unter 2%.
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In Betrieben und Verwaltungen, die mindestens fiinf schwerbehinderte Menschen nicht nur voriibergehend beschéaf-
tigen, wird eine Schwerbehindertenvertretung (Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen) gewéhlt. Die
Schwerbehindertenvertretung soll die Eingliederung schwerbehinderter Menschen in den Betrieb oder die Dienststelle
férdern und die Interessen der beschéftigten schwerbehinderten Menschen vertreten.

Damit schwerbehinderten Menschen auf Dauer ein angemessener Platz im Arbeitsleben gesichert werden kann,
koénnen im Einzelfall besondere Hilfen notwendig werden, die die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ergénzen.
Dafiir sind besondere Geldleistungen der Bundesagentur fiir Arbeit sowie der Integrationsamter vorgesehen. Eine
solche Leistung wiirde beispielsweise erbracht, wenn eine Maschine umgeristet werden muss, damit der Arbeitsplatz
so eingerichtet wird, dass er der Behinderung entspricht.

Dartiber hinaus kénnen Sie als schwerbehinderter Mensch so genannte Nachteilsausgleiche in Anspruch nehmen, die
in der Regel davon abhédngen, ob weitere gesundheitliche Voraussetzungen vorliegen. Zu diesen Ausgleichsleistungen
gehoren beispielsweise:

m Steuererleichterungen (insbesondere Behinderten-Pauschbetrag),

= unentgeltliche Beférderung im 6ffentlichen Personenverkehr,

m Verginstigungen bei der Kraftfahrzeugsteuer

m Parkerleichterungen,

m Befreiung von der Rundfunkgebiihrenpflicht.

Schwerbehindertenausweis

Als schwerbehinderter Mensch erhalten Sie auf Antrag beim zustdndigen Versorgungsamt einen Schwerbehinderten-
ausweis. Der Ausweis dient zum einen dazu, die Schwerbehinderteneigenschaft nachzuweisen, und erméglicht es
Ihnen zum anderen, Nachteilsausgleiche in Anspruch zu nehmen.

Wenn Sie es beantragen, stellt das Versorgungsamt auch fest, ob Sie als schwerbehinderter Mensch einen Anspruch auf
besondere Nachteilsausgleiche haben. Sollte das der Fall sein, erhalten Sie ein entsprechendes Merkzeichen in Ihrem
Schwerbehindertenausweis. Beispielsweise kennzeichnet das Merkzeichen ,,G* eine ,erhebliche Beeintrachtigung der
Bewegungsfahigkeit im StraBenverkehr®. Damit diirfen Sie sich kostenlos im 6ffentlichen Personennahverkehr befor-
dern lassen oder missen weniger Kfz-Steuer bezahlen.

Freie Fahrt im Nahverkehr

Wenn Ihre Bewegungsfdahigkeit im Straenverkehr durch Ihre Behinderung erheblich beeintrichtigt ist oder wenn Sie
hilflos oder gehorlos sind, werden Sie unentgeltlich beférdert. Dazu miissen Sie nur Ihren entsprechend gekennzeich-
neten Ausweis vorzeigen. Die Regelung gilt fiir StraBenbahn, Omnibusse, S-Bahn und auch fiir Eisenbahn (2. Wagen-
klasse), wenn sie in einen Verkehrsverbund einbezogen ist und mit Verbundfahrschein benutzt werden kann. Bei der
Deutsche Bahn AG und ihren Tochtergesellschaften ist die ,Freifahrt“ auf die 2. Wagenklasse im Umkreis von 50 km
rund um den Wohnsitz und auf Nahverkehrsziige begrenzt. Wenn Sie einen zuschlagpflichtigen Zug des Nahverkehrs
benutzen, miissen Sie den Zuschlag zahlen.
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Voraussetzung ist, dass der Ausweis mit einer Wertmarke versehen ist und fiir die Deutsche Bahn AG oder ihre Tochter-
gesellschaften ein Streckenverzeichnis vorliegt. Die Wertmarke erhalten Sie gegen einen Betrag von 60 EUR fiir ein Jahr
bzw. 30 EUR fiir ein halbes Jahr bei den Versorgungsdmtern. Blinde und hilflose Menschen sowie bestimmte Gruppen
Einkommensschwacher erhalten die fiir ein Jahr gtiltige Wertmarke auf Antrag unentgeltlich. Diese Befreiung gilt
auch fiir bestimmte Gruppen von Kriegsopfern. Ist die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleitperson nachgewiesen,
féahrt die Begleitperson kostenlos. Das gilt auch im Fernverkehr.

Gleichstellung behinderter mit schwerbehinderten Menschen

Wichtig:

Haben Sie einen Grad der Behinderung von weniger als 50, aber mindestens 30? Dann kdnnen Sie unter bestimmten Vor-
aussetzungen den schwerbehinderten Menschen gleich gestellt werden. Dariliber entscheidet die Arbeitsagentur. Voraus-
setzung ist, dass Sie ohne die Gleichstellung keinen Arbeitsplatz bekommen oder Ihren jetzigen Arbeitsplatz nicht behalten
kénnen. Wenn Sie den schwerbehinderten Menschen gleich gestellt werden, kénnen Sie fiir die Eingliederung in das
Arbeitsleben die gleichen Hilfen in Anspruch nehmen wie sie. Ausgeschlossen sind der Zusatzurlaub und die unentgeltliche
Beférderung.

Wer ist fiir welche Hilfen zustdndig?

Jeder Tréger unseres Sozialleistungssystems kiimmert sich - neben seinen sonstigen Aufgaben - um seinen spezifischen

Bereich der Rehabilitation und Teilhabe:

m Die Krankenversicherung erbringt fiir ihre Versicherten Leistungen zur medizinischen Rehabilitation. Trdger sind
- Ortskrankenkassen,

- Betriebskrankenkassen,

- Innungskrankenkassen,

- Seekasse,

- Angestellten- und Arbeiterersatzkassen,

- Bundesknappschaft, landwirtschaftliche Krankenkassen.

m Die Rentenversicherung ist fiir Leistungen zur medizinischen Rehabilitation ihrer Versicherten und zu deren Teil-
habe am Arbeitsleben zustdndig. Trdger sind
- Deutsche Rentenversicherung Bund,

-Regionaltriager der Deutschen Rentenversicherung,
- Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See.

= Die Unfallversicherung ist bei Arbeitsunfillen und Berufskrankheiten fiir Leistungen zur medizinischen Rehabili-
tation, zur Teilhabe am Arbeitsleben und zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zustédndig. Trédger sind
- die gewerbliche Berufsgenossenschaften,

-die landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften,
- die Unfallversicherungstrager der 6ffentlichen Hand (Unfallkassen, Gemeinde-Unfallversicherungsverbande).

m DieTrdger dersozialen Entschddigung bei Gesundheitsschdden tibernehmen z.B. fiir Kriegs- und Wehrdienstopfer
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeitsleben und zur Teilhabe am Leben in der
Gemeinschaft. Trager sind
- die ortlich zustdndigen Hauptfiirsorgestellen.
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Die Integrationsdamter helfen zuséatzlich, wenn schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte behinderte Menschen
Schwierigkeiten bei der Beschéftigung haben. Sie kdnnen insbesondere Geldleistungen an Arbeitgeber erbringen, um
die Beschéaftigung schwerbehinderter Menschen zu férdern.

m DieBundesagentur fiir Arbeit mit ihren Regionaldirektionen und Agenturen fiir Arbeit ibernimmnt, soweit hierfir
kein anderer Trager zustdndig ist, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Fiir erwerbsfédhige, hilfebedirftige
Arbeitssuchende iibernehmen die Trager der Grundsicherung fiir Arbeitssuchende nach dem SGB I die Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben.

= Die Sozialhilfe und die Jugendhilfe treten fiir alle erforderlichen Leistungen zur Teilhabe ein - allerdings nur dann,
wenn keiner der anderen Tréger zustédndig ist. Ansprechpartner sind hier hauptséchlich die Sozial- und Jugend-
amter der Stddte und Gemeinden.

Wer fiir welchen Bereich zusténdig ist, ist fiir AuBenstehende oft schwer tiberschaubar. Damit dem behinderten Men-
schen daraus keine Nachteile entstehen, sind alle Trdger der Rehabilitation verpflichtet, eng zusammenzuarbeiten.
Zudem haben die Tréger in allen Landkreisen und kreisfreien Stédten ,Gemeinsame Servicestellen® eingerichtet, die
trageribergreifend Uiber Zustédndigkeit, Leistungsvoraussetzungen, Leistungen und Verwaltungsabldufe informieren
und die Betroffenen bei ihren Antrdgen unterstiitzen. Die Trager sind zudem verpflichtet, innerhalb von 14 Tagen die
Zustandigkeiten abschlieBend zu kldren und schnelle und biirgerfreundliche Leistungen zu erbringen.

Versorgungsamter und Integrationsamter

Die Aufgaben nach dem SGB IX werden u.a. von Versorgungsamtern, der Arbeitsverwaltung und Integrationsdmtern
wahrgenommen. Die Versorgungsédmter stellen die Behinderung, den Grad der Behinderung und weitere gesundheit-
liche Merkmale fest, die jemand erfiillen muss, um Nachteilsausgleiche beanspruchen zu kénnen. AuBerdem stellen
sie die Schwerbehindertenausweise aus. Die Bundesagentur fiir Arbeit férdert die Einstellung schwerbehinderter
Menschen und tiberwacht die Erfiillung der Beschéftigungspflicht. Die Integrationsdmter schlieSlich kimmern

sich um den besonderen Kiindigungsschutz, die begleitende Hilfe im Arbeits- und Berufs-leben und erheben die
Ausgleichsabgabe.

Gesetze

Die wichtigsten gesetzlichen Grundlagen finden Sie
= im Sozialgesetzbuch,
m im Bundesversorgungsgesetz.

Information

Ein ganz wesentlicher Punkt des SGB IX ist die Verpflichtung der Rehabilitationstréger, eine trdgeriibergreifende und
neutrale Beratung und Unterstiitzung durch gemeinsame ortliche Servicestellen sicherzustellen.

Zu den Aufgaben der Servicestellen zdhlen z.B.

m dieInformation tiber mégliche Leistungen und deren Voraussetzungen,

= die Unterstiitzung der Betroffenen bei der Kldrung des Rehabilitationsbedarfs,

m die Ermittlung des zustdndigen Rehabilitationstragers,

= die Unterstiitzung bei der Antragstellung,
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m die Annahme und Weiterleitung von Antrdgen an den Rehabilitationstrager,

m die moglichst entscheidungsreife Vorbereitung des ,Falles®,

= die Unterstiitzung bei der Inanspruchnahme von Leistungen,

m diebegleitende Unterstiitzung bis zur Entscheidung des Rehabilitationstragers sowie die Koordination und
Vermittlung zwischen mehreren Rehabilitationstrdgern und Beteiligten.

Wichtig:

Jeder Rehabilitationstrager muss den (formlosen) Antrag auf Leistungen zur Rehabilitation und Teilhabe entgegennehmen
—auch dann, wenn er selbst nicht zustandig ist — und an die zustandige Stelle weiterleiten. Der Rehabilitationstrager, an
den der Antrag weitergeleitet wird, muss in aller Regel abschlieBend Giber den Antrag entscheiden. Eine nochmalige
Weiterleitung des Antrags kommt nur in Ausnahmefallen in Betracht, und auch nur dann, wenn sichergestellt ist, dass ein
anderer Rehabilitationstrager sich dazu bereit erklart, tiber den Antrag zu entscheiden.
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% Bundesministerium
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Zusammen mit seinen Partnern - Arbeitgebern, Gewerkschaften, Behindertenverbdnden und
-organisationen, der Bundesagentur fiir Arbeit, den Integrationsdmtern, Rehabilitations-
trdgern sowie Rehabilitationsdiensten und -einrichtungen, dem Beirat fiir die Teilhabe
behinderter Menschen und weiteren Organisationen - koordiniert das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales seit Mitte 2004 die Initiative , job - Jobs ohne Barrieren“ - Initiative fiir
Ausbildung und Beschdftigung behinderter Menschen sowie betriebliche Préivention. Mit der
Initiative soll erreicht werden, dass behinderte und schwerbehinderte Menschen die Chance
auf Teilhabe am Arbeitsleben besser realisieren konnen und in den allgemeinen Arbeitsmarkt
integriert werden. Obwohl sich die berufliche Integration behinderter und schwerbehinderter
Menschen in den letzten Jahren deutlich verbessert hat, ist deren Situation auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt nach wie vor noch nicht zufriedenstellend.

Bundesregierung und Gesetzgeber haben in den vergangenen Jahren zunéchst die rechtlichen Rahmenbedingungen
einer chancengleichen Teilhabe schwerbehinderter Ménner und Frauen am Arbeitsleben unter Berticksichtigung der
Verdnderungen des Arbeitsmarktes gestaltet.

Weitere Informationen
zu der Initiative

Unter ,www.jobs-ohne-
barrieren.de" erhalten Sie
weitere Informationen zu
der Initiative. Dort finden
Sie unter anderem auch
Kurzbeschreibungen zu
den Aktivitdaten und Pro-
jekten im Rahmen der
Initiative, weitere Infor-
mationen zu den Még-
lichkeiten einer Beteili-
gung an der Initiative,
und vieles mehr.

Sollten Sie Fragen haben,
so konnen Sie sich aber
auch schriftlich an das
Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales unter
dem Stichwort ,,job-
Projekt“, Gruppe Rehabili-
tation, RochusstraRe1,
53123 Bonn, wenden.

Zur Unterstiitzung einer tatsédchlichen Verbesserung der Situation behinderter und schwer-
behinderter Menschen bei der Teilhabe am Arbeitsleben koordiniert das Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales die Initiative ,,Job - Jobs ohne Barrieren® - Initiative fiir Ausbildung und
Beschéftigung behinderter Menschen sowie betriebliche Pravention.

Durch die Initiative wird tiber die rechtlichen Rahmenregelungen zur Férderung der Ausbildung
und Beschéftigung behinderter und schwerbehinderter Menschen sowie der betrieblichen Praven-
tion informiert und beispielhaft gelungene Umsetzungen dargestellt, um in Betrieben und Dienst-
stellen 6ffentlicher und privater Arbeitgeber drei Ziele zu realisieren:

Férderung der Ausbildung behinderter und schwerbehinderter Jugendlicher,
Verbesserung der Beschéftigungschancen schwerbehinderter Menschen, ins-besondere in
kleinen und mittelsténdischen Betrieben und

Starkung der betrieblichen Pravention durch die Einfithrung eines betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements.

Erreicht wurde bis 2006 insbesondere:

41 Projekte wurden - teils mit Mitteln des Ausgleichsfonds, teils mit Mitteln des Euro -
paischen Sozialfonds - finanziell geférdert.

42 Aktivitdten wurden zwar nicht von der Initiative finanziell geférdert, aber als ,,Best Prac-
tice Beispiele” im Rahmen der Initiative bekannt gemacht.

Die fiir die Initiative erstellte Broschiire ,,job - Leistungen an Arbeitgeber, die behinderte
oder schwerbehinderte Menschen ausbilden oder beschéftigen® ist iiber 130.000 Mal, die
DVD zur Initiative ist iber 20.000 Mal angefordert worden.

Fast 3.500 Personen nahmen an den bisher 13 Veranstaltungen der Initiative in verschie-
denen Regionen Deutschlands teil.



Jobs ohne Barrieren

Im Rahmen der Fortsetzung wurden bereits vier Projekte gestartet und 15 Aktivitdten als ,,Best-Practice-Beispiele®
vorgestellt. Vier weitere Veranstaltungen wurden durchgefiihrt und die Broschiire ,.job — Leistungen an Arbeitgeber,
die behinderte oder schwerbehinderte Menschen ausbilden oder beschéftigen“ mehrfach neu aufgelegt. Daneben
wurde eine neue Broschiire zur verzahnten Ausbildung (,Verzahnte Ausbildung - Ein Uberblick fiir Unternehmen und
Berufsbildungswerke®) herausgegeben und erschien bereits in einer zweiten, stark iberarbeiteten Auflage.

Die Initiative (2004 bis 2006) ist in dem Bericht der Bundesregierung tiber die Wirkungen der Instrumente zur
Sicherung von Beschéftigung und zur betrieblichen Pravention nach § 160 Abs. 2 SGB IX zum 30. Juni 2007 evaluiert
worden.

Die Initiative ,,job“ (2007 bis 2010) baut auf den Erfahrungen auf und bertiicksichtigt den nach wie vor hohen Informa-
tionsbedarf, insbesondere bei Arbeitgebern, iiber die rechtlichen Rahmenregelungen fiir Ausbildung und Beschéf-
tigung behinderter Menschen und den Bedarf an nachahmenswerter gelungener Integration behinderter und schwer-
behinderter Menschen in das Arbeitsleben auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.
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Auch aufgrund der bisherigen Erfahrungen aus den Projekten und Aktivitdten der Initiative »job - Jobs ohne Barrieren« wurde
das Programm ,,Job4000* ins Leben gerufen, das am 1. Januar 2007 gestartet ist. Mit dem Programm soll die berufliche Inte-
gration schwerbehinderter Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt gezielt vorangetrieben
J @b Beschaftigung werden. Zugleich soll die Bundesagentur fiir Arbeit bei der Durchfiihrung ihrer gesetzlichen
Aufgaben im Rahmen der beruflichen Integration von Menschen mit Behinderung unterstiitzt

4 O O O éﬁiﬁlgtﬁiung werden.

Forderumfang

Insgesamt rund 30 Millionen EUR durch das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales aus Mitteln des Ausgleichs-
fonds. Die Lander stellen zusétzlich rund 20 Mio. EUR bereit.

Forderinhalte
Beschiftigung

Arbeitgeber, die einen besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen zusétzlich einstellen, erhalten vom
Integrationsamt eine finanzielle Unterstiitzung. Die genaue Hohe und die Férderdauer werden im Einzelfall festgelegt.
Moglich sind im Durchschnitt bis zu 600 EUR monatlich fiir die Dauer von bis zu 5 Jahren. Zur Zielgruppe gehoren
beispielsweise schwerbehinderte Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung oder mit einer geistigen oder see-
lischen Behinderung. Fiir diese Menschen sollen durch das Programm mindestens 1.000 neue Arbeitsplédtze geschaffen
werden.

Ausbildung

Arbeitgeber, die einen zusdtzlichen Ausbildungsplatz fiir schwerbehinderte Jugendliche schaffen, erhalten vom
Integrationsamt eine Pramie von bis zu 3.000 EUR. Nach Abschluss der Ausbildung und Ubernahme in ein sozialver-
sicherungspfilichtes Arbeitsverhdltnis gibt es eine weitere Pramie von bis zu 5.000 EUR. Fiir schwerbehinderte Jugend-
liche sollen damit mindestens 500 neue Ausbildungsplétze geschaffen werden.

Unterstiitzung

Integrationsfachdienste stehen bereit, um Ausbildung und Beschéaftigung schwerbehinderter Menschen zu unter-
stiitzen. Zielgruppe sind vor allem schwerbehinderte Schulabgédnger und Schulabgédngerinnen. Die Integrations-
fachdienste erhalten bis zu 250 EUR monatlich fiir jeden Unterstiitzungsfall. Durch das Programm sollen mindestens
2.500 Unterstiitzungsfélle finanziert werden.

Zustandigkeit

Die Lander fihren das Programm »Job4000« eigenverantwortlich durch. Ansprechpartner fiir Arbeitgeber sind die
Integrationsédmter.
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Die gesetzliche Krankenversicherung sichert Sie und Ihre Familie im Krankheitsfall ab. Sie kommt fiir die notwendige
medizinische Hilfe auf. Ausgenommen sind hier nur die Leistungen, die Sie nach einem Arbeitsunfall oder als Folge einer
Berufskrankheit in Anspruch nehmen. In diesen beiden Fdllen sind Sie tiber die gesetzliche Unfallversicherung abgesichert.

Welcher Krankenkasse Sie angehdren, hing bis Ende 1995 von Ihrem Beruf oder der Betriebszugehdrigkeit ab. Seit dem

1. Januar 1996 kénnen Sie jedoch als Mitglied einer Orts-, Betriebs- oder Innungskrankenkasse sowie einer Ersatzkasse frei
widhlen, bei welcher Kasse Sie sich versichern lassen mdchten, wobei Betriebs- und Innungskrankenkassen nur wdihlbar sind,
wenn sie sich durch Satzungsbeschluss fiir Betriebsfremde gedffnet haben. Die Knappschaft ist seit dem 1. April 2007 ebenfalls
widhlbar. Fiir die landwirtschaftlichen Krankenkassen gelten besondere Wahlrechte.

Was leistet die gesetzliche Krankenversicherung?

Als Versicherter haben Sie Anspruch auf:

= MafBnahmen zur Vorsorge und Fritherkennung von bestimmten Krankheiten (fiir Kinder in den ersten sechs Lebens-
jahren und - neu - eine Untersuchung zu Beginn der Pubertét, fiir Erwachsene ab Vollendung des 35. Lebensjahres
alle zwei Jahre). Frauen ab dem 20. und Méanner ab dem 45. Lebensjahr haben einmal jahrlich Anspruch auf eine
Friherkennung von Krebskrankheiten.

= Prédventionsorientierte Zahnheilkunde, Kinder und Jugendliche insbesondere auf Ma3nahmen zur Verhiitung von
Zahnerkrankungen im Rahmen der Gruppen- und Individualprophylaxe.

= Schutzimpfungen, die von der Stdndigen Impfkommission beim Robert-Koch-Institut empfohlen und vom Gemein-
samen Bundesausschuss auf der Grundlage dieser Empfehlung festgelegt werden.

m Kieferorthopédische Behandlung fiir Versicherte in der Regel bis zum 18. Lebensjahr.

m Arztliche und zahnérztliche Behandlung mit freier Wahl unter den zugelassenen Vertragsirzten und Vertragszahn-
arzten.

m Arznei-, Verband- und Heilmittel sowie Hilfsmittel, wie Horgerate und Rollstiihle.

m Medizinisch notwendige Versorgung mit Zahnersatz und Zahnkronen.

» Behandlungim Krankenhaus.

m Kosteniibernahme oder Zuschiisse bei notwendigen Vorsorge- und RehabilitationsmaBnahmen.

m  Krankengeld: Normalerweise zahlt Ihr Arbeitgeber fiir sechs Wochen Thren Lohn oder Ihr Gehalt weiter, wenn Sie
arbeitsunféhig sind. AnschlieBend erhalten Sie von Ihrer Krankenkasse 70 Prozent des regelmaépfig erzielten Brutto-
arbeitsentgelts bis zur Beitragsbemessungsgrenze, jedoch nicht mehr als 90 Prozent des letzten Nettoarbeits-
entgelts. Krankengeld kénnen Sie fiir hochstens 78 Wochen innerhalb von drei Jahren bekommen. Als Landwirt
erhalten Sie statt des Krankengeldes eine Betriebshilfe; fiir Landwirte, die Saisonarbeitnehmer sind, zahlt aber auch
die Landwirtschaftliche Krankenkasse Krankengeld.

m Krankengeld bis zu 10 Tagen pro Jahr fiir jedes versicherte Kind unter 12 Jahren, das nach drztlichem Zeugnis von
Ihnen gepflegt werden muss. Weitere Voraussetzung ist, dass eine andere im Haushalt lebende Person das Kind
nicht beaufsichtigen, betreuen oder pflegen kann. Wenn Sie als Versicherter Ihr Kind allein erziehen, verdoppelt
sich Thr Anspruch auf héchstens 20 Tage. Bei mehreren versicherten Kindern ist der Anspruch auf insgesamt
25 Arbeitstage, bei Alleinerziehenden auf 50 Arbeitstage pro Kalenderjahr begrenzt. Fiir erkrankte behinderte
Kinder, die auf Hilfe angewiesen sind, besteht der Anspruch auch tiber das 12. Lebensjahr hinaus.

m Dartiber hinaus besteht ein unbegrenzter Krankengeldanspruch, wenn das Kind unheilbar erkrankt ist und nur
noch eine Lebenserwartung von Wochen oder wenigen Monaten besteht.

= Haushaltshilfe, wenn Sie ins Krankenhaus miissen oder eine stationdre Ma3nahme antreten und dadurch ihren
Haushalt nicht weiterfiilhren kénnen, vorausgesetzt, dass in Ihrem Haushalt ein Kind lebt, das zu Beginn der
Haushaltshilfe das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder das behindert und auf Hilfe angewiesen ist.
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m Hausliche Krankenpflege, wenn dadurch ein Krankenhausaufenthalt vermieden oder verkiirzt werden kann oder
so die arztliche Behandlung gesichert wird.

m Hausliche Pflege fiir Frauen, soweit diese wegen Schwangerschaft oder Entbindung erforderlich ist.

= Soziotherapie fiir Versicherte, die wegen schwerer psychischer Erkrankung nichtin der Lage sind, érztliche oder
arztlich verordnete Leistungen in Anspruch zu nehmen.

m  Mutterschaftsgeld und Mutterschaftshilfe bei Schwangerschaft und Entbindung. Mutterschaftsgeld erhalten Sie als
Kassenmitglied regelméBig fiir sechs Wochen vor und acht Wochen nach der Geburt (Schutzfrist) - bei Mehrlings-
und Frihgeburten fiir die ersten 12 Wochen nach der Entbindung. Wie hoch die Leistung ist, richtet sich nach Threm
durchschnittlichen Entgelt der letzten drei Monate bzw. der letzten 13 Wochen vor Beginn der gesetzlichen Schutz-
frist. Maximal zahlt Ihnen die Krankenkasse 13,- EUR je Kalendertag. Ihr Arbeitgeber zahlt fiir die Zeit der Schutzfrist
den Differenzbetrag zu Ihrem durchschnittlichen Nettolohn dazu.

Wer ist versichert?

Als Arbeitnehmer sind Sie automatisch pflichtversichert, wenn Ihr regelméBiger Brutto-Arbeitsverdienst mehr als

400 EUR monatlich betrdgt und eine bestimmte Hochstgrenze pro Jahr nicht tibersteigt. Seit dem 1. Januar 2003 ist die
Jahresarbeitsentgeltgrenze, bis zu der Versicherungspflicht als Arbeitnehmer besteht, formal von der Beitrags-
bemessungsgrenze der Rentenversicherung abgekoppelt und in eine allgemeine Jahresarbeitsentgeltgrenze und eine
besondere Jahresarbeitsentgeltgrenze fiir privat krankenversicherte Arbeitnehmer tiberfithrt worden. Die allgemeine
Jahresarbeitsentgeltgrenze betrdagt im Kalenderjahr 2009 48.600 EUR und entspricht damit weiterhin einem Wert von
75 Prozent der Jahresbeitragsbemessungsgrenze (West) in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten. Fir
Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2002 wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversiche-
rungsfrei und bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen in einer substitutiven Krankenversicherung
versichert waren, enthélt das neue Recht eine aus Griitnden des Bestands- und Vertrauensschutzes niedrigere Jahres-
arbeitsentgeltgrenze in Héhe von 44.100 EUR im Jahr 2009. Dieser Wert ist identisch mit der Beitragsbemessungs-
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung.

Mit Wirkung vom 2. Februar 2007 ist im Rahmen des GKV-Wettbewerbsstdrkungsgesetzes eine Neuregelung zur Stér-
kung der Solidaritédt der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Krankenversicherung eingefiihrt worden. Danach endet die
Versicherungspflicht von Arbeitnehmern in der gesetzlichen Krankenversicherung erst, wenn ihr Arbeitsentgelt in drei
aufeinander folgenden Kalenderjahren die fiir sie maBgebliche Jahresarbeitsentgeltgrenze iiberstiegen hat und auch
im darauf folgenden Jahr tibersteigt.

AuBler den Arbeitnehmern sind gemaéB néherer gesetzlicher Regelungen ebenfalls pflichtversichert u.a.:

m Studenten an staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen,

m Praktikanten und Auszubildende des Zweiten Bildungsweges,

= Rentner, wenn sie in der 2. Hélfte des Erwerbslebens ganz tiberwiegend Mitglied in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung oder dort familienversichert waren.

m Behinderte Menschen, die in einer anerkannten Werkstétte beschéftigt sind oder an berufsiérdernden MaBBnahmen
teilnehmen,

m Arbeitslose, wenn sie Arbeitslosengeld oder - unter bestimmten Voraussetzungen - Arbeitslosengeld II erhalten,

= landwirtschaftliche Unternehmer,

= hauptberuflich mitarbeitende Familienangehorige des landwirtschaftlichen Unternehmers, wenn sie mindestens
15 Jahre alt oder als Auszubildende in dem Unternehmen beschéftigt sind,

= Altenteiler,

= Kinstler und Publizisten entsprechend dem Kiinstlersozialversicherungsgesetz
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Freiwillig der gesetzlichen Krankenversicherung beitreten kénnen Sie innerhalb von drei Monaten u.a.

als bislang Versicherungspfilichtiger, wenn die Versicherungspflicht endet und Sie bestimmte Vorversicherungs-
zeiten erfiillt haben,

als Schwerbehinderter (unter bestimmten Voraussetzungen),

nach Beendigung der Mitversicherung als Familienangehdoriger, wenn Sie bestimmte Vorversicherungszeiten
erfillt haben.

Ubersicht iiber die Zuzahlung in der GKV:

Leistungen Zuzahlungen seit dem 1. Januar 2004
Arzneimittel 10% des Apothekenabgabepreises
mindestens 5 EUR und maximal 10 EUR*
Verbandmittel wie oben*
Fahrkosten 10% der Fahrkosten
mindestens 5 EUR und maximal 10 EUR je Fahrt*
Heilmittel 10% des Abgabepreises
zzgl.10 EUR je Verordnung*
Hilfsmittel 10% der Kosten des Hilfsmittels
mindestens 5 EUR und maximal 10 EUR*
zu Verbrauch bestimmte Hilfsmittel 10% der Kosten und
maximal 10 EUR pro Monat
Krankenhausbehandlung 10 EUR pro Kalendertag fiir h6chstens 28 Tage
Ambulante Rehabilitations-MafRnahmen 10 EUR pro Kalendertag
Stationare Versorge- und
Rehabilitations- MaRnahmen 10 EUR pro Kalendertag
Anschlussrehabilitation 10 EUR pro Kalendertag fiir hochstens 28 Tage
Versorge- und Rehabilitations-MaRnahmen
fir Mitter und Vater 10 EUR pro Kalendertag
Praxisgebuhr 10 EUR je Quartal**

*

jeweils nicht mehr als die Kosten des Mittels
vgl. die Ausfiihrungen im Text zu den Besonderheiten

*%

Seitdem 1. April 2007 besteht fiir Personen ohne anderweitigen Anspruch auf Absicherung im Krankheitsfall, die davor
zuletzt gesetzlich krankenversichert waren, eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung. Sie
werden Pflichtmitglied ihrer ehemaligen gesetzlichen Krankenkasse oder deren Rechtsnachfolger mit Wirkung vom
ersten Tag ohne anderweitige Absicherung im Krankheitsfall im Inland, frithestens ab dem 1. April 2007. Das Gleiche
gilt fiir Personen, die bisher niemals gesetzlich oder privat krankenversichert waren und der gesetzlichen Kranken-
versicherung zuzuordnen sind. Bitte lassen Sie sich tiber diese Neuregelung des Versicherungsschutzes von einer
gesetzlichen Krankenkasse beraten.

Freiwillige Mitglieder, die zu einer privaten Krankenversicherung wechseln wollen, sollten in ihre Uberlegungen
einbeziehen, dass eine spétere Riickkehr in die gesetzliche Krankenversicherung nur unter sehr engen Vorausset-
zungen moglich ist, und sich hieriiber von einer gesetzlichen Krankenkasse beraten lassen.
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Familienversicherung

Die gesetzliche Krankenversicherung umfasst auch eine beitragsfreie Familienversicherung. Danach sind Ehe- und ein-
getragene Lebenspartner und Kinder (bis zu bestimmten Altersgrenzen) mitversichert. Voraussetzung ist u.a., dass das
Einkommen der Ehe- und Lebenspartner und Kinder 2009 h6chstens 360 EUR monatlich betrdgt und sie nicht selbst
versichert sind. Fir geringfiigig Beschéftigte betrédgt das zuldssige Gesamteinkommen 400 EUR.

Seit dem 1.1.2004 iibernehmen die Krankenkassen die Aufwendungen fiir Krankenbehandlungen fiir Sozialhilfe-
empfénger, die nicht gesetzlich krankenversichert sind. Aufgrund dieser leistungsrechtlichen Gleichstellung mit
gesetzlich Krankenversicherten finden die Regelungen zur Gewéhrleistung einer zweckmagBigen und wirtschaftlichen
Versorgung auch auf Sozialhilfeempfanger Anwendung. Die Aufwendungen der Krankenkassen werden von den Sozi-
alhilfetrdgern erstattet.

Fiir alle gesetzlich Krankenversicherten gilt, dass Anderungen in den wirtschaftlichen, finanziellen und familiiren
Lebensverhéltnissen unverziiglich der Krankenkasse bzw. bei Beziehern von Arbeitslosengeld und Arbeitslosengeld II
auch der ortlichen Agentur fiir Arbeit mitzuteilen sind.

Zuzahlungen der Versicherten

Ganz klar: Die Krankenversicherung muss bezahlbar bleiben. Deshalb kann sie nicht fiir alles und nicht fiir jedes kleine
Wehwehchen zustédndig sein. Sonst kénnten wir sie bald nicht mehr bezahlen.

Die Versicherten sind fiir ihre Gesundheit mitverantwortlich. Auch aus diesem Grund beteiligen sich die Versicherten
an bestimmten Leistungen. Das ist im Krankenversicherungsrecht so festgelegt. So will der Gesetzgeber auch erreichen,
dass die Versicherten ihre Leistungen kostenbewusst und verantwortungsvoll in Anspruch nehmen.

Zuzahlungen sind nétig — aber niemand soll dadurch finanziell tiberfordert werden. Darauf hat der Gesetzgeber
Wert gelegt. Deshalb hat er vorgesehen, dass Sie unter bestimmten Voraussetzungen weniger oder gar nichts zuzahlen
miuissen.

Von Zuzahlungen sind befreit:

Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren, au3er bei Zahnersatz und Fahrkosten.

Zuzahlungsbefreiung/Belastungsgrenze:

Die Belastungsgrenze betragt 2% (bei chronisch Kranken 1%) der zu beriicksichtigenden Bruttoeinnahmen zum Lebens-
unterhalt. Der Gesetzgeber geht dabei von einem Familienbruttoeinkommen aus. Deshalb kommt es auch darauf an,
wie viele Personen dem gemeinsamen Haushalt angehéren und von dem Einkommen leben miissen - denn fiir jeden
Familienangehorigen wird ein Freibetrag beriicksichtigt. Fiir Kinder wird ein erhohter Freibetrag berticksichtigt. Diese
Freibetrdge werden vom Familienbruttoeinkommen abgezogen. So macht der zumutbare Zuzahlungsanteil je nach
FamiliengrofBe einen anderen Betrag aus. Als Freibetrag wird fiir den ersten im gemeinsamen Haushalt lebenden Ange-
horigen ein Betrag in Hohe von 15% der jahrlichen Bezugsgrof3e angerechnet. Dies sind im Jahr 2009 4.536 EUR, fur
jeden weiteren Angehorigen betrégt der Freibetrag 10% der jéhrlichen BezugsgroBe; im Jahr 2009 sind dies 3.024 EUR.
Der Freibetrag fiir Kinder betragt 3.864 EUR. Bei Alleinerziehenden gilt das Kind als erster Angehoriger, so dass der
hohere Freibetrag (4.536 EUR) in Abzug gebracht wird. Der Anwendungsbereich der 10%-Regelung fiir weitere Ange-
horige hat nur noch im Bereich der Krankenversicherung der Landwirte Bedeutung.



Krankenversicherung und elektronische Gesundheitskarte

Als Familieneinkommen sind die Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt anzusehen, d.h. alle finanziellen Einnahmen
des Versicherten und seiner im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehdorigen, die zur Bestreitung des
Lebensunterhalts verwendet werden konnen. Dazu gehoren z.B. auch Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung
oder Kapitaleinkiinfte, also Einnahmen, von denen Pflichtversicherte keine Krankenversicherungsbeitrage zu zahlen
haben.

Im Krankenversicherungsrecht gilt das sogenannte Bruttoprinzip. Daher wird regelmaéBig das Bruttoeinkommen als
MaBstab der wirtschaftlichen Leistungsfdhigkeit herangezogen. Bei der Bemessung der Beitrage der Mitglieder ist die
Hohe der Bruttoeinkiinfte Grundlage fur die Festlegung der Beitragshohe. Fur die Beurteilung, ob die Belastungs-
grenze erreichtist, wird daher nicht auf einen anderen Mafstab (Nettoeinkiinfte) zuriickgegriffen.

Der Versicherte und seine berticksichtigungsfahigen Ehegatten/Lebenspartner und Kinder haben die ihnen im
laufenden Kalenderjahr entstehenden Zuzahlungen zu dokumentieren. Die Krankenkassen sind verpflichtet, den-
jenigen, die die Belastungsgrenze wahrend eines Kalenderjahres erreicht haben, einen Befreiungsbescheid fiir den Rest
dieses Jahres auszustellen.

Die Belastungsgrenze gilt fiir sémtliche Zuzahlungen, also z. B. auch fiir die Zuzahlungen bei Krankenhausbehandlung
oder bei stationdren Vorsorge- und Reha-bilitationsleistungen.

Besonderheiten bei chronisch Kranken

Der Gesetzgeber ist sich der besonderen Situation von chronisch Kranken bewusst und hat dementsprechend eine
Sonderregelung fiir diesen Personenkreis geschaffen.

Fir Versicherte, die wegen derselben Krankheit in Dauerbehandlung sind, gilt eine geringere Belastungsgrenze von
nur 1% der jahrlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt. Das Gesetz sieht vor, dass der Gemeinsame Bundesaus-
schuss der Arzte und Krankenkassen in Richtlinien das Nihere zur Definition einer chronischen Krankheit bestimmt.

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 22. Januar 2004 die Richtlinien zur Definition schwer-
wiegender chronischer Erkrankungen verabschiedet. Danach gilt eine Krankheit als schwerwiegend chronisch, wenn
sie wenigstens ein Jahr lang mindestens einmal pro Quartal drztlich behandelt wurde und eines der folgenden
Kriterien erfullt ist:

m Esliegteine Pflegebediirftigkeit der Pflegestufe 2 oder 3 vor.

m Esliegtein Grad der Behinderung nach Schwerbehindertenrecht/Versorgungsrecht von mindestens 60 vor oder
eine Minderung der Erwerbsféhigkeit nach Unfallversicherungsrecht von mindestens 60%.

m Esisteine kontinuierliche medizinische Versorgung (arztliche oder psychotherapeutische Behandlung, Arzneimit-
teltherapie, Behandlungspflege, Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln) erforderlich, ohne die nach drztlicher
Einschétzung eine lebensbedrohliche Verschlimmerung der Erkrankung, eine Verminderung der
Lebenserwartung oder eine dauerhafte Beeintrdchtigung der Lebensqualitét durch die aufgrund der Krankheit
nach Satz 1verursachte Gesundheitsstdrung zu erwarten ist.

Die Feststellung, ob ein Versicherter an einer schwerwiegenden chronischen Erkrankung im Sinne der Richtlinien
leidet, trifft die Krankenkasse. Versicherte, die mit ihren Zuzahlungen ab dem 1. Januar 2004 im laufenden Kalender-
jahr die personliche Belastungsgrenze erreichen, konnen sich fir die weitere Dauer des Jahres von ihrer Krankenkasse
von sdmtlichen Zuzahlungen befreien lassen. Die Befreiung gilt fiir die gesamte i gemeinsamen Haushalt lebende
Familie.
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Seit Januar 2008 ist die reduzierte Belastungsgrenze an gesundheitsbewusstes Verhalten der Betroffenen gekoppelt.
Der behandelnde Arzt darf die Bescheinigung tiber die chronische Erkrankng nur ausstellen, wenn er festgestellt hat,
dass der Patient sich therapiegerecht verhélt.

Gesetze

Die Gesetzliche Kranken-
versicherung ist der
dlteste Zweig der Sozial-
versicherung.

Grundlagen dazu finden
Siein verschiedenen
Gesetzen, beispielsweise
= imFinften Buch
Sozialgesetzbuch,

m imZweiten Gesetz
Uber die Krankenver-
sicherung der Land-
wirte,

= inderReichsversiche-
rungsordnung.

Wer krank ist und regelméBig drztliche Behandlung bzw. Medikamente braucht (Chroniker),
kann bei den Zuzahlungen von der halbierten Belastungsgrenze (1% statt 2 % der jéhrlichen Brutto-
einnahmen zum Lebensunterhalt) profitieren, wenn er nachweist, dass er sich vor der Erkrankung
uber die entsprechenden Vorsorgeuntersuchungen hat beraten lassen. Die neue Regelung gilt fir
Versicherte, die ab demn 1. Januar 2008 erstmals Vorsorgeuntersuchungen nach § 25 SGBV in
Anspruch nehmen kénnen. Das sind alle Frauen, die nach dem 1. April 1987 geboren wurden, und
alle Manner, die nach dem 1. April 1962 geboren wurden.

Die Regelung ist zunéchst auf die Vorsorgeuntersuchungen zur Fritherkennung von Brustkrebs,
Darmkrebs und Gebdrmutterhalskrebs beschréankt, soll in Zukunft aber auf weitere Vorsorgeunter-
suchungen ausgedehnt werden.

Die Beratung kann von jedem Arzt vorgenommen werden, der auch berechtigt ist, die Vorsorge-
untersuchung durchzufiihren. Die Versicherten kénnen sich auf der Grundlage der Beratung
entscheiden, ob sie die Vorsorgeuntersuchung in Anspurch nehmen wollen.

Die Krankenkassen stellen ihren Versicherten einen Préventionspass zur Verfiigung, mit dem eine
regelmaBige Inanspruchnahme der Vorsorgeuntersuchungen nachgewiesen werden kann.

Besonderheiten bei Sozialhilfeempfidngern und anderen Personengruppen

Fiir die nach bisherigem Recht vollstdndig von Zuzahlungen befreiten Empfanger von Fiirsorgeleistungen nach dem
Zwoliten Buch Sozialgesetzbuch (Sozialhilfe) oder der Kriegsopferfiirsorge hat das Gesundheitsmodernisierungsgesetz
(GMG) eine im Vergleich zu den Uibrigen Versicherten giinstigere Regelung getroffen. Bei diesen Personen wird fiir die

Das Burgertelefon des
Bundesministerium fir
Gesundheit informiert
Montag bis Donnerstag
von 8.00 bis18.00 Uhr,
Freitag von 8.00 bis12.00
Uhr Giber die Krankenver-
sicherung unter 01805
9966-02 und beant-
wortet Fragen zum Ver-
sicherungsschutz unter
01805 9966-01, fur

14 Cent aus dem deut-
schen Festnetz, abwei-
chende Preise aus den
Mobilfunknetzen még-
lich.

Ermittlung der Belastungsgrenze als Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt fiir die Bedarfs-
gemeinschaft lediglich der Regelsatz des Haushaltsvorstandes nach der Regelsatzverordnung
berticksichtigt (§ 62 Abs. 2 SGB V).

Die Hilfeempfénger haben die jeweiligen Zuzahlungen aus dem Regelsatz selbst zu tragen. Eine
Aufstockung des Regelsatzes erfolgt nicht. Der Regelsatz betrdgt 4.212 EUR im Kalenderjahr. Auf
dieser Grundlage haben Sozialhilfeempfédnger ab dem 1. Januar 2007 fiir die Bedarfsgemeinschaft
folgende Zuzahlungen je Kalenderjahr zu leisten:

Bei1% Zuzahlung: (Chroniker)
Bei 2% Zuzahlung:(,Normalfall®)

ca.42,12 EUR
ca. 84,24 EUR

Diese Sonderregelung gilt auch fiir Personen, bei denen die Kosten der Unterbringung in einem
Heim oder einer dhnlichen Einrichtung von einem Tréger der Sozialhilfe oder der Kriegsopfer-
firsorge getragen werden, sowie fiir den in § 264 SGB V genannten Personenkreis (Sozialhilfe-
empfédnger, bei denen die Gesundheitsversorgung durch die Gesetzliche Krankenversicherung
ubernommen wird und Empfénger von laufenden Leistungen nach § 2 des Asylbewerberleistungs-
gesetzes). D.h., dass als Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt fiir die gesamte Bedarfsgemein-
schaft nur der Regelsatz des Haushaltsvorstands nach der Regelsatzverordnung maBgeblich ist.
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Fiir in Heimen lebende Sozialhilfeempfinger ist mit dem Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Einordnung des Sozial-
hilferechts in das Sozialgesetzbuch ein bundeseinheitliches gesetzliches Verfahren zur Vermeidung einer - vortiiber-
gehenden - finanziellen Uberforderung geschaffen worden. Die Gesetzesregelung sieht vor, dass der Trager der Sozial-
hilfe fiir die Betroffenen ein Darlehen in H6he der jeweiligen Belastungsgrenze gewéhrt und dieses unmittelbar an die
zustandige Krankenkasse auszahlt. Im Gegenzug stellt die Krankenkasse jeweils zum 1. Januar den betroffenen Taschen-
geldempfangern eine Bescheinigung iiber die Befreung von der Zuzahlungsverpflichtung aus.

Die Riickzahlung des Darlehens durch den Taschengeldempfénger an den Sozialhilfetrédger erfolgt in gleich hohen Teil-
betrédgen, verteilt iiber das gesamte Kalenderjahr.

Besondere Uberforderungsregelungen bei Zahnersatz:

Bei Zahnersatz gelten besondere Hértefallregelungen, die von der konkreten Héhe der monatlichen Bruttoeinnahmen
zum Lebensunterhalt abhédngig sind. Bitte fragen Sie Ihre Krankenkasse, ob Sie ggf. Anspruch auf teilweise oder voll-
stdndige Befreiung vom Eigenanteil bei der Versorgung mit Zahnersatz haben.

Information

Weitere Informationen erhalten Sie bei den Krankenkassen. Hier bekommen Sie auch ein Quittungsheft fiir die
geleisteten Zuzahlungen.

Finanzielle Grundlagen

Seit Januar 2009 gilt in der gesetzlichen Krankenversicherung bundesweit ein einheitlicher Beitragssatz, den die
Bundesregierung per Rechtsverordnung fir alle gesetzlichen Krankenkassen festgelegt hat.

Dieser Beitragssatz ist so bemessen, dass die voraussichtlichen Beitragseinnahmen der Krankenkassen zusammen mit
dem Bundeszuschuss von 4,0 Mrd. Euro 100 Prozent der voraussichtlichen Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche-
rung im Jahr 2009 decken.

Die Verordnung zur Festlegung der Beitragssétze in der gesetzlichen Krankenversicherung legt einen paritétisch finan-
zierten Beitragssatz von 14,6 Prozent fest. Dieser Beitragssatz findet u. a. fiir Arbeitnehmer und RentnerAnwendung.
Der erméBigte Beitragssatz fiir Versicherte ohne Krankengeldanspruch betrégt 14,0 Prozent. Dazu kommt jeweils ein
Anteil von 0,9 Beitragssatzpunkten, der nur von den Mitgliedern der Krankenkassen zu tragen ist.

Die Beitrdge werden wie bisher von den beitragspflichtigen Einnahmen berechnet und fliefen gemeinsam mit Steuer-
mitteln in den neuen Gesundheitsfonds.

Die Krankenkassen wiederum erhalten vom Gesundheitsfonds pauschalierte Zuweisungen pro Versicherten plus
alters-, risiko- und geschlechtsadjustierte Zuschldge zur Deckung ihrer Leistungsausgaben. Hierdurch wird die unter-
schiedliche Versicherten- und Krankheitsstruktur berticksichtigt.
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Erhélt eine Krankenkasse Zuweisungen, die ihren eigenen Finanzbedarf tiberschreiten, so kann sie an ihre Mitglieder
Pramien auszahlen, soweit sie Giber eine ausreichende Finanzreserve verfiigt. Kommt eine Krankenkasse mit den ihr
zugewiesenen Mitteln nicht aus, muss sie Effizienzreserven erschlieBen; reicht auch dies nicht aus, erhebt sie von ihren
Mitgliedern einen Zusatzbeitrag. Dieser kann max. biszu1% der beitragspflichtigen Einnahmen des jeweiligen Mit-
glieds betragen.

Durch den einheitlichen Beitragssatz dndert sich die Verteilung der Beitragsbelastung zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern oder Rentenversicherungstragern und Rentnern nicht.

Freiwillig versicherte Beschiftigte, die nur wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei
sind, zahlen ihre Krankenversicherungsbeitrédge allein. Sie erhalten jedoch von ihrem Arbeigeber die Halfte des
Beitrages, der bei Anwendung des um 0,9 Prozentpunkte verminderten allgemeinen Beitragssatzes fiir einen versiche-
rungspflichtigen Beschéftigten zu zahlen wére, begrenzt auf die Hélfte des tatséchlich zu zahlenden Beitrages,
erstattet.

Auch Rentenbezieher, die freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, erhalten einen Zuschuss
zu den Aufwendungen fiir die Krankenversicherung von dem zustdndigen Rentenversicherungstrager.

Bei der Beitragsbemessung ist die so genannte Beitragsbemessungsgrenze zu beachten (2009: 3.675 EUR). Das
bedeutet: Ihr Beitrag zur gesetzlichen Krankenversicherung bemisst sich hochstens bis zu dem vorgenannten Betrag,
auch wenn Sie mehr verdienen.

Seitdem 1. April 2003 gilt eine Besonderheit, wenn das aus einer Beschéftigung erzielte Arbeitsentgelt zwischen

400,01 EUR und 800 EUR im Monat liegt. Innerhalb dieser sogenannten ,,Gleitzone* gelten fiir die entsprechenden
Beschéftigungsverhéltnisse besondere sozialversicherungsrechtliche Regelungen. Die Gesetzesneuregelungen sehen
vor, dass innerhalb der Gleitzone der Arbeitnehmer entsprechend seinem Verdienst anteilig von Sozialversicherungs-
beitrédgen entlastet wird. Der Arbeitgeber hingegen ist — wie bei allen tibrigen versicherungspflichtigen Beschéfti-
gungsverhdltnissen auch - in ,normaler® Hohe mit seinen Arbeitgeberbeitragsanteilen zur Sozialversicherung belastet.

Informationen zur elektronischen Gesundheitskarte

Die elektronische Gesundheitskarte

Die bisherige Krankenversichertenkarte wird zu einer elektronischen Gesundheitskarte erweitert. Die mit einem
Mikroprozessor ausgestattete Gesundheitskarte ist datenschutzrechtlich sicherer als ihr Vorgédnger. Sie enthélt zur
Reduzierung des Missbrauchs ein Lichtbild des Versicherten (Ausnahmen: Kinder unter 15 sowie Versicherte, deren Mit-
wirkung bei der Erstellung des Lichtbildes nicht moglich ist). Zur Basisausstattung gehéren administrative Daten (Ver-
sichertenstamnmdaten) wie Name, Geburtsdatum, Geschlecht und Anschrift sowie Angaben zur Krankenversicherung,
wie die Krankenversichertennummer, der Versichertenstatus (Mitglied, Familienversicherter oder Rentner) und der
personliche Zuzahlungsstatus. Die elektronische Gesundheitskarte kann von Beginn an mit einer "europédischen
Krankenversicherungskarte" auf der Riickseite ausgestattet werden. Diese erméglicht die Inanspruchnahme von
Leistungen in den Mitgliedstaaten der EU.

Die Funktionen der elektronischen Gesundheitskarte werden zundchst auf ein modernes und sicheres Versicherten-
datenmanagement sowie die Bereitstellung von Notfalldaten konzentriert.
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Dartiber hinaus sollen schnellstméglich die Grundlagen fiir eine sichere Kommunikation zwischen behandelnden
Arztinnen und Arzten geschaffen werden.

Zielist der Aufbau einer sicheren Telematikinfrastruktur im Gesundheitswesen, in der es moéglich ist, behandlungs-
relevante Daten eines Patienten immer an dem Ort verfiigbar zu haben, an dem der Patient das Gesundheitssystem in
Anspruch nimmt.

Weitere medizinische Anwendungen kénnen, wenn sie ihren Nutzen fiir die Patientinnen und Patienten sowie ihre
Praxistauglichkeit in Testverfahren bewiesen haben und den hohen Datenschutzanforderungen gentigen, zu einem
spateren Zeitpunkt verwirklicht werden, ohne dass dafiir ein Austausch der Karten erforderlich ist.

Derzeit werden Arzt- und Zahnarztpraxen sowie Krankenhduser mit neuen Kartenlesegeréten ausgestattet, die sowohl
die bisherige Krankenversichertenkarte als auch die neue elektronische Gesundheitskarte auslesen kénnen. Kranken-
kassen geben an ihre Versicherten elektronische Gesundheitskarten aus.

Dieser Prozess hat in der Region Nordrhein begonnen und wird nach und nach auf die gesamte Bundesrepublik ausge-
weitet.

Ziele der elektronischen Gesundheitskarte

m  Verbesserung der Qualitit der medizinischen Versorgung.

m Verbesserung patientenorientierter Dienstleistungen.

s Stdrkung der Eigenverantwortung und Mitwirkungsbereitschaft der Patientinnen und Patienten.
= Steigerung der Wirtschaftlichkeit und Leistungstransparenz im Gesundheitswesen.

= Optimierung von Arbeitsprozessen.

m Verbesserung der Kommunikation aller an der Gesundheitsversorgung Beteiligten.

Rechtliche Grundlage

Die rechtliche Grundlage fiir die Weiterentwicklung der bisherigen Krankenversichertenkarte zur elektronischen
Gesundheitskarte bildet das Gesetz zur Modernisierung der Gesetzlichen Krankenversicherung, das am 01.01.2004 in
Kraft getreten ist.

Auch die Organisation und technische Realisierung des bundesweiten Einsatzes der elektronischen Gesundheitskarte
ist gesetzlich geregelt. Das im Juni 2005 verkiindete ,,Gesetz zur Organisationsstruktur der Telematik im Gesund-
heitswesen®legt unter anderem die Organisationsstruktur der Gesellschaft fiir Telematikanwendungen der Gesund-
heitskarte (gematik GmbH) sowie ihre Aufgaben fest (§ 291b SGB V) und bestimmt die Grundziige der Finanzierung der
notwendigen Telematikinfrastruktur.

Anwendung der elektronischen Gesundheitskarte
Administrativer Teil (verpflichtend):

m Versicherungsangaben einschlief3lich Angaben zum Zuzahlungsstatus.
m Papierlose Ubertragung eines Rezepts.
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Medizinischer Teil (freiwillig):

Arzneimitteldokumentation.

Notfallinformationen (z.B. chronische Organleiden, Allergien, Herzkrankheit, Dialyse, Asthma).

Elektronische Patientenakte (z. B. aktuelle Diagnosen, Operationen, Impfungen und Réntgenuntersuchungen).
Moglichkeit zur Aufnahme von elektronischen Mitteilungen (z.B. Arztbrief).

Ermoglichung einer sogenannten Patientenquittung, welche die Patientinnen und Patienten tiber die vorn Arzt
erbrachten Leistungen und deren vorldufige Kosten informiert.

Eigene, von den Patientinnen und Patienten selbst zur Verfiigung gestellte Daten.

Die Gesundheitskarte ist ein wichtiger Beitrag zur Modernisierung des Gesundheitswesens. Sie sorgt dafiir, dass
Gesundheitsdaten zur besseren Behandlung der Patientinnen und Patienten dort verfiigbar gemacht werden, wo sie
bendtigt werden.

Die moéglichen Anwendungen werden schrittweise verwirklicht.

Datenschutz

Datenschutz- und Sicherheitsaspekte spielen bei der Einfiihrung der elektronischen Gesundheitskarte eine zentrale
Rolle. Die Patientinnen und Patienten miissen sich auf ein gro3tmaogliches MaB an Sicherheit und Vertraulichkeit
verlassen konnen. Gleichzeitig gilt es, praktikable Lésungen zu finden, die fiir einen reibungslosen Ablauf in der Praxis
sorgen. Dazu wurden in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit sowie Patientenvertretern folgende Regelungen gesetzlich festgelegt:

Die Datenhoheit der Patienten und der Grundsatz der Freiwilligkeit der Speicherung von Gesundheitsdaten sind
gewahrt.

Die Patienten entscheiden dartiber, ob und welche ihrer Gesundheitsdaten aufgenommen und welche geldscht
werden und welcher Leistungserbringer Zugriff auf die Daten erhalt.

Patientinnen und Patienten haben das Recht, ihre Daten einzusehen und sich Ausdrucke davon fertigen zu lassen.
Ein umfassendes Sicherheitskonzept garantiert den Schutz der besonders sensiblen Daten. Ein Zugriff auf medizini-
sche Daten mittels der Gesundheitskarte ist grundsétzlich nur in Verbindung mit einem elektronischen Heilberufs-
ausweis (Health Professional Card), der iiber eine qualifizierte elektronische Signatur verfiigt, méglich. Diesen
erhalten nur Heilberufler. Somit konnen nur diejenigen Personen auf mittels der elektronischen Gesundheitskarte
gespeicherte medizinische Daten zugreifen, denen der Zugriff laut Gesetz gestattet ist. Zusatzlich muss jeder Zugriff
durch den Patienten ausdriicklich mit technischen Mitteln autorisiert werden.

Die letzten 50 Zugriffe werden protokolliert und gespeichert.

Daten werden, sobald sie die Arztpraxis oder das Krankenhaus nach Zustimmung von Arzt und Patienten verlassen,
individuell verschliisselt. Den Schliissel dazu hat jeder Versicherte mit seiner Gesundheitskarte in der Hand. Da es
keinen "Generalschliissel" gibt, kann niemand ohne Mitwirkung des Versicherten Daten lesen.
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Vorteile der elektronischen Gesundheitskarte
Vorteile fiir Patientinnen und Patienten:

m  Wichtige Gesundheitsdaten sind besser verfiigbar (z.B. im Notfall und beim Arztwechsel). Dadurch wird eine quali-
tativ bessere Behandlung erreicht und die Verschreibung ungeeigneter Arzneimittel reduziert.

» Siebekommen einen besseren Uberblick iiber ihren eigenen Gesundheitsstatus (z.B. Impfungen, Allergien, Verlauf
chronischer Erkrankungen, Vorsorgeuntersuchungen).

= Siekonnen entscheiden, ob und welche ihrer Gesundheitsdaten aufgenommen bzw. geléscht werden sowie wer auf
die Daten zugreifen darf.

Vorteile fiir Leistungserbringer:

» Schnellerer Uberblick iiber den Gesundheitsstatus der Patientinnen und Patienten in Notfallsituationen.
= Optimierung von Arbeitsprozessen und damit mehr Zeit fiir die Patientinnen und Patienten.
m Verbesserung der Kommunikation und Reduzierung von Doppeluntersuchungen.

Verbesserte Nutzung von Arzneimittelinformationssystemen und Fachdatenbanken.

Gematik

Einen wichtigen Meilenstein fiir die rasche Einfithrung und kiinftige Weiterentwicklung der elektronischen Gesund-
heitskarte haben die Verbdnde der Selbstverwaltung mit der Griitndung der Betriebsorganisation gematik - Gesellschaft
fur Telematikanwendungen der Gesundheitskarte mbH - im Januar 2005 geschaffen. Die Betriebsgesellschaft gematik
mbH hat die Aufgabe, die Einfihrung, Pflege und Weiterentwicklung der Telematikinfrastruktur, der Gesundheits-
karte, des elektronischen Rezeptes sowie weiterer Telematikanwendungen wie die elektronische Patientenakte zu
gewdhrleisten. Sie erstellt die technischen Vorgaben einschlieBlich eines Sicherheitskonzeptes, legt Inhalt und Struktur
der Datensitze fest und stellt die notwendigen Test- und ZertifizierungsmaBnahmen sicher.

Testphase

In der Testphase sollen die zur Einfithrung der elektronischen Gesundheitskarte erarbeiteten technischen Konzepte
erprobt und weiterentwickelt werden.

Im Dezember 2005 haben die Labortests bei der gematik und im Dezember 2006 die Testvorhaben mit Echtdaten in den
Testregionen Flensburg (Schleswig-Holstein) und Lobau-Zittau (Sachsen) begonnen. Nach den Testregionen Sachsen
und Schleswig-Holstein sind die Tests auch in den weiteren Testregionen gestartet. Hierzu gehdren Bayern, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Baden-Wiirttemberg und Niedersachsen. Getestet werden zum einen die Nutzung der Ver-
sichertenstamnmdaten sowie seit Ende 2007 das elektronische Rezept und die Notfalldaten. An der Testphase beteiligen
sich ca. 63.000 Versicherte, 190 Arzte, 115 Apotheken und 11 Krankenhiuser.



Krankenversicherung und elektronische Gesundheitskarte

Rollout

Die bisherigen Ergebnisse aus den Testregionen bilden eine gute Grundlage fiir den Beginn der Ausgabe der elektro-
nischen Gesundheitskarten an alle Versicherten, den sogenannten Basis-Rollout. Dieser Basis-Rollout vollzieht sich in
mehreren Schritten. In einem ersten Schritt wird die Infrastruktur in den Arztpraxen geschaffen. Hierfiir sind Karten-
lesegerédte und angepasste Software erforderlich. Dieser Prozess hat in der Region Nordrhein begonnen und wird nach
und nach auf die gesamte Bundesrepublik ausgeweitet. Sobald die Arztpraxen mit der erforderlichen Technik aus-
gestattet sind, kann die Ausgabe elektronischer Gesundheitskarten an die Versicherten durch die Krankenkassen
beginnen. Mit den beiden ersten Schritten werden die Systeme auf die neue Technik umgestellt und gleichzeitig die
technologischen Grundlagen fiir alle weiteren Anwendungen gelegt.

Die jetzt beim Basis-Rollout ausgegebenen elektronischen Gesundheitskarten verfiigen neben den administrativen
Versichertendaten und dem Lichtbild tiber einen Mikroprozessor, der zum Zeitpunkt der Ausgabe bereits fiir viele
weitere Offline- und Online-Anwendungen vorbereitet ist. Diese weiteren Anwendungen, wie z.B. Notfalldaten oder
Arzneimitteldokumentation, konnen - auf Wunsch der Versicherten — ohne Austausch der Karten schrittweise zuge-
schaltet werden.

Als nichstes sollen die Online-Funktionalititen, zunichst der Versichertenstammdatendienst zur Uberpriifung und
gegebenenfalls Aktualisierung der administrativen Versichertendaten sowie die Kommunikation zwischen den
Leistungserbringern, einbezogen werden. Fiir die Krankenkassen ist es von gro8er Bedeutung, bereits in einem frithen
Stadium der flichendeckenden Einfiihrung der elektronischen Gesundheitskarte die Moglichkeit zu haben, die
administrativen Daten der elektronischen Gesundheitskarte (wie z.B. Adresse) online zu aktualisieren. Das bedeutet:
Wenn sich kiinftig beispielsweise die Adresse dndert, dann sorgt das neue System dafiir, dass die neue Anschrift schnell
und sicher tibertragen und beim Einlesen in der Arztpraxis auf den neuesten Stand gebracht wird. Ohne die Online-
Aktualisierung miissten die Karten bei jeder Anderung wie bisher ausgetauscht werden. Durch die Uberpriifung der
Versichertendaten kénnen beispielsweise auch verloren gegangene oder als gestohlen gemeldete Karten sofort
erkannt und aus dem Verkehr gezogen werden. Auf diese Weise lassen sich Kosten reduzieren. Fiir die Arztinnen und
Arzte ist die Nutzung der sicheren Kommunikationsstruktur untereinander von besonderer Bedeutung. Diese wird ver-
lasslicher und sicherer sein im Vergleich zur heutigen Situation, in der vertrauliche Patientendaten hdufig per Fax ohne
weiteren Schutz oder tiber nicht geschiitzte Internetverbindungen ausgetauscht werden.

Dies bringt sehr schnell auch Vorteile fiir die medizinische Versorgung der Patientinnen und Patienten.

Gleichzeitig werden die Testverfahren weitergefiihrt, damit immer mehr Anwendungen ihre Praxistauglichkeit nach-
weisen und dann allen Versicherten zur Verfiigung gestellt werden kénnen. Auf diese Weise konnen sowohl die Test-
verfahren als auch der Rollout der elektronischen Gesundheitskarte parallel durchgefiithrt werden.

Projektstand und bisherige Zwischenergebnisse:

Unter www.die-gesundheitskarte.de finden Sie kontinuierlich aktualisierte Informationen zur elektronischen Gesund-
heitskarte und zum weiteren Projektverlauf. Die rechtlichen Grundlagen finden Sie unter www.bmg.bund.de.
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Helfen, wo Hilfe nétig ist

Wir Menschen kénnen unser Leben nicht vorausbestimmen. Vieles geschieht, ohne dass wir Einfluss darauf haben. Auch fiir
die Menschen, die heute auf Pflege angewiesen sind, lief hdufig alles glatt - bis zu dem Tag, an dem sie pflegebediirftig wurden.

Viele Pflegebediirftige und ihre Familien mussten von einem Tag auf den anderen die grofRen Belastungen tragen, die mit der
Pflege verbunden sind - mit allen Folgen. Wer einen Menschen pflegt, geht in dieser Aufgabe hiufig ganz und gar auf. Dies
kann bis zur Uberforderung gehen. Zudem erschdpft die Pflege hdufig auch die finanziellen Mdglichkeiten. Versichert gegen
den Fall der Fdlle waren vor Einflihrung der Pflegeversicherung nur wenige.

Wie grol8 das Problem der Pflegebediirftigkeit ist, verdeutlichen einige Zahlen: Heute sind rund 2,25 Millionen Menschen in
der Bundesrepublik stédndig auf Pflege angewiesen — eine Zahl, die griofier als die Einwohnerzahl von Hamburg ist. Rund

0,72 Millionen Pflegebediirftige leben in Heimen. Die librigen rund 1,53 Millionen Pflegebediirftigen werden zuhause versorgt.
Familienangehdrige, Nachbarn, ehrenamtliche Helfer und hauptberufliche Pflegekridfte kiimmern sich um sie. Diese hundert-
tausende Pflegerinnen und Pfleger leisten Tag fiir Tag einen anerkennungswiirdigen und hdufig aufopferungsvollen Dienst fiir
diejenigen, die sich selbst nicht helfen kénnen.

Was miissen Sie tun?

Bei der Versicherungspflicht gilt grundsétzlich: ,,Pflegeversicherung folgt Krankenversicherung.“ Dabei spielt es keine
Rolle, ob Sie der Gesetzlichen Krankenversicherung als Pflichtversicherter, Familienversicherter, Rentner oder als
freiwilliges Mitglied angehoren - Sie sind automatisch auch in der sozialen Pflegeversicherung versichert.

Freiwillige Mitglieder der Gesetzlichen Krankenversicherung haben die Moglichkeit, sich von der Versicherungspflicht
in der sozialen Pflegeversicherung befreien zu lassen. Dem Antrag muss ein Nachweis tiber den Abschluss eines gleich-
wertigen Vertrages bei einem privaten Pflegeversicherungsunternehmen beigefiigt werden. Der Antrag ist bei der
Pflegekasse innerhalb von drei Monaten nach Beginn der freiwilligen Mitgliedschaft zu stellen.

Alle privat Krankenversicherten miissen seit dem 1. Januar 1995 eine private Pflegeversicherung abschlieBen. Sollten sie
spéter einmal in der sozialen Pflegeversicherung versicherungspflichtig werden, kénnen sie ihren privaten Vertrag mit
Wirkung vom Eintritt der Versicherungspflicht an kiindigen.

Die private Pflegeversicherung muss gewdhrleisten, dass ihre Leistungen denen der sozialen Pflegeversicherung
gleichwertig sind. Auch fiir Familien und &ltere Versicherte muss die private Pflegeversicherung angemessene
Bedingungen und Pramien anbieten.

Auch Beamte sind verpflichtet, eine private Pflegeversicherung abzuschlieBen - es sei denn, sie gehoren der
Gesetzlichen Krankenversicherung an. Dabei handelt es sich um eine Restkostenversicherung, die die Beihilfe ergénzt.

Leistungen/Voraussetzungen

Durch Ihre Beitragszahlungen erwerben Sie als Versicherter einen Rechtsanspruch darauf, dass Sie Hilfe erhalten,
wenn Sie einmal pflegebediirftig werden. Dabei spielt Ihre wirtschaftliche Lage keine Rolle.



Pflegeversicherung

Was ist Pflegebediirftigkeit im Sinne der Pflegeversicherung?

Dies ist genau festgelegt: Wer bei den gewdhnlichen und regelméfBig wiederkehrenden Verrichtungen des téglichen
Lebens dauerhaft, voraussichtlich fiir mindestens sechs Monate, in erheblichem oder h6herem MaBe auf Hilfe ange-
wiesen ist, gilt als pflegebediirftig. Die Feststellung der Pflegebediirftigkeit erstreckt sich auf vier Bereiche: die Kérper-
pflege, die Erndhrung, die Mobilitdt und die hauswirtschaftliche Versorgung.

Die Hilfeleistung besteht darin, einen anderen Menschen bei den Verrichtungen im Ablauf des tédglichen Lebens zu
unterstiitzen, die Verrichtungen ganz oder teilweise zu tibernehmen oder ihn dabei zu beaufsichtigen und anzuleiten.
Ziel der Hilfe ist es, so weit wie moglich die eigenstindige Ubernahme der Verrichtungen durch die pflegebediirftige
Person zu erreichen.

Gewohnliche und regelméBig wiederkehrende Verrichtungen im Ablauf des taglichen Lebens sind:

1. im Bereich der Kérperpflege das Waschen, Duschen, Baden, die Zahnpflege, das Kdmmen, Rasieren, die Darm- oder
Blasenentleerung,

2. imBereich der Erndhrung das mundgerechte Zubereiten oder die Aufnahme der Nahrung,

3. im Bereich der Mobilitit das selbststindige Aufstehen und Zubettgehen, An- und Auskleiden, Gehen, Stehen,
Treppensteigen oder das Verlassen und Wiederaufsuchen der Wohnung,

4. im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung das Einkaufen, ochen, Reinigen der Wohnung, Spiilen, Wechseln
und Waschen der Wésche und Kleidung oder das Beheizen der Wohnung.

Fiir die Leistungsgewdhrung werden die pflegebediirftigen Personen einer der folgenden drei Pflegestufen
zugeordnet:

1. Pflegebediirftige der Pflegestufe I sind erheblich pflegebediirftig: Sie benétigen mindestens einmal am Tag Hilfe
bei der Kérperpflege, der Erndhrung oder der Mobilitét fiir wenigstens zwei Verrichtungen aus einem oder
mehreren Bereichen und zuséatzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung.

2. Pflegebediirftige der Pflegestufe II sind schwer pflegebediirftig: Sie benétigen mindestens dreimal téglich zu
verschiedenen Tageszeiten Hilfe bei der Korperpflege, der Ernédhrung oder der Mobilitdt und zusétzlich mehrfach in
der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen Versorgung.

3. Pflegebediirftige der Pflegestufe III sind schwerstpflegebediirftig: Sie benoétigen téglich rund um die Uhr, auch
nachts, Hilfe bei der Kérperpflege, der Erndhrung oder der Mobilitdt und zuséatzlich mehrfach in der Woche Hilfen
bei der hauswirtschaftlichen Versorgung.

Der Zeitaufwand, den pflegende Angehorige oder eine andere nicht als Pflegekraft ausgebildete Pflegeperson
wochentlich im Tagesdurchschnitt fiir die Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung dafiir erbringen, muss in
der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen, wobei auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten entfallen miissen.
Fiir die Anerkennung der Pflegestufe Il muss dieser Hilfebedarf mindestens drei Stunden betragen, wobei hier mindes-
tens zwei Stunden auf die Grundpflege entfallen miissen. In der Pflegestufe IIl muss der Zeitbedarf fiir diese Leistungen
mindestens finf Stunden betragen; hierbei missen auf die Grundpflege mindestens vier Stunden entfallen.

Welcher der drei Stufen pflegebediirftige Kinder zugeordnet werden, richtet sich danach, wie viel zusétzliche Hilfe sie
gegeniber einem gleichaltrigen gesunden Kind benétigen.
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Ob und in welchem Umfang ein Mensch pflegebediirftig ist, wird im Rahmen einer Begutachtung durch den Medizi-
nischen Dienst der Krankenversicherung festgestellt. Hierzu fiihrt dieser eine Untersuchung des Pflegebediirftigen in
dessen Wohnbereich durch.

Ambulante oder stationéare Pflege

Die Leistungen der Pflegeversicherung richten sich nach der Pflegestufe und danach, ob jemand ambulant oder
stationédr gepflegt werden muss. Dabei gelten zwei Grundsétze: ,,Préavention (Vorsorge) und Rehabilitation (alle MaB-
nahmen, die helfen, Pflegebediirftigkeit zu iiberwinden, zu mindern sowie eine Verschlimmerung zu verhindern) vor
Pflege“und ,ambulante Pflege vor stationérer Pflege“.

Die Pflegeversicherung gewdhrt Leistungen bei hiuslicher Pflege seit1. April 1995, bei dauernder Pflege im Heim seit
1.Juli1996.

Leistungen bei hauslicher Pflege ab 01.07.2008 Stufe | Stufe Il Stufe Il
Pflegegeld monatlich 215 EUR 420 EUR 675 EUR
Pflegesachleistungen monatlich bis zu 420 EUR 980 EUR 1.470 EUR
-in besonderen Hartefallen bis zu Urlaubs- und - - 1.918 EUR

Verhinderungspflege fiir bis zu vier Wochen im Jahr

(Voraussetzung: vorherige 6-monatige Pflege)

a) bei erwerbsmaRiger Verhinderungspflege bis zu 1.470 EUR 1.470 EUR 1.470 EUR
unabhdngig von der Pflegestufe

b) bei Pflege durch nicht erwerbsmaRig tatige
Familienangehorige 215 EUR 420 EUR 675 EUR

ggf. bei nachgewiesenen Aufwendungen

unabhdngig von der Pflegestufe

Tages- und Nachtpflege in einer teilstationaren

Vertragseinrichtung je nach Pflegestufe monatlich bis zu 420 EUR 980 EUR 1.470 EUR
Kurzzeitpflege fiir bis zu vier Wochen im Jahr
in einer vollstationaren Einrichtung bis zu 1.470 EUR 1.470 EUR 1.470 EUR

unabhangig von der Pflegestufe
Ergdanzende Leistungen fir Versicherte mit

erheblichem allgemeinen Betreuungsbedarf jéhrlich bis zu 1.200 EUR 1.200 EUR 1.200 EUR
oder bis zu 2.400 EUR 2.400 EUR 2.400 EUR
Leistungen bei vollstationdrer Pflege je nach Pflegestufe

monatlich pauschal 1.023 EUR 1.279 EUR 1.470 EUR

-in besonderen Hartefallen 1.750 EUR 1.750 EUR 1.750 EUR
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Die ambulante Pflege

Nach wie vor ist die Familie der ,,gréte Pflegedienst der Nation“: Die meisten der pflegebediirftigen Menschen, die zu
Hause leben, werden von Familienangehorigen versorgt. Und das ist gut so, denn: Wer pflegebediirftig ist, mdchte in
der Regel so lange wie moglich in seiner vertrauten Umgebung gemeinsam mit seinen Angehérigen leben. Deshalb
muss hdusliche Pflege Vorrang haben vor einer stationdren Versorgung. Aus diesem Grund legt das Gesetz seinen
Schwerpunkt auf die Leistungen, die die Bedingungen fiir die h&usliche Pflege verbessern und die Pflegenden ent-
lasten.

Die Hohe der héuslichen Pflegeleistungen richtet sich nach der jeweiligen Pflegestufe. Der Pflegebediirftige hat ein
Wahlrecht zwischen der Sachleistung (Pflegeeinsétze durch einen Vertragspartner der Pflegekasse, z.B. Sozialstation
oder ambulanter Pflegedienst) und der Geldleistung (mit der der Pflegebediirftige die erforderliche Pflege in
geeigneter Weise selbst sicherstellt, z.B. durch Angehorige). Auch eine Kombination von Sach- und Geldleistungen ist
moglich. Die Hilfen kdnnen mithin so gestaltet werden, wie sie den personlichen Bediirfnissen des Pflegebediirftigen
entsprechen. Mehrere Pflegebediirftige, insbesondere in neuen Wohnformen, kénnen ihre Sachleistungsanspriiche
auch zusammenlegen ("Poolen") und dadurch entstehende Effizienzgewinne insbesondere fiir Betreuungsleistungen
zugunsten der Poolteilnehmer nutzen.

Als weitere Leistungen der Pflegeversicherung sind vorgesehen:

= Pflegehilfsmittel (z.B. Pflegebett),

m Zuschiisse zum pflegebedingten Umbau der Wohnung bis zu 2.557 EUR je MaBnahme unter Beriicksichtigung eines
angemessenen Eigenanteils, wenn andere Finanzierungsmoglichkeiten ausscheiden,

= unentgeltliche Pflegekurse fiir Angehérige und ehrenamtliche Pflegepersonen.

In der privaten Pflege-Pflichtversicherung gibt es keine Sachleistungen, sondern nur Geldleistungen. An Stelle der
Sachleistungen steht eine der Héhe nach gleiche Kostenerstattung.

Versicherte, die nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsitzen bei Krankheit und Pflege Anspruch auf
Beihilfe oder Heilfiirsorge haben, erhalten, wenn sie in der sozialen Pflegeversicherung versichert sind, die jeweils
zustehenden Leistungen nur zur Hélfte. Aus diesem Grund wird der zu zahlende Beitrag fiir sie halbiert. Privat pflege-
versicherte Beamte erhalten alle genannten Leistungen entsprechend ihrem Beihilfeanspruch anteilig von ihrer
privaten Pflege-Pflichtversicherung.

Urlaubs-Pflegevertretung

Wenn die Pflegeperson, die einen Menschen ambulant pflegt, verreist oder aus anderen Griinden verhindert ist, hat
der Pflegebediirftige einen Anspruch auf eine Urlaubsvertretung fiir bis zu vier Wochen im Jahr. Voraussetzung ist,
dass die Pflegeperson den Pflegebediirftigen vor der ersten Inanspruchnahme dieser Leistung schon mindestens sechs
Monate in seiner hduslichen Umgebung gepflegt hat. Wird die Urlaubspflege von einer erwerbsméBig tétigen Person
oder einem ambulanten Pflegedienst tibernommen, belduft sich die Leistung auf bis zu 1.510 EUR je Kalenderjahr. Bei
Ersatzpflege durch entferntere Verwandte, die nicht mit dem Pflegebedirftigen bis zum 2. Grade verwandt oder ver-
schwégert sind und durch Nachbarn kénnen ebenfalls bis zu 1.510 EUR in Anspruch genommen werden.
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Wird die Ersatzpflege durch einen nahen Angehdérigen nicht erwerbsmégig sichergestellt, diirfen die Aufwendungen
der Pflegekasse den Betrag des Pflegegeldes der festgestellten Pflegestufe nicht iberschreiten. Wenn in diesermn Fall
notwendige Aufwendungen der Pflegeperson (z.B. Fahrkosten oder Verdienstausfall) nachgewiesen werden, kann die
Leistung auf bis zu insgesamt 1.510 EUR aufgestockt werden. Insgesamt diirfen die Aufwendungen der Pflegekasse den
Betrag von 1.510 Euro jedoch nicht iibersteigen.

Die teilstationdre und Kurzzeitpflege

Was geschieht, wenn die hdusliche Pflege nicht in ausreichendem Umfang sichergestellt werden kann oder eine Ergén-
zung und Starkung der hduslichen Pflege erforderlich ist? Dann kann der Pflegebediirftige teilstationar in Einrich-
tungen der Tages- und Nachtpflege betreut oder - falls auch dies nicht ausreicht - in eine Kurzzeit-Pflegeeinrichtung
aufgenommen werden. Dabei unterstiitzt ihn die Pflegeversicherung: Sie tibernimmt zeitlich unbegrenzt die Auf-
wendungen fiir Grundpflege, soziale Betreuung und Behandlungspflege in Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege
-jenach Pflegebedirftigkeit - bis zu 440, 1.040 bzw. 1.510 EUR monatlich und fir die Kurzzeitpflege bis zu 1.510 EUR fiir
insgesamt4 Wochen im Kalenderjahr. Neben dem Anspruch auf Tages- oder Nachtpflege bleibt ein halftiger Anspruch
auf die jeweilige ambulante Pflegesachleistung oder das Pflegegeld erhalten. Wird der Anspruch auf Tages- oder
Nachtspflege nur bis zur Hélfte in Anspruch genommen, besteht daneben ein Anspruch auf die volle Pflegesach-
leistung oder das volle Pflegegeld. Die Kurzzeitpflege ist fiir pflegebediirftige Kinder unter 18 Jahren auch in Einrich-
tungen der Hilfe fiir behinderte Menschen oder anderen geeigneten Einrichtungen maoglich.

Zusétzliche Betreuungsleistung fiir Pflegebediirftige mit erheblich eingeschrankter Alltagskompetenz sowie
Betreuungsassistenten in Pflegeheimen

Versicherte mit erheblich eingeschrénkter Alltagskompetenz haben, wenn sie zu Hause gepflegt werden, Anspruch auf
einen zuséatzlichen Betreuungsbetrag bis zu 100 Euro monatlich (Grundbetrag) oder bis zu 200 Euro monatlich
(erhohter Betrag), also bis zu 1.200 bzw. bis zu 2.400 Euro jahrlich. Zu dem begiinstigten Personenkreis gehéren im
Wesentlichen altersverwirrte pflegebedirftige Menschen sowie Menschen mit psychischer Erkrankung oder geistiger
Behinderung. Auch demenziell erkrankte Menschen mit einem geringeren Pflegebedarf, die noch nicht die Voraus-
setzungen der Pflegestufe I erfiillen, aber Betreuungsbedarf haben ( so genannte "Pflegestufe 0"), kbnnen diese Leis-
tungen erhalten. Zudem kann dieser Personenkreis halbjéhrlich auch einen Beratungsbesuch in Anspruch nehmen.
Der Beratungsbesuch kann auch von anerkannten Beratungsstellen durchgefiihrt werden; fiir die Anerkennung muss
keine pflegefachliche Kompetenz nachgewiesen werden.

Der zusitzliche Betreuungsbetrag ist zweckgebunden fiir im Gesetz genannte qualitdtsgesicherte Betreuungsleis-
tungen einzusetzen. Er dient der Erstattung von Aufwendungen, die dem Versicherten entstehen im Zusammenhang
mit der Inanspruchnahme von Leistungen der Tages- und Nachtpflege, der Kurzzeitpflege, von zugelassenen Pflege-
diensten, sofern es sich um besondere Angebote der Pflegedienste zur allgemeinen Anleitung und Betreuung und
nicht um Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung handelt, oder der nach Landesrecht
anerkannten niedrigschwelligen Betreuungsangebote (z. B. Betreuungsgruppen fiir Demenzkranke, Helferinnenkreise
zur stundenweisen Entlastung pflegender Angehdériger im hduslichen Bereich, Tagesbetreuung in Kleingruppen oder
Einzelbetreuung durch anerkannte Helfer sowie Familienentlastende Dienste).
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Fiir Versicherte mit erheblich eingeschrédnkter Alltagskompetenz, die in einem Pflegeheim gepflegt werden, steht
auBlerdem eine zusétzliche Betreuung und Aktivierung zur Verfiigung. In vollstationdren Dauer- und Kurzzeitpflege-
einrichtungen kann zusétzliches Betreuungspersonal fiir diese Heimbewohnerinnen und -bewohner eingesetzt
werden. Fiir rund 25 demenziell erkrankte Heimbewohnerinnen und -bewohner soll eine Betreuungskraft vorgesehen
werden. Die Kosten werden durch die gesetzlichen und privaten Pflegekassen entsprechend den vereinbarten
Regelungen vollstdndig getragen. Pflegebediirftige und Sozialhilfetrdger werden nicht mit Kosten belastet.

Die soziale Sicherung der Pflegepersonen

Wer einen Menschen zu Hause pflegt, nimmt grof3e Belastungen auf sich. Haufig miissen die Pflegenden - in der Mehr-
zahl sind es Frauen - auf eine eigene Berufstdtigkeit ganz oder teilweise verzichten. Deshalb verbessert das Gesetz die
soziale Sicherung der Pflegepersonen. Die Pflegenden kommen dariiber hinaus wéhrend ihrer Pflegetétigkeit auch in
den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.

Wer einen anderen Menschen pflegt und nicht oder nur bis zu 30 Stunden in der Woche erwerbstétig ist, wird in der
gesetzlichen Rentenversicherung versichert. Die Beitrdge tibernimmt die Pflegeversicherung. Wie hoch diese Beitrage
sind, richtet sich danach, wie schwer die Pflegebediirftigkeit ist und wie viel Zeit die Pflegeperson deshalb fiir die
notwendige Betreuung aufwenden muss. Wahrend eines Erholungsurlaubes der Pflegeperson werden die Rentenver-
sicherungsbeitrédge von der Pflegekasse weitergezahlt.

Wichtig:
Als Pflegeperson gilt jeder, der einen pflegebediirftigen Menschen nicht erwerbsmaRig mindestens 14 Stunden in der
Woche in seiner hduslichen Umgebung pflegt.

Pflegezeit

Der Starkung der hduslichen Pflege dient auch das Pflegezeitgesetz, dass im Interesse pflegebediirftiger Angehoriger
unter besonderer Beriicksichtigung der verschiedenen Pflegesituationen und des unterschiedlichen Pflegebedarfs ent-
wickelt wurde. Die Pflegezeitregelungen basieren auf zwei Sdulen, so dass in jeder Pflegesituation die Sicherstellung
der Pflege gewdhrleistet ist:

m Beiunerwartetem Eintritt einer besonderen Pflegesituation haben Beschéftigte das Recht, bis zu zehn Arbeitstage
der Arbeit fernzubleiben (kurzzeitige Arbeitsverhinderung). Sie erhalten somit nach Akutereignissen die Moglich-
keit, sich iiber Pflegeleistungsangebote zu informieren und die notwendigen Organisationsschritte einzuleiten.
Das Recht, kurzfristig der Arbeit fernzubleiben, soll aber auch dazu beitragen, dass Pflegebediirftige, die nach
einem Krankenhausaufenthalt nicht direkt in einer geeigneten Pflegeeinrichtung untergebracht werden kénnen,
zundchst kurzfristig von ihren Angehorigen zu Hause versorgt werden kénnen. Das Recht auf kurzzeitige Arbeits-
verhinderung haben Beschéftigte unabhdngig von der Anzahl der beim Arbeitgeber in der Regel Beschéftigten.

= Daneben haben Beschiftigte, die in hduslicher Umgebung einen pflegebediirftigen Angehérigen pflegen oder in
der letzten Phase des Lebens begleiten wollen, Anspruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung fir langstens sechs
Monate (Pflegezeit). Die Beschéftigten konnen insoweit zwischen vollstdndiger und teilweiser Freistellung wéhlen.
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Der Anspruch auf Pflegezeit besteht gegeniiber Arbeitgebern mit in der Regel mehr als fiinfzehn Beschéftigten. Er ist
mit dem Recht verbunden, nach Inanspruchnahme der Pflegezeit zu denselben Arbeitsbedingungen zuriickzukehren
wie vor der Pflegezeit (Sonderkiindigungsschutz). Damit werden Menschen, die bereit sind, Angehérige zu pflegen, vor
einem unfreiwilligen Berufsausstieg bewahrt. Gleichzeitig wird eine Verschlechterung der beruflichen Entwicklungs-
chancen durch die Moglichkeit der teilweisen Freistellung und durch das Riickkehrrecht in die Vollzeitbeschaftigung

vermieden.

Wéhrend der Pflegezeit ist die notwendige soziale Absicherung
gewdhrleistet. In der Arbeitslosenversicherung wird die Pflegezeit als
Versicherungszeit beriicksichtigt und die Pflegeversicherung tiber-
nimmt die Beitrdge zur Arbeitslosenversicherung. In der Kranken- und
Pflegeversicherung gewédhrt die Pflegeversicherung in den Féllen, in
denen keine anderweitige Absicherung, insbesondere durch eine
Familienversicherung, besteht, einen Beitragszuschuss zur freiwilligen
Versicherung. Dieser Zuschuss ist so bemessen, dass er in der Regel den
tatsédchlich zu zahlenden Beitrag abdeckt. In der Rentenversicherung
sind - wie dies bereits vor Einfiihrung der Pflegezeit der Fall war -
Zeiten der nicht erwerbsméBigen hduslichen Pflege Pflichtbeitrags-
zeiten, soweit die hdusliche Pflege mindestens 14 Stunden wochentlich
betragt und der Pflegebediirftige Leistungen aus der Pflegever-
sicherung erhélt. Bei Pflegezeit in Form einer teilweisen Freistellung
darf jedoch nicht mehr als 30 Stunden wéchentlich gearbeitet werden.
Auch die Beitrdge zur gesetzlichen Rentenversicherung werden

-in Abhédngigkeit von der Pflegestufe und dem Umfang der Pflege-
tatigkeit-von der Pflegeversicherung tibernommen.

Die stationare Pflege

Wenn eine stationédre Pflege erforderlich ist, zahlt die Pflegeversiche-
rung fir die Aufwendungen der Grundpflege, der sozialen Betreuung
und der medizinischen Behandlungspflege fir Pflegebediirftige der
Stufe 11.023 EUR, fiir Pflegebediirftige der Stufe I11.279 EUR und fiir
Pflegebediirftige der Stufe I111.510 EUR. Um Hértefélle zu vermeiden,
stehen fiir Schwerstpflegebediirftige ausnahmsweise bis zu 1.825 EUR
monatlich zur Verfiigung. Die Kosten fiir Unterkunft und Verpflegung
muss der Versicherte — wie bei der hduslichen Pflege auch - selbst
tragen.

Der von der Pflegekasse zu ibernehmende Betrag darf 75 Prozent des
tatsdchlichen Heimentgeltes nicht iibersteigen. Der Versicherte muss
also mindestens 25 Prozent des Heimentgelts selbst tragen.

Information

Trager der sozialen Pflegeversicherung sind die Pflege-
kassen. Bei jeder Gesetzlichen Krankenkasse ist eine
Pflegekasse errichtet worden.

Wenden Sie sich daher bitte an Ihre Pflegekasse, wenn
Sie sich ndher informieren oder beraten lassen
mochten. Sei 1. Januar2009 hat jeder Pflegebediirftige
einen einklagbaren Rechtsanspruch auf Hilfe und
Unterstltzung durch eine Pflegeberaterin oder einen
Pflegeberater. Sofern bei Ihnen vor Ort Pflegestiitz-
punkte eingerichtet sind, finden Sie die Pflege-
beraterinnen und -berater dort. Sollte es in Ihrer Nahe
keinen Pflegestiitzpunkt als zentrale Anlaufstelle
geben, so befinden sich die Pflegeberaterinnen und
—berater bei der zustandigen Pflegekasse.

Wer privat pflegeversichert ist, sollte sich mit seinen
Fragen zur Pflegeversicherung an sein Versicherungs-
unternehmen oder an den Verband der privaten
Krankenversicherung e.V., Bayenthalgiirtel 26,

50968 KéIn, wenden. Die private Pflege-Pflichtver-
sicherung bietet die Pflegeberatung durch das Unter-
nehmen "COMPASS Private Pflegeberatung" an, und
zwar zum einen durch eine zentrale telefonische
Pflegeberatung (die Nummer lautet: 0 80010188 00)
und zum anderen durch eine aufsuchende Beratung
eines Pflegeberaters, d.h. durch eine Beratung im Haus-
halt des Pflegebediirftigen, in einer stationaren Pflege-
einrichtung, im Krankenhaus oder in einer Rehabili-
tationseinrichtung.

Im Bundesministerium fiir Gesundheit kbnnen Sie die
kostenlosen Broschiren ,,Pflegeversicherung®,
»Pflegen zuhause“ und ,,Wenn das Gedéachtnis
nachlésst* bestellen.
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Behinderte Menschen in Einrichtungen der Behindertenhilfe

Alle beschriebenen Leistungen stehen auch fiir jingere pflegebediirftige behinderte Menschen in vollern Umfang zur
Verfiigung. Dartiiber hinaus beteiligt sich die Pflegeversicherung mit einem pauschalen Zuschuss an den laufenden
Kosten von stationdren Einrichtungen der Behindertenhilfe, die keine Pflegeeinrichtungen sind, sondern in erster Linie
der Eingliederung des behinderten Menschen dienen.

Finanzen

Die Ausgaben der sozialen Pflegeversicherung werden durch Beitrdge finanziert. Wie hoch die Beitrdge sind, hdngt von
Ihrem Einkommen ab. Dabei gilt die Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung. Das sind in 2010 monatlich
3.750 EUR sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesldndern.

Beim Bundesministerium fir Gesundheit ist ein Biirger-
telefon eingerichtet. Unter der Rufnummer 01805
9966-03 (0,14 €/ Minute aus dem deutschen Festnetz,
abweichende Preise aus den Mobilfunknetzen
moglich) werden dort von Montag bis Donnerstag in
der Zeit von 8.00 bis18.00 Uhr, Freitag 8.00 bis 12.00
Uhr Fragen zur Pflegeversicherung beantwortet.

Auskiinfte zum Bereich des Kranken- und Pflegever-
sicherungsschutzes im Ausland bzw. bei Auslands-
aufenthalt erteilt im Einzelfall die "Deutsche Verbin-
dungsstelle Krankenversicherung/Pflegeversicherung
—Ausland (DVKA)", Pennefeldsweg 11-15, 53177 Bonn,
Telefon: 0228/9530-0, die seit dem 01.07.2008 eine
Abteilung des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen ist.

Bei behinderungsspezifischen Fragen und Anliegen
(einschlieRlich Fragen der Kranken-/Pflegeversiche-
rung) kénnen Sie sich auerdem an die "Gemeinsame
Servicestelle der Rehabilitationstrager*in Ihrer
Heimatgemeinde wenden.

Im Rahmen der sogenannten "Altenhilfe" Ihrer Stadt
bzw. Gemeinde gibt es auch die Mdglichkeit der
Beratung und Unterstiitzung. Sie kdnnen sich hierzu
unmittelbar an lhre Stadt- oder Kreisverwaltung
wenden.

Vom 1. Januar 1995 bis 30. Juni 1996 betrug der Beitragssatz in der
gesamten Bundesrepublik einheitlich 1 Prozent und vom Inkrafttreten
der Leistungen fiir die Heimpflege ab 1. Juli 1996 bis 30. Juni 2008

1,7 Prozent. Seit 1. Juli 2008 betrédgt der Beitragssatz 1,95 Prozent der
beitragspflichtigen Einnahmen.

Die Beitragszahlung erfolgt wie in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung: Der Arbeitgeber zieht das Geld direkt vorn Lohn oder Gehalt ab
und liberweist es an die Krankenkassen. In allen Bundesldndern (au8er
in Sachsen) wurde zur Kompensation der Belastungen der Arbeitgeber
aus den Beitragen zur Pflegeversicherung der BuB3- und Bettag als
gesetzlicher Feiertag abgeschafft, deshalb gilt hier der Grundsatz der
hélftigen Beitragstragung, das hei3t von den 1,95 Prozent tragen der
Arbeitnehmer und der Arbeitgeber jeweils 0,975 Prozent. In Sachsen,
wo kein Feiertag gestrichen wurde, tragt der Arbeitnehmer 1,475
Prozent und der Arbeitgeber 0,475 Prozent.

Seit 01.04.2004 tragen die Rentner den Beitrag zur sozialen Pflegever-
sicherung allein, die bisherige hélftige Tragung durch die Rentenver-
sicherung ist entfallen.

Wer als Beschéftigter freiwillig in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versichertist, erhdlt von seinem Arbeitgeber als Beitrags -
zuschuss die Hélfte des Beitrages, den er aus dem Arbeitsentgelt zur
sozialen Pflegeversicherung zahlen muss. Einen Beitragszuschuss in
gleicher Hohe erhalten auch die Beschéftigten, die in der privaten
Pflegeversicherung pflichtversichert sind, jedoch begrenzt auf die
Haélfte des Betrages, den der Beschéftigte fiir seine private Pflegever-
sicherung zu zahlen hat.

Unterhaltsberechtigte Kinder und Ehegatten sind im Rahmen der Familienversicherung beitragsirei mitversichert,
wenn ihr monatliches Gesamteinkommen die Geringfiigigkeitsgrenze nicht tibersteigt. Diese Geringfiigigkeitsgrenze
belduft sich seit 1. Januar 2010 auf 365 EUR monatlich. Personen, die einer geringfiigigen Beschéftigung nachgehen,
konnen bis zu einem Verdienst von 400 EUR monatlich beitragsfrei versichert sein.
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Bei Beziehern von Arbeitslosengeld oder Unterhaltsgeld tibernimmt die Bundesagentur fiir Arbeit, bei Beziehern von
Arbeitslosengeld Il die Bundesagentur fiir Arbeit oder die zugelassenen kommunalen Tréger, bei Rehabilitanden der
Rehabilitationstrager, bei Behinderten in Einrichtungen der Tréger der jeweiligen Einrichtung und bei Empféngern
von sonstigen Sozialleistungen zum Lebensunterhalt der zusténdige Trager der Sozialhilfe die Beitrdge.

Leistungsanspriiche der Versicherten im Jahr 2010 Pflegestufel Pflegestufe Il Pflegestufe Il
an die Pflegeversicherung im Uberblick
Erheblich Schwerpflege- Schwerstpflege-

Pflege- bediirftige bediirftige
bediirftige (in Harteféllen)
Hausliche Pflege Pflegesachleistung bis zu
EUR monatlich
bis30.06.2008 384 921 1.432
(1.918)
vom 01.07.2008 bis 31.12.2009 420 980 1.470
(1.918)
ab 01.01.2010 440 1.040 1.510
(1.918)
ab. 01.01.2012 450 1.100 1.550
(1.918)
Pflegegeld EUR monatlich
bis 30.06.2008 205 410 665
vom 01.07.2008 bis 31.12.2009 215 420 675
ab 01.01.2010 225 430 685
ab. 01.01.2012 235 440 700
Pflegevertretung! Pflegeaufwendungen fiir bis zu
4 Wochen im Kalenderjahr
bis zu EUR
bis30.06.2008
 durch nahe Angehérige 2051 410" 6651
* durch sonstige Personen 1.432 1.432 1.432
vom 01.07.2008 bis 31.12.2009
* durch nahe Angehérige 2151 420 6751
* durch sonstige Personen 1.470 1.470 1.470
ab 01.01.2010
 durch nahe Angehérige 2251 430 6851
* durch sonstige Personen 1.510 1.510 1.510
ab. 01.01.2012
* durch nahe Angehérige 2351) 440 700"
* durch sonstige Personen 1.550 1.550 1.550

1) Auf Nachweis werden den nahen Angehérigen notwendige Aufwendungen (Verdienstausfall, Fahrkosten usw.) bis zum Héchstbetrag fiir sonstige Personen
erstattet.
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Leistungsanspriiche der Versicherten im Jahr 2010 Pflegestufe |  Pflegestufe Il Pflegestufe Il
an die Pflegeversicherung im Uberblick
Erheblich Schwerpflege- Schwerstpflege-

Pflege- bediirftige bediirftige
bediirftige (in Hartefallen)
Kurzzeitpflege Pflegeaufwendungen bis zu
EUR im Jahr
bis30.06.2008 1.432 1.432 1.432
vom 01.07.2008 bis 31.12.2009 1.470 1.470 1.470
ab 01.01.2010 1510 1.510 1.510
ab. 01.01.2012 1.550 1.550 1.550
Teilstationare Tages- Pflegeaufwendungen bis zu
und Nachtpflege?) EUR monatlich
bis30.06.2008 384 921 1.432
vom 01.07.2008 bis 31.12.2009 4202) 9802 1.4702)
ab 01.01.2010 4202) 1.0402) 1.5102)
ab. 01.01.2012 4502) 1.1002) 1.5502)
Ergidnzende Leistungen Leistungsbetrag bis zu
fiir Pflegebediirftige EUR jahrlich
mit erheblichem bis zu EUR
allgemeinem Betreuungs-
bedarf3)
bis30.06.2008 460 460 460
seit 01.07.2008 2.4003) 2.4003) 2.4003)
Volistationare Pflege Pflegeaufwendungen pauschal
EUR monatlich
bis30.06.2008 1.023 1.279 1.432
(1.688)
vom 01.07.2008 bis 31.12.2009 1.023 1.279 1.470
(1.750)
ab 01.01.2010 1.023 1.279 1.510
(1.825)
ab. 01.01.2012 1.023 1.279 1.550
(1.918)
Pflege in vollstationdren Pflegeaufwendungen
Einrichtungen der Hilfe in Hohe von 10 Prozent des Heimentgelts
fiir behinderte Menschen hochstens 256 EUR monatlich

2) Neben dem Anspruch auf Tagespflege bleibt ein hélftiger Anspruch auf die jeweilige ambulante Pflegesachleistung oder das Pflegegeld erhalten.

3) Abhéngig von der personlichen Pflegesituation auf der Grundlage der dauerhaften und regelméRigen Schadigungen oder Fahigkeitsstérungen nach § 45a
Abs. 2 Satz1Nr.1bis 9 SGB Xl werden kiinftig bis zu1.200 EUR (Grundbetrag) bzw. bis zu 2.400 EUR (erhohter Betrag) gewahrt.
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Leistungsanspriiche der Versicherten im Jahr 2010

an die Pflegeversicherung im Uberblick

Pflegehilfsmittel, die zum Aufwendungen bis zu
Verbrauch bestimmt sind EUR monatlich

Technische Pflegehilfs-
mittel und sonstige
Pflegehilfsmittel

MaRRnahmen zur
Verbesserung des
Wohnumfeldes

Zahlung von Renten-
versicherungsbeitrage
fur Pflegepersonen?)

Zahlung von Beitrdagen
zur Arbeitslosen-
versicherung fiir Pflege-
personal bei Pflegezeit

Zuschiisse zur Kranken-
und Pfleeversicherung

fiir Pflegepersonen bei
Pflegezeit

Aufwendungen
in Hohe von

Aufwendungenin Hohe
von bis zu

jenach Umfang der
Pflegetatigkeit bis zu
EUR monatlich
(Beitrittsgebiet)

EUR monatlich
(Beitrittsgebiet)

bis zu EUR monatlich
Krankenversicherung
Pflegeversicherung

Pflegestufel  Pflegestufe Il Pflegestufe Il
Erheblich Schwerpflege- Schwerstpflege-
Pflege- bediirftige bediirftige
bediirftige (in Hartefallen)
31

100 Prozent der Kosten,
unter best. Voraussetzungen ist jedoch eine
Zuzahlung von 10 Prozent, hochsten 25 EUR je
Pflegehilfsmittel zu leisten.
Techn. Pflegehilfsmittel werden vorrangig
leihweise, also unentgeltlich und somit
zuzahlungsfrei zur Verfiigung gestelit.

2.557 EUR je MalBnahme,
unter Beriicksichtigung einer
angemessenen Eigenbeteiligung

135,59 27,17
(115,15) (230,31)

406,76
(345,46)

714
(6,08)

126,90
16,61

4) Bei wenigstens 14 Stunden Pflegetatigkeit pro Woche, wenn die Pflegeperson keine Beschaftigung von tiber 30 Stunden nachgeht und sie noch keine
Vollrente wegen Alters bezieht.
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Weitere MaBnahmen der Pflegeversicherung Zur Starkung der Pflege bei
zugunsten der Versicherten
héuslicher stationarer
Versorgung Versorgung
Hilfestellung durch wohnortnahe Pflegestiitzpunkte X X

Individuelle Pflegeberatung (Case Management)

Ubermittlung von

- Leistungs- und Preisvergleichslisten tiber X X
zugelassene Pflegeeinrichtungen

- Leistungs- und Preisvergleichslisten tiber X
niedrigschwellige Betreuungsangebote

- Informationen zu Selbsthilfekontaktstellen und X X
Selbsthilfegruppen

- Informationen Gber Integrierte Versorgungsvertrage/ X X

Teilnahme an der Integrierten Versorgung
im Einzugsbereich des Antragstellers X X
Pflegekurse fiir Angehérige und ehrenamtliche
Pflegepersonen
Vergiitungszuschlage fiir zusatzliche Betreuung bei
Versorgung von Pflegebediirftigen mit erheblichem X
allgemeinem Betreuungsbedarf
Férderung von aktivierenden und rehabilitativen X
MaRnahmen durch Bonuszuzahlungen an Pflege-
einrichtungen fir deutliche Reduzierung des Hilfebedarfs

Forderung der Versorgungsstrukturen fiir Personen mit X
erheblichem allgemeinen Betreuungsbedarf
Férderung des Auf- und Ausbaus ehrenamtlicher X X

Strukturen sowie der Selbsthilfe

Weil Kinder die Beitragszahler der Zukunft sind und mit Kindererziehung eine Grundlage fiir die kiinftige Funktions-
féhigkeit der im Umlageverfahren finanzierten sozialen Pflegeversicherung geschaffen wird, wird Kindererziehung im
Beitragsrecht der sozialen Pflegeversicherung seit 1. Januar 2005 besonders beriicksichtigt. Kinderlose haben einen
Zuschlag in Hohe von 0,25 Prozent zu tragen, d.h. der Beitragssatzanteil, z.B. eines kinderlosen Arbeitnehmers, erhéhte
sichvon 0,975 auf 1,225 Prozent. Damit wurde der vom Bundesverfassungsgericht geforderte Beitragsabstand zwischen
Versicherten mit und ohne Kindern hergestellt. Von der Zuschlagspflicht ausgenommen sind kinderlose Mitglieder, die
vor dem Stichtag 1. Januar 1940 geboren sind, sowie Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 23. Lebensjahres.

Weiterhin ausgenommen sind auch Bezieher von Arbeitslosengeld II sowie Wehr- und Zivildienstleistende. Fur
Bezieher von Arbeitslosengeld, Unterhaltsgeld, Kurzarbeitergeld, Ausbildungsgeld, Ubergangsgeld und, soweit die
Bundesagentur beitragszahlungspflichtig ist, fiir Bezieher von Berufsausbildungsbeihilfe nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III) werden Beitragszuschlége pauschal in H6he von 20 Mio. EUR pro Jahr von der Bundesagentur
fir Arbeit an den vom Bundesversicherungsamt verwalteten Ausgleichsfonds der sozialen Pflegeversicherung gezahlt.
Dies dient der Verwaltungsvereinfachung. Das einzelne Mitglied hat keinen Beitragszuschlag zu entrichten. Das Gesetz
erdffnet allerdings die Moglichkeit, dass die Bundesagentur fiir Arbeit mit Zustimmung des Bundesministeriums fiir
Arbeit und Soziales hinsichtlich der iibernommenen Betrage Riickgriff nehmen kann.
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Private Pflege-Pflichtversicherung

Die Prémien zur privaten Pflege-Pilichtversicherung richten sich - wie in der privaten Krankenversicherung - nicht
nach dem Einkommen. Sie sind vom Lebensalter beim Eintritt in die Versicherung abhéngig. Die Hochstpramie ist
gesetzlich festgelegt. Sie darf nicht hoher sein als der Hochstbeitrag in der sozialen Pflegeversicherung. Fiir Personen,
die erst nach dem 1. Januar 1995 Mitglied eines privaten Krankenversicherungsunternehmens werden, gilt die Begren-
zung auf die Héchstpramie nach einer Vorversicherungszeit von fiinf Jahren in der privaten Kranken- oder Pflegever-
sicherung. Beamte, die im Pflegefall auch Anspruch auf Beihilfeleistungen haben, zahlen nicht mehr als die Halfte
dieses Hochstbetrages.

Die Beitrdge gelten einheitlich fiir Mdnner und Frauen. Fiir Verheiratete, bei denen nur ein Ehepartner erwerbstétig ist
oder ein Ehepartner mit seiner Erwerbstétigkeit die Geringfiigigkeitsgrenze nicht tiberschreitet, darf der Beitrag zur
privaten Pflegeversicherung nicht mehr als 150 Prozent des Hochstbeitrages zur sozialen Pflegeversicherung betragen.
Diese EhegattenerméfBigung gilt nicht fiir Personen, die erst nach Einfihrung der Pflegeversicherung zum 1. Januar
1995 privat versichert wurden. Kinder sind wie in der sozialen Pflegeversicherung beitragsirei mitversichert.
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Rentenversicherung

Soziale Sicherheit ist untrennbar mit der Rentenversicherung verbunden. Sie trégt seit vielen Jahrzehnten maf3geblich dazu
bei, dass die Versicherten auch im Alter finanziell gut versorgt sind.

Wer ist versichert?

Arbeitnehmer sind (bis auf wenige Ausnahmen) in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert. Das gilt auch
fiir Auszubildende, behinderte Menschen in anerkannten Werkstatten, Wehr- und Zivildienstleistende sowie Helfer-
innen und Helfer im freiwilligen sozialen oder 6kologischen Jahr.

Die Beitragsbemessungsgrenze liegt im Jahr 2010 bei monatlich 5.500 EUR in den alten und 4.650 EUR in den neuen
Bundesldndern. Sie ist nicht gleichzeitig Versicherungspflichtgrenze. Das bedeutet: Auch wer mehr verdient, bleibt ver-
sicherungspfilichtig. Beitragsbemessungsgrenze heif3t: Ihr Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung bemisst sich
hochstens an diesen Betrdgen, auch wenn Sie mehr verdienen.

Fir Arbeitnehmer mit geringen Verdiensten (zwischen 400,01 EUR und 800,00 EUR) gelten seit dem 1. April 2003 Beson-
derheiten bei der Beitragsberechnung. Automatisch finden die besonderen beitragsrechtlichen Regelungen der so
genannten Gleitzone (Progressionszone) Anwendung, durch die der Arbeitnehmer entsprechend seinem Verdienst
anteilig von Sozialversicherungsbeitragen entlastet wird. Dies bedeutet, dass fiir Arbeitsentgelte innerhalb der Gleit-
zone der Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag (Kranken-, Renten-, Pflege- und Arbeitslosenver-
sicherung von z.Z. durchschnittlich 20 %) abhédngig vom Verdienst im Ergebnis linear von rund 9 % am Anfang der Gleit-
zone (400,01 EUR) bis zum vollen Arbeitnehmeranteil bei 800 EUR ansteigt. Der Arbeitgeber trdgt dagegen fiir das
gesamte Arbeitsentgelt grundséatzlich seinen vollen Anteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Diese Regelungen
gelten jedoch nicht bei Auszubildenden.

Wichtig:

Da bei der Rentenberechnung nur das - niedrigere — Entgelt zugrunde gelegt wird, fiir das Beitrdge gezahlt wurden, kann
der Beschéftigte gegeniiber seinem Arbeitgeber erklaren, dass er Beitrdge nach seinem tatsachlichen Arbeitsentgelt
zahlen mochte. Dann zahlt er auch innerhalb der Gleitzone seinen vollen Arbeitnehmeranteil und das Arbeitsentgelt wird
in vollem Umfang bei der Rentenberechnung berticksichtigt.

Von den Selbstdndigen sind nur bestimmte Personenkreise pflichtversichert, darunter selbstdndige Lehrer, Dozenten
und Erzieher, selbstédndige Pflegepersonen sowie Hebammen. Pflichtversichert sind auch selbstdndige Handwerker.
Diese kénnen sich jedoch nach 18 Jahren von dieser Pflicht befreien lassen. Selbstédndige Kiinstler und Publizisten sind
nach dem Kiinstlersozialversicherungsgesetz pflichtversichert (wobei sie nur den halben Beitrag selbst zahlen miissen).
Voraussetzung ist ein Jahreseinkommen iber 3.900 EUR aus der selbstédndigen Tatigkeit, das Berufsanfanger aber
unterschreiten konnen. Die Kiinstlersozialkasse in Wilhelmshaven stellt nicht nur die Versicherungspflicht fest,
sondern berechnet auch den Beitrag.

Seitdem 1. Januar 1999 sind auch Selbstdndige versicherungspflichtig, die im Zusammenhang mit ihrer selbstdndigen
Tatigkeit regelmésig keine versicherungspilichtigen Arbeitnehmer beschéftigen und die auf Dauer und im Wesent-
lichen nur fir einen Auftraggeber tétig sind. Die Voraussetzung, dass der Selbstdndige im Wesentlichen nur fiir einen
Auftraggeber tétig sein darf, umfasst nicht nur den Fall, dass der Betreffende vertraglich im Wesentlichen an einen Auf-
traggeber gebunden ist, sondern auch den Fall, dass er wirtschaftlich im Wesentlichen von einem einzigen Auftrag-
geber abhéngig ist.
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Existenzgriinder mit einem Auftraggeber kénnen sich bis zu drei Jahre von der Versicherungspflicht befreien lassen.
Auch haben Personen, die bereits in einem vorgeriickten Lebensalter stehen, ein Befreiungsrecht.

Landwirte sind grundsétzlich nichtin der gesetzlichen Rentenversicherung, sondern in der Alterssicherung der Land-
wirte pflichtversichert. Dieses besondere Versorgungssystem sichert mit seinen Leistungen die Landwirte teilweise ab.

Andere MaBnahmen, vor allem das betriebliche Altenteil und Einnahmen aus der Abgabe des landwirtschaftlichen
Unternehmens, ergdnzen die Leistungen aus diesem System im Alter.

Wer selbstédndig titig und nicht in der Rentenversicherung pflichtversichert ist, kann die Versicherungspflicht inner-
halb von fiinf Jahren nach Aufnahme der selbstdndigen Tatigkeit beantragen. Diese Versicherungspflicht zieht dann
die gleichen Rechte und Pflichten wie bei allen anderen Pflichtversicherten nach sich.

Kindererziehungszeiten: Wahrend der Kindererziehungszeit sind erziehende Miitter oder Véter pflichtversichert. Ver-
sicherungspflicht wegen Kindererziehung besteht fiir ein ab dem 1. Januar 1992 geborenes Kind in dessen ersten drei
Lebensjahren. Fiir ein frither geborenes Kind wird ein Jahr als Pilichtbeitragszeit berticksichtigt. Die Beitrdge hierfir
werden vom Bund bezahlt.

Pflegepersonen: Fiir Pflegepersonen, die die Pflege eines mindestens erheblich pflegebediirftigen Angehorigen im
héuslichen Bereich tibernommen haben, sind Zeiten der nicht erwerbsméBigen héuslichen Pflege Pflichtbeitragszeiten
in der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Beitrage zahlt die Pflegekasse. Damit ist auch dieser Personenkreis ohne
eigene Beitragszahlung pflichtversichert.

Bezieher von Lohnersatzleistungen sind versicherungspflichtig, wahrend sie diese Leistungen beziehen, wenn sie im
letzten Jahr vor Beginn der Leistung zuletzt versicherungspflichtig waren. Trifft dies nicht zu, kénnen sie in der Regel
beantragen, dass sie in der Rentenversicherung pflichtversichert werden. Zu den Lohnersatzleistungen gehéren zum
Beispiel Krankengeld, Verletzten- und Ubergangsgeld, Arbeitslosengeld und Arbeitslosengeld II, Unterhaltsgeld,
Altersiibergangsgeld und Vorruhestandsgeld. Die Beitragszahlung erfolgt vom Trager der jeweiligen Sozialleistung.

Wer ist versicherungsfrei?
a) Geringfiigig entlohnte Dauerbeschéaftigung:

Eine Beschéftigung ist geringfiigig, wenn das Arbeitsentgelt regelméBig im Monat 400 EUR nicht ibersteigt. Gering-
fligig Beschaftigte haben keine Sozialversicherungsbeitrage zu zahlen, sie sind versicherungsfrei.

Der Arbeitgeber allerdings zahlt einen Pauschalbetrag von 15 % zur gesetzlichen Rentenversicherung, fiir Mini-Jobs in
privaten Haushalten als einer besonderen Form der geringfiigigen Beschéftigung gilt eine geringere Pauschale in
Hohe von 5% zur gesetzlichen Rentenversicherung. Hieraus erwachsen den geringfiigig Beschéftigten, die noch keine
volle Altersrente beziehen, entsprechend der Beitragszahlung Rentenvorteile in Form eines Rentenzuschlags sowie in
begrenztem Umfang bei der Erfiillung der Wartezeiten.

Versicherungspflichtig sind geringfiigig Beschéftigte, die durch eine schriftliche Erkldrung gegeniiber dem Arbeit-
geber auf die Versicherungsfreiheit verzichten. Die Optionsmdoglichkeit kann zu Beginn einer geringfiigigen Beschéf-
tigung von allen - mit Ausnahme der Altersvollrentner - wahrgenommen werden. Versicherungspflicht besteht dann
bis zum Ende der Beschéftigung. In diesem Fall muss der geringfiigig Beschéftigte den Pauschalbetrag des Arbeit-
gebers zur Rentenversicherung auf den vollen Beitrag aufstocken (Der volle Beitrag betrégtim Jahr 2010 19,9 %. Gering-
fiigig Beschéftigte in Privathaushalten haben den Pauschalbeitrag von 5% also um 14,9 % aufzustocken, alle anderen
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geringfiigig Beschéftigten haben den Pauschalbeitrag von 15% um 4,9 % aufzustocken). Durch diese Pflichtbeitrage
werden Anspriiche auf das volle Leistungsspektrum der gesetzlichen Rentenversicherung erworben. Neben dem
Anspruch auf die Regelaltersrente sind dies im Wesentlichen: Anspruch auf Rehabilitation, Rente wegen verminderter
Erwerbsféhigkeit, vorgezogene Altersrenten, sowie Anspruch auf die Férderung nach der sog. Riester-Rente. Liegt das
Arbeitsentgelt unter 155 EUR monatlich, ist ein Mindestbeitrag auf der Basis von 155 EUR zu zahlen, auf den der Arbeit-
geberbeitrag angerechnet wird. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter iber die M6g-
lichkeit der Aufstockung zu informieren.

b) Kurzfristige Beschaftigung:

Eine kurzfristige Beschéaftigung ist dadurch gekennzeichnet, dass das Beschaftigungsverhéltnis auf langstens zwei
Monate oder 50 Arbeitstage im Kalenderjahr nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt (ergibt sich vorausschauend
aus der Art, dem Wesen oder dem Umfang der zu verrichtenden Arbeit) oder im Voraus vertraglich begrenztist (z.B.
durch einen auflédngstens ein Jahr befristeten Rahmenarbeitsvertrag); die Entgelthohe ist dabei unerheblich. Die
Beschéftigung darf nicht berufsméBig ausgetibt werden oder dann mit ihrem Entgelt 400 EUR im Monat nicht tiber-
steigen. Fiir kurzfristige Beschéftigungen sind grundsétzlich keine Rentenversicherungsbeitrédge zu zahlen, auch keine
Pauschalbeitrdge durch den Arbeitgeber.

c) Mehrere Beschéftigungen:

Mehrere gleichzeitig ausgetibte geringfiigige Beschaftigungen oder kurzfristige Beschdftigungen sind jeweils
zusammenzurechnen. Werden dadurch die oben genannten Geringfiigigkeitsgrenzen tiberschritten, tritt Versiche-
rungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung ein.

Bei gleichzeitiger Ausiibung von geringfiigigen Beschéftigungen und sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschéaf-
tigungen ist Folgendes zu beachten:

Neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschéftigung kann eine geringfiigig entlohnte Dauerbeschéaftigung
ausgeilibt werden, ohne dass diese durch Zusammenrechnung mit der Hauptbeschéftigung versicherungspflichtig
wird. Jede weitere geringfiigige Beschédftigung wird mit der sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschéftigung
zusammengerechnet und unterfallt damit der vollen Sozialversicherungspflicht (Ausnahme: Arbeitslosenver-
sicherung). Das Zusammenrechnungsgebot gilt nicht bei gleichzeitiger Ausiibung von kurzfristiger und geringfiigiger
Dauerbeschéftigung sowie von kurziristiger Beschéftigung und sozialversicherungspflichtiger Hauptbeschéftigung.

Ausnahmen: Fiir bestimmte Personenkreise, z.B. Auszubildende oder behinderte Menschen, bestehen Sonder -
regelungen. Sie sind auch dann versicherungspflichtig, wenn an sich die Voraussetzungen einer geringfiigigen
Beschéftigung vorliegen.

Die Entscheidung tiber die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung im Einzelfall trifft die ortlich zustdndige gesetz -
liche Krankenkasse, fiir geringfiigige Beschaftigungen die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als
zentrale Einzugsstelle (www.minijobzentrale.de). Diese und alle anderen Sozialversicherungstréger stehen auch zur
Auskunft und Beratung zur Verfiigung.
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Wer kann sich freiwillig versichern?

Wer nicht versicherungspflichtig ist, kann in der Regel freiwillig Beitrdge zur allgemeinen Rentenversicherung zahlen.
Das gilt vor allem fiir Selbstdndige und Hausfrauen. Fiir Beamnte, Richter, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit gelten
bestimmte Einschrankungen.

Rehabilitation

»,Rehabilitation geht vor Rente“ — dieser Grundsatz ist ausdriicklich i Rentenrecht verankert. Deshalb priift der Tradger
der Rentenversicherung jeden Antrag auf Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit darauf, ob RehabilitationsmaB-
nahmen die Rentenleistung vermeiden kénnen.

Wer hat einen Rentenanspruch?

Rentenanspriiche sind davon abhéngig, dass bestimmte personliche und versicherungsrechtliche Voraussetzungen
erfiillt sind. Aus der gesetzlichen Rentenversicherung werden folgende Renten gezahlt:

= Renten wegen Alters

= Renten wegen verminderter Erwerbsfdhigkeit

= Hinterbliebenenrenten (Renten wegen Todes)

Grundvoraussetzung: Erfiilllung von Wartezeiten

Leistungen aus der Rentenversicherung kénnen nur beansprucht werden, wenn die Versicherten mindestens eine Zeit
lang der Versicherung angehort haben. Diese Mindestversicherungszeit ist die Wartezeit. Die allgemeine Wartezeit
von fiinf Jahren mit Beitragszeiten und Ersatzzeiten ist Voraussetzung fiir den Anspruch auf die Regelaltersrente, die
Renten wegen Erwerbsminderung und die Renten wegen Todes. Auf die Wartezeit von 15 Jahren fiir den Bezug der
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit und der Altersrente fiir Frauen werden ebenfalls
Beitragszeiten und Ersatzzeiten angerechnet. Auf die Wartezeit von 35 Jahren fiir die Altersrente fiir langjéhrig Ver-
sicherte und die Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen werden auch beitragsfreie Zeiten sowie Berticksich-
tigungszeiten wegen Kindererziehung angerechnet. Zu den beitragsfreien Zeiten gehoren beispielsweise bestimmte
Ausbildungszeiten, Zeiten der Krankheit und Arbeitslosigkeit.

Die vorzeitige Erfilllung der Wartezeit

Fiir Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit oder wegen Todes muss grundsétzlich die allgemeine Wartezeit von
finfJahren erfiillt sein. Allerdings kann die allgemeine Wartezeit auch vorzeitig erfiillt werden, wenn der Versicherte
wegen eines Arbeitsunfalls oder einer Wehr- oder Zivildienstbeschddigung vermindert erwerbsfdhig geworden oder
gestorben ist. AuBBerdem gilt: Wenn der Versicherte innerhalb von sechs Jahren nach der Ausbildung voll
erwerbsgemindert wird oder stirbt, haben er oder seine Hinterbliebenen bereits dann einen Rentenanspruch, wenn
der Versicherte in den letzten beiden Jahren vor dem Versicherungsfall mindestens ein Jahr lang Pflichtbeitrdage
gezahlt hat. Der Zeitraum von zwei Jahren verldngert sich um Zeiten einer schulischen Ausbildung nach Vollendung
des17. Lebensjahres um bis zu sieben Jahre.
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Altersrenten

Anspruch auf eine Rente wegen Alters hat nur der Versicherte selbst. Voraussetzung ist zunéchst das Erreichen eines
bestimmten Lebensalters (Altersgrenze). Daneben miissen - je nach Art der Altersrente — weitere Voraussetzungen
erfiillt werden.

Rente mit 67

Das Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur Starkung der Finan-
zierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) sieht eine stufenweise
Anhebung der Regelaltersgrenze von 65. auf das 67. Lebensjahr vom Jahr 2012 an bis zum Jahr 2029 und entsprechende
Anhebungen bei anderen Renten vor. Diese Neuregelungen finden Sie im Abschnitt ,,Rente mit 67¢.

Die Altersgrenzen fiir einen abschlagsfreien Rentenbezug

Um die Belastung der gesetzlichen Rentenversicherung durch die Inanspruchnahme vorzeitiger Altersrenten zu
begrenzen, wurden die Altersgrenzen fir einen abschlagsfreien Rentenbezug auf 65 Jahre angehoben. Die Altersgren-
zen fiir einen abschlagsfreien Rentenbezug bei der Altersrente fiir Frauen und der Altersrente wegen Arbeitslosigkeit
oder nach Altersteilzeitarbeit wurde von 60 auf 65 Jahre, bei der Altersrente fiir langjéahrig Versicherte von 63 auf 65
Jahre und bei der Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen von 60 auf 63 Jahre angehoben.

Dennoch ist eine vorzeitige Inanspruchnahme dieser Renten grundsétzlich moglich. Um die Mehraufwendungen der
Rentenversicherung aufgrund der ldngeren Rentenbezugsdauer auszugleichen, wird die monatliche Rente fiir jeden
Monat des vorgezogenen Rentenbezugs um einen Abschlag in Héhe von 0,3 Prozent verringert. Wird die Rente um fiinf
Jahre (60 Monate) vorgezogen, ergibt sich somit ein Abschlag von 18 Prozent. Ein iber das 65. Lebensjahr hinausgescho-
bener Rentenbeginn fithrt fiir jeden Monat zu Zuschldgen, die den monatlichen Rentenbetrag um 0,5% erhéhen.
Abschldge bzw. Zuschldge bleiben fiir die gesamte Rentenbezugsdauer auch iiber die Vollendung des 65. Lebensjahres
hinaus bestehen. Sie wirken sich auch auf die Héhe von Hinterbliebenenrenten aus.

Die fiir bestimmte Personengruppen geltenden Regelungen zum Vertrauensschutz bei der Anhebung der Alters-
grenzen sind bei den einzelnen Rentenarten weitgehend ausgelaufen.

Regelaltersrente

Anspruch auf die Regelaltersrente haben Versicherte, die die Regelaltersgrenze von derzeit 65 Jahren erreicht und die
allgemeine Wartezeit von 5 Jahren erfillt haben. Neben der Regelaltersrente darf unbeschrankt hinzuverdient
werden.

(Jahrgang 1947 und jiinger siehe Abschnitt ,,Rente mit 67



Rentenversicherung

Altersrente fiir langjéhrig Versicherte.

Versicherte konnen diese Altersrente vor Erreichen der Regelaltersgrenze von derzeit 65 Jahren mit Abschlégen in
Anspruch nehmen, wenn sie

m das63. Lebensjahr vollendet und

m die Wartezeit von 35 Jahren erfillt haben.

Nach bisher geltendem Recht sollte die Altersgrenze fiir die vorzeitige Inanspruchnahme dieser Altersrente fiir 1948
und spéter Geborene stufenweise auf 62 Jahre gesenkt werden. Diese Absenkung der Altersgrenze fiir den frithestmdog-
lichen Rentenzugang auf 62 Jahre unterbleibt.

(Jahrgang 1948 und jiinger siehe Abschnitt ,,Rente mit 67%)

Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen.

Anspruch auf diese Altersrente ohne Abschldge haben Versicherte, die

m  Altersgrenze von derzeit 63 Jahren erreicht haben,

m beiRentenbeginn als schwerbehinderte Menschen anerkannt sind und
m die Wartezeit von 35 Jahren erfillt haben.

Die vorzeitige Inanspruchnahme einer solchen Altersrente mit Abschldgen ist derzeit bereits nach Vollendung des
60. Lebensjahres moglich.

Anerkannte schwerbehinderte Menschen sind alle Personen mit einem Grad der Behinderung (GdB) von mindestens
50, solange sie ihren Wohnsitz in Deutschland oder in einem Mitgliedstaat der Européischen Union haben. Uber den
Grad der Schwerbehinderung entscheidet das Versorgungsamt. Auch nicht schwerbehinderte Versicherte konnen
Anspruch auf die Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen haben, wenn sie vor dem 1. Januar 1951 geboren wurden
und berufs- oder erwerbsunfidhig nach dem am 31. Dezember 2000 geltenden Recht sind.

Aus Griinden des Vertrauensschutzes konnen Versicherte, die vor dem 16. November 2000 das 50. Lebensjahr vollendet
haben und am 16. November 2000 als schwerbehindert geméa8 § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
anerkannt oder geméf dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Recht berufsunfdhig oder erwerbsunféhig waren, die
Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen bereits ab Vollendung des 60. Lebensjahres ohne Abschlédge in Anspruch
nehmen.

(Jahrgang 1951 und jinger siehe Abschnitt ,Rente mit 67%)
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Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit.

Versicherte, die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, konnen diese Altersrente mit Abschldgen in Anspruch nehmen,

wenn sie

m die Altersgrenze erreicht haben,

m die Wartezeit von 15 Jahren erfiillt haben,

= indenletzten 10 Jahren vor Rentenbeginn acht Jahre Pflichtbeitrdge fiir eine versicherte Beschéftigung oder
Tatigkeit geleistet haben und

m beiBeginn der Rente arbeitslos sind und nach Vollendung eines Lebensalters von 58 Jahren und sechs Monaten ins-
gesamt 52 Wochen arbeitslos waren oder vor Rentenbeginn mindestens 24 Monate Altersteilzeitarbeit geleistet

haben.

Die Altersgrenze fir die frithestmdogliche Inanspruchnahme dieser Altersrente von 2006 bis 2008 von 60 auf 63 Jahre
stufenweise angehoben. Im Januar 1946 Geborene werden diese Altersrente frithestens mit 60 Jahren und einen Monat
beziehen kénnen, im Februar 1946 Geborene frihestens mit 60 Jahren und zwei Monaten usw. Schlielich kdnnen im
Dezember 1948 und spéter Geborene frithestmoglich mit 63 Jahren diese Altersrente in Anspruch nehmen. Ein Renten-
bezug vor diesem Zeitpunkt ist —auch unter Inkaufnahme héherer Abschlége - bei dieser Altersrente grundsétzlich

nicht mehr moglich.

Das Birgertelefon des
Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales infor-
miert von Montag bis
Donnerstag von 8.00 bis
20.00 Uhr iiber die Rente
unter 01805 676710 fur
14 Cent/Min. aus dem
deutschen Festnetz.

Einen Vertrauensschutz genieBen jedoch Versicherte, die bereits vor dem 1. Januar 2004 rechtsver-
bindlich die Beendigung ihres Arbeitsverhéltnisses vereinbart haben (zum Beispiel Vertrag tiber
Altersteilzeitarbeit oder Aufhebungsvertrag) oder an diesem Tag bereits arbeitslos oder beschéf-
tigungslos waren. Fiir sie wird die Altersgrenze fiir die frithestmd&gliche Inanspruchnahme nicht
angehoben.

Der 10-Jahres-Zeitraum, innerhalb dessen acht Jahre mit Pflichtbeitrédgen liegen miissen, wird
durch bestimmte darin liegende Tatbestdnde wie Anrechnungszeiten, insbesondere wegen

Arbeitslosigkeit ohne Pflichtbeitragszahlung, zugunsten des Versicherten verldngert.

Eine Altersteilzeit liegt vor, wenn fiir mindestens 24 Kalendermonate Altersteilzeitarbeit geleistet

wurde; dabei kommt es nicht darauf an, dass die Altersteilzeitarbeit von der Arbeitsagentur geférdert wurde.

Die Arbeitslosigkeit wird grundsétzlich durch eine Bescheinigung der Agentur fiir Arbeit nachgewiesen.

Altersrente fiir Frauen

Anspruch auf diese Altersrente - mit Abschldgen - haben vor 1952 geborene Frauen, die

m das60. Lebensjahr vollendet haben,

m die Wartezeit von 15 Jahren erfiillt haben und

m nach Vollendung des 40. Lebensjahres mehr als zehn Jahre Pflichtbeitrége fiir eine versicherte Beschaftigung oder
Tatigkeit geleistet haben.
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Renten wegen verminderter Erwerbsfdhigkeit

Diese Renten ersetzen das Einkommen, wenn der Versicherte eingeschrankt oder gar nicht mehr erwerbsfahig ist.
Dabei gelten folgende versicherungsrechtliche Voraussetzungen: Der Versicherte muss in den letzten 5 Jahren vor Ein-
tritt der Erwerbsminderung (zuziiglich Anrechnungszeiten, Beriicksichtigungszeiten wegen Kindererziehung)
mindestens 3 Jahre Pflichtbeitrdge gezahlt und die allgemeine Wartezeit von 5 Jahren erfiilllt haben. Ausnahme: Diese
Voraussetzung gilt nicht, wenn die Erwerbsminderung aufgrund eines Umstandes eingetreten ist, durch den die allge-
meine Wartezeit als erfiillt gilt.

Die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen sind ebenfalls erfiillt, wenn die allgemeine Wartezeit vor 1984 erfiillt
und ab 1984 jeden Monat bis zum Eintritt der Erwerbsminderung mit rentenrechtlichen Zeiten belegt ist.

Renten wegen verminderter Erwerbsfdhigkeit werden ldngstens bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze gezahlt
—-anschlieBend hat der Versicherte einen Anspruch auf Regelaltersrente in mindestens gleicher Hoéhe.

Im Einzelnen gibt es folgende Leistungsarten:

1. Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung: Teilweise erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen einer gesund-
heitsbedingten Minderung der Erwerbsfahigkeit au8erstande sind, unter den iiblichen Bedingungen des allge-
meinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden téglich erwerbstétig zu sein. Als Rente wegen teilweiser Erwerbs-
minderung erhélt der Versicherte die Hélfte einer Rente wegen voller Erwerbsminderung.

2. Rente wegen voller Erwerbsminderung: Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen einer gesundheits-
bedingten Minderung der Erwerbsféhigkeit au8erstande sind, unter den tiblichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden téglich erwerbstétig zu sein. Versicherte, die noch mindestens drei, aber
nicht mehr sechs Stunden téglich arbeiten, das verbliebene Restleistungsvermogen wegen Arbeitslosigkeit aber
nicht in Erwerbseinkommen umsetzen kénnen, erhalten ebenfalls eine volle Erwerbsminderungsrente. Die Hohe
der Rente wegen voller Erwerbsminderung entspricht einer vorzeitig in Anspruch genommenen Altersrente fiir
schwerbehinderte Menschen.

3. Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunféhigkeit: Sie wird an vor dem 2. Januar 1961 geborene Ver-
sicherte gezahlt, die wegen einer gesundheitsbedingten Minderung der Erwerbsfdhigkeit in ihrem bisherigen
Beruf oder einem zumutbaren anderen Beruf nicht mehr mindestens sechs Stunden téglich arbeiten kénnen. Sie
entsprichtin der Hohe der Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung.

4. Renten wegen voller Erwerbsminderung fiir Behinderte: Versicherte, die bereits vor Erfiilllung der allgemeinen
Wartezeit von fiinf Jahren voll erwerbsgemindert waren und seitdem ununterbrochen voll erwerbsgemindert sind,
haben Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung, wenn sie eine Wartezeit von 20 Jahren erfiillt haben.
Dieser Rentenanspruch kann auch mit freiwilligen Beitrdgen erworben werden.

Zeitrenten

Renten wegen verminderter Erwerbsfédhigkeit werden grundsétzlich auf Zeit geleistet. Sie werden jedoch unbefristet

geleistet, wenn

m der Anspruch auf die Rente unabhéngig von der Arbeitsmarktlage besteht und

= unwahrscheinlich ist, dass die Minderung der Erwerbsfédhigkeit behoben werden kann; hiervon ist in jedem Fall
nach einer Gesamtdauer der Befristung von neun Jahren auszugehen.
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Hinzuverdienst

Die Versichertenrenten stellen den Ersatz fiir ausgefallene Verdienste dar. Wird neben der Rente zuséatzlich Erwerbs-
einkommen bezogen, so bestehen fiir vorgezogene Versichertenrenten bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze (bis
Jahrgang 1946 Vollendung des 65. Lebensjahres) bestimmte Hinzuverdienstgrenzen. Als Hinzuverdienst berticksichtigt
werden Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen und vergleichbares Einkommen. Nicht als Arbeitsentgelt gilt das Entgelt,
das eine Pflegeperson von dem Pflegebedirftigen erhdlt, wenn es den entsprechenden Pflegegeldbetrag nicht
ubersteigt oder Entgelt, das ein Behinderter in einer Werkstatt fiir behinderte Menschen erhélt. Bei Renten wegen ver-
minderter Erwerbsfdhigkeit wird auch bestimmtes Erwerbsersatzeinkommen als Hinzuverdienst beriicksichtigt.

Altersrenten

Bei den Hinzuverdienstmoglichkeiten neben einer Altersrente ist es von Bedeutung, ob die Regelaltersgrenze schon er-
reicht wurde und ob eine Voll- oder Teilrente bezogen wird.

Regelaltersrenten

Bei Bezug der Regelaltersrente darf unbeschrankt hinzuverdient werden. Wer bereits eine Altersrente vor Erreichen
der Regelaltersgrenze bezogen hat, darf ab dem Monatsersten nach Erreichen der Regelaltersgrenze ebenfalls
unbegrenzt hinzuverdienen.

Altersrenten vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze

Bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze darf neben einer Altersrente nur eingeschrankt hinzuverdient werden. Wer
eine Vollrente erhélt, darf bis zu 400 EUR brutto monatlich hinzuverdienen. Innerhalb eines Kalenderjahres ist ein
zweimaliges Uberschreiten dieses Betrages bis zum Doppelten (zum Beispiel durch Urlaubs- und Weihnachtsgeld)
zuldssig. Wird die Hinzuverdienstgrenze tiberschritten, fiihrt dies aber nicht automatisch zum Wegfall der Rente. Die
Rente kann dann in eine Teilrente umgewandelt werden, die einen héheren Hinzuverdienst erlaubt.

Die Altersrente wird in Abh&ngigkeit vom erzielten Erwerbseinkommen als Teilrente von zwei Dritteln, der Hélfte oder
einem Drittel der Vollrente gezahlt. Die Héhe des individuellen Hinzuverdienstes orientiert sich an dem Verdienst der
letzten drei Kalenderjahre vor Rentenbeginn. Lag in den letzten Jahren kein oder nur ein sehr geringer Verdienst vor,
wird einer sog. Mindesthinzuverdienstgrenze ein halbes Durchschnittsentgelt zugrunde gelegt.

Uber die fiir Sie maBgebenden Hinzuverdienstgrenzen kénnen Sie sich bei Ihrem Rentenversicherungstriager infor-
mieren.

Rentnerinnen und Rentner kénnen die maBgebenden Hinzuverdienstgrenzen ihrem Rentenbescheid entnehmen. Sie
sind verpflichtet, dem Rentenversicherungstriger das Uberschreiten einer Hinzuverdienstgrenze mitzuteilen.
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Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit

Auch Bezieherinnen und Bezieher einer Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit konnen wahrend des
Rentenbezugs bis zu einer bestimmten Grenze Geld hinzuverdienen. Wer eine Rente wegen voller Erwerbsminderung
in voller Hohe bezieht, darf bis zu 400 EUR brutto monatlich hinzuverdienen. Fiir Teilrenten gibt es - &hnlich wie bei
den Altersteilrenten - individuelle, vom zuletzt versicherten Entgelt abhdngige und allgemeine, fiir alle Versicherten
mindestens geltende Hinzuverdienstgrenzen. Ein zweimaliges Uberschreiten der Hinzuverdienstgrenzen im Kalender-
jahr (zum Beispiel durch Urlaubs- und Weihnachtsgeld) ist bis zum Doppelten zul&ssig.

Wer Rente wegen verminderter Erwerbsfdhigkeit bezieht, ist verpflichtet, dem Rentenversicherungstrager jede Auf-
nahme einer Beschéftigung mitzuteilen. Wird eine Beschaftigung ausgeiibt, weil sich der Gesundheitszustand der
Rentnerin oder des Rentners grundsétzlich gebessert hat, muss der Leistungstrdager tiberpriifen, ob die Anspruchs-
voraussetzungen fiir den Rentenbezug noch vorliegen. Unter Umstdnden kann eine Rente wegen Erwerbsminderung
entzogen werden, wenn die gesundheitlichen Einschrédnkungen, die zur Berentung gefiihrt haben, behoben sind. Die
Entscheidung hiertiber trifft der Rentenversicherungstréager.

Renten wegen Todes

Witwen-/Witwerrenten

Anspruch auf Witwen-/Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung besteht fiir iberlebende Ehegatten, die
nach dem Tode des Ehegatten nicht wieder geheiratet haben, wenn die verstorbenen Ehegatten die allgemeine Warte-
zeit erfiillt haben. Die allgemeine Wartezeit betrdgt fiinf Jahre. Die groe Witwenrente wird in Hohe von 55 % der Rente
des verstorbenen Versicherten (nach altem Recht 60 % der Versichertenrente des Verstorbenen ohne Kinderzuschlag)
gezahlt, wenn die Witwe/Witwer das 45. Lebensjahr vollendet hat oder erwerbsgemindert ist oder ein Kind unter

18 Jahren erzieht oder wenn sie fiir ein Kind sorgt, das aufgrund einer Behinderung auf3erstande ist, sich selbst zu unter-
halten. Zuséatzlich wird fiir das erste Kind, das erzogen wurde, ein Zuschlag von zwei Entgeltpunkten gezahlt. Fiir das
zweite und jedes weitere Kind betrdgt der Zuschlag jeweils einen Entgeltpunkt. Ist keine der oben genannten Voraus-
setzungen erfiillt, wird eine kleine Witwenrente fir einen Zeitraum von langstens 24 Monaten (nach altem Recht ohne
zeitliche Begrenzung) in Héhe von 25 % der Rente des verstorbenen Versicherten gezahlt. Auf die Witwen-/Witwer-
renten wird ein Teil des Einkommens des tiberlebenden Ehegatten angerechnet.

Aus Vertrauensschutzgriinden bleibt das alte Hinterbliebenenrecht weiterhin fiir Enepaare giiltig, deren Ehe vor dem
1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindestens ein Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist.

Die Leistungsanspriiche gelten entsprechend auch bei eingetragenen Lebenspartnerschaften.
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Waisenrente

Waisenrente erhalten nach dem Tod des Versicherten seine Kinder. Der Anspruch besteht bis zur Vollendung des

18. Lebensjahres, dariiber hinaus bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres, wenn die Waise sich in Schul- oder Berufsaus-
bildung befindet oder sich in einer Ubergangszeit von héchstens vier Kalendermonaten zwischen zwei Abschnitten
(zum Beispiel Ausbildung und gesetzlicher Wehr- oder Zivildienst oder eines freiwilligen Dienstes) befindet oder ein
freiwilliges soziales oder 6kologisches Jahr leistet, oder wegen korperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung
auBerstande ist, sich selbst zu unterhalten. Vollwaisen erhalten ein Fiinftel, Halbwaisen ein Zehntel der vollen
Versichertenrente. Hierzu wird noch ein Zuschlag gezahlt. Waisenrenten an tiber 18-jahrige Waisen unterliegen der
Einkommensanrechnung.

Erziehungsrente

Eine weitere Rente wegen Todes ist die Erziehungsrente. Sie ist eine eigenstdndige Sicherung fiir Personen, die geschie-
den sind und Kinder erziehen.

Anspruch auf Erziehungsrente haben Versicherte, wenn

m dergeschiedene Ehepartner verstorben ist,

= solangesie ein eigenes Kind oder das des verstorbenen Partners erziehen,

= sienichtwieder geheiratet haben,

m sieselbst bis zum Tode des geschiedenen Ehegatten die allgemeine Wartezeit erfiillt haben und

m die Ehe geschieden wurde (alte Linder: Scheidungen nach dem 30. Juni 1977; neue Lédnder: Scheidungen nach dem
31. Dezember 1991).

Die Rente wird wie eine Altersrente berechnet, aus rentenrechtlichen Zeiten und den tibertragenen Anwartschaften

aus dem Versorgungsausgleich des eigenen Versichertenkontos.

Auch die Erziehungsrenten unterliegen der Einkommensanrechnung. Hier gelten die Freibetrage fir Witwen-|
Witwerrenten entsprechend.

Einkommensanrechnung

Eigenes Einkommen (Erwerbs-, Erwerbsersatz- sowie Vermogenseinkiinfte) wird, soweit es den Freibetrag tiber-
schreitet, zu 40% auf die Hinterbliebenenrente angerechnet. Dies gilt entsprechend bei Leistungsanspriichen aus einer
eingetragenen Lebenspartnerschaft.

Die Einkommensanrechnung nach altem Recht -Anrechnung von Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen - gilt aus
Vertrauensschutzgriinden fiir Ehepaare, deren Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde und wenn mindestens
ein Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist, weiter. Fir Witwen-/Witwerrenten und Erziehungsrenten betragen
die Freibetrage zurzeit

Alte Lander 718,08 EUR

Neue Lander 637,03 EUR

Der Freibetrag erhoht sich fiir jedes Kind, das Anspruch auf Waisenrente hat, um
Alte Lander 152,32 EUR
Neue Lander 135,13 EUR
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Die Freibetrage bei Waisenrenten an tiber 18-jahrige Waisen betragen zurzeit
Alte Lander 478,72 EUR
Neue Lander 424,68 EUR

Die Freibetrdge sind an den aktuellen Rentenwert gekoppelt und damit dynamisch.

Rentensplitting unter Ehegatten

Zum Ausbau der eigenstdndigen Alterssicherung der Frauen wird jiingeren Ehegatten die Moglichkeit eingerdumt,
ihre in der Ehezeit erworbenen Rentenanspriiche partnerschaftlich aufzuteilen. Anstelle der herkémmlichen Ver-
sorgung von Verheirateten und Verwitweten (zu Lebzeiten beider Ehegatten erhélt jeder seine eigene Versicherten-
rente und beim Tod des ersten Ehegatten wird dem/der Uberlebenden zusitzlich zu seiner/ihrer eigenen Rente eine
subsididre abgeleitete Hinterbliebenenrente gewéhrt) kann durch eine tibereinstimmende Erkldrung beider Ehe-
gatten ein Rentensplitting der gemeinsam in der Ehezeit erworbenen Rentenanwartschaften erreicht werden. Die
Wirkung dieser partnerschaftlichen Teilung tritt regelméBig bereits zu Lebzeiten beider Ehegatten (ndmlich bei der
Gewdhrung einer Vollrente wegen Alters auch fiir den zweiten Ehegatten) ein. Das Rentensplitting fiihrt regelmésBig zu
hoheren eigenstdndigen Rentenleistungen fiir die Frau, die auch im Hinterbliebenenfall nicht der Einkommensanrech-
nung unterliegen und bei Wiederheirat nicht wegfallen.

Ein Splitting wird allerdings nur durchgefiihrt, wenn bei beiden Ehegatten jeweils 25 Jahre an rentenrechtlichen Zeiten
vorhanden sind.

Die Leistungsanspriiche gelten entsprechend auch fiir eingetragene Lebenspartnerschaften.

Rente mit 67

Das Gesetz zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur Starkung der Finanzie-
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) sieht eine stufenweise
Anhebung der Regelaltersgrenze vom 65. auf das 67. Lebensjahr vom Jahr 2012 an bis zum Jahr 2029 und entspre-
chende Anhebungen bei anderen Renten vor.

Fiir Versicherte der Geburtsjahrgange vor 1952, fiir die es derzeit noch unter bestimmten Voraussetzungen die Alters-
rente fiir Frauen und die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit gibt, verbleibt es hinsichtlich
dieser Altersrenten beim geltenden Recht und damit bei den heute geltenden Altersgrenzen, und zwar auch dann,
wenn der Zugang in diese Altersrenten erst nach dem Jahr 2011 erfolgt.

Im Einzelnen

Regelaltersrente

Bei der Regelaltersrente wird die Altersgrenze ab Geburtsjahrgang 1947 stufenweise auf das 67. Lebensjahr angehoben.
Die Stufen der Anhebung betragen zundchst einen Monat pro Jahrgang (Regelaltersgrenze von 65 auf 66 Jahre) und

dann ab Geburtsjahrgang 1959 zwei Monate pro Jahrgang (Regelaltersgrenze von 66 auf 67 Jahre). Fiir alle nach 1963
Geborenen gilt die Regelaltersgrenze von 67 Jahren.
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Altersrente fiir besonders langjahrig Versicherte

Mit Beginn der stufenweisen Anhebung der Regelaltersgrenze zum 1. Januar 2012 wird fiir besonders langjihrig Ver-
sicherte eine neue Altersrente eingefiihrt. Anspruch auf einen abschlagsireien Renteneintritt nach Vollendung des
65. Lebensjahres haben Versicherte, die mindestens 45 Jahre mit Pflichtbeitrdgen aus Beschéftigung, selbstédndiger
Tatigkeit und Pflege sowie Zeiten der Kindererziehung bis zum 10. Lebensjahr des Kindes erreichen.

Altersrente fiir langjéahrig Versicherte

Bei der Altersrente fiir langjahrig Versicherte wird die Altersgrenze fiir einen abschlagsfreien Rentenzugang ab
Geburtsjahrgang 1949 stufenweise vom 65. auf das 67. Lebensjahr angehoben. Die vorzeitige Inanspruchnahme dieser
Altersrente ist - wie zur Zeit - friithestens mit 63 Jahren unter Inkaufnahme von Rentenminderungen maoglich. Die nach
bisherigem Recht vorgesehene Absenkung der Altersgrenze fiir den frithestmdglichen Rentenzugang auf 62 Jahre
unterbleibt. Die Rentenminderung betragt 0,3 % der Rente fiir jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme.

Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen

Bei der Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen wird die Altersgrenze fiir einen abschlagsfreien Rentenzugang ab
Geburtsjahrgang 1952 stufenweise vomn 63. auf das 65. Lebensjahr und fiir die frithestmdogliche Inanspruchnahme
stufenweise vom 60. auf das 62. Lebensjahr angehoben. Die Rentenminderung betrdgt 0,3 % der Rente fiir jeden Monat
der vorzeitigen Inanspruchnahme. Damit verbleibt es bei einem maximalen Abschlag in Hohe von 10,8%.

Renten wegen verminderter Erwerbsfahigkeit und Hinterbliebenenrenten

Das Referenzalter fiir die Berechnung von Abschldgen bei Inanspruchnahme einer Rente wegen verminderter Erwerbs-
fédhigkeit oder einer Hinterbliebenenrente wird stufenweise auf das 65. Lebensjahr angehoben. Fir Versicherte mit

35 Pflichtbeitragsjahren (40 Pflichtbeitragsjahren ab dem Jahr 2024) verbleibt es bei dem bisherigen Referenzalter von
63 Jahren. Als Pflichtbeitragsjahre gelten dieselben Zeiten wie bei der Altersrente fiir besonders langjdhrig Versicherte.
Der maximale Abschlag verbleibt bei 10,8%.

Grof3e Witwenrente und Witwerrente

Die Altersgrenze fiir diese Renten wird stufenweise vom 45. auf das 47. Lebensjahr angehoben. Unveréndert bleiben die
Regelungen fiir den Anspruch auf diese Rente wegen aktueller Kindererziehung oder beim Vorliegen einer Erwerbs-
minderung.

Vertrauensschutz

Vertrauensschutz ist im Wesentlichen dadurch gegeben, dass die Anhebung erstim Jahre 2012 beginnt und in sehr

moderaten Schritten erfolgt. Durch eine Vorlaufzeit von mehreren Jahren haben Arbeitnehmer und Arbeitgeber
genugend Zeit, ihre Planungen anzupassen.
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Besonderen Vertrauensschutz bei der Anhebung der Altersgrenzen fiir die Altersrenten haben Angehorige der
Geburtsjahrgédnge 1954 und alter, wenn sie bereits vor dem 1. Januar 2007 verbindlich Altersteilzeitarbeit vereinbart
haben. Besonderen Vertrauensschutz bei der Altersrente fiir schwerbehinderte Menschen haben nur die Personen, die
zusdtzlich am 1. Januar 2007 schwerbehindert gemaf § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch waren.

Ferner ist durch eine Anpassung der arbeitsrechtlichen Schutzvorschrift des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sicher-
gestellt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhéltnis auf einen Zeitpunkt befristet ist, in dem
sievor Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen Alters haben, entsprechend den Anhebungs-
schritten bis zum Alter 67 weiter arbeiten konnen.

Anhebung der Altersgrenzen

Rentenarten Geltendes Recht Zukiinftiges Recht
Regelaltersrente 65 +2 =67
Altersrente fiir besonders langjahrig abschlagsfrei =65 (neue Rente)

Versicherte mit45 Pflichtbeitragsjahren

Altersrente fiir langjahrige Versicherte mit Abschlag: 63 63

mit 35 Versicherungsjahren Abschlagshdhe 7.2% +7.2% =14,4%
abschlagsfrei: 65 +2 =67

Altersrente fiir schwerbehinderte mit Abschlag: 60 +2 =62

Menschen mit 35 Versicherungsjahren abschlagsfrei: 63 +2 =65

Altersrente fir Frauen mit Abschlag: 60 =60 (unverandert)

(fur Versicherte derlahrgange bis 1951) abschlagsfrei: 65 =65 (unverandert)

Altersrente wegen Arbeitslosigkeit mit Abschlag: 63 =63 (unverandert)

oder nach Altersteilzeitarbeit abschlagsfrei: 65 =65 (unveréndert)

(fur Versicherte der Jahrgange bis 1951)

Rentenberechnung

Beitragszeiten

Wie hoch die Rente ist, richtet sich in erster Linie nach Ihren Arbeitsentgelten und Arbeitseinkommen, die durch
Beitrdge versichert sind. Als Beitragszeit gelten auch Zeiten, in denen Sie Kinder erzogen oder jemanden nicht erwerbs-
maéBig gepflegt haben.

Welchen Wert eine Beitragszeit hat, hdngt davon ab, in welchem Verhéltnis Ihr jahrliches Bruttoarbeitsentgelt zum
Durchschnittsentgelt aller Versicherten steht. Nun gibt es einige Beitragszeiten, in denen niedrige Entgelte versichert
werden. Sonderregelungen existieren beispielsweise fiir Zeiten der beruflichen Ausbildung, der Kindererziehung und
nicht erwerbsméaBigen Pflege, des Wehr- und Zivildienstes.
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Ersatzzeiten

Durch Ersatzzeiten sollen imn Rahmen des sozialen Ausgleichs der Rentenversicherung Nachteile vermieden werden,
die wegen der infolge der Kriegsereignisse unterbliebenen Beitragszahlung sonst eingetreten wéren. Zu den Ersatz-
zeiten zdhlen auch Zeiten des politischen Gewahrsams in der ehemaligen DDR.

Pflegezeiten

Nach dem Pflege-Versicherungsgesetz sind Zeiten der nicht erwerbsmaéfBigen héduslichen Pflege seit1.4.1995 (mindes-
tens 14 Stunden wochentlich) Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung mit allen Konsequenzen.
Pflegezeiten wirken sich danach sowohl rentensteigernd als auch rentenbegriindend aus. Dabei richtet sich die Bewer-
tung der Zeiten einer Pflegetatigkeit nach dem Grad der Pflegebediirftigkeit und nach dem Umfang der Pflegetétig-
keit. Die Pflegeversicherung tibernimmt fiir diejenigen, die einen pflegebediirftigen Angehorigen im hduslichen
Bereich pflegen, die Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung. Dies gilt auch fir Pflegepersonen, deren
gleichzeitige Erwerbstétigkeit als Arbeitnehmer 30 Stunden in der Woche nicht tibersteigt. Ausgeschlossen von der
Anrechnung der Pflegepflichtbeitragszeit sind bestimmte versicherungsfreie Personengruppen, z.B. Bezieher einer
Vollrente wegen Alters. Der monatliche Rentenertrag fiir ein Jahr Pflegetétigkeit kann maximal gut 20 EUR betragen.

Kindererziehungszeiten

Kindererziehungszeiten betragen fiir Geburten bis 1991 ein Jahr und sind fiir Geburten ab 1992 auf die ersten drei
Lebensjahre ausgedehnt worden.

Kindererziehungszeiten wirken rentenbegriindend und rentensteigernd. Das bedeutet u. a., dass sie auch auf die
Wartezeit fiir die Rente wegen Minderung der Erwerbsfdhigkeit oder wegen Alters angerechnet werden. Eine Alters-
rente erhélt deshalb bei Geburten vor 1992 auch die Frau, die 5 Kinder erzogen hat oder die 2 Kinder erzogen und fir 3
Jahre Beitrage entrichtet hat. Bei Geburten ab 1992 reicht die Erziehung von zwei Kindern aus, um diese Wartezeit zu
erfiillen.

Die Kindererziehungszeit wird rentenrechtlich wie eine Pflichtbeitragszeit aufgrund einer Erwerbstétigkeit bewertet,
und zwar vom 1. Juli 2000 an mit 100 % des Durchschnittseinkommens. Daraus ergibt sich derzeit ein Rentenertrag von
rund 27 EUR in den alten bzw. rund 24 EUR in den neuen Bundesldndern monatlich fiir jedes Jahr der Kindererziehung.
Dartiber hinaus werden Beriicksichtigungszeiten angerechnet.

Erziehung in der Beriicksichtigungszeit

Die Bertiicksichtigungszeit wegen Kindererziehung beginnt mit dem Tag der Geburt des Kindes und endet am Tag der
Vollendung des 10. Lebensjahres des Kindes. Sie wirkt sich nicht wie andere rentenrechtlichen Zeiten direkt auf die
Hohe der Leistung aus. Sie hat eine rentenrechtliche Bedeutung fiir die Erfiillung der Wartezeit von 35 Jahren bei
vorzeitigen Altersrenten an langjahrig Versicherte, den erweiterten Versicherungsschutz bei Renten wegen vermin-
derter Erwerbsféhigkeit, die Gesamtleistungsbewertung fiir beitragsfreie Zeiten u.a.
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Fir Erziehungspersonen, die wahrend der ersten 10 Lebensjahre des Kindes erwerbstétig sind, diese Tétigkeit aber
wegen der Kindererziehung vor allem in Form von Teilzeitarbeit ausiiben und regelméfBig unterdurchschnittlich
verdienen, wird die Rente aufgewertet. Dabei erfolgt fir Zeiten ab 1992 eine Erh6hung der individuellen Entgelte um
50 % auf maximal 100 % des Durchschnittseinkommens, wenn insgesamt 25 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten (auch

Kinderbertiicksichtigungszeiten zéhlen hierbei mit) vorliegen.

Bei gleichzeitiger Erziehung von mindestens zwei Kindern unter

10 Jahren werden nicht mit Kindererziehungszeiten belegte Zeiten
durch eine Gutschrift von 0,33 Entgeltpunkten jahrlich begtinstigt.
Dies gilt fiir Zeiten ab 1992, wenn 25 Jahre mit rentenrechtlichen
Zeiten (einschl. Kindererziehungs- und -beriicksichtigungszeiten) vor-
liegen.

Auch Erziehende, die ein pflegebediirftiges Kind betreuen, erhalten
ab dem 4. Lebensjahr eines pflegebediirftigen Kindes bis zu dessen

18. Lebensjahr eine Auf-wertung des Rentenversicherungsbeitrages
der Pflegekasse um 50 % bis maximal 100 % des Durchschnittsein-
kommens. Auch dies gilt fiir Zeiten ab 1992, wenn 25 Jahre mit renten-
rechtlichen Zeiten (einschl. Kindererziehungs und -berticksichti-
gungszeiten) vorliegen.

Anrechnungszeiten

Anrechnungszeiten werden vor allem dann berticksichtigt, wenn Ver-
sicherte aus nicht von ihnen zu vertretenden Griinden an der Beitrags-
zahlung zur Rentenversicherung gehindert sind. Dies sind vor allem
Zeiten der Arbeitsunféhigkeit, der Arbeitslosigkeit bzw. Ausbildungs-
suche sowie der schulischen Ausbildung nach dem vollendeten

17. Lebensjahr bis zu einer Héchstdauer von 8 Jahren.

Zurechnungszeiten

Die Rentenformel
Drei Faktoren bestimmen die Hohe einer Rente:

PEP  Personliche Entgeltpunkte Versichertes Arbeits-
entgelt (bis zur Beitragsbemessungsgrenze) fiir
jedes Kalenderjahr geteilt durch das Durch-
schnittsentgelt aller Versicherten fiir dasselbe
Kalenderjahr, aufsummiert fiir das gesamte Ver-
sicherungsleben und multipliziert mit dem
Zugangsfaktor (ZF).

RAF Rentenartfaktor
Ein nach dem Sicherungsziel der zu berechnen-
den Rente festgelegter Faktor

AR Aktueller Rentenwert
Betrag, der einer monatlichen Rente wegen
Alters entspricht, die sich aus Beitragen auf-
grund eines Durchschnittentgelts fir ein Kalen-
derjahrergibt
(z.Zt. 27,20 EUR (West), 24,13 EUR (Ost)).

PEP x RAF x AR = Monatsrente

Die Zurechnungszeit hat Bedeutung fiir Renten wegen verminderter Erwerbsfdhigkeit und fiir Renten wegen Todes.
Wer in jungen Jahren vermindert erwerbsfdhig wird oder stirbt, hat in der Regel erst geringe Rentenanwartschaften
aufbauen konnen. Damit der Versicherte oder seine Hinterbliebenen dennoch eine angemessene Sicherung erhalten,
wurde die Zurechnungszeit geschaffen. Es wird bei der Rentenberechnung so getan, als sei der Versicherte weiterhin
bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres beitragspflichtig beschéaftigt gewesen.

Rente nach Mindesteinkommen

Bei Versicherten mit niedrigen Pflichtbeitragen werden alle vollwertigen Pflichtbeitrédge vor 1992 angehoben, und
zwar auf das 1,5fache des erreichten Wertes, hochstens jedoch auf 75% des Durchschnittsentgelts. Voraussetzung ist,

dass 35 Jahre mit rentenrechtlichen Zeiten vorliegen.
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Aufwertung bestimmter Pflichtbeitragszeiten

m Berufsausbildung:
Zeiten einer tatsdchlichen Berufsausbildung werden mindestens anhand des tatséchlichen Verdienstes bewertet.
Zusatzlich erfolgt eine Hoherbewertung fiir maximal 3 Jahre auf Grundlage des Wertes, der sich fiir alle
angerechneten Zeiten des Versicherten im Durchschnitt seines gesamten Versicherungslebens ergibt, maximal auf
75% des Durchschnittsentgelts aller Versicherten.

= Niedrige Pflichtbeitrdge von Behinderten:
Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage, nach der fiir Behinderte in anerkannten Werkstdtten und vergleich-
baren Einrichtungen Beitrdge gezahlt werden, betrdagt 80% der BezugsgrofBe. Die Bezugsgrée wird jahrlich neu
festgelegt. Im Jahr 2010 betrédgt sie monatlich 2.550 EUR in den alten und 2.170 EUR in den neuen Bundesldndern.

m Pflichtbeitrdge von Wehr- und Zivildienstleistenden:
Fiir Wehr- und Zivildienstleistende werden die Pflichtbeitrdge aus einem fiktiven Verdienstin Héhe von 60% der
BezugsgroBe durch den Bund gezahlt.

Die Rentenformel

Bei der lohn- und beitragsbezogenen Rente gilt ein Grundsatz: Wie hoch Ihre Rente ist, richtet sich vor allem nach der
Hohe der Arbeitsentgelte und Arbeitseinkommen, die Sie wahrend des Versicherungslebens durch Ihre Beitrdge ver-
sichern. Das Arbeitsentgelt und -einkommen, das Sie in den einzelnen Kalenderjahren durch Beitrage versichern, wird
in Entgeltpunkte umgerechnet. Auch fiir beitragsfreie Zeiten konnen Entgeltpunkte angerechnet werden. Deren Hohe
héngtdavon ab, wie hoch die Arbeitsentgelte und -einkommen sind, die Sie in der Gibrigen Zeit versichert haben.

Der Rentenartfaktor bestimmt, welches Ziel die jeweilige Rentenart im Verhéltnis zu einer Altersrente sichern soll.

Wenn Sie eine Altersrente vorzeitig in Anspruch nehmen oder nach dem Erreichen der Regelaltersgrenze darauf
verzichten, werden Vor- und Nachteile einer unterschiedlichen Dauer des Rentenbezugs durch einen Zugangsfaktor
vermieden.

Der aktuelle Rentenwert ist der Betrag, der einer monatlichen Altersrente aus Beitrdgen eines Durchschnittsverdieners
fir ein Jahr entspricht. Er ist Teil der Rentenformel.

Gesamtleistungsbewertung

Bei der Rentenberechnung werden auch bestimmte beitragsfreie oder beitragsgeminderte Zeiten beriicksichtigt. Zu
den beitragsfreien Zeiten gehéren Anrechnungs-, Zurechnungs- und Ersatzzeiten. Dabei gilt: Aus allen Beitragszeiten
(Pflicht- und freiwillige Beitrdge) wird als Durchschnittswert der so genannte Gesamtleistungswert ermittelt. Zwar
mindern versicherungsrechtliche Liicken grundsétzlich die Bewertung, nicht jedoch beitragsfreie oder beitragsge-
minderte Zeiten. Beriicksichtigungszeiten wegen Kindererziehung steigern die Werte fiir beitragsfreie und beitrags-
geminderte Zeiten.
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Rentenanpassung

Die Rentenanpassung erfolgt auf der Grundlage der Verdnderung des aktuellen Rentenwerts beziehungsweise des ak-
tuellen Rentenwerts (Ost) regelméBig zum 1. Juli eines Jahres. Der angepasste Brutto-Monatsbetrag der Rente wird
ermittelt, indem der neue aktuelle Rentenwert mit den anderen Faktoren der Rentenformel multipliziert wird.

Fiir die Anpassung der Renten ist zunéchst die Entwicklung des (Brutto-)Einkommens der aktiven Beschéftigten unter
Berticksichtigung der Entwicklung der Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung maf3gebend. Einbezogen in
die Rentenanpassung werden auch die Aufwendungen der Arbeitnehmer fiir die gesetzliche Rentenversicherung
(Beitragssatz) und private Altersvorsorge (Altersvorsorgeanteil). Durch einen Nachhaltigkeitsfaktor wird zusétzlich die
Entwicklung des zahlenméBigen Verhaltnisses von Rentnern und Beitragszahlern bei der Rentenanpassung bertick-
sichtigt. Sinkt die Anzahl an Beitragszahlern, fallen die Rentenerh6hungen tendenziell niedriger aus. Steigt hingegen
die Zahl der Beitragszahler, féllt auch die Rentenerhéhung im Regelfall stdrker aus. Durch den Nachhaltigkeitsfaktor
werden sowohl die Auswirkungen der verldngerten Lebenserwartung als auch die Entwicklung der Geburten und der
Erwerbstétigkeit auf die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung zu einem Teil auf die Rentnerinnen und
Rentner tibertragen.

Eine Schutzklausel stellt aber sicher, dass es bei der Rentenanpassung weder durch die Dampfungsfaktoren
(Altersvorsorgeanteil, Nachhaltigkeitsfaktor) zu einer Verringerung des bisherigen Monatsbetrages der Rente (,,Brutto-
rente“) kommt (sogenannte Rentengarantie).

Die aufgrund der Schutzklausel nicht realisierten Anpassungsddmpfungen (Ausgleichsbedarf) werden ab dem Jahr
2011 mit positiven Rentenanpassungen verrechnet, indem diese bis zum Abbau des Ausgleichsbedarfs halbiert werden.

Renteninformation

Versicherte, die das 27. Lebensjahr vollendet haben, erhalten jahrlich eine Renteninformation. Mit der Renteninfor-
mation schaffen die Rentenversicherungstrager mehr Transparenz bei der persoénlichen Altersrente und bieten ihren
Versicherten eine solide Grundlage fiir die eigenverantwortliche Planung einer zusétzlichen Altersvorsorge. Die
Renteninformation wird auf der Basis der im Versicherungskonto gespeicherten rentenrechtlichen Zeiten erstellt und
enthélt u.a. Hochrechnungen der zu erwartenden Rente bei Erreichen der Regelaltersgrenze ohne und mit Bertick-
sichtigung einer Rentenanpassung. Nach Vollendung des 54. Lebensjahres erhalten Versicherte anstelle der Renten-
information alle drei Jahre eine Rentenauskunft, die noch detailliertere Informationen tiber die bisherige Ver-
sicherungsbiografie enthélt.

Fremdrentenrecht
Das Fremdrentenrecht integriert einen genau festgelegten Personenkreis (insbesondere anerkannte Vertriebene, Aus-

siedler und Spétaussiedler) in die gesetzliche Rentenversicherung. Diese Personen werden grundsétzlich so gestellt, als
hétten sie ihr Erwerbsleben in Deutschland zuriickgelegt.



Organisation

Rentenversicherung

Seit dem 01.10.2005 hat sich die Organisation der Rentenversicherung verdndert. Die frithere Trennung zwischen
Arbeiter- und Angestelltenversicherung ist aufgehoben worden. Die Trdger der Rentenversicherung sind unterteilt in
Bundestrdger und Regionaltrager. Ihre Namen bestehen jeweils aus der Bezeichnung ,,Deutsche Rentenversicherung*
und einem Zusatz fiir die jeweilige Zustdndigkeit. Bundestréger sind die Deutsche Rentenversicherung Bund (ent-
standen aus dem Zusammenschluss der Bundesversicherungsanstalt fiir Angestellte - BIA - mit dem Verband deut-
scher Rentenversicherungstrager —- VDR) sowie die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (ehemals
Bundesknappschaft, Bahnversicherungsanstalt und Seekasse), welche auch fiir die Beschéftigten in den Branchen Berg-
bau, Bahn und See zustédndig ist. Ein Beispiel fiir die Bezeichnung eines Regionaltrdgers ist die ,Deutsche Renten-
versicherung Westfalen®“. Uber ihren zustindigen Rentenversicherungstriger werden neue Versicherte mit der Ver-
gabe der Versicherungsnummer informiert. Das gleiche gilt bei Zustdndigkeitsdnderungen.

Uber das Rentenrecht
informiert das Bundes-
ministerium fiir Arbeit
und Soziales, Referat
Information, Publi
kation, Redaktion, Post-
fach 500, 53107 Bonn.
Dartiber hinaus infor-
miert auch das Biirger-
telefon des Bundesminis-
terium fiir Arbeit und
Soziales von Montag bis
Donnerstag von 8.00 bis
20.00 Uhr tiber das
Rentenrecht unter 01805
676710 fir 14 Cent/Min.
aus dem deutschen Fest-
netz.

Die Rentenversicherungstrager werden vom Staat beaufsichtigt.

Finanzielle Grundlagen

Die Ausgaben der Rentenversicherung werden im Wesentlichen durch Beitrdge gedeckt. Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber tragen die Beitrdge entsprechend dem jeweils giiltigen Beitragssatz (seit
1. Januar 2007 unverédndert 19,9 %) grundsétzlich je zur Hélfte. Wie hoch der Beitrag ist, richtet sich
bei abhédngig Beschéftigten nach dem Arbeitsentgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze von
derzeit 5.500 EUR monatlich in den alten und 4.650 EUR in den neuen Bundesldndern. Der Bund
leistet Zuschiisse zu den Ausgaben der Rentenversicherung.

Information
Auskunft erteilen die Versicherungsdmter bei den Stadt-, Kreis- und Gemeindeverwaltungen sowie

die besonderen Auskunfts- und Beratungsstellen der einzelnen Trédger. Dariiber hinaus beraten Sie
auch die Versichertenéltesten bzw. Versichertenberater/innen der einzelnen Tréger.
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Forderung der zusatzlichen Altersvorsorge

Das Durchschnittsalter unserer Bevilkerung steigt stetig. Bei der gesetzlichen Rentenversicherung kommen immer weniger
Beitragszahler auf immer mehr Rentenempfdnger. Um die jiingere Generation nicht zu iiberfordern, ist es deshalb unaus-
weichlich, dass in Zukunft die Renten weniger stark steigen als bisher. Damit ist zusdtzliche Altersvorsorge notwendig, um
auch im Alter den gewohnten Lebensstandard aufrechterhalten zu kénnen. Die Alterssicherung wird sich in Zukunft stdrker
als bisher auf drei Sdulen stiitzen miissen: die gesetzliche Rentenversicherung, die betriebliche Altersversorgung und die
private Altersvorsorge. Der Staat hilft beim Aufbau einer zusdtzlichen kapitalgedeckten Altersvorsorge mit Zulagen,
Steuervorteilen und Beitragsersparnis in der Sozialversicherung.

Die betriebliche Altersversorgung

Die betriebliche Altersversorgung ist klassischerweise eine freiwillige Leistung des Arbeitgebers. Seit Januar 2002 gibt
esjedoch eine entscheidende Neuerung. Seither haben Beschéftigte das Recht, einen Teil ihres Lohns oder Gehalts
zugunsten einer betrieblichen Altersvorsorge umzuwandeln, um spéter eine Betriebsrente zu erhalten (Entgeltum-
wandlung). Der Arbeitgeber muss diesem Wunsch nachkommen. Wie er die Altersvorsorge seiner Arbeitnehmer im
Einzelnen organisiert, ist Vereinbarungssache und wird héufig auf betrieblicher Ebene oder in Tarifvertrdgen fest-
gelegt. Gibt es keine Abmachung, so hat jeder Beschéftigte immer einen ,Mindestanspruch® auf Entgeltumwandlung
in eine Direktversicherung (eine besondere Form der Lebensversicherung).

Die betriebliche Altersversorgung hat gegentiber der privaten Altersvorsorge einige Vorteile:

= Sieisthéufig giinstiger, weil Abschluss- und Verwaltungskosten auf eine gréere Personengruppe verteilt werden
koénnen (,Mengenrabatt®).

m SieistausSichtder Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen einfach zu handhaben, weil sie sich nicht um die Aus-
wahl des Anbieters kiimmern miissen - dies ibernimmt der Arbeitgeber — und ihnen viele Formalitdten erspart
bleiben.

= Die Arbeitgeber beteiligen sich h&ufig auch finanziell an der betrieblichen Vorsorge ihrer Beschéftigten (dasistin
vielen Tarifvertrdgen so geregelt).

Die staatliche Férderung
Der Staat fordert betriebliche Altersversorgung tiber die Steuer- und Beitragsfreiheit der Aufwendungen. Im Jahr 2010

konnen so grundsétzlich 4.440 EUR steuerfrei in eine betriebliche Altersversorgung investiert werden. Die umge-
wandelten Entgeltbestandteile sind dariiber hinaus bis zu einer Héhe von 2.640 EUR frei von Sozialabgaben.

AuBerdem ist grundsétzlich auch bei der betrieblichen Altersversorgung - wie bei der privaten Das Birgertelefon des
Altersvorsorge —die Riester-Forderung tiber Zulagen und zusétzlichen Sonderausgabenabzug Bundesministeriums fir
moglich. Arbeit und Soziales infor-

miert von Montag bis
Donnerstag von 8.00 bis

Die private Altersvorsorge 20.00 Uhr tiber das
Thema Rente unter
Seit Anfang 2002 férdert der Staat unter bestimmten Bedingungen den Aufbau einer privaten 01805/676710 fiur
kapitalgedeckten Altersvorsorge. Die so genannte Riester-Forderung erfolgt auf zwei Wegen: mit 14 Cent/Min. aus dem
finanziellen Zuschiissen (Zulagen) und Extra-Steuerersparnissen (zusdtzlicher Sonderausgaben- deutschen Festnetz.

abzug). Im Einzelnen gibt es folgende férderfdhige Anlagemdoglichkeiten:
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Banksparpléne
Private Rentenversicherungen
Fondssparplédne

Banksparpldne eignen sich besonders fiir dltere Anleger, deren Ansparzeit kiirzer ist, und fiir Menschen mit hohem
Sicherheitsbediirfnis. Private Rentenversicherungen eignen sich besonders fiir jiingere sicherheitsbewusste Anleger.
Fonds mit hohem Aktienanteil sind eher fiir jlingere risikofreudige Anleger geeignet, weil hier ausreichend Zeit ist,
voriibergehende Kursverluste auszugleichen. Allen Produkten gemeinsam ist aber die Zusicherung des Anbieters, dass
mindestens die eingezahlten Betrédge (Eigenbeitrdge und Zulagen) zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfiigung
stehen. Nominale Verluste sind somit ausgeschlossen.

Bei der Produktwahl sollten Sie neben Alter und Einstellung zum Risiko au8erdem Folgendes berticksichtigen:

m die Kosten:
Produkte mit Abschlusskosten rechnen sich umso mehr, je ldnger die Laufzeit ist.

m die abzusichernden Risiken:
Priifen Sie, ob Sie auch das Risiko der Erwerbsminderung mit absichern wollen oder ob Sie eine Hinterbliebenen-
versorgung fiir Ihren Ehegatten und Ihre Kinder benétigen.

m dieSituation in der Auszahlungsphase:
Die Zusatzrente muss lebenslange Leistungen garantieren. Je nach Anbieter und Produkte konnen jedoch auch 30%
des Kapitals als Einmalzahlung zu Beginn der Auszahlungsphase ausgeschiittet werden.

m die Situation im Erbfall:
Bei Banksparpldnen und Fondssparpldnen kann das angesparte Kapital bis zum Beginn der Restverrentungsphase

(ab 85. Lebensjahr) vererbt werden. Bei einer privaten Rentenversicherung ist dies in der Regel nicht moglich. Sie
koénnen aber eine Garantiezeit vereinbaren, in der die Rente mindestens zu zahlen ist. Die staatliche Forderung

Achten Sie darauf, dass
das Produkt die Priif-
nummer der Zertifi-
zierungsstelle und den
Vermerk tragt: ,,Der
Altersvorsorgevertrag ist
zertifiziert worden und
damitim Rahmen des
§10a des Einkommen-
steuergesetzes steuerlich
forderfahig“. Dies bedeu-
tet, dass das Produkt den
gesetzlichen Anforde-
rungen entspricht. Die
Zertifizierung sagt jedoch
nichts dartiber aus, wie
viel Gewinn der Vertrag
abwirft. Sie ist also keine
Garantie fiir eine hohe
Rendite.

muss im Erbfall zurtickgezahlt werden. Eine Ausnahme besteht jedoch fiir den iiberlebenden
Ehegatten. Wenn das geerbte Altersvorsorgevermoégen auf dessen eigenen Riester-Vertrag
ubertragen wird, bleibt die Férderung erhalten.

Die Riester-Forderung erhalten Pflichtmitglieder in der gesetzlichen Rentenversicherung, Pflicht-
versicherte in der Alterssicherung der Landwirte und Beamte, sowie Empfdnger von Amtsbeziigen.
Seit Anfang 2008 zéhlen auch Bezieher von Erwerbsminderungsrenten zum férderberechtigten
Personenkreis. Bei Verheirateten geniigt es, wenn ein Ehegatte die Voraussetzungen erfiillt; dann
erhélt auch der andere die Férderung. Einzige Voraussetzung: Jeder Partner schlieft einen eigenen
Altersvorsorgevertrag ab.

Die staatliche Férderung

Basis der Forderung der privaten Altersvorsorge ist die Altersvorsorge-zulage, die aus einer Grund-
zulage pro Férderberechtigtem und ggf. einer Kinderzulage besteht. Bei Abschluss eines eigenen
Vorsorgevertrags haben jeweils auch die Ehepartner Anspruch auf die Zulage.

Die Altersvorsorgezulage ist von einem bestimmten Mindesteigenbetrag (Tabelle) abhdngig. Wird
dieser nicht in voller Hohe erbracht, wird die Zulage gekiirzt. Zusétzlich konnen die Sparbeitrage
zugunsten eines Riester-Vertrages als Sonderausgaben bis zu einem Hochstbetrag (s. Tabelle)
geltend gemacht und Steuervorteile gewdhrt werden.
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Mit dem seit 2005 eingeleiteten Ubergang zur nachgelagerten Besteuerung wurden auerdem die steuerlichen
Abzugsmaoglichkeiten fir Aufwendungen zur Altersvorsorge grundlegend verbessert. Damit wurde besonders fiir
Selbstdndige die Moglichkeit eréffnet, staatlich geférdert eine Altersvorsorge aufzubauen (so genannte ,,Basis-“ oder
~Rurup“-Rente).

Mit dem Eigenheimrentengesetz wurde 2008 selbst genutztes Wohneigentum besser in die Nachgelagerte
staatlich geforderte private Altersvorsorge einbezogen. Folgende Fordermoglichkeiten fiir die Besteuerung
Anschaffung von selbstgenutztem Wohneigentum wurden geschaffen:
= Forderung der Tilgungsleistungen tiber einen zertifizierten Darlehensvertrag, Nachgelagerte Besteue-
= Entnahme des bereits angesparten geforderten Altersvorsorgekapitals wahrend der Anspar- rung bedeutet, dass
phase unmittelbar fiir die Anschaffung oder Herstellung von selbst genutztem Wohneigentum, | Alterseinkiinfte erst
» Entnahme des bereits angesparten geférderten Altersvorsorgekapitals zu Beginn der Auszah- versteuert werden, wenn
lungsphase fiir die Entschuldung von selbstgenutztem Wohneigentum. sie dem Steuerpflichtig-
ten ausgezahlt werden -
Die ersten beiden Neuregelungen gelten fiir eine nach dem 31.12.2007 begonnene wohn - im Alter. Dafir bleiben
wirtschaftliche Verwendung. Die dritte Variante ist auch auf selbstgenutzte Objekte anwendbar, Beitrdge zur Altersvorsor-
die vor 2008 angeschafft oder hergestellt wurden. geinder Erwerbsphase
bis zu einem jahrlichen
Die verbesserte Entnahmeregelung gilt auch fiir bereits bestehende Altersvorsorgevertrage. Héchstbetrag unver-
Allerdings besteht fiir die Jahre 2008 und 2009 eine Ubergangsregelung. Fiir alle Riester-Vertrige, steuert.
die vor dem 01.01.2008 abgeschlossen worden sind, gilt fiir diese beiden Jahre die (alte) Mindestent-

nahmegrenze von 10.000 Euro. Das (entnommene) steuerlich geférderte Kapital wird dann in einer fiktiven
Auszahlungsphase besteuert (nachgelagerte Besteuerung). Hierfiir stehen dem Steuerpflichtigen grundsétzlich zwei
verschiedene Alternativen zur Verfiigung.

1. jahrliche Besteuerung tiber einen Zeitraum von 17-25 Jahren (je nach Beginn der Auszahlungsphase, muss zwischen
dem 60. und 68. Lebensjahr liegen)
2. Einmalbesteuerung von 70 Prozent des gesamten in der Immobilie gebundenen geférderten Kapitals.

Néhere Informationen finden Sie im Internet unter http://www.bundesfinanzministerium.de/DE/Buergerinnen__
und__Buerger/Alter__und__Vorsorge/Altersvorsorge

Informationen erhalten

Sie u.a. Uber
Information www.deutsche-renten-

versicherung.de
Sie sollten immer beides im Blick haben: Die betriebliche Altersversorgung und die private Alters- www.bundesfinanz -
vorsorge. Priifen Sie, welche Variante in Ihrer personlichen Situation am giinstigsten ist. Die Ent - ministerium.de
geltumwandlung mit Steuer- und Sozialabgabenfreiheit und das Altersvorsorgesparen mit Riester- www.warentest.de
Férderung durch Zulagen und zusétzlichen Sonderausgabenabzug kénnen auch gleichzeitig www.vzbv.de
betrieben werden.

Ansprechpartner fiir weitere Informationen ist z.B. Ihr Rentenversicherungstréger. Uber betriebliche Angebote
informieren Arbeitgeber Betriebsrat oder Gewerkschaft.
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In der Zeitschrift ,FINANZtest“ der Stiftung Warentest werden zahlreiche Angebote miteinander verglichen und Emp-
fehlungen abgegeben. Empfehlenswert ist auch eine unabhédngige Beratung durch die Verbraucherzentralen.

Ubersicht iiber die Riester-Férderung

seit 2008
Sonderausgabenabzug (neben den Vorsorgeaufwendungen) bis zu 2.100 Euro
Grundzulage 154 Euro
Kinderzulage je Kind 185 Euro

300 Euro®
Mindesteigenbeitrag 4%'abziigl. Zulagen?
Hoéchstens 2.100 Euro abzigl. Zulagen

1) vom Vorjahreseinkommen,
2) mindestens aber 60 Euro (Sockelbetrag)
3) fiirab dem 01.01.2008 geborene Kinder
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Soziale Entschadigung und
Kriegsopferversorgung

Soziale Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland bedeutet auch: Wer einen gesundheitlichen Schaden erleidet, fiir dessen
Folgen die Gemeinschaft einsteht, hat Anspruch auf Versorgung. Damit sollen beispielsweise besondere Opfer zumindest
finanziell abgegolten werden. Auch die Hinterbliebenen solcher Beschddigten kdonnen eine Versorgung beanspruchen, wenn
sie bestimmte Voraussetzungen erfiillen.

Die Soziale Entschadigung erfasst:

= Kriegsopfer (sie stellen derzeit den grof3ten Empfangerkreis von Versorgungsberechtigten nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz),

s Opfervon Gewalttaten,

m  Wehr- und Zivildienstbeschédigte,

= Impfgeschadigte,

= Personen, die nach dem 8. Mai 1945 in der sowjetischen Besatzungszone, im sowjetisch besetzten Sektor von Berlin
oderindenin § 1Abs. 2 Nr. 3 des Bundesvertriebenengesetzes genannten Gebieten aus politischen Griinden inhaf-
tiert wurden und dadurch gesundheitlich beeintrachtigt worden sind,

m Personen, die aufgrund eines SED-Unrechtsurteils inhaftiert waren und dadurch Gesundheitsschidden erlitten
haben, die noch heute fortdauern.

Gesetze

Grundlagen fiir das Soziale Entschddigungsrecht finden Sie im

m Bundesversorgungsgesetz (BVG),

= Soldatenversorgungsgesetz (SVG),

= Zivildienstgesetz (ZDG),

m Haftlingshilfegesetz (HHG),

=  Opferentschddigungsgesetz (OEG),

m Infektionsschutzgesetz (IfSG),

m Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG),

= Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz (VWRehaG).

Die Bereiche ,Kriegsopferversorgung“ und ,,Opfer von Gewalttaten“ werden im Folgenden in Einzelheiten erldutert.

Kriegsopferversorgung

Leistungen/Voraussetzungen

Auf Antrag erhalten Sie Versorgungsleistungen fiir gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen einer Schddigung, die

verursacht worden ist durch:

= eine militdrische oder militdrdhnliche Dienstverrichtung,

= einen Unfall, wédhrend Sie diesen Dienst ausiibten,

m die Verhéltnisse, die diesem Dienst eigentiimlich sind,

m Kriegsgefangenschaft,

= unmittelbare Kriegseinwirkung (beispielsweise, wenn Sie als Zivilperson bei einem Luftangriff verletzt worden sind)
oder wenn der Gesundheitsschaden durch Gewaltakte von Angehorigen der Besatzungsmaéchte (z.B. Kérperver-
letzung, Vergewaltigung) entstanden ist.
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Als Beschédigte im Sinne des Sozialen Entschddigungsrechts haben Sie Anspruch auf Heilbehandlung fiir anerkannte

Folgen der Schadigung, wie:

= ambulante drztliche und zahnérztliche Behandlung,

» Behandlungim Krankenhaus,

m Versorgung mit Arznei-, Verband- und Heilmitteln,

m Versorgung mit Hilfsmitteln,

m Versorgung mit Zahnersatz,

= Ersatzleistungen, die die Versorgung mit Hilfsmitteln ergénzen (beispielsweise beim Kauf und bei notwendigen
Anderungen von Kraftfahrzeugen),

= Badekuren,

m Haushaltshilfe,

m Teilnahme an Leibestibungen fiir Versehrte.

Wichtig fiir Schwerbeschadigte

Wenn bei Ihnen ein Grad der Schddigungsfolgen (GdS) von mindestens 50 Prozent anerkannt worden ist, erhalten Sie
auch fiir alle weiteren nichtschddigungsbedingten Erkrankungen Heilbehandlung. Das gilt natiirlich nur, wenn diese
Behandlung nicht bereits durch Anspriiche gegen andere Leistungstrager sichergestellt ist. Ebenfalls keinen Anspruch
auf Heilbehandlung fiir weitere Erkrankungen haben Sie, wenn Ihr Verdienst tiber der Jahresarbeitsentgeltgrenze der
Gesetzlichen Krankenversicherung liegt. Das sind 2009 monatlich 4.050 EUR in den alten und neuen Bundesldndern.

Weiterhin haben Sie Anspruch auf Versorgungskrankengeld, wenn Sie durch die Folgen der Schddigung arbeits-
unfahig sind, und auf Krankenbehandlung einschlieBlich Leistungen zur Gesundheitsvorsorge und medizinischen
Rehabilitation, sofern sie nicht anderweitig sichergestellt ist.

Diesen Anspruch haben

m Schwerbeschédigte fiir ihre Ehepartner und ihre Kinder sowie fiir sonstige Angehorige,
m Pflegezulageempfanger fiir Personen, die sie unentgeltlich pflegen,

= Hinterbliebene.

Dartiber hinaus haben Sie Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die helfen, dass Sie einen ange-
messenen Beruf erlangen, wiedererlangen oder erhalten. Solange die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
andauern, erhalten Sie Ubergangsgeld oder Unterhaltsbeihilfe.

Rentenleistungen erhalten Beschddigte, Witwen, Waisen und Eltern. Wie hoch die Beschddigtenrente ist, richtet sich

nach der Hohe des festgestellten Grades der Schddigung (GdS). Ab einem GdS von 25 werden Rentenleistungen

erbracht. Folgende Leistungen gibt es:

m Grundrente, gestaffelt nach GdS. Ab Vollendung des 65. Lebensjahres erhoht sich die Grundrente bei Schwerbe-
schadigten.

m Schwerstbeschddigtenzulage in sechs Stufen.

= Pflegezulage bei Hilflosigkeit ebenfalls in sechs Stufen.

m  Ersatz fiir Mehrverschlei3 an Kleidung und Wasche.
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m Blinde erhalten eine Beihilfe zu den Aufwendungen fiir fremde Fiihrung.

m Berufsschadensausgleich, um den Einkommensverlust auszugleichen, den der Beschddigte hinnehmen musste,
weil er seinen frither ausgetibten oder angestrebten Beruf wegen der Schddigung ganz oder teilweise nicht mehr
austiben kann.

m Ausgleichsrente und Ehegattenzuschlag erhalten Schwerbeschéddigte, damit sie ihren Lebensunterhalt sichern
koénnen. Angerechnet wird das Einkommen, nachdem Freibetrdge abgezogen worden sind.

= Wenn Beschédigte an den Folgen ihrer Schddigung sterben, erhalten ihre Witwen und Waisen eine Grundrente.
Daneben wird eine Ausgleichsrente gewéhrt, damit sie ihren Lebensunterhalt sichern kénnen. Auf diese Aus-
gleichsrente wird das vorhandene Einkommen angerechnet, nachdem Freibetrdge abgezogen worden sind.

m Falls das Einkommen einer Witwe einschlieBlich Grund- und Ausgleichsrente sowie Pflegeausgleich weniger als die
Haélfte des Einkommens betrégt, das der Verstorbene ohne die Schddigung erzielt hitte, erhélt sie einen Schadens-
ausgleich.

= Wenn der Beschédigte nicht an den Folgen seiner Schddigung gestorben ist, kommt fiir die Hinterbliebenen
Witwen- oder Waisenbeihilfe in Betracht, sofern die Voraussetzungen erfillt sind.

= DieEltern eines Beschddigten, der an den Folgen seiner Schddigung verstorben ist, erhalten eine Elternrente, wenn
sie bediirftig sind und das 60. Lebensjahr vollendet haben oder wenn sie erwerbsunfihig sind. Das gilt auch fur
Adoptiv-, Stief- und Pflegeeltern sowie — unter bestimmten Voraussetzungen - fiir Grof3eltern. Haben die Eltern
eigenes Einkommen, wird es auf die Elternrente angerechnet, nachdem Freibetrdge abgezogen worden sind.

Zusatzlich gibt es ergdnzende Leistungen der Kriegsopferfiirsorge, zum Beispiel:

= Hilfe zur Pflege,

= Hilfe zur Weiterfithrung des Haushalts,

= Altenhilfe,

s Erholungshilfe,

m Hilfen in besonderen Lebenslagen, u.a. Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen,
m Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fiir Beschadigte,

m erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt.

Leistungen der Kriegsopferfiirsorge werden nachrangig und zur Ergdnzung der tibrigen Leistungen nach dem Bundes-
versorgungsgesetz als besondere Hilfen im Einzelfall gewéhrt. Sie sind grundsatzlich einkommens- und vermégens-
abhdngig - es sei denn, der Bedarf ist ausschlieBlich schddigungsbedingt.

Gesetze

Gesetzliche Grundlage fiir die Kriegsopferversorgung und -fiirsorge ist das Bundesversorgungsgesetz (BVG).

Information

Zustandig fiir die Kriegsopferversorgung sind die értlichen Versorgungsbehoérden. Leistungen kénnen Sie dort
beantragen, aber auch bei den Gemeinden, einem Trédger der Sozialversicherung oder einer amtlichen Vertretung der
Bundesrepublik Deutschland im Ausland. Sollten Sie mit deren Entscheidungen nicht einverstanden sein, konnen Sie
kostenlos den Rechtsweg zu den Sozialgerichten beschreiten.

Zustandig fiir die Kriegsopferfiirsorge sind die 6rtlichen und iberortlichen Trédger der Kriegsopferfiirsorge.

Rechtsschutz im Bereich der Kriegsopferfiirsorge gewéahren die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit.
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Ubersicht iiber die finanziellen Leistungen der Kriegsopferversorgung (Stand: 1.7.2009)

in den Altlindern in den neuen Landern
pro Monat pro Monat
Empfangerkreis Gds* EUR EUR
Blinde (Fiihrzulage) 147 130
Grundrente fiir Beschadigte** 30 123 109
40 168 149
50 226 200
60 286 254
70 396 351
80 479 425
90 576 511
100 646 573
Alterserhdhung zur 50, 60 25 22
Grundrente 70, 80 31 28
90,100 38 34
Schwerstbeschadigtenzulage Stufel 74 66
Stufell 154 137
Stufelll 229 203
Stufe IV 306 271
StufeV 382 339
Stufe VI 460 408
Ausgleichsrente fir 50, 60 396 351
Beschadigte 70, 80 479 425
90 576 511
100 646 573
Ehegattenzuschlag 71 63
Pflegezulage Stufell 272 241
Stufell 466 413
Stufe lll 661 586
Stufe IV 849 753
StufeV 1.104 979
Stufe VI 1.357 1.204
Grundrente fiir Witwen 387 343
Ausgleichsrente fiir Witwen 429 381
Grundrenten fur
- Halbwaisen 110 98
- Vollwaisen 204 181
Ausgleichsrenten fir
- Halbwaisen 192 170
- Vollwaisen 266 236
Elternrente fir
- Elternpaar 525 466

- Elternteil 366 325
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in den Altlandern in den neuen Landern
pro Monat pro Monat

Empfangerkreis Gds* EUR EUR
Erh6hungsbetrag nach §51Abs.2 BVG fuir

- Elternpaar 96 85

- Elternteil 71 63
Erh6hungsbetrag nach §51Abs.3 BVG fir

- Elternpaar 297 263

- Elternteil 215 191
Bestattungsgeld

-Voll 1.560 1.384
-Halb 781 693
KleiderverschleiRpauschale 1,843 1,635

*) Grad der Schadigungsfolgen

**) Nach dem Urteil des BVerfG vom 14.3.2000 und der nachfolgenden Rechtssprechung des BSG wird mit Wirkung vom 1.1.1999 die Beschadigten-
grundrente der Kriegsopfer und der SED-Opfer einschlieflich der Alterserhohung und der Schwerstbeschadigtenzulage in den neuen Landern in
Héhe des Westniveaus gezahlt.

Opfer von Gewalttaten

Leistungen/Voraussetzungen

Wenn Sie innerhalb der Bundesrepublik Deutschland oder auf einem deutschen Schiff bzw. Luftfahrzeug das Opfer
einer Gewalttat geworden sind und hierdurch gesundheitlichen Schaden erlitten haben, werden Sie im gleichen
Umfang versorgt wie Kriegsopfer. Das gilt auch fiir Ausldnder, wenn sie aus einem Staat kommen, der eine vergleich-
bare Entschddigung an Deutsche zahlt, die dort Opfer einer Gewalttat wurden. Dieser so genannte Gegenseitigkeitsvor-
behalt gilt nicht fiir Biirger aus Mitgliedsstaaten der Europdischen Union.

Mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung des Opferentschidigungsgesetzes (OEG) von 1993 sind in diese Entschadigungs-
regelung auch die tibrigen Auslédnder, die rechtmé&Big langerfristig in der Bundesrepublik leben, in angemessener
Weise einbezogen worden. Wie sie entschiddigt werden, hdngt u.a. von der Aufenthaltsdauer, d.h. dem Ausma# ihrer
Integration, ab. Entschadigt werden auch Auslédnder, deren Aufenthalt in der Bundesrepublik aus humanitdren
Griinden oder erheblichem 6ffentlichen Interesse als rechtméBig anzusehen ist. Fiir ausldndische Touristen und
Besucher gilt eine Hértefallregelung. Deutsche und rechtméBig in Deutschland lebende Auslédnder, die wéhrend eines
Aufenthaltes von weniger als sechs Monaten im Ausland Opfer einer Gewalttat werden, kénnen seit dem 3. Gesetz zur
Anderung des Opferentschidigungsgesetzes (2009) ebenfalls Leistungen erhalten, wenn die Tat nach dem 1. Juli 2009
begangen wurde. Da hier nicht mehr die besondere Verantwortung des deutschen Staates, sondern der Fiirsorge-
gedanke im Vordergrund steht, erhalten diese Personen nur Leistungen, wenn vom Tatland keine Entschddigung
erfolgt und wenn keine anderen Sicherungssysteme greifen. Geschadigte erhalten Heilbehandlung fiir die gesundheit-
lichen Folgen der Tat; Geschéddigte sowie Hinterbliebene erhalten Geldleistungen als Einmalzahlung. Bei der
Beantragung von Leistungen in Tatldndern, die Mitglied der Europdischen Union sind, ist das Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales unterstiitzend tétig (siehe S. 142).
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Gesetze

Das Gesetz Uiber die Entschéddigung fur Opfer von Gewalttaten ist am 16. Mai 1976 in Kraft getreten. Es gilt in der Regel
nur fir Schddigungen, die durch Gewalttaten eingetreten sind, die seit diesemn Zeitpunkt veriibt worden sind. Wenn
jemand zwischen dem 23. Mai 1949 und dem 15. Mai 1976 geschddigt wurde, wird er nur unter bestimmten Voraus-
setzungen im Wege eines Harteausgleichs versorgt.

Ebenfalls eine Frist gilt fiir Auslander, die erst durch das Zweite Gesetz zur Anderung des Opferentschidigungsgesetzes
in den Schutzbereich des OEG einbezogen worden sind: Sie erhalten Versorgungsleistungen, wenn die Gewalttat nach
dem 30. Juni 1990 veriibt wurde. Wurde die Gewalttat vor dem 1. Juli 1990 veriibt, konnen ebenfalls Versorgungsleis-
tungen im Wege eines Harteausgleichs gewahrt werden.

Information

Zustandig sind die Versorgungsémter. Leistungen kdnnen Sie dort beantragen, aber auch bei den Gemeinden, einem
Tréger der Sozialversicherung oder einer amtlichen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland im Ausland.

Wichtig:

Gegen Entscheidungen der Verwaltung kénnen Sie den Rechtsweg zu den Sozialgerichten kostenlos beschreiten. Der Ver-
waltungsrechtsweg ist gegeben, wenn als Versorgung Leistungen gewahrt werden, die den Leistungen der Kriegsopfer-
firsorge entsprechen.

Sind Sie in einem anderen Mitgliedstaat der EU Opfer einer Gewalttat geworden, konnen Sie sich an das Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales wenden. Dieses ist so genannte Unterstiitzungsbehoérde im Sinne der EU-Richtlinie
2004/80/EG und leitet Ihren Entschddigungsantrag an die zustandige Behorde im jeweiligen Land des Tatorts weiter.

Hinweis: Die Entschddigung der so genannten Contergan-Opfer ist unabhédngig vom Sozialen Entschddigungsrecht
geregelt, und zwar im Gesetz Uiber die Einrichtung einer Stiftung , Hilfswerk fiir behinderte Menschen®. Informationen
dazu kénnen Sie anfordern beim Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Rochusstra3e 8-10,
53123 Bonn.
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Sozialhilfe

Die Sozialhilfe schiitzt vor Armut, sozialer Ausgrenzung und besonderer Belastung; sie erbringt Leistungen fiir diejenigen
Personen und Haushalte, die ihren Bedarf nicht aus eigener Kraft decken kénnen und auch keine (ausreichenden) Anspriiche
aus vorgelagerten Versicherungs- und Versorgungssystemen haben.

Das Sozialhilferecht wurde im Jahr 2003 grundlegend reformiert und als Zwélftes Buch in das Sozialgesetzbuch eingegliedert.
Es trat (abgesehen von wenigen Ausnahmen) zum 1. Januar 2005 in Kraft. Im Folgenden werden die Grundztige und die
wichtigsten Neuerungen im Uberblick dargestellt.

Ziele des neuen Rechts und Grundsatze der Sozialhilfe

Esist die Aufgabe der Sozialhilfe, ,den Leistungsberechtigten die Fithrung eines Lebens zu ermdglichen, das der Wiirde
des Menschen entspricht® (§ 1Satz1SGB XII). Im Falle unzureichenden Einkommens und Vermdogens deckt die Sozial-
hilfe den soziokulturellen Mindestbedarf, um eine Lebensfiihrung auf gesellschaftlich akzeptablem Niveau zu ermdg-
lichen. Andere Belastungen wie Behinderung, Pflegebedirftigkeit oder besondere soziale Schwierigkeiten versucht die
Sozialhilfe im Bedarfsfall auszugleichen, indem sie die erforderlichen Unterstiitzungsleistungen bereit stellt mit dem
Ziel, dass die betroffenen Personen méglichst unbeeintrachtigt am gesellschaftlichen Leben teilhaben kénnen. Die
Zweiteilung dieser unterschiedlichen Aktionsweisen der Sozialhilfe in ,Hilfe zum Lebensunterhalt® und ,Hilfe in
besonderen Lebenslagen® wurde aber aufgehoben zugunsten einer Differenzierung in sieben Kapitel, die Leistungen
fur jeweils ndher bestimmte Lebenslagen regeln.

Ein zentrales Ziel der Sozialhilfe ist es, die Selbsthilfekréfte zu stérken:

Die Leistung soll ,,so weit wie méglich befdhigen, unabhéngig von ihr zu leben; darauf haben auch die Leistungs-
berechtigten nach ihren Kréaften hinzuarbeiten® (§ 1Satz 2 SGB XII). Weiterhin wird erwartet, dass Leistungsberechtigte
und Tréger der Sozialhilfe zur Erreichung dieser Ziele zusammen arbeiten.

Die grundlegenden Merkmale der sozialhilferechtlichen Leistungserbringung sind:

m DieLeistungen werden auf den individuellen Bedarf abgestimmt und berticksichtigen dabei die Lebenslage, die
Wiinsche und die Fahigkeiten der Leistungsberechtigten (§ 9 SGB XII).

m Die Sozialhilfe ist eine nachrangige Leistung und wird daher in der Regel erst dann erbracht, wenn alle anderen
Moéglichkeiten ausgeschoépft sind, so etwa das Einkommen und Vermdgen des Leistungsberechtigten und ggf. der
zu seinem Unterhalt verpflichteten Personen, seine eigene Arbeitskraft, seine Anspriiche gegeniiber vorrangigen
Sicherungssystemen (§ 2 SGB XII).

m Die Sozialhilfe muss nicht beantragt werden, sondern setzt unmittelbar ein, sobald dem Tréger der Sozialhilfe
bekannt wird, dass die Leistungsvoraussetzungen gegeben sind. Eine Ausnahme bilden lediglich die Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel (§ 18 i.V.m. § 41 SGB XII).

m Die Leistungen werden als Dienstleistung, Geldleistung oder Sachleistung erbracht, wobei Geldleistungen grund-
satzlich Vorrang gegeniiber Sachleistungen haben (§ 10 SGB XII). Die Leistungserbringung beschrankt sich aber
nicht auf finanzielle Unterstiitzung, sondern umfasst immer auch Beratung, Aktivierung und weitere Unterstiit-
zungsformen, die auf eine Unabhéngigkeit von der Sozialhilfe hinwirken (§ 11 SGB XII).

m Der Vorrang ambulanter vor stationdrer Hilfe wird durch verschiedene Regelungen verstarkt, so etwa dadurch, dass
die Leistung stationérer Hilfe erst nach Priifung von Bedarf, méglichen Alternativen (insbesondere ambulanter
Hilfemoglichkeiten) und Kosten erfolgt, dass ferner die Vermutung der Bedarfsdeckung in § 36 SGB XII ausdrtick-
lich Ausnahmen fiir Schwangere und behinderte sowie pflegebediirftige Personen vorsieht.

m Durch zusétzliche Leistungen wie eine umfangreiche Beratung, Aufkldrung sowie Unterstiitzung (Vorbereitung
von Kontakten, Begleitung zu sozialen Diensten, Moglichkeiten zur weitergehenden Beratung etc.) wird eine
Starkung der Selbsthilfekrédfte und Aktivierung ermdoglicht.
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Entwicklung der Sozialhilfe: Verdnderte Problemlagen und gesetzliche Ausgliederung

Als das Bundessozialhilfegesetz (BSHG) imn Jahr 1962 in Kraft trat, zielte es darauf ab, voriibergehend einzelne Personen-

gruppen in Notlagen zu unterstiitzen, z.B. Altere mit geringen Renten. Zwar ging die Altersarmut in den Folgejahren

deutlich zurtick, zugleich nahm aber das Gewicht anderer Problemlagen zu:

m diestarke Zunahme der Arbeitslosigkeit: Langzeitarbeitslose, gering qualifizierte ausldndische Arbeitnehmer,
jingere Arbeitslose ohne Sozialleistungsanspriiche benotigten zunehmend Hilfe zum Lebensunterhalt;

m dieabnehmende Stabilitdt der Familie: bei vielen allein Erziehenden kompensiert die Hilfe zum Lebensunterhalt
unzureichende Unterhaltszahlungen;

= Migranten als neue Empféngergruppen: Asylbewerber, Biirgerkriegsflichtlinge, (Spéat-) Aussiedler, arbeitslose Aus-

lander;

m demografischer Wandel: Zunahme der Pflegebediirftigen, die auf Leistungen der Hilfe zur Pflege angewiesen sind;
m Zunahme der Menschen mit Behinderung.

Nach und nach wurden
eigenstandige Gesetze
fir bestimmte Personen-
gruppen (1993: Asyl-
bewerber, 2003: Altere
und dauerhaft Erwerbs-
geminderte) bzw. beson-
dere Belastungen (1995:
Pflegebediirftigkeit) aus
der Sozialhilfe ausge-
gliedert. Nun gehéren
erwerbsfahige Leistungs-
berechtigte (im Sinne des
§ 8 SGB 1) von 15 bis

64 Jahren und deren
Angehdrige nicht mehrin
den Leistungsbereich der
Sozialhilfe, sondern
haben bei Bedarf einen
Leistungsanspruch nach
dem SGB Il (Grundsiche-

rung fir Arbeitsuchende).

Die Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbs-
minderung ist als Viertes
Kapitelin das SGB XI|
integriert worden.

Auf diesen Wandel der Notlagen, die Leistungen der Sozialhilfe erforderten, reagierte der Gesetz-
geber einerseits mit mehreren Novellierungen, um das BSHG auf die verénderte gesellschaftliche
Situation abzustimmen, und andererseits mit einer Reihe von Gesetzen, die die Leistungen fiir
besondere Personengruppen bzw. besondere Belastungen aus der Sozialhilfe ausgliederten. Das
Asylbewerberleistungsgesetz trat 1993 in Kraft, das Pflegeversicherungsgesetz1995. Mit dem SGB
IXwurden die Trager der Sozialhilfe im Jahr 2001 ausdriicklich in den Kreis der Rehabilitations-
trager aufgenommen, das Gesetz zielte aber nicht auf ein eigenstdndiges Leistungsgesetz und auf
Entlastungen fiir die Sozialhilfe. Das Gesetz tiber eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung (GSiG) fiir Altere ab 65 Jahren und dauerhaft voll erwerbsgeminderte
Personen zwischen 18 und 64 Jahren wurde ab Januar 2003 als vorrangige Leistung geschaffen und
inzwischen als Viertes Kapitel in die Sozialhilfe integriert.

Parallel zur Eingliederung der Sozialhilfe als Zwolftes Buch in das Sozialgesetzbuch wurde fir
erwerbsfahige Arbeitsuchende im Alter von 15 bis 64 Jahren das SGB Il geschaffen, die nun Leis-
tungen der neu eingefiihrten Grundsicherung fiir Arbeitsuchende erhalten. Dieser Personenkreis
ist von Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII grund-
sétzlich ausgeschlossen (§ 21 SGB XII).

Wie die Sozialhilfe umfasst auch die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende Dienst-, Geld- und
Sachleistungen. Ihre Leistungen bertiicksichtigen ebenfalls die individuelle Lebenslage des
Leistungsberechtigten. Im Vordergrund steht dort der Grundsatz der Uberwindung dieser
Situation durch eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt (unter Einsatz der Instrumente der Arbeits-
forderung) oder eine BeschéftigungsmafBnahme mit Mehraufwandsentschddigung. Wenn sie
anderweitig nicht abgesichert sind, erhalten erwerbsfdhige Hilfebediirftige zwischen 15 und

64 Jahren ,Arbeitslosengeld II* zur Sicherung des Lebensunterhalts (§ 19 SGB II); sofern in deren
Haushalt auch nicht erwerbsfdhige Personen leben, haben diese einen Anspruch auf Sozialgeld

(§ 28 SGBI). Beide Leistungsarten entsprechen nach Héhe und Struktur der Hilfe zum Lebensunter-
halt nach SGB XII, werden aber nur auf Antrag geleistet (§ 37 SGBII).
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Systematik der Sozialhilfeleistungen

Die Sozialhilfe in der neuen Form umfasst die Bereiche:

» Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 bis 40),

m Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 bis 46),

m Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 bis 52),

= Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen (§§ 53 bis 60),

= Hilfe zur Pflege (§§ 61bis 66),

» Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 bis 69),
s Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 bis 74)

sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstiitzung.

Darstellung der bereichsbezogenen Kapitel des SGB Xll in Grundziigen
Drittes Kapitel: Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 - 40 SGB XII)

Die Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen tiberwiegend in Privathaushalten lebende Personen,
wobei zusammen wohnende Partner sowie im Haushalt lebende minderjdhrige Kinder als sog. Ein-
standsgemeinschaft betrachtet werden. Der notwendige Lebensunterhalt umfasst nach § 27 SGB
XII ,insbesondere Erndhrung, Unterkunft, Kleidung, Koérperpflege, Hausrat, Heizung und personli-
che Bediirfnisse des tédglichen Lebens®. Zu letzteren gehéren ,,in vertretbarem Umfang auch Bezie-
hungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben.“ Diese Definition macht deutlich,
dass die Sozialhilfe nicht nur ein physisches Existenzminimum leistet, sondern einen soziokulturel-
len Mindeststandard, der die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben einschlief3t.

Die Hilfe zum Lebensunterhalt wird vorrangig als Geldleistung erbracht. Zunéchst wird der Bedarf
bestimmt, dann werden Einkommen und Vermdgen (nach dem Elften Kapitel) angerechnet. Der
Bedarf an Hilfe zum Lebensunterhalt setzt sich zusammen aus den folgenden Komponenten:

Die bisherige Zweiteilung
der Sozialhilfe in ,Hilfe
zum Lebensunterhalt®
und ,.Hilfe in besonderen
Lebenslagen® wird auf-
geldst zu Gunsten einer
Gliederungin sieben
Kapitel, in denen die Leis-
tungen der Sozialhilfe fur
unterschiedliche Lebens-
lagen spezifiziert werden.

m Fiirganz Deutschland betrégt seit dem 1. Juli 2008 die Hohe des Regelsatzes 351 EUR. Die Lander konnen abwei-
chende Regelsdtze bestimmen (§ 28 SGB XII). Der Regelsatz fiir den Haushaltsvorstand betrdgt 100 % des Eckregel-
satzes, fiir Kinder unter 14 Jahren 60 % und fiir die tibrigen Haushaltsangehdorigen 80 % des Eckregelsatzes. Leben

Ehegatten oder Lebenspartner zusammen, betrdgt der Regelsatz jeweils 90 % des Eckregelsatzes.

m Schiilerinnen und Schiiler allgemeinbildender Schulen und anderer Schulen mit dem Ziel des Erwerbs eines
allgemeinbildenden Schulabschlusses erhalten bis zum Abschluss der 10. Klasse eine zusétzliche pauschale Leistung

fiir den Erwerb von Materialien fiir die Schule.

» Unterkunftin Hohe der tatsdchlichen Mietkosten; werden diese als ,,unangemessen hoch® betrachtet, sind sie so
lange zu erbringen, wie ein Wechsel in eine giinstigere Wohnung nicht méglich oder zumutbar ist (regelméafig

maximal 6 Monate).

m Heizkosten in Héhe der tatsdchlichen Aufwendungen, soweit sie angemessen sind (§ 29 SGB XII).

m Bestimmten Personengruppen wird ein Mehrbedarf zugestanden (§ 30 SGB XII); diese Personengruppen werden im
Wesentlichen wie im BSHG definiert, nur die Leistungen fiir allein Erziehende wurden erweitert. Der Mehrbedarf

wird als prozentualer Zuschlag zum Regelsatz geleistet.

= Einmalige Leistungen werden fiir Erstausstattung des Haushalts, fiir Erstausstattung an Bekleidung (einschlieBlich
Sonderbedarf bei Schwangerschaft und Geburt) sowie mehrtégige Klassenfahrten erbracht. Vom Regelsatz umfass-
ter, jedoch im Einzelfall unabweisbar gebotener Sonderbedarf soll als Darlehen gewé&hrt werden (§ 37SGB XII).
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»  Weiterhin konnen Beitrédge fiir die Kranken- und Pflegeversicherung tibernommen werden sowie Beitrdge fur die

Altersvorsorge (§§ 32 und 33 SGB XII).

m Zur Vermeidung von Wohnungsnotféllen sollen dariiber hinaus Mietschulden iibernommen werden (§ 34 SGB XII)

Einmalige Leistungen werden nur in drei Fallen
erbracht: fur Erstausstattung des Haushalts, Erst-
ausstattung fiir Bekleidung und Erstausstattung bei
Schwangerschaft und Geburt sowie fir mehrtagige
Klassenfahrten.

Bei den prozentualen Anteilen fir weitere Haus-
haltsmitglieder wird in zwei weiteren Gruppen
unterschieden. Haushaltsangehdrige bis zur Voll-
endung des14. Lebensjahres erhalten 60 % und
Haushaltsangehorige ab Vollendung des

14. Lebensjahres erhalten 80 % des Eckregelsatzes.
Die Mehrbedarfspauschalen betragen zukiinftig
nur noch bis zu 36 Prozent, beziehen sich aber jetzt
auf den héheren Regelsatz, der die einmaligen Leis-
tungen weitgehend enthélt. Die Zuschldge fallen
firallein Erziehende etwas glinstiger aus. Fiir die
Ubrigen Personengruppen ergeben sie den glei-
chen Betrag wie bisher. Auch allein Erziehende mit
einem Kind ab 7 Jahren erhalten nun einen Zuschlag
(in Héhe von 12%).

Die Ubernahme unangemessen hoher Mietkosten
in den Fallen, in denen ein Wohnungswechsel nicht
zumutbar oder nicht méglich ist, ist auf 6 Monate
begrenzt.

Pauschalierungen der Unterkunfts- und Heizkosten
werden nun den Sozialhilfetrdgern unter bestimm-
ten Voraussetzungen ermdglicht.

Weiterer, vom Regelsatz umfasster, jedoch unab-
weisbar gebotener Sonderbedarf kann nicht als
»einmalige Leistung*, sondern nurin Form eines
Darlehens gewahrt werden, das auch wahrend des
Bezugs von Hilfe zum Lebensunterhalt zuriick zu
zahlen ist.

Der Barbetrag fir Bewohner in stationdren Einrich-
tungen entspricht dem Niveau des derzeitigen
Mindestbarbetrags.

Die Leistungsberechtigung fiirim Ausland lebende
Deutsche ist eingeschrankt und auf wenige Not-
félle reduziert.

Zusatzliche pauschale Leistung fiir den Erwerb
von Materialien fiir die Schule fiir Schillerinnen
und Schiiler allgemeinbildender Schulen und an-
derer Schulen bis Abschluss der 10. Klasse.

Die Regelsdtze und die Leistungen fiir einmalige Bedarfe sind als
pauschale Leistungen konzipiert. Die iibrigen Komponenten werden
in der Regel in der H6he iibernommen, in der sie tatséchlich anfallen.

Die Hilfe zum Lebensunterhalt wird auch fiir Bewohner von Einrich-
tungen geleistet. Sie umfasst dann neben den Sachleistungen der
Einrichtung in der Regel Kleidung und einen Barbetrag zur persén-
lichen Verwendung, der fiir Erwachsene 27 % des Eckregelsatzes
betragt (§ 35 SGB XII).

Deutsche, die im Ausland leben, konnen nur noch dann Hilfe zum
Lebensunterhalt erhalten, wenn sie sich in einer ,au3ergew6hnlichen
Notlage® befinden und eine Riickkehr aus bestimmten Griinden nicht
moglich ist (§ 24 SGB XII).

Viertes Kapitel: Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung (§§ 41 -46 SGB XII)

Nach dem Vierten Kapitel haben Personen ab 65 Jahren sowie dauer-
haft, allein aus medizinischen Griinden voll erwerbsgeminderte
Personen ab 18 Jahren mit gew6hnlichem Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland, wenn sie bediirftig sind, einen Anspruch auf
Leistungen der Grundsicherung. Die Leistungen werden in gleicher
Hohe bemessen wie bei der Hilfe zum Lebensunterhalt auBerhalb von
Einrichtungen (Drittes Kapitel), sind aber — im Unterschied zu diesen -
zu beantragen. Die Leistungen werden regelmasig fiir ein Jahr
bewilligt. Einkommen wie z.B. Rentenbeziige oder Vermogen des Leis-
tungsberechtigten, des nicht getrennt lebenden Ehegatten oder
Lebenspartners sowie des Partners einer ehedhnlichen Gemeinschaft
werden wie in der Sozialhilfe angerechnet, jedoch wird gegentiber
unterhaltsverpflichteten Kindern bzw. Eltern mit einem Jahresein-
kommen unterhalb von 100.000 € kein Unterhaltsriickgriff vorge-
nommen.

Information

Informationen tiber die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung geben neben den Sozialhilfetrdgern die Trager der gesetz-
lichen Rentenversicherung sowohl fiir Rentenversicherte als auch auf
Anfrage allen potentiell anspruchsberechtigten Nichtversicherten.
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Die zum Januar 2003 als vorrangige Leistung eingefiihrte Grundsicherung wurde als Viertes Kapitel in das SGB XII inte-
griert. Die Sonderregelung beziiglich der Nichtheranziehung von Unterhaltsverpflichteten bleibt bestehen, ebenso wie
der Verzicht auf den Riickgriff bei den Erben des Leistungsberechtigten. Dartiiber hinaus gilt die Vermutung nicht, dass

Berechtigte, die mit Verwandten oder Verschwégerten in Haushaltsgemeinschaft leben, von diesen auch Leistungen
zum Lebensunterhalt erhalten. Tatsdchliche Leistungen sind wie bei der Hilfe zum Lebensunterhalt auf den Bedarf
anzurechnen. Ansonsten gelten im Wesentlichen gleiche Regelungen wie fiir die Hilfe zum Lebensunterhalt.

Fiinftes Kapitel: Hilfen zur Gesundheit (§§ 47 - 52 SGB XII)

Die Leistungen der Hilfen zur Gesundheit entsprechen den Leistungen
der gesetzlichen Krankenversicherung. Insoweit erhalten nicht
krankenversicherte Sozialhilfeempfénger die gleichen
Gesundheitsleistungen wie gesetzliche krankenversicherte Personen.
In der Regel ibernehmen die gesetzlichen Krankenkassen die
Krankenbehandlung der nicht krankenversicherten
Sozialhilfeempfénger gegen Kostenerstattung. Der nicht krankenver-
sicherte Sozialhilfeempfanger wéahlt eine Krankenkasse im Bereich des
fur die Hilfe zustdndigen Sozialhilfetrdgers aus.

Diese Krankenkasse stellt dem Sozialhilfeempfanger eine Krankenver-
sichertenkarte zur Inanspruchnahme der erforderlichen Gesundheits-
leistungen aus. Bei Arzten und anderen Gesundheitsdienstleistern tritt
der Betroffene wie ein Kassenpatient auf, ohne tatsdchlich
Krankenkassenmitglied zu sein.

Das zustédndige Sozialamt erstattet der Krankenkasse die Kosten fiir
erbrachte Gesundheitsleistungen im Rahmen der Hilfen zur Gesund-
heit. Die Gleichbehandlung von nicht krankenversicherten Sozialhilfe-
empfdngern und Versicherten in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung hat zur Folge, dass auch Sozialhilfeempfénger die im
Krankenversicherungsrecht vorgesehenen Zuzahlungen im Rahmen
vorgesehener Belastungsgrenzen leisten miissen.

Nicht krankenversicherte Sozialhilfeempfanger sind
leistungsrechtlich den Ver-sicherten in der gesetz-
lichen Krankenversicherung gleichgestellt. Ihre
Krankenbehandlung iibernehmen in der Regel die
gesetzlichen Krankenkassen. Die Kosten fiir erbrachte
Gesundheitsleistungen werden den Krankenkassen
seitens der Trager der Sozialhilfe erstattet.

Fortentwickelt wurde die Méglichkeit, dass Leistungen
der Eingliederungshilfe auch als Teil eines ,,trégeriiber-
greifenden Personlichen Budgets* (§ 57 SGB XII)
erbracht werden kénnen. Mit dem Persénlichen
Budget kdnnen behinderte und pflegebediirftige
Menschen eigenstandig bestimmen, welche Dienst-
leistungen sie in welcher Form und von welchem
Anbieter in Anspruch nehmen.

Die Regelungen der Hilfe zur Pflege sind oder wurden
im Wesentlichen aus dem BSHG tibernommen. Auch
hier wurde auf die Mdglichkeit hingewiesen, die
Leistung als Teil eines trageriibergreifenden Persén-
lichen Budgets zu beziehen.

Im Neunten Kapitel wurden die bisherigen §§15 und 27
Abs. 2, 8§ 67,70, 71und 75 BSHG inhaltlich unver
andert tlbernommen.

Sechstes Kapitel: Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen (§§ 53 - 60 SGB XII)

Die Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen wirkt praventiv, rehabilitativ und integrativ: Es ist ihre Aufgabe,
~eine drohende Behinderung zu verhiiten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern und
die behinderten Menschen in die Gesellschaft einzugliedern® (§ 53 Abs. 3 SGB XII). Leistungsberechtigt sind alle
Personen, die nicht nur voriibergehend korperlich, geistig oder seelisch wesentlich behindert oder von einer solchen

Behinderung bedroht sind.

Die Leistungen der Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen werden im Wesentlichen so in das SGB XII tiber-

nommen, wie sie schon im BSHG und im SGB IX geregelt worden sind. Die eingeschrédnkte Anrechnung von Einkommen
und Vermdogen bei behinderten Menschen wird in § 92 SGB XII geregelt. Neben den bisher tiblichen Formen kénnen die
Leistungen der Eingliederungshilfe auch als Teil eines trégeriibergreifenden Persénlichen Budgets erfolgen.
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Siebtes Kapitel: Hilfe zur Pflege (§§ 61 - 66 SGB XII)

Die Sozialhilfe unterstiitzt auch pflegebediirftige Personen, indem sie die mit der Pflege verbundenen Kosten ganz oder
teilweise ibernimmt.

Mit Einfiihrung der Pflegeversicherung (SGB XI) wurde die Belastung der Sozialhilfe fiir pflegebedingte Aufwendungen
deutlich reduziert. Durch dieses vorrangige Versicherungssystem werden seit April 1995 Leistungen fiir ambulante,
teilstationdre und Kurzzeitpflege und seit Juli 1996 Leistungen fir stationdre Pflege erbracht.

Seit Einfithrung der Pflegeversicherung ist die Sozialhilfe vor allem zustandig fiir Pflegebediirftige, die das Kriterium
der ,erheblichen Pflegebedurftigkeit® (Stufe I nach § 15 SGB XI) nicht erfiillen, in Féllen kostenintensiver (Schwerst-)
Pflege, fiir die die nach oben hin begrenzten Leistungen der Pflegeversicherung nicht ausreichend sind, fiir die Finan-
zierung der nicht von der Pflegeversicherung iibernommenen Kosten fiir Unterkunft, Verpflegung und Investitions-
kosten bei der Pflege in Einrichtungen sowie fiir nicht pflegeversicherte Personen.

Achtes Kapitel: Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (§§ 67 - 69 SGB XII)

Die Hilfe zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten richtet sich an Personen, bei denen besonders belas-
tende Lebensverhaéltnisse mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind. Insbesondere von Obdachlosigkeit und in Ver-
bindung damit von weiteren existenziellen Problemlagen betroffene Personen gehoéren zu diesem Adressatenkreis.

Neuntes Kapitel: Hilfe in anderen Lebenslagen (§§ 70 - 74 SGB XII)

Das Neunte Kapitel umfasst verschiedene Leistungen: Die Hilfe zur Weiterfithrung des Haushalts (§ 70), die Altenhilfe
(§ 71), Blindenhilfe (§ 72), Bestattungskosten (§ 74) und, als Auffangnorm, die Hilfe in sonstigen Lebenslagen (§ 73
SGBXII).

Weitere Regelungen

Die weiteren Teile des SGB XII enthalten:

= Zehntes Kapitel: Einrichtungen und Dienste (§§ 75 - 81 SGB XII)

m Elftes Kapitel: Einsatz des Einkommens und Vermégens; Ubergang von Anspriichen (§§ 82 -96 SGB XII)
m Zwolftes Kapitel: Zustdndigkeitsregelung (§§ 97 -101 SGB XII)

m Dreizehntes Kapitel: Kostenersatz und Kostenerstattung (§§ 102 - 115 SGB XII)

m Vierzehntes Kapitel: Verfahrensbestimmungen (§§ 116 - 120 SGB XII)

= Filinfzehntes Kapitel: Statistik (§§ 121-129 SGB XII).

= Sechzehntes Kapitel: Ubergangs- und Schlussbestimmungen.

Hinweise zu den Regelungen zur Einkommensanrechnung:

Leistungsberechtigte kénnen von dem aus Erwerbstétigkeit erzielten Einkommen 30% fiir sich behalten, wobei davon
ausgegangen wird, dass eine Erwerbstétigkeit von Leistungsberechtigten nach SGB XII einen geringeren Umfang als
3 Stunden pro Tag hat, denn bei héherer Leistungsfdhigkeit wiirden sie in den Leistungsbereich des SGB Il iibergehen
(abweichend bleibt fiir Beschéftigte in Werkstétten fiir behinderte Menschen der anrechnungsifreie Betrag wie bisher
ein Achtel des Eckregelsatzes zuziiglich 25% des iibersteigenden Entgelts).
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Das Arbeitsforderungsgeld nach § 43 Satz 4 SGB IX bleibt generell anrechnungsfrei, nicht nur im Falle der stationdren
Eingliederungshilfe.

Bei den Leistungen nach dem Fiinften bis Neunten Kapitel kennt das SGB XII statt der allgemeinen (ehemals § 79 BSHG)
und der besonderen Einkommensgrenze (ehemals § 81 BSHG) nur noch eine Einkommensgrenze in Hohe des zwei-
fachen Eckregelsatzes zuziiglich 70% des Eckregelsatzes fiir weitere Familienmitglieder und der Kosten der Unterkunft.

Unterhaltsanspriiche eines erwachsenen behinderten oder pflegebediirftigen Menschen gehen (abgesehen von
wenigen Ausnahmen) in pauschalierter Form auf den Sozialhilfetrédger tiber, und zwar in Héhe von bis zu 26 EUR fiir
Leistungen der Eingliederungshilfe fiir behinderte Menschen und der Hilfe zur Pflege und in Héhe von bis zu 20 EUR fiir
Leistungen zum Lebensunterhalt. Fiir Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung erfolgt

regelméBig kein Riickgriff.

IHRE BEHORDENNUMMER <

Seitdem 24. Mérz 2009 kénnen ca. 10 Millionen Biirgerinnen und Biirger in den teilnehmenden Modellregionen tiber
die Behérdenrufnummer 115 sich direkt an ihre Kommune und damit auch an ihr Sozialhilfeamt wenden. Selbstver-
standlich werden sie auch weiter verbunden, wenn sie allgemeine Fragen zur Verwaltung haben - ganz gleich, ob es
ihre Kommune, das Land oder den Bund betrifft.

Wenn Sie beispielsweise schon immer einmal wissen wollten
] welche Sozialhilfe man in Ihrer Kommune erhalt,

u wer lhr Ansprechpartner ist,

u ob Sie weitere Hilfen erhalten kénnen,

dann wahlen Sie die 115!

Die 115 ist derzeit von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr erreichbar.

Da stindig weitere Kommunen hinzukommen, finden Sie eine tagesaktuelle Ubersicht unter www.d115.de.
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Wohngeld

Guter Wohnraum ist teuer - fiir manche Biirger zu teuer. Deshalb gibt es das Wohngeld. Es ist ein staatlicher Zuschuss zu den
Kosten fiir Wohnraum.

Wohngeld kénnen Mieter und Eigentiimer erhalten, wenn ihre Miete beziehungsweise Belastung die wirtschaftliche Leis-
tungsfdhigkeit des Haushalts tiberfordert. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Wohnraum in einem Alt- oder Neubau liegt und
ob er dffentlich gefordert, steuerbegtinstigt oder frei finanziert worden ist.

Wenn Mieter das Wohngeld erhalten, spricht man von Mietzuschuss, bei Eigenttimern von selbst genutztem Wohnraum von
Lastenzuschuss.

Wohngelderh6hung ab dem 1. Januar 2009

Am 1. Januar 2009 sind mit der Wohngeldreform wesentliche Leistungsverbesserungen in Kraft getreten. Neu ist, dass
-vor dem Hintergrund gestiegener Energiepreise - die Heizkosten in das Wohngeld einbezogen werden. Hierzu wird
ein nach der HaushaltsgroBe gestaffelter fester Betrag zur anrechenbaren Bruttokaltmiete hinzugerechnet.

Dartiber hinaus ist das Wohngeld deutlich erh6ht worden: Die Hochstbetrédge fiir Miete und Belastung wurden auf
Neubauniveau vereinheitlicht und zusétzlich um 10 % erhéht. AuBerdem wurden die Tabellenwerte um 8 % erhéht und
ein Einmalbetrag geleistet, wenn der Haushalt in mindestens einem der Monate Oktober 2008 bis Mé&rz 2009 Wohn-
geld erhalten hat.

Leistungen/Voraussetzungen

Mietzuschuss gibt es fiir

m Mieter einer Wohnung oder eines Zimmers,

= Inhaber einer Genossenschafts- oder Stiftswohnung,

s mietdhnlich Nutzungsberechtigte, insbesondere Inhaber eines mietdhnlichen Dauerwohnrechts,
m Eigentimer eines Hauses mit drei oder mehr Wohnungen, wenn sie in diesem Haus wohnen,

m  Bewohner eines Heimes.

Lastenzuschuss gibt es fiir

= Eigentiimer eines Hauses (mit bis zu zwei Wohnungen), wenn sie in diesem Haus wohnen, auch wenn es tiber-
wiegend Geschéftsrdume enthélt oder zu einem landwirtschaftlichen Betrieb gehort,

m Eigentimer einer Eigentumswohnung,

» Erbbauberechtigte,

= Inhaber eines eigentumsédhnlichen Dauerwohnrechts, eines Wohnungsrechts oder eines Niebrauches,

= diejenigen, die einen Anspruch auf Bestellung oder Ubertragung eines der vorgenannten Rechte haben.

Ausschluss vom Wohngeld

Kein Wohngeld erhalten die Empfénger von

= Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGBII),

m  Zuschiissen nach § 22 Abs. 7SGBII,

s Ubergangsgeld in Hohe des Betrages des Arbeitslosengeldes Il nach § 21 Abs. 4 Satz 1 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB V1),
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m Verletztengeld in Hohe des Betrages des Arbeitslosengeldes I nach § 47 Abs. 2 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB VII)

m  Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Zwdélften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII),

m Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII,

m ergdnzender Hilfe zum Lebensunterhalt oder anderen Hilfen in einer stationdren Einrichtung, die den Lebens-
unterhalt umfassen, nach dem Bundesversorgungsgesetz oder einem Gesetz, das dieses fiir anwendbar erklart,

m Leistungen in besonderen Fillen und Grundleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,

m Leistungen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in Haushalten, zu denen ausschlieBlich Empfanger
dieser Leistungen gehéren,

und ihre bei der Berechnung dieser Leistungen bertiicksichtigten Angehorigen, wenn dabei die Kosten der Unterkunft

einbezogen worden sind.

Durch diese Regelung entfallen doppelte Antragstellungen und Verrechnungen der Leistungen zwischen den
jeweiligen Behorden.

Ein Ausschluss vom Wohngeld besteht allerdings dann nicht, wenn durch das Wohngeld die Hilfebediirftigkeit vermie-
den oder beseitigt werden kann und eine der vorgenannten Leistungen entweder noch nicht erbracht wurde oder
erbracht wird, aber gegentiber dem Wohngeld nachrangig ist.

Rechtsanspruch

Wohngeld ist kein Almosen des Staates. Wer zu den Berechtigten gehort, hat einen Rechtsanspruch auf Wohngeld.

Bewilligungsvoraussetzungen

Ob und in welcher Hohe Sie Wohngeld bekommen, hdngt davon ab,

m wie viele Haushaltsmitglieder zu bertiicksichtigen sind (dazu z&hlen die wohngeldberechtigte Person, Ehegatten,
Lebenspartner, Partner einer sonstigen Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft, Eltern und Kinder- auch
Adoptiv- und Pflegekinder -, Verwandte sowie Schwager und Schwégerin),

= wie hoch die zuschussfahige Miete oder Belastung durch den Wohnraum ist; Miete oder Belastung werden jedoch
nur bis zu bestimmten Hochstgrenzen in Abhéngigkeit von der Anzahl der zu beriicksichtigenden Haushaltsmit-
glieder und der Mietenstufe berticksichtigt; hinzu kommt ein nach der Anzahl der zu bertiicksichtigenden Haus-
haltsmitglieder gestaffelter Betrag fiir Heizkosten,

m  wie hoch das Gesamteinkommen ist.

Ermittlung des Gesamteinkommens
Die wohngeldrechtliche Einkommensermittlung geht vom steuerrechtlichen Einkommensbegriff aus. Das heift:

MaBgebend sind die steuerpflichtigen positiven Einkiinfte im Sinne des § 2 Abs. 1und 2 des Einkommensteuergesetzes.
Hinzu kommt ein Katalog zu berticksichtigender steuerfreier Einnahmen.
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Das anzurechnende Gesamteinkommen setzt sich zusammen aus der Summe der Jahreseinkommen aller zu bertick-
sichtigenden Haushaltsmitglieder abziiglich bestimmter Abzugsbetrage und Freibetrdge. Die Hohe der Einkommens
ist nachzuweisen.

Als Jahreseinkommen ist das Einkommen im Bewilligungszeitraum zu Grunde zu legen, das im Zeitpunkt der
Antragstellung zu erwarten ist.

Wohngeld-Einkommensgrenzen

Anzahl der Grenzen fiir das monatliche Gesamteinkommen in Euro
zu berticksichtigenden gemdR Wohngeldformel fir Wohnraum
Haushaltsmitglieder in Gemeinden der Mietenstufe
| Il [ \Y) Y Vi
1 790 810 820 840 860 870
2 1080 1110 1120 140 1170 1190
3 1340 1360 1380 1410 1430 1450
4 1760 1790 1810 1850 1880 1900
5 2010 2050 2080 2110 2150 2180

Was miissen Sie tun?

Antrag stellen

Um Wohngeld zu erhalten, miissen Sie es bei der zustdndigen Wohngeldbehérde Ihrer Gemeinde, Stadt-, Amts- oder
Kreisverwaltung beantragen und die Voraussetzungen nachweisen.

Information

Der Bewilligungszeitraum
Die Mitarbeiter der

ortlichen Wohngeld- Wohngeld wird in der Regel fiir 12 Monate bewilligt. Dieser Zeitraum kann jedoch iber- oder unter-
behérden sind verpflich- schritten werden. Wohngeld wird erst ab dem Monat geleistet, in dem der Antrag bei der Wohn -
tet, Sie tiber Ihre Rechte geldbehorde eingegangen ist. Daran sollten Sie denken, wenn Sie Wohngeld beantragen wollen.
und Pflichten nach dem

Wohngeldgesetz aufzu - Damit Sie weiterhin Wohngeld erhalten, wenn der Bewilligungszeitraum endet, miissen Sie einen
klaren. erneuten Antrag stellen. Ein Tipp: Stellen Sie den Antrag moglichst zwei Monate vor Ablauf Ihres

Bewilligungszeitraums, damit das Wohngeld ununterbrochen weitergezahlt wird.
Néhere Informationen
tiber das geltende Wohn-
geldrecht finden Sie auf Gesetze
der Internetseite des
Bundesministeriums fiir Die gesetzlichen Grundlagen finden Sie im Wohngeldgesetz, das durch die Wohngeldverordnung
Verkehr, Bau und Stadt- erganzt wird.

entwicklung unter www.
bmvbs.de/wohngeld*“.
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Internationale Sozialversicherung

Die deutschen Gesetze iiber die Sozialversicherung sehen vor, dass ihre Leistungen nur innerhalb Deutschlands erbracht
werden.

International gibt es jedoch immer mehr Verflechtungen. Millionen von Menschen arbeiten in einem fremden Land oder
besuchen es als Touristen. Deshalb ist es notwendig, dass soziale Leistungen auch liber die Grenzen hinweg erbracht bzw. in
einem anderen Land méglich werden.

Aus diesem Grund gibt es innerhalb der Europdischen Union (Belgien, Bulgarien, Ddnemark, Deutschland, Estland, Finnland,
Frankreich, Griechenland, GroRbritannien, Irland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich,
Polen, Portugal, Rumdnien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern) eine Rechtsgrundlage, die
es ermdglicht, dass soziale Leistungen tiber die Grenze an die Berechtigten erbracht werden kénnen und zum Beispiel die
ndotige Krankenversorgung fiir Sie und Ihre Familienangehdrigen in den Mitgliedstaaten sichergestellt ist.

Nach dem Abkommen iiber den Europdischen Wirtschaftsraum (EWR) gilt diese Rechtsgrundlage auch fiir Norwegen, Island
und Liechtenstein. Sie ist auch auf die Schweiz anwendbar.

Ahnliche Regelungen bestehen mit einer Reihe von européischen Staaten. Dazu gehéren u.a.:
m Bosnien-Herzegowina,

= Kroatien,

m Mazedonien,

= Serbien,

»  Montenegro.

Sozialversicherungsabkommen bestehen auch mit folgenden Landern:
= Australien,

s Chile (nur Rentenabkommen),

= China (Entsendeabkommen),

m Indien (Entsendeabkommen),

m Israel,

= Japan (nur Rentenabkommen),

= Kanada (nur Rentenabkommen),

= Marokko,

m Sidkorea (nur Rentenabkommen),
m Tunesien,

m Tiirkei,

=  USA (nur Rentenabkommen).

Die mit China und Indien bestehenden Sozialversicherungsabkommen regeln lediglich die Vermeidung der
Doppelversicherung bei Beschiftigung im anderen Vertragsstaat.

Dariiber hinaus bestehen mehrseitige Ubereinkommen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit, beispielsweise
= derInternationalen Arbeitsorganisation (ILO),

m desEuroparats,

m flrdie Rheinschiffer.

In all diesen Regelungen geht es nicht darum, die Systeme der Sozialen Sicherheit zu harmonisieren. Sie sollen lediglich
koordiniert werden.
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Grundsatzliches

Die Regelungen der EU und zum Teil auch der Sozialversicherungsabkommen sind sehr umfassend. Am wichtigsten
sind die Leistungen bei Krankheit, bei Invaliditdt und im Alter sowie Leistungen an Hinterbliebene, Leistungen bei
Arbeitsunféallen und bei Berufskrankheit.

Die internationalen Regelungen gehen von zwei Voraussetzungen aus:

1. Dievonihnen erfassten Personen sind in ihren sozialen Rechten grundsétzlich gleich gestellt.

2. Der Aufenthaltin dem einen Mitglieds- bzw. Vertragsland ist dem Aufenthalt in dem anderen Mitglieds- bzw.
Vertragsland grundsétzlich gleich gestellt.

Wichtig:

Die internationalen Regelungen erfassen nicht nur die Pflichtversicherung, sondern auch die freiwillige Versicherung unter
den jeweils geltenden Bedingungen. Die Regelungen der EU gelten fiir Sie als Arbeitnehmer, Selbststandiger oder als
Student, wenn Sie nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedsstaaten versichert sind oder waren. AuBer-
dem miissen Sie Staatsangehdriger eines Mitgliedsstaates sein oder als Staatsangehdriger eines Drittstaates, als Staaten-
loser oder Fliichtling im Gebiet eines Mitgliedstaates wohnen.

Die zweiseitigen Abkommen (also diejenigen mit den Nicht-EU-Staaten) gelten in erster Linie fiir
m die deutschen Staatsangehdérigen,

m die Staatsangehérigen des anderen Vertragsstaates,

s Fliichtlinge,

= Staatenlose.

Gesetze

Grundlage des Sozialversicherungsschutzes innerhalb der EU ist die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71. Diese gilt auch im
Verhdltnis zu Norwegen, Island, Liechtenstein und der Schweiz. Sie wird ab 1. Mai 2010 von der Verordnung (EG) Nr.
883/2004 abgelost, mit der die gemeinschaftsrechtliche Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit

modernisiert wird.

Sozialversicherungsabkommen bestehen auch mit einigen Lindern innerhalb und auBerhalb Europas.

Krankenversicherung

Leistungen/Voraussetzungen

Haben Sie sich in einen anderen Mitglieds- bzw. Vertragsstaat begeben, um dort zu arbeiten, so sind Sie auch dort kran-
kenversichert und erhalten von dem zustandigen Trager die erforderlichen Leistungen.
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Ubrigens haben Sie auch als Tourist Anspruch auf die 4rztlichen Leistungen in einem anderen EU-Mitgliedsstaat, die

bis zu Ihrer beabsichtigten Riickkehr nicht zuriickgestellt werden kénnen. Sofern Sie sich in einem EU-Mitgliedsstaat
begeben, um dort drztliche Leistungen in Anspruch zu nehmen, kénnen sie von Ihrer deutschen Krankenkasse
Erstattungen der von Ihnen verauslagten Kosten bis zur Hohe verlangen, wie sie in Deutschland entstanden wéren.

Fir Krankenhausbehandlungen ist dagegen eine vorherige Genehmigung durch Ihre Krankenkasse erforderlich. Diese
Regelungen gelten nicht in Australien, Chile, China, Indien, Israel, Japan, Kanada, Marokko, Stidkorea und den USA.

Wenn ein ausldndischer Arbeitnehmer in Deutschland arbeitet und seine Familie beispielsweise in der Tiirkei wohnt,
erhalten seine Familienangehorigen auch in der Tiirkei vollen Krankenversicherungsschutz - so, als ob der Vater dort
arbeiten wirde.

Ob Krankenversicherungsschutz bei einem Aufenthalt in Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Kroatien, Mazedonien,
Serbien oder Montenegro gewdahrleistet ist, sollten Sie beim zustdndigen deutschen Krankenversicherungstréger erfra-
gen.

Was miissen Sie tun?

Als Tourist sind Sie gut beraten, wenn Sie sich vor Ihrer Abreise bei Ihrer Krankenkasse eine Européische Krankenver-
sicherungskarte bzw. eine Anspruchsbescheinigung besorgen, die Sie mitnehmen. In dieser Bescheinigung steht auch,
an wen Sie sich in Ihrem Urlaubsland wenden miissen, um die erforderlichen Krankenversicherungsleistungen zu
erhalten.

Wenn Sie als Arbeitnehmer von einem Land in das andere entsandt werden, so bleiben Sie weiterhin in Ihrem Heimat-
land versichert und zahlen dort auch Ihre Beitrédge weiter. Sie sollten in diesem Fall eine , Entsendebescheinigung® mit
sich fithren. Diese Bescheinigung bewahrt Sie vor einer Doppelversicherung.

Pflegegeld ist an Versicherte der deutschen Pflegeversicherung bzw. deren mitversicherte Familienmitglieder in den
EU/EWR-Staaten bzw. der Schweiz zu zahlen.

Information

Beratung und Informationen erhalten Sie bei Ihrer Krankenkasse sowie beim GKV-Spitzenverband, Deutsche Ver-
bindungsstelle, Krankenversicherung-Ausland (DVKA) in 53134 Bonn, Postfach 200 464.

Unfallversicherung

Leistungen/Voraussetzungen

Angenommen, Sie arbeiten als Deutscher in Frankreich bei einem dortigen Arbeitgeber und kehren nach einem
Arbeitsunfall wieder nach Deutschland zuriick. Dann zahlt Ihnen der franzosische Versicherungstréger die Ihnen
zustehende Unfallrente nach Deutschland. Auch die notwendige drztliche Versorgung erhalten Sie in dem einen Land
genauso wie in dem anderen.
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Erleiden Sie im Ausland einen tédlichen Arbeitsunfall, so erhalten Ihre Hinterbliebenen vom dortigen Versicherungs-
trager eine Rente — auch dann, wenn sie in Deutschland wohnen. Sie bekommen die Rente so, als ob Sie in dem Staat, in
dem der Arbeitsunfall passiert ist, leben wiirden.

Was miissen Sie tun?

Mochten Sie Leistungen beantragen? Bitte wenden Sie sich an Ihren deutschen Versicherungstrager oder im Ausland
auch an den auslédndischen Tréger.

Was miissen Sie tun? Information

Wenn Sie im Ausland der Beratung und Informationen erhalten Sie bei der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung
deutschen Versicherung (DGUV) in 53757 Sankt Augustin, Alte Heerstraf3e 111.

angehdren, zahlen Sie

weiterhin Ihre Beitrage. Ren l—en VeI'SjCh erung

Im Leistungsfall stellen
Sie Ihren Antrag an den

Versicherungstrager des Leistungen/Voraussetzungen

Landes, in dem Sie woh-

nen. Auslandische Leis- Waren Sie im Laufe Ihres Arbeitslebens in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten bzw. Vertragslandern
tungen kdnnen Sie eben- beschéftigt? Dann werden die jeweiligen Zeiten der Rentenversicherung zusammengerechnet, um
falls iber die Trager im die Wartezeit zu erfiillen. Wenn Sie Anspruch auf Rentenzahlung haben und der Versicherungsfall
Ausland oder tiber den eingetreten ist, so wird Ihnen die Rente auch tiber die Grenze in den EU-Mitgliedstaat bzw. das
deutschen Trager erlan- andere Vertragsland gezahlt. Dabei gilt grundsétzlich: Jeder Versicherungstrager kommt jeweils

gen.

fur die Zeiten auf, fiir die Sie bei ihm versichert waren. Entsprechend werden auch Hinter-
bliebenenrenten gezahlt.

Information

Beratung und Informationen erhalten Sie fiir alle EU-[EWR-Miedgliedstaaten und Vertragslander

= beider Deutschen Rentenversicherung Bund (www.deutsche-rentenversicherung-bund.de)

m beider Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See
(www.deutsche-rentenversicherung-knappschaft-bahn-see.de)

und bei den Regionaltrdgern der Deutschen Rentenversicherung

m fiirGriechenland, Zypern, Liechtenstein und die Schweiz: Baden-Wiirttemberg
(www.deutsche-rentenversicherung-baden-wiirttemberg.de)

m firPolen: Berlin Brandenburg (www.deutsche-rentenversicherung-berlin-brandenburg.de)

s flirJapan und Siidkorea: Braunschweig-Hannover
(www.deutsche-rentenversicherung-braunschweig-hannover.de)

= flirUngarn und Bulgarien: Mitteldeutschland (www.deutsche-rentenversicherung-mitteldeutschland.de)

m flir die Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Mazedonien, Serbien,
Montenegro, Kosovo: Bayern-Siid (www.deutsche-rentenversicherung-bayernsued.de)

s flirDéanemark, Estland, Finnland, Grobritannien, Irland, Lettland, Litauen, Norwegen, Schweden, China, Kanada
und die USA: Nord (www.deutsche-rentenversicherung-nord.de)
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» fiir Osterreich: Bayern-Siid (www.deutsche-rentenversicherung-bayernsued.de)

= filir Portugal, Ruménien und die Tirkei: Nordbayern (www.deutsche-rentenversicherung-nordbayern.de)
m firAustralien: Oldenburg-Bremen (www.deutsche-rentenversicherung-oldenburg-bremen.de)

= firBelgien, Spanien, Chile und Israel: Rheinland (www.deutsche-rentenversicherung-rheinland.de)

m furFrankreich und Luxemburg: Rheinland-Pfalz (www.deutsche-rentenversicherung-rheinland-pfalz.de)
m furltalien, Malta, Marokko und Tunesien: Schwaben (www.deutsche-rentenversicherung-schwaben.de)

m fiir die Niederlande und Island: Westfalen (www.deutsche-rentenversicherung-westfalen.de)

Kindergeld

Leistungen/Voraussetzungen

Wenn Sie in Deutschland unbeschrankt steuerpflichtig sind bzw. als Arbeitnehmer beschéftigt sind, konnen Sie fiir Ihre
Kinder, die in bestimmten anderen Staaten leben, Kindergeld erhalten. Im Bereich der EU sowie fiir Kinder in Liechten-
stein, der Schweiz, Norwegen und Island wird es voll gezahlt. Fiir Kinder in anderen Staaten (z.B. Tiirkei) gelten verein-
barte Sétze.

Wenn Sie in einem dieser Staaten als (nicht entsandter) Arbeitnehmer beschéftigt sind, erhalten Sie in der Regel fir
Ihre Kinder, die in Deutschland leben, Familienbeihilfe (Kindergeld) nach den Vorschriften des Landes, in dem Sie
beschéftigt sind.

Was miissen Sie tun?

Stellen Sie Ihren Antrag auf Leistungen bitte bei der 6rtlich zustdndigen Familienkasse oder bei ihrem 6ffentlichen
Arbeitgeber. Haben Sie einen ausldndischen Anspruch, so wenden Sie sich bitte an die zustdndige ausldndische Stelle.
Néhere Informationen dazu finden Sie in besonderen Merkblattern.

Information

Beratung und Informationen erhalten Sie bei der 6rtlich zustdndigen Familienkasse.

Arbeitslosenversicherung

Leistungen/Voraussetzungen

Wenn Sie arbeitslos sind und Ihren Wohnsitz in ein anderes EU-Land bzw. nach Norwegen, Island, Liechtenstein oder in
die Schweiz verlegen, weil Sie dort Arbeit suchen mochten, so konnen Sie unter bestimmten Voraussetzungen weiter -
hin deutsches Arbeitslosengeld erhalten - allerdings héchstens fiir drei Monate. Sofern Sie vor Ablauf dieses Zeitraumes
zuriickkehren, 1&uft Ihr Arbeitslosengeld weiter. Kehren Sie dagegen spéter zuriick, so ist Ihr Anspruch erloschen. In
Bosnien-Herzegowina, Kroatien, in Serbien, Montenegro und Mazedonien erhalten Arbeitslose, die in Deutschland
beschéftigt gewesen sind, unter bestimmten Voraussetzungen die Leistungen der dortigen Versicherung.



Beratung und Infor-
mationen erhalten Sie
bei der Arbeitsagentur
oder bei der Bundes-
agentur fur Arbeitin
Nirnberg.

Internationale Sozialversicherung

Was miissen Sie tun?

Damit Sie in einem anderen EU-Staat weiterhin das deutsche Arbeitslosengeld erhalten, missen Sie
folgende Voraussetzungen erfiillen: Sie miissen sich vor Ihrer Abreise mindestens vier Wochen
nach Beginn der Arbeitslosigkeit bei der deutschen Arbeitsverwaltung als Arbeitsloser gemeldet
und ihr zur Verfiigung gestanden haben. Hinzu kommt: Sie miissen sich binnen sieben Tagen bei
der Arbeitsverwaltung des Mitgliedsstaates, in den Sie sich begeben, als Arbeitssuchender melden.
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Sozialgerichtsbarkeit

Soziale Sicherung und Rechtsschutz durch die Sozialgerichtsbarkeit gehen Hand in Hand. Die Sozialgerichtsbarkeit stellt
sicher, dass jeder seine sozialrechtlichen Anspriiche nottalls gerichtlich iiberpriifen und durchsetzen lassen kann.

Wann sind die Sozialgerichte zustdndig?

Die Sozialgerichte entscheiden vor allem tiber Streitigkeiten in Angelegenheiten der Sozialversicherung. Dieses sind
beispielsweise die Kranken- und Unfallversicherung oder die Rentenversicherung. Aber auch in Angelegenheiten der
Arbeitslosenversicherung, der Kriegsopferversorgung oder des Schwerbehindertenrechts sind fiir eine Klage die Sozial-
gerichte zustdndig. Seit dem 1. Januar 2005 ist die Sozialgerichtsbarkeit auch fiir Streitigkeiten in Angelegenheiten der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende (,Hartz IV*) und die Sozialhilfe zustdndig.

Wie ist die Sozialgerichtsbarkeit organisiert?

Die Sozialgerichtsbarkeit ist dreistufig aufgebaut. In der ersten Instanz entscheiden die Sozialgerichte, in der zweiten
Instanz die Landessozialgerichte und in der letzten Instanz das Bundessozialgericht. Bei den Sozialgerichten werden
Kammern gebildet, die sich jeweils mit bestimmten Rechtsgebieten aus dem Zustdndigkeitsbereich der Sozialgerichts-
barkeit befassen. Jede Kammer ist mit einem Berufsrichter als Vorsitzendem und zwei ehrenamtlichen Richtern als
Beisitzer tétig. Die Landessozialgerichte entscheiden tiber Berufungen gegen Urteile. Die Senate der Landessozial-
gerichte -sie entsprechen den Kammern der Sozialgerichte - sind jeweils mit einem Vorsitzenden, zwei weiteren
Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen Richtern besetzt. Beim Bundessozialgericht, das tiber die Revisionen ent-
scheidet, sind die Senate ebenfalls mit einem Vorsitzenden, zwei weiteren Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen
Richtern besetzt.

Bei den ehrenamtlichen Richtern handelt es sich um Laienrichter, die dieselben Rechte und Pflichten wie die Berufs-
richter haben. Die Karnmern und Senate sind jeweils mit ehrenamtlichen Richtern besetzt, die besondere Erfahrungen
aus der Praxis fiir das jeweilige Rechtsgebiet einbringen.

Was ist bei der Klageerhebung zu beachten?

Die Klage muss schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle beim Gericht erhoben
werden. Zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschéftsstelle bedeutet, dass der Kldger die Klage auch erheben
kann, indem er den streitigen Sachverhalt dem zustdndigen Mitarbeiter des Gerichts schildert und dieser hiervon eine
Niederschrift anfertigt. In der Klageschrift sollen Kladger und Beklagte benannt werden. AuBBerdem soll in der Klage-
schrift angegeben werden, was mit der Klage begehrt wird und - falls ein solcher vorliegt - gegen welchen Bescheid des
Sozialversicherungstragers oder der Behorde sich die Klage richtet. Au3erdem sollen die Tatsachen und Beweismittel
angegeben werden, die die Klage begriinden.

Weiterhin muss die Klage beim 6rtlich zustéindigen Sozialgericht eingelegt werden. Ortlich zustéindig ist das Gericht, in
dessen Bezirk der Kldger zum Zeitpunkt der Klageerhebung wohnt.
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Wenn der Klédger die Aufhebung oder Anderung eines Verwaltungsaktes oder den Erlass eines abgelehnten Ver-
waltungsaktes begehrt, muss er zundchst grundsétzlich bei der zustdndigen Behorde oder dem zustdndigen Sozialver-
sicherungstrager Widerspruch gegen den Verwaltungsakt einlegen. Der Widerspruch muss innerhalb eines Monats
nach der Bekanntgabe des Verwaltungsaktes bei der Stelle eingelegt werden, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die
Behorde oder der Sozialversicherungstrdger priift dann in einem Widerspruchsverfahren erneut die RechtmaBigkeit
und ZweckmaBigkeit des Verwaltungsaktes. Wenn der Sozialversicherungstrdger dem Widerspruch stattgibt, hebt er
den angefochtenen Verwaltungsakt auf oder erlédsst einen entsprechenden Verwaltungsakt. Andernfalls erlasst er
einen ablehnenden Widerspruchsbescheid, mit dem der angefochtene Verwaltungsakt bestétigt wird. In diesem Fall
kann dann Klage beim Sozialgericht erhoben werden.

AuBerdem ist die Klagefrist zu beriicksichtigen. Die Klage muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des
Widerspruchsbescheides eingereicht werden.

Wie lauft das Gerichtsverfahren ab?

Im sozialgerichtlichen Verfahren findet grundsétzlich eine miindliche Verhandlung statt. Die miindliche Verhandlung
findet 6ffentlich statt und wird vom Vorsitzenden geleitet. Zunéchst ruft dieser die Sache auf, dann werden - soweit
welche geladen sind - die Zeugen belehrt. Bis zu ihrer Vernehmung verlassen die Zeugen wieder den Gerichtssaal.
Anschlieend fiihrt der Vorsitzende in den Sach- und Streitstand ein. Nun erfolgt - falls notwendig - die Beweisauf-
nahme, im Anschluss duBern sich Kldger und Beklagter zur Sache. Wenn die Streitsache erdrtert worden ist, erklért der
Vorsitzende die miindliche Verhandlung fiir geschlossen.

Eine wesentliche Rolle spielt im sozialgerichtlichen Verfahren die Beweisaufnahme. Im Rahmen der Beweisaufnahme
werden beispielsweise Zeugen oder Sachverstdndige — z.B. ein Arzt — gehort. Es konnen aber auch Dokumente, die einen
bestimmten Sachverhalt beweisen, vorgelegt werden. Bei der Beweisaufnahme ist das Gericht nicht an die Beweisan-
trage der Beteiligten gebunden. Denn im sozialgerichtlichen Verfahren gilt der so genannte Amtserhebungsgrundsatz.
Dieses bedeutet, dass das Gericht von Amts wegen den Sachverhalt erforschen muss. Es muss alle Tatsachen ermitteln,
die fiir das Verfahren entscheidungserheblich sind. Dabei diirfen die Beteiligten aber zur Mitwirkung herangezogen
werden.

Im sozialgerichtlichen Verfahren kénnen sich die Beteiligten durch Bevollméchtigte vertreten lassen. Zwingend vor-
geschrieben ist dieses aber nur vor dem Bundessozialgericht, nicht aber vor den Sozial- und Landessozialgerichten. Als
Prozessbevollméchtigte konnen beispielsweise Rechtsanwaélte auftreten, aber auch Mitglieder und Angestellte von
Gewerkschaften oder Arbeitgebervereinigungen.

Beendet wird das Gerichtsverfahren regelméagig durch ein Urteil. Im Regelfall wird das Urteil in dem Termin verkiindet,
in dem die miindliche Verhandlung geschlossen wird.

Kann man ein Urteil gerichtlich iiberpriifen lassen?
Grundsétzlich stehen zwei Rechtsmittel zur Uberpriifung eines Urteils zur Verfiigung: Die Berufung und die Revision.

Mit der Berufung kann prinzipiell jedes Urteil des Sozialgerichts angefochten werden; ausgenommen sind lediglich
Streitigkeiten, bei denen der Beschwerdewert nicht mehr als 750 EUR betrégt. In diesem Fall muss die Berufung
ausdriicklich zugelassen werden. Der Beschwerdewert ist die Differenz zwischen dem, was der Berufungskldger in dem
Verfahren vor dem Sozialgericht erhalten hat und dem, was er mit seiner Berufungsklage weiter verfolgt. Das Landes-
sozialgericht priift im Berufungsverfahren noch einmal alle tatsdchlichen und rechtlichen Aspekte des Sachverhalts.
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Gegen ein Urteil des Landessozialgerichts kann Revision eingelegt werden. Anders als bei der Berufung muss aber die
Revision in jedem Fall ausdriicklich vom Landessozialgericht zugelassen werden. Die Revision muss vomn Landessozial-
gericht vor allem zugelassen werden, wenn die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat - also z.B. bislang noch
nicht vom Bundessozialgericht entschieden worden ist und ein Interesse der Allgemeinheit beriihrt - oder das Urteil
von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts abweicht. Wenn die Revision nicht durch das Landessozialgericht
zugelassen werden sollte, kann hiergegen eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt werden. Im Revisionsverfahren
prift das Bundessozialgericht nicht mehr die tatsdchlichen Aspekte, sondern nur noch die rechtlichen Aspekte des
Sachverhalts.

Was kostet die Durchfithrung eines sozialgerichtlichen Verfahrens?

Fiir Versicherte, Leistungsempfénger und Behinderte ist das Verfahren vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit
kostenfrei. Soweit der Kldger oder der Beklagte aber nicht zur Gruppe der Versicherten, Leistungsempfénger und
Behinderten gehort - beispielsweise die Trager der Sozialversicherung - hat er eine Pauschgebiihr zu entrichten.
Gehoren weder der Kldger noch der Beklagte den bereits genannten Personenkreisen an, werden, wie in Verfahren bei
anderen Gerichtsbarkeiten auch, Gerichtskosten in Abhédngigkeit vom Streitwert erhoben.
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Sozialdatenschutz

Prinzipien des Sozialdatenschutzes

Die Gewahrleistung sozialer Rechte durch die sozialen Sicherungssysteme ist ohne den Umgang mit personen-
bezogenen Daten (Sozialdaten) der betroffenen Biirger nicht denkbar. Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von
oftmals hochsensiblen Daten der Betroffenen, beispielsweise iber ihren Gesundheitszustand, ist allerdings grundsétz-
lich als Eingriff in das verfassungsrechtlich garantierte Recht des Einzelnen auf informationelle Selbstbestimmung zu
bewerten, das heif3t es muss gesetzlich genau geregelt sein, welche Informationen ein Sozialleistungstréger tiber einen
Versicherten speichern darf. Der Schutz personenbezogener Daten ist auBerdem von zwei zentralen Prinzipien
geprégt, die durchgehend ihren Niederschlag in der Vielzahl datenschutzrechtlicher Vorschriften gefunden haben:
Daten tiber Personen diirfen grundsétzlich nur erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies zur Erfiillung der
Aufgaben der verantwortlichen Stelle - in der Regel ein Sozialleistungstrdger wie z.B. ein Rentenversicherungstrager
oder eine Krankenkasse - erforderlich ist. So diirfen Krankenkassen beispielsweise Infomationen iiber einzelne
Personen erheben, soweit diese fiir die Feststellung des Versicherungsverhéltnisses und der Mitgliedschaft dieser
Personen erforderlich sind. Wichtige Angaben sind beispielsweise in der Regel Name, Anschrift, Familienverhéltnisse
bzw. Arbeitsverhaltnisse.

Diese strengen Anforderungen gelten prinzipiell dann nicht, wenn der Betroffene vorher in den Umgang mit seinen
Daten im Einzelnen eingewilligt hat. Dabei ist aber umgekehrt zu berticksichtigen, dass Sozialleistungen ein Gesamt-
leistungsgefiige darstellen und einzelne Tréger zu ihrer Aufgabenerfillung oft auf Sozialdaten bei anderen Tréagern
angewiesen sind. Die Tatsache, dass es unterschiedliche Sozialleistungszweige gibt, darf deshalb nicht zu Informations-
defiziten fiihren. Diesen Gedanken hat das Bundesverfassungsgericht in seinem berithmten Volkszédhlungsurteil
folgendermaBen beschrieben: ,,Grundsétzlich muss der Einzelne Einschrankungen seines Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung im tiberwiegenden Allgemeininteresse hinnehmen®. So kann es durchaus vorkommen, dass die
Krankenversicherung auf Daten der Unfall- oder Rentenversicherung zuriickgreifen muss, um etwa einen Leistungs-
anspruch zu berechnen.

Mit den Vorschriften tiber das Sozialgeheimnis in § 35 SGBI, iiber den Sozialdatenschutz im 2. Kapitel des SGB X (§§ 67
bis 85a) sowie den ergédnzenden datenschutzrechtlichen Sondervorschriften in den einzelnen Biichern des Sozial-
gesetzbuches (SGB) ist der Gesetzgeber der verfassungsrechtlichen Vorgabe nachgekommen, gesetzliche Regelungen
iiber den Schutz von Sozialdaten, als besonders schutzwiirdige personenbezogene Daten, aufzustellen, die ein hohes
Schutzniveau gewahrleisten. Danach hat jeder Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten von den
Leistungstrdgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). Die Vorschriften tiber
das Sozialgeheimnis und den Sozialdatenschutz gelten unabhéngig davon, ob das SGB von Bundes- oder Landesbe-
hoérden angewandt wird.

Sozialdaten sind Einzelangaben iber personliche oder sachliche Verhéltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren
natirlichen Person, die beispielsweise von einem Sozialleistungstrager im Hinblick auf seine Aufgaben nach dem SGB
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse stehen von Gesetzes wegen diesen
Sozialdaten gleich.

Dateniibermittiung

Die Ubermittlung von Sozialdaten ist nur zulissig, wenn der Betroffene eingewilligt oder wenn eine gesetzliche Uber-
mittlungsbefugnis nach dem Sozialgesetzbuch vorliegt. Ubermitteln ist nach der gesetzlichen Definition das Bekannt-
geben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonnener Sozialdaten an einen Dritten in der Weise, dass die
Daten an den Dritten weitergegeben werden oder der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten ein-
sieht oder abruft.



Sozialgerichtsbarkeit

Wichtige Ubermittlungsfille:

s Ubermittlung bestimmter enumerativ genannter Angaben wie z.B.

Namen oder Anschrift fiir Aufgaben der Polizeibehorden, der
Staatsanwaltschaften, u.a.,

»  Ubermittlung fiir die Erfiillung sozialer Aufgaben,

s Ubermittlung fiir die Durchfiihrung des Arbeitsschutzes,

s Ubermittlung fiir die Erfiillung besonderer gesetzlicher Aufgaben
und Mitteilungsbefugnisse,

= Ubermittlung von Sozialdaten fiir die Forschung und Planung
sowie

m  Ubermittlung ins Ausland und an iiber- oder zwischenstaatliche
Stellen.

Besondere praktische Bedeutung kommt der Ubermittlung fiir die
Erfullung sozialer Aufgaben zu. Betroffen ist der hdufigste Fall der
Ubermittlung von Daten im Zusammenhang mit der gesetzlichen Auf-
gabenerfiillung der Leistungstrdger und der Durchfiihrung von Ver-
fahren nach dem SGB.

Beispiele:

(1) Eine Berufsgenossenschaft teilt einem Rentenversi-
cherungstrager Angaben zu einer Verletztenrente
mit, damit dieser priifen kann, ob und gegebenen-
falls in welcher Héhe Leistungen der Rentenver-
sicherung nach § 93 SGB VIl angerechnet werden
dirfen.

(2) Will ein Leistungstrager die Strafverfolgung etwa
wegen Betrugs zu Lasten der Sozialversicherung
oder wegen Vorenthaltung und Veruntreuung von
Arbeitsentgelten einleiten, rechtfertigt dies die
Ubermittlung der Sozialdaten an die Strafver-
folgungsbehdérden. Hierzu gehért auch z. B. die
Anzeige einer Krankenkasse im Rahmen des
Beitragseinzugs, da eine solche Manahme
geeignetist, die Zahlungsdisziplin zu erhalten und
weitere Schaden zu verhindern.
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* Fachleute aus Ministerien und Behorden stellen das gesamte Sozialrecht ausfiihrlich und
verstandlich dar
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Biirgertelefon

Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr

Sie fragen - wir antworten

Rente:
Unfallversicherung/Ehrenamt:
Arbeitsmarktpolitik und - férderung:
Arbeitsrecht:

Teilzeit, Altersteilzeit, Minijobs:

Infos fiir behinderte Menschen:

Ausbildungsférderung/Ausbildungsbonus:

Europdischer Sozialfonds/Soziales Europa:

Mitarbeiterkapitalbeteiligung:

Gehorlosen/Horgeschéadigten-Service:
info.gehoerlos@bmas.bund.de
Schreibtelefon:

Fax:

Gebérdentelefon:

Birgertelefon

018 05 6767-10
018 05 6767-11
018 05 6767-12
018 05 6767-13
018 056767-14
018 05 6767-15
018 05 6767-18
018 05 6767-19

018 05 6767-20

018 056767-16
018 05 6767-17
gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

(Festpreis 14 Cent/Min. aus den Festnetzen und maximal 42 Cent/Min. aus den Mobilfunknetzen.)

www.bmas.de - info@bmas.bund.de



Gebérdensprach-Telefon

Gebardensprach-Telefon

Seit Januar 2007 haben gehdérlose und hérgeschddigte Blirgerinnen und Biirgern die Mdéglichkeit, tiber gebaerdentelefon@sip.
bmas.buergerservice-bund.de online mittels der Gebdrdensprache und Videophonie (Video over IP, SIP) Informationen zu

den Themenbereichen des BVIAS zu erhalten. Auch Bestellungen von Publikationen oder Auskiinfte zu Ansprechpartnern
zustdndiger Behdrden und Institutionen sind mdglich. Die gehdrlosen Beraterinnen stehen von Montag bis Donnerstag in der
Zeitvon 14.00 bis 18.00 Uhr zur Verfiigung, um online die Anfragen in Gebdrdensprache entgegenzunehmen und zu bear-
beiten. Die Mitarbeiterinnen verfiigen bereits iiber langjdhrige Erfahrung bei der Bearbeitung von Anfragen gehdrloser und
horgeschddigter Biirgerinnen und Biirger per Schreibtelefon, Mail und Fax im Rahmen des Biirgertelefons des BVAS.

Der neue Service kann mit einem IP-Video-Telefon mit SIP/Internet-Telefonie-Server oder tiber einen PC mit Softphone tiber DSL
angewdhlt werden.

Wie funktioniert das Gebardensprach-Telefon genau?
Informationen und technische Voraussetzungen fiir das Gebardentelefon

Adresse:
Die Adresse des Gebérdentelefons ist keine E-Mail-Adresse und auch keine Internetseite, sondern die Zieladresse, die Sie
in Ihr Endgerét eingeben miissen.
Bitte geben Sie folgende Adresse in das Endgerét ein:
gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
Endgerite:
Fiir die Kommunikation benétigen Sie entweder ein VoIP- und videofdhiges Endgerét, das mit dem Signalisierungs-
protokoll SIP umgehen kann (IP-Video-Telefon) oder einen PC mit einer entsprechenden Software (Softclient bzw.
Softphone).
= VoIP-und videofédhiges Endgerét:
Uber Fachhandel erhiltlich
m Softclient/Softphones:
werden von verschiedenen Herstellern angeboten. Bitte achten Sie auf die Kompatibilitdt mit dem SIP-Protokoll
sowie der Videofdhigkeit mit den Videocodecs H.263 oder H.264
Beispiele: X-Lite (Windows); Linephone (fiir Linux); Kphone (fiir Unix/Linux)
Netzwerkanschluss mit ausreichender Bandbreite:
Fiir die Verbindung bendétigen Sie einen ausreichend schnellen Netzanschluss. Wir empfehlen einen DSL-Anschluss.
Eine Verbindung kann auch tiber ISDN erfolgen, allerdings benétigen Sie wenigstens beide ISDN-Kanéle (128 kBit/s). Bei
zu geringer Bandbreite ist die Bildqualitdt moglicherweise unzureichend.
Firewall-Einstellungen:
Es kann notwendig werden, die Einstellungen der eigenen Firewall zu priifen:

Ausgehende Ports: Eingehende Ports:
SIP: Port 5060 (TCP oder UDP) RTP: Port 8000 (UDP)
RTP:10000 (UDP) RTCP: Port 8001 (TCP)

Fiir Fragen und Hinweise zum neuen Serviceangebot kénnen Sie sich auch tiber das Schreibtelefon 01805/676716
(0,14 EUR/Min. aus dem deutschen Festnetz) oder E-Mail info.gehoerlos@bmas.bund.de an uns wenden.

Video

Wir haben einen Video fiir das Internet erstellt. Hier wird dargestellt, wie Sie die Software installieren und mit dem
Birgertelefon Kontakt aufnehmen kénnen. Gehen Sie bitte auf die Internetseite des BMAS: www.bmas.bund.de und
dann zum Biirgertelefon oder auf die Seite : http://[www.bmas.bund.de/BMAS/Navigation/Service/buergertelefon.html



Impressum

Herausgeber:

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales,

Referat Information, Publikation, Redaktion . I

53107 Bonn Zertifikat seit 2008
audit berufundfamilie

Stand: Januar 2010 /

Wenn Sie Bestellungen aufgeben méchten:

Best.-Nr.: A721

Telefon: 01805 778090*

Telefax: 01805 778094*

Schriftlich: Publikationsversand der Bundesregierung
Postfach 481009 - 18132 Rostock

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet: http://www.bmas.de

Gehorlosen/Horgeschddigten-Service:

E-Mail: info.gehoerlos@bmas.bund.de

Schreibtelefon: 01805 676716

Fax: 01805 676717*

Gebardentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de

*Festpreis 14 Cent/Min. aus den Festnetzen und maximal 42 Cent/Min. aus den Mobilfunknetzen.

Satz/Layout: Grafischer Bereich des BMAS, Bonn
Druck: Bonifatius Druckerei, Paderborn

Wenn Sie aus dieser Publikation zitieren wollen, dann bitte mit genauer Angabe
des Herausgebers, des Titels und des Stands der Verdffentlichung. Bitte senden Sie
zusétzlich ein Belegexemplar an den Herausgeber.

Impressum



	Einleitung
	Inhalt
	Kindergeld, Bundeserziehungsgeld
	Elternzeit, Unterhaltsvor-     schuss, Kinder-zuschlag, Bundes-elterngeld
	Ihre Rechte
	Für welche Kinder erhalten Sie Kindergeld?
	Die Altersgrenze liegt bei 25 Jahren, wenn der junge Mensch

	Regelungen für Sonderfälle
	Gesetze
	Information
	Der Kinderfreibetrag und der Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung
	Die Kinderzulage
	Die Elternzeit
	Gesetze

	Der Unterhaltsvorschuss
	Leistungen/Voraussetzungen

	Der Kinderzuschlag
	Gesetze
	Information

	Das Bundeselterngeld
	Leistungen und Voraussetzungen
	Finanzielle Grundlagen
	Information


	Mutterschutz
	Mutterschutz im Überblick
	Was leistet das      Mutterschutzge- setz?
	Kün di gungs schutz
	Ge stal tung des Ar beits plat zes
	Mut ter schutz hat Vor rang
	Son der re ge lun gen zu den Be schäf ti gungs ver bo ten
	Schutz frist
	Mut ter schutz lohn
	Mut ter schafts geld
	Ärzt li che Pfle ge und Be treu ung

	Voraussetzungen für das Mutter- schaftsgeld
	Höhe der Leistun- gen
	Gesetze
	Information

	Arbeitsförderung
	Sozialgesetzbuch III – Arbeitsförderung
	Aufgaben und Leistungen
	Berufsorientierung
	Berufsberatung
	Arbeitsmarkt-beratung
	Ausbildungs- und Arbeitsvermittlung
	Vermittlungsunterstützende Leistungen
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